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Vorwort

zu. Das umfangreiche - und immer um-
fangreicher werdende - Leistungsange-
bot der NÖ Landesverwaltung kann nur
dann optimal angenommen werden und
wirken, wenn es auch gelingt, es ent-
sprechend zu präsentieren, also unsere
„Kunden", als die eine moderne Verwal-
tung die Bürger sieht, regelmäßig und
aktuell über das Erreichte und über die
Ziele zu informieren.
In diesem Sinn begrüße ich als Landes-
hauptmann die neueste Ausgabe der
„Agenden/Aktivitäten" von ganzem Her-
zen und wünsche ihr eine große Ver-
breitung und möglichst viele Interessen-
ten und Benützer.

Es kann ein kleines Jubiläum gefeiert
werden. Vor 10 Jahren, also 1978, wur-
den der Öffentlichkeit erstmals die
„Agenden/Aktivitäten" in gedruckter
Form präsentiert, und seither ist dieses
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung zu
einem unentbehrlichen Nachschlage-
werk für alle geworden, die in Nieder-
österreich und für Niederösterreich ar-
beiten. Die einzelnen Bände sind zu-
gleich Spiegel einer permanenten Ver-
waltungsreform, die vom Prinzip des
Bürgerservice geprägt wird und die
durch das große „Zukunftspaket" für un-
ser Bundesland, das derzeit zielstrebig
verwirklicht wird, neue Schubkraft erhal-
ten hat. Die mit der Hauptstadtgründung
und der Regionalisierung untrennbar
verbundene Dezentralisierung verfolgt
zwei Ziele: Eine bürgerfreundliche Ver-
waltung kommt noch näher zum Bürger,
und gleichzeitig werden die Regionen
und Gemeinden gestärkt.
Innerhalb dieser Bürgernähe kommt na-
turgemäß einer umfassenden Informa-
tion eine besonders gewichtige Rolle
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folgen werden.
Ein besonderes Anliegen und eine stete
Herausforderung an eine sich legitim
als modern bezeichnende Verwaltung
ist ein vielfältiges und zielgruppenorien-
tiertes Informationsangebot für den Bür-
ger. Mit der Schriftenreihe „NÖ Schrif-
ten“ sind seit April des Vorjahres be-
reits 11 Bände erschienen, mit unter-
schiedlichen Themen und Adressaten-
gruppen. Die große Nachfrage nach die-
sen Bänden belegt das hohe Informa-
tionsbedürfnis der Landesbürger und
damit auch die Richtigkeit des Weges
einer transparenten Verwaltung, den
Niederösterreich bereits vor mehreren
Jahren eingeschlagen hat.

Mit der nun vorliegenden neuesten Bro-
schüre „Agenden/Aktivitäten 1987/88"
soll nicht nur Rückschau auf die vielfälti-
gen Aktivitäten der Landesverwaltung
im vergangenen Jahr gehalten werden,
sondern es soll auch ein zukunftsorien-
tierter Einblick in die bevorstehenden
Aufgaben und Ziele geschaffen werden.
Im Rahmen der Bestrebungen, eine
möglichst große Transparenz in der Ver-
waltung zu erreichen, wurden im letzten
Jahr wieder mehrere wichtige Schritte in
Richtung einer bürgerfreundlichen Ver-
waltung unternommen. So wurden Au-
ßenstellen der Bezirkshauptmannschaf-
ten eingerichtet, die Anzahl der Sprech-
tage in den Bezirken erhöht und die
Ausstattung der Bezirkshauptmann-
schaften mit textverarbeitenden Geräten
weitgehend abgeschlossen. Durch den
Einsatz modernster Kommunikations-
mittel kann so auf die Wünsche der Bür-
ger schneller und effizienter eingegan-
gen werden.
Vor allem das im Vorjahr von der NÖ
Landesregierung beschlossene Dezen-
tralisierungskonzept soll die Verwaltung
noch näher an den Bürger heranbringen
und ihm den Weg zur Behörde verkür-
zen. Mit der Verlegung des Gebietsbau-
amtes I nach Korneuburg wurde bereits
ein erster Schritt gesetzt, dem weitere

Dr. Karl Kern '
Landesamtsdirektor
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

(Stand vom 14. Jänner 1988)

§2

Die Angelegenheiten der Landesverwaltung und der mittelbaren Bundesverwaltung
(einschließlich der Auftragsverwaltung des Bundes) werden auf die Mitglieder der
Landesregierung wie folgt verteilt.

I.

1. Angelegenheiten der Landesverfassung und der Behördenorganisation; Leitung
des Inneren Dienstes; Verfassungsdienst; Angelegenheiten der NÖ Verwal-
tungsakademie; Amtsinspektorat; Angelegenheiten des Rechnungshofes; Kanz-
leiaufsicht; Koordinationsdienst; Befreiung von der Verpflichtung zur Wahrung
der Amtsverschwiegenheit; Angelegenheiten der elektronischen Datenverarbei-
tung; Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes; Beratungs-
stelle des Amtes; Angelegenheiten der Verbindungsstelle der Bundesländer;
Entsendung von Vertretern des Landes oder der Landesregierung in öffentliche
Körperschaften oder andere juristische Personen; Bestellung, Widerruf und Ab-
berufung der Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie Bestel-
lung des Aufsichtskommissärs der Landes-Hypothekenbank Niederösterreich;
Vorschlag von Mitgliedern in den Beirat für die Verwaltungsakademie des Bun-
des; Kundmachung von Staatsverträgen durch Auflage beim Amt der NÖ Lan-
desregierung; Angelegenheiten des Datenschutzes mit Ausnahme der Verwal-
tungsstrafverfahren; Angelegenheiten des Landesbediensteten-Schutzgesetzes;

2. Personalangelegenheiten;
3. Angelegenheiten der Bezüge der Mitglieder des Landtages von Niederöster-

reich und der Niederösterreichischen Landesregierung;
4. Auszeichnungsangelegenheiten; Ehrungen; Schutz des Landeswappens; Ange-

legenheiten der Dienstwohnungen und Dienstbekleidung; Angelegenheiten der
Amtshaftung, Organhaftpflicht und Dienstnehmerhaftung, allgemeine Angele-
genheiten der Verwaltungsabgaben, Kommissionsgebühren und Überwa-
chungsgebühren und des Gebührengesetzes; Stempelmarkenverschleiß; Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwaltungssachen in das Ausland und aus dem
Ausland; Überbeglaubigungen; Bundesheerangelegenheiten und Angelegen-
heiten der Landesverteidigung, soweit sie keinem anderen Mitglied der Landes-
regierung zugewiesen sind; Zivildienstangelegenheiten; Angelegenheiten, die
sich aus der Verwaltung landeseigener Bauten und Liegenschaften ergeben, so-
weit diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Ver-
waltung der Amtsgebäude der Bezirkshauptmannschaften ; Angelegenheiten der
Bundesgebäudeverwaltung; Beschaffungsangelegenheiten; Amtsdruckerei, Mi-
krofilm- und Kopierstelle, Buchbinderei, Materialamt, Werkstätten; Landhauskü-
che; Landhauskindergarten; Rechtliche und administrative Angelegenheiten der
Dienstnehmervertretungen;

5. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten; Wahlen (des Bundespräsidenten, des Na-
tionalrates, des Landtages); Angelegenheiten des NÖ Landesbürgerevidenzen-
gesetzes und des NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetzes; Volksabstimmungen;
Volksbegehren; Wählerevidenz; Kriegsgräberfürsorge und -evidenz; NÖ Kriegs-
gräberspendenfonds;

6. Rechtsbüro;
7. Pressedienst, Volkszählung und Statistik;
8. Dokumentation;
9. Leitung und Koordination des gesamten Baudienstes einschließlich der Ge-

bietsbauämter; Geologischer Dienst; Rohstofforschung; technische Dienstprü-
fungen; Ingenieurkammer- und Ziviltechnikerwesen mit Ausnahme der Verwal-
tungsstrafverfahren; Luftbildstelle;

10. Angelegenheiten des Straßen- und Brückenbaudienstes sowie alle damit direkt
zusammenhängenden verkehrstechnischen Angelegenheiten; Verwaltung der
Liegenschaften der Straßenverwaltung; Kraftfahrwesen hinsichtlich der einge-
schränkten Zulassung (Routengenehmigung) sowie der Transporte und Fahrten,
bei denen die allgemein zulässigen Maße, Gewichte und Achslasten überschrit-
ten werden; Angelegenheiten des GGSt hinsichtlich der eingeschränkten be-
sonderen Zulassung und Ausstellung von Bescheinigungen für eingeschränkt
besonders zugelassene Fahrzeuge;

11 . Amtssachverständigentätigkeit für Waffen-, Munitions-, Sprengmittel- und
Schießtechnik, für Verkehrstechnik und für Landwirtschaft; Bewertung von land-
wirtschaftlich genutzten Liegenschaften; Amtssachverständigentätigkeit für Was-
serbau, für Schiffahrt und Fördertechnik;

12. Vermessungsangelegenheiten;

Landeshauptmann
Wirkl. Hofrat
Siegfried Ludwig
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

13. Angelegenheiten der Förderung von Wohnbauten, der Gewährung von Wohn-
beihilfen, der technischen Überprüfung von Wohnbauten und der Wohnungsge-
meinnützigkeit, soweit diese Angelegenheiten keinem anderen Mitglied der Lan-
desregierung zugewiesen sind; Althaussanierung; Angelegenheiten der Stadter-
neuerung und Bodenbeschaffung;

14. Verwaltung der Gesellschaftsanteile des Landes, soweit diese Angelegenheiten
keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

15. Bestellung der Mitglieder des Landessanitätsrates;
16. Angelegenheiten des Kabelfernsehens;
17. Kulturelle und museale Angelegenheiten mit Ausnahme der Förderung zeitge-

nössischer Künstler; Verwaltung der Gedenkstätten, Museal- und Depotge-
bäude des Landes mit Ausnahme des Gebäudes Wien I., Herrengasse 9, Ange-
legenheiten der Schallaburg, Angelegenheiten des Kultur- und Sportstätten-
schillings mit Ausnahme der Verwaltung der für Sportzwecke zu verwendenden
Erträgnisse;

18. Angelegenheiten des Verwaltungsfonds zur Hilfe für Familien.
19. Gemeindeförderung (Regionalisierung) gemeinsam mit LH-Stv. Höger;

II.

1. Straßenpolizei; Kraftfahrwesen und Verkehrswesen, soweit diese Angelegenhei-
ten keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

2. Angelegenheiten der Stiftungsverwaltung;
3. Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;
4. Finanzangelegenheiten einschließlich der Verwaltung des Landesvermögens

sowie Angelegenheiten der Landes-Hypothekenbank Niederösterreich, soweit
diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; NÖ Lan-
desfinanzsonderaktion für Gemeinden; Angelegenheiten der Landesbuchhal-
tung und des Landesabgabenamtes;

5. Angelegenheiten der Wasserwirtschaft (wasserwirtschaftliche Grundlagenfor-
schung, Wasserbewirtschaftung, Planungsorgan gemäß §55 des Wasser-
rechtsgesetzes 1959); technische Angelegenheiten der Gewässeraufsicht;

6. Angelegenheiten des Umweltschutzes, soweit sie nicht einem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind; technische Angelegenheiten der Luft-
fahrt und Sicherheitstechnik im Gesundheitswesen; Angelegenheiten der Abfall-
wirtschaft, ausgenommen die gemeindeaufsichtsbehördlichen Angelegenhei-
ten, und des Sonderabfallgesetzes;

7. Grunderwerb;
8. Allgemeine Bauwirtschaft; Förderung der Ortsbildpflege;
9. Grundlagenforschung; überörtliche und örtliche Raumordnung; Bereitstellung

von Baugründen für junge Familien; Angelegenheiten der Regelung der Bebau-
ung (Abschnitt II der NÖ Bauordnung 1976) mit Ausnahme der individuellen Ver-
waltungsakte; Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die dem
Verkehrsverbund dienen;

10. Hydrologie.

III.

Landeshauptmann-
Stellvertreter
Dr. Erwin Pröll

1. Nichtlandwirtschaftliche Siedlungsangelegenheiten; Förderung von Wohnbauten
der Gemeinden mit einem sozialistischen Bürgermeister, Förderung von Wohn-
bauten und - soweit die Bauvereinigungen ihren Sitz in Niederösterreich haben -
Angelegenheiten der Wohnungsgemeinnützigkeit bezüglich folgender gemein-
nütziger Bauvereinigungen: Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossen-
schaft Amstetten, Allgemeine gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Gen.
m. b. H. St. Pölten, Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft für Möd-
ling, Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft Pielachtal, Gemeinnüt-
zige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft Wr. Neudorf, Gemeinnüt-
zige Wohnungsgesellschaft „Arthur Krupp“ Ges. m. b. H. Berndorf, Gemeinnüt-
zige Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft „Neunkirchen“, Gemeinnützige
Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „Krems an der Donau", Gemeinnützige
Bau- und Siedlungsgenossenschaft „Neue Heimat“, Gemeinnützige Bau- und
Siedlungsgenossenschaft für NÖ und Bgld. Gen. m. b. H. Hainburg, Gemeinnüt-
zige Baugenossenschaft Österr. Siedler und Mieter Gen. m. b. H. „Gebös“, Ge-
meinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft „Wien-Süd", Gemeinnützige
Wohnungs- und Siedlungs AG „Schwarzatal", Erste gemeinnützige Wohnungsge-
sellschaft „Heimstätte“, Gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossen-
schaft „Schönes Wohnen“, Gemeinnützige allgem. Bau-, Wohnungs- und Sied-
lungsgenossenschaft „ÖBB", Gemeinnützige allgem. Bau-, Wohn- und Sied-
lungsgenossenschaft „Margaretengürtel", Wohnungsaktiengesellschaft Linz, Er-
ste burgenländische gemeinnützige Siedlungsgenossenschaft Gen. m. b. H. Pött-
sching, Gemeinnützige Wohnungsbau-Ges. m. b. H. „Gewog“, Gemeinnützige
Wohnungsgesellschaft Piestingthaler, Allgemeine Heimstättengenossenschaft

Landeshauptmann-
Stellvertreter
Ernst Höger
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gemeinnützige reg. Gen. m. b. H., Gemeinnützige Ein- und Mehrfamilienhäuser
Baugenossenschaft reg. Gen. m. b. H„ Wohnbauvereinigung für Privatangestellte
gemeinnützige Ges. m. b. H., Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgesell-
schaft der Perlmoser Zementwerke AG m. b. H„ Gemeinnützige Mürz-Ybbs Sied-
lungs-AG „Gemysag“, Gemeinnützige Wohn-, Bau- und Siedlungsgesellschaft für
Gemeindebedienstete, Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Steyr-Daimler-
Puch Ges. m. b. H.; Gewährung von Wohnbeihilfen in den genannten Wohnbau-
ten und technische Überprüfung der genannten Wohnbauten;

2. Gemeindeangelegenheiten und Aufsicht über Gemeindeverbände, soweit diese
keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Gemeindeförde-
rung (Regionalisierung) gemeinsam mit LH Ludwig;

3. Baurecht mit Ausnahme der in II. Z. 9 genannten Angelegenheiten; Straßenrecht;
4. Personenstandsangelegenheiten einschließlich des Matrikenwesens und der Na-

mensänderung;
5. Angelegenheiten des Hochbaues;
6. Amtssachverständigentätigkeit für Bau- und Brandschutztechnik; Bewertung von

Liegenschaften im Bauland; Normenwesen;
7. Dampfkesselwesen; Druckrohrbau; Maschinenbau; Wärme- und Gewerbetech-

nik; technische Angelegenheiten der Elektrizitätswirtschaft und Elektrotechnik.

1. Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft;
rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes, soweit diese keinem anderen
Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

2. Angelegenheiten des Wasserrechtes mit Ausnahme der Aufsicht über die Was-
serleitungsverbände „Triestingtal und Südbahngemeinden“, „Unteres Pittental"
und „Ternitz und Umgebung“; Verwaltung des öffentlichen Wassergutes; Schiff-
fahrtsrecht;

3. Veterinärangelegenheiten; Tierzuchtangelegenheiten; Angelegenheiten der Tier-
körperverwertung;

4. Agrarrechtliche und agrartechnische Angelegenheiten; Jagd- und Fischereian-
gelegenheiten; Angelegenheiten des Grundverkehrs und des Ausländer-Grund-
verkehrs; Angelegenheiten der Bodenreform, soweit diese von der Landesregie-
rung zu besorgen sind;

5. Verwaltung der Bauhöfe Absdorf und Plosdorf (letzterer gemeinsam mit Landes-
rat Dr. Slawik);

6. Landwirtschaftliche Bildungsangelegenheiten; landwirtschaftliche Studienförde-
rung, Verwaltung der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen;
Weinangelegenheiten, Obst- und Gartenbauangelegenheiten; Angelegenheiten
der Qualitätsklassen landwirtschaftlicher Produkte; Verwaltung der Anteile des
Landes in Gesellschaften, die der Weinwirtschaft dienen;

7. Rechtliche Angelegenheiten der Feuerpolizei; Feuerwehrangelegenheiten; Kata-
strophendienst; Verwaltung der Landesfeuerwehrschule; Angelegenheiten der
Zivilen Landesverteidigung; Angelegenheiten des Einsatzopferfonds; Angele-
genheiten der Landeswarnzentrale;

8. Landarbeitsrecht; Land- und Forstwirtschaftsinspektion;
9. Amtssachverständigentätigkeit für Forst-, Jagd- und Fischereiwirtschaft; forst-

technische Angelegenheiten; forstliche Raumplanung; fachliche Aufsicht über
die Forstorgane der Bezirksverwaltungsbehörden; Lehrforstamt Ottenstein; För-
derung der Forstwirtschaft; Verwaltung der Landesforstgärten; Verwaltung des
Forststraßenbauhofes;

10. Förderung der Landwirtschaft; landwirtschaftliches Siedlungswesen; landwirt-
schaftliche Wohnbauförderung; Förderung von Elektrifizierungen und Telefonan-
schlüssen; Dorfhelferinnen und Betriebshelferdienst; Notstandsmaßnahmen
und Förderung der Behebung von Katastrophenschäden im Vermögen physi-
scher und juristischer Personen mit Ausnahme der Gebietskörperschaften;

11. Bodenschutzangelegenheiten; Verwaltung der Liegenschaften des Bodenschut-
zes;

12. Landwirtschaftliche Entwässerungen und Bewässerungen; Vorflutbeschaffung;
kulturtechnische Maßnahmen; Wildbachverbauung;

13. Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau; technische Angelegenheiten der
Alm- und Weideverbesserung;

14. Geschäftsstelle für Energiewirtschaft einschließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung.

Landesrat
Franz Blochberger

1. Angelegenheiten des Sports, der Schischulen und der Bergführer;
2. Angelegenheiten des NÖ Jugendgesetzes; Förderung von Jugendherbergen, Ju-

gendheimen und Jugendverbänden; Landesjugendreferat; Angelegenheiten des
NÖ Familiengesetzes mit Ausnahme der in I. Z. 18 genannten Angelegenheiten;
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Arbeitnehmerförderung; Förderung von Hausstandsgründungen; Angelegenhei-
ten des NÖ Seniorengesetzes; administrative Angelegenheiten des Landesbeira-
tes für Jugend- und Familienpolitik sowie zur Wahrung der Interessen der älteren
Generation; Verwaltungsangelegenheiten des Mietrechtsgesetzes;

3. Hilfe für Behinderte (Abschnitt III des NÖ Sozialhilfegesetzes); Sicherstellung von
Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der sozialen Dienste und der psychoso-
zialen Beratung, soweit letztere vom Land über das NÖ Landeskrankenhaus für
Psychiatrie und Neurologie Klosterneuburg betrieben wird; Regelung der Bezie-
hungen zu den Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege sowie deren Förderung
mit Ausnahme der sozialen Dienste; Heranziehung von Fachkräften; Landespen-
sionistenheime; Landespflegeheime;

4. Rechtliche Angelegenheiten der Gemeindeärzte und damit zusammenhängende
Angelegenheiten der Gemeinden und Sanitätsgemeinden;

5. Förderung zeitgenössischer Künstler.

Landesrat
Liese Prokop

1. Sparkassenaufsicht, Sparkassenregister und preisrechtliche Angelegenheiten;
Angelegenheiten des Konsumentenschutzgesetzes; und des Produktsicherheits-
gesetzes; Kultusangelegenheiten und Stiftungsaufsicht;

2. Angelegenheiten des Gewerbes und damit zusammenhängende rechtliche Ange-
legenheiten des Strahlenschutzes, Angelegenheiten des gewerblichen Rechts-
schutzes, der öffentlichen Wäg- und Meßanstalten und der Berufsordnung der
Wirtschaftstreuhänder; Rohrleitungsangelegenheiten; Angelegenheiten des Be-
rufsausbildungsgesetzes; Buschenschank, Privatzimmervermietung; Angelegen-
heiten des Außenhandelsgesetzes, soweit sie nicht einem anderen Mitglied der
Landesregierung zugewiesen sind; Angelegenheiten des Altölgesetzes;

3. Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsförderung; Standortberatung; Betriebsneugrün-
dungen; Förderung von Innovationen;

4. Fremdenverkehrsangelegenheiten;
5. Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Standortberatung,

der Betriebsansiedlung, der Förderung der gewerblichen Wirtschaft sowie dem
Fremdenverkehr dienen sowie in der ECO Plus Betriebsansiedlung und Regiona-
lisierung in Niederösterreich Gesellschaft m. b. H.;

6. Dienstkraftwagenbetrieb; Kraftfahrwesen hinsichtlich der Bauart und Ausrüstung
sowie der Einzel-, Ausnahmegenehmigungen und Bescheinigungen von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern, Bewilligung des Ziehens von nicht zugelassenen An-
hängern; Angelegenheiten des GGSt hinsichtlich der besonderen Genehmigung
von Kraftfahrzeugen und Anhängern sowie der Genehmigung von Verpackungen;
Sachverständigentätigkeit für das Kraftfahrwesen sowie die Aufsicht darüber;

7. Angelegenheiten der geistigen und der wirtschaftlichen Landesverteidigung.

Landesrat Dkfm.
Vinzenz Höfinger

VII.

1. Angelegenheiten der sozialen Verwaltung, soweit sie keinem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind; Opferfürsorge einschließlich der Verwal-
tung des Ertrages der Opferfürsorgeabgabe; Angelegenheiten der Sozialhilfe, so-
weit sie keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Aufsicht
über die Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der Aufsicht über private Pflege-
heime; Angelegenheiten des Sozialhilfebeirates;

2. Angelegenheiten der Sozialversicherung einschließlich Entgeltfortzahlungsange-
legenheiten;

3. Sonderschule Wiener Neustadt;
4. Kindergartenangelegenheiten;
5. Angelegenheiten der Gemeindewachen (Evidenthaltung des Personalstandes,

Prüfung der Gemeindewachebeamten); Tierschutzangelegenheiten; Sammlungs-
wesen; Totalisateur- und Buchmachergewerbe; Polizeiangelegenheiten, soweit
sie nicht der Sicherheitsdirektion zugehören, mit Ausnahme der Angelegenheiten
des selbständigen Verordnungsrechtes gemäß §33 der NÖ Gemeindeordnung
1973; Bestellung der Bezirkskommissionen zur Auswahl der für das Geschwor-
nen- und Schöffenamt besonders geeigneten Personen sowie die Bestellung der
Vertrauenspersonen für den gleichen Aufgabenkreis bei den Gerichtshöfen erster
Instanz; Vorschlag von Vertrauenspersonen für die Strafvollzugskommission;
Wertausspielungen; Bewilligung und Evidenthaltung von Vereinen nach dem Ver-
einspatent 1852; Durchführung von Erhebungen für ausländische Vertretungsbe-
hörden; Verwaltungsstrafverfahren in jenen Angelegenheiten der mittelbaren Bun-
desverwaltung, die keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen
sind ; Ausländerbeschäftigungsangelegenheiten.

Landesrat
Traude Votruba
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VIII.

1. Naturschutz;
2. Angelegenheiten des Gesundheitswesens, der Tuberkulosebekämpfung, der

Nahrungsmittelkontrolle, der Kurorte und der natürlichen Heilvorkommen, der
Krankenanstalten einschließlich der sanitären Aufsicht, des Leichen- und Bestat-
tungswesens, des Gemeindesanitätsdienstes mit Ausnahme der Angelegenhei-
ten der Gemeindeärzte, des Landessanitätsrates mit Ausnahme der Bestellung
seiner Mitglieder; Verwaltung der Landeskrankenanstalten; Rettungswesen; An-
gelegenheiten der Plasmapherese, der Schwangeren- und Mutterberatung und
der Säuglingsfürsorge;

3. Jugendfürsorge mit Ausnahme der Förderung von Jugendherbergen, Jugendhei-
men und Jugendverbänden; Studienbeihilfe für Fürsorger und Erzieher;

4. Landessäuglingsheime, Landesjugendheime; Aufsicht über private Pflegeheime;
finanzielle Angelegenheiten der Anstaltsfürsorge; Verpflegskostenangelegenhei-
ten;

5. Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes hinsichtlich der Anlagen für
medizinische Zwecke.

IX.

Landesrat
Ministerialrat
Dr. Ernest Brezovszky

1. Archiv und Angelegenheiten des NÖ Institutes für Landeskunde; Bibliothek;
2. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen, ge-

werblichen und kaufmännischen Berufsschulen; Berufsschulbaufonds; personal-
und dienstrechtliche Angelegenheiten der Landeslehrer an den gewerblichen
und kaufmännischen Berufsschulen; berufsbildende mittlere und höhere Schu-
len;

3. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polytechnischen Lehrgänge ausgenom-
men die finanzielle Aufsicht über die Schulgemeinden; personal- und dienstrecht-
liche Angelegenheiten der Landeslehrer an den Volks-, Haupt- und Sonderschu-
len und Polytechnischen Lehrgängen;

4. NÖ Schul- und Kindergartenfonds;
5. Angelegenheiten der Studienförderung, soweit sie keinem anderen Mitglied der

Landesregierung zugewiesen sind; Zuschüsse zu Fahrtkosten von Schulkindern
im Zusammenhang mit der Verbesserung der Schulorganisation; Zuschüsse zu
den Kosten der Schülerbeaufsichtigung; Verwaltungsstrafverfahren in Vollziehung
schulrechtlicher Vorschriften; Angelegenheiten der Landesbildstelle;

6. Angelegenheiten des Veranstaltungswesens, Tanzschulangelegenheiten, Rund-
funkangelegenheiten;

7. Angelegenheiten der Lichtspieltheater; Filmangelegenheiten; Fernsehangelegen-
heiten mit Ausnahme des Kabelfernsehens;

8. Angelegenheiten des Wasserbaues mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Ent-
wässerungen und Bewässerungen, der Vorflutbeschaffung, der kulturtechnischen
Maßnahmen, der Wildbachverbauung und der Hydrologie; NÖ Landes-Wasser-
wirtschaftsfonds; Verwaltung des Bauhofes Plosdorf gemeinsam mit Landesrat
Blochberger.

Landesrat
Dr. Franz Slawik

Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

(Stand vom 10. Februar 1988)
Die angegebenen Telefonnummern sind
jene der Kanzlei der jeweiligen Abtei-
lung.

LAD
Vortr. Hofrat Dr. Karl Kern
Herrengasse 1 1, ® 53 110 /2012
Vortr. Hofrat Dr. Kurt HUrbe
LAD Stellvertreter
® 53 110 /2012
Angelegenheiten der Landesverfassung
und der Behördenorganisation; Leitung
des Inneren Dienstes; Verfassungs-
dienst; Angelegenheiten der NÖ Ver-
waltungsakademie; Amtsinspektorat;
Angelegenheiten des Rechnungshofes;
Kanzleiaufsicht; Koordinationsdienst;
Befreiung von der Verpflichtung zur
Wahrung der Amtsverschwiegenheit;
Angelegenheiten der elektronischen

Datenverarbeitung; Demoskopie und
Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dien-
stes; Beratungsstelle des Amtes; Ange-
legenheiten der Verbindungsstelle der
Bundesländer; Entsendung von Vertre-
tern des Landes oder der Landesregie-
rung in öffentliche Körperschaften oder
andere juristische Personen; Bestel-
lung, Widerruf und Abberufung der Mit-
glieder des Vorstandes und des Auf-
sichtsrates sowie Bestellung des Auf-
sichtskommissärs der Landes-Hypothe-
kenbank Niederösterreich; Vorschlag
von Mitgliedern in den Beirat für die Ver-
waltungsakademie des Bundes; Kund-
machung von Staatsverträgen durch
Auflage beim Amt der NÖ Landesregie-
rung; Angelegenheiten des Datenschut-
zes mit Ausnahme der Verwaltungs-
strafverfahren; Überprüfung der Einhal-

tung der Bestimmungen des Landesbe-
diensteten-Schutzgesetzes.

I/P-A
Wirkt. Hofrat Dr. Heribert Tauböck
Herrengasse 1 1 , ® 53 1 1 0 /2041
Personalangelegenheiten, die keiner
anderen Abteilung zugewiesen sind,
insbesondere der Bediensteten des
Amtes der NÖ Landesregierung ohne
Gruppe GB/2, der Bezirkshauptmann-
schaften, der NÖ Agrarbezirksbehörde,
des Landesschulrates für NÖ und des
gewerblichen Berufsschulrates für NÖ;
Angelegenheiten der Bezüge der Mit-
glieder des Landtages von Niederöster-
reich und der Niederösterreichischen
Landesregierung.
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l/P-B
Wirkt. Hofrat Dr. Gerhard Rubenz
Herrengasse 1 1, © 53 1 10 /2041
Personalangelegenheiten der Bedien-
steten der Landesanstalten, der ge-
werblichen und land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen sowie der Kinder-
gärten; Pensionsangelegenheiten;
Dienstprüfungsangelegenheiten.

1/P-C
Wirkl. Hofrat Dr. Dieter Berger
Herrengasse 11, 'S? 53 11 0/2041
Personalangelegenheiten der Bedien-
steten der Gebietsbauämter, des Stra-
ßen- und Brückendienstes einschließ-
lich der Gruppe GB/2; Gehaltsvor-
schüsse und Geldaushilfen; Reisege-
bührenangelegenheiten ; Fahrtkostenzu-
schußangelegenheiten.

I/AV
Vortr. Hofrat Mag. Josef Wallig
Herrengasse 1 1, 'S? 53 1 1 0 /2241 , 2335
Auszeichnungsangelegenheiten; Ehrun-
gen; Schutz des Landeswappens; An-
gelegenheiten der Dienstwohnungen
und Dienstbekleidung; Angelegenhei-
ten der Amtshaftung, Organhaftpflicht
und Dienstnehmerhaftung, allgemeine
Angelegenheiten der Verwaltungsabga-
ben, Kommissionsgebühren und Über-
wachungsgebühren und des Gebühren-
gesetzes; Stempelmarkenverschleiß;
Zustellung von Schriftstücken in Verwal-
tungssachen in das Ausland und aus
dem Ausland; Überbeglaubigungen;
Bundesheerangelegenheiten und Ange-
legenheiten der Landesverteidigung,
soweit sie keiner anderen Abteilung zu-
gewiesen sind; Zivildienstangelegenhei-
ten; Angelegenheiten, die sich aus der
Verwaltung landeseigener Bauten und
Liegenschaften ergeben, soweit diese
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind; Verwaltung der Amtsgebäude der
Bezirkshauptmannschaften; Angelegen-
heiten der Bundesgebäudeverwaltung;
Beschaffungsangelegenheiten; Amts-
druckerei; Mikrofilm- und Kopierstelle;
Buchbinderei; Materialamt; Werkstät-
ten; Landhausküche; Landhauskinder-
garten; rechtliche und administrative
Angelegenheiten der Dienstnehmerver-
tretungen; Angelegenheiten des Lan-
desbediensteten-Schutzgesetzes njit
Ausnahme der Überprüfung der Einhal-
tung der Bestimmungen des Landesbe-
diensteten-Schutzgesetzes.

I/2
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Neumayer
Herrengasse 1 9, 'S? 53 11 0 /3252
Angelegenheiten der Gemeindewachen
(Evidenthaltung des Personalstandes,
Prüfung der Gemeindewachebeamten);
Tierschutzangelegenheiten; Jugend-
schutzangelegenheiten; Sammlungswe-
sen; Totalisateur- und Buchmacherge-
werbe; Polizeiangelegenheiten, soweit
sie nicht der Sicherheitsdirektion zuge-
hören, mit Ausnahme der Angelegen-
heiten des selbständigen Verordnungs-
rechtes der Gemeinden gemäß § 33 der
NÖ Gemeindeordnung 1973; Bestel-
lung der Bezirkskommissionen zur Aus-
wahl der für das Geschwornen- und
Schöffenamt besonders geeigneten
Personen sowie die Bestellung der Ver-
trauenspersonen für den gleichen Auf-
gabenkreis bei den Gerichtshöfen er-
ster Instanz; Vorschlag von Vertrauens-
personen für die Strafvollzugskommis-
sion; Wertausspielungen; Bewilligung
und Evidenthaltung von Vereinen nach
dem Vereinspatent 1852; Durchführung
von Erhebungen für ausländische Ver-
tretungsbehörden; Angelegenheiten der
Geistigen und Wirtschaftlichen Landes-
verteidigung; Verwaltungsstrafverfahren
in jenen Angelegenheiten der mittelba-
ren Bundesverwaltung, die keiner ande-
ren Abteilung zugewiesen sind; Auslän-
derbeschäftigungsangelegenheiten.

1/6
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhart Fellner
Operngasse 21, © 58 8 88 /2853 ,  2854
Nichtlandwirtschaftliche Siedlungsange-
legenheiten; Förderung von Wohnbau-
ten gemeinnütziger Bauvereinigungen,
der Gemeinden und anderer juristischer
Personen; Gewährung von Wohnbeihil-
fen in solchen Wohnbauten und techni-
sche Überprüfung solcher Wohnbauten.

l/6a
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhart Fel lner
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2853 ,  2854
Angelegenheiten der; Förderung von
Wohnbauten, soweit sie nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind, Ge-
währung von Wohnbeihilfen in solchen
Wohnbauten; technische Überprüfung
solcher Wohnbauten; Althaussanie-
rung; Angelegenheiten der Stadter-
neuerung und Bodenbeschaffung.

I/7
Wirk). Hofrat Dr. Gottfried Hasenohr!
Teinfaltstraße 8, © 53 110 /291  7
Straßenpolizei; Kraftfahrwesen und Ver-
kehrswesen, soweit diese Angelegen-
heiten nicht einer anderen Abteilung zu-
gewiesen sind.

I/8
Wirkl. Hofrat Dr. Josef Schachinger
Herrengasse 1 1, 'S? 53 1 1 0 /21  91
Rechtsbüro.

I/9
Wirkl. Hofrat Dr. Gottfried Kapf
Herrengasse 11, ©53  110 /2181
Pressedienst; Angelegenheiten des Ka-
belfernsehens.

1/10
Wirkl. Hofrat Mag. Gerhard Frithum
Herrengasse 1 9, © 53 1 1 0 /3294 ,  3295
Jugendförderung; Landesjugendreferat;
Familienförderung ; Arbeitnehmerförde-
rung; Förderung von Hausstandsgrün-
dungen; Angelegenheiten des NÖ Se-
niorengesetzes; administrative Angele-
genheiten des Landesbeirates für Ju-
gend- und Familienpolitik sowie zur
Wahrung der Interessen der älteren Ge-
neration; Verwaltungsangelegenheiten
des Mietrechtsgesetzes; Angelegenhei-
ten der Wohnungsgemeinnützigkeit.

11/1
Vortr. Hofrat Mag. iur. Karl Egelseer
Herrengasse 1 3, © 53 1 1 0 / 2383 ,  2619
Gemeindeangelegenheiten; Aufsicht
über Gemeindeverbände, soweit diese
keiner anderen Abteilung zugewiesen
ist.

11/3
Wirkl. Hofrat Mag. Artur Triebel
Wallnerstraße 4, 'S? 53 4 58 /238
Angelegenheiten des Naturschutzes mit
Ausnahme der Amtssachverständigen-
tätigkeit.

I/3
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Nimführ
Herrengasse 1 3, 'S? 53 1 1 0 /2523 ,  2588
Staatsbürgerschaftsangelegenheiten;
Wahlen (des Bundespräsidenten, des
Nationalrates, des Landtages); Angele-
genheiten des NÖ Landesbürgereviden-
zengesetzes und des NÖ Initiativ- und
Einspruchsgesetzes; Volksabstimmun-
gen; Volksbegehren; Wählerevidenz;
Kriegsgräberfürsorge und -evidenz; NÖ
Kriegsgräberspendenfonds.

I/4
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Wagner
Herrengasse 1 3, 'S? 53 11 0 /2599
Angelegenheiten des Sports, der Schi-
schulen und der Bergführer.

I/5
Wirkl. Hofrat Dr. Eduard Nowotny
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2502
Rechtliche Angelegenheiten des Ener-
giewesens und der Energiewirtschaft;
rechtliche Angelegenheiten des Strah-
lenschutzes, soweit diese Angelegen-
heiten keiner anderen Abteilung zuge-
wiesen sind; rechtliche Angelegenhei-
ten des Dampfkesselwesens.
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VI/3
Wirk). Hofrat Dr. Norbert Kienast
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2988 ,  2881
Angelegenheiten der Bodenreform, so-
weit diese von der Landesregierung zu
besorgen sind; administrative Angele-
genheiten des Landesagrarsenates und
Amtssachverständigentätigkeit für den
Landesagrarsenat; technisch-finanzielle
Endüberprüfung der Baumaßnahmen
für die Verkehrserschließung ländlicher
Gebiete; Fachprüfung für den Agrar-
dienst.

VI/4
Wirk). Hofrat Mag. Ferdinand Döltl
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2988 ,  2881
Agrarrechtliche Angelegenheiten; Jagd-
und Fischereiangelegenheiten; Angele-
genheiten des Grundverkehrs und Aus-
länder-Grundverkehrs; Rechtsangele-
genheiten der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer; rechtliche Angelegen-
heiten des Forstwesens und des Veteri-
närwesens einschließlich des Tierver-
suchswesens und der Tierkörperverwer-
tung; Angelegenheiten des Mühlenge-
setzes; rechtliche Angelegenheiten des
Landarbeitsrechtes.

VI/5
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Oberndorfer
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2955
Landwirtschaftliche Bildungsangelegen-
heiten, landwirtschaftliche Studienförde-
rung; Verwaltung der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufs- und Fachschulen,
Weinangelegenheiten, Obst- und Gar-
tenbauangelegenheiten; Angelegenhei-
ten der Qualitätsklassen landwirtschaft-
licher Produkte; Verwaltung der Anteile
des Landes in Gesellschaften, die der
Förderung der Weinwirtschaft dienen.

VI/6
Oberregierungsrat Dr. Wolfgang Schuldes
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2763
Landwirtschaftliche Sozialversicherung.

VI/9
Wirk). Hofrat Dr. iur. Erich Kaiser
Herrengasse 1 9, ® 53 1 1 0 / 3252
Rechtliche Angelegenheiten der Feuer-
polizei; Feuerwehrangelegenheiten; Ka-
tastrophendienst; Verwaltung der Lan-
desfeuerwehrschule; Angelegenheiten
der Zivilen Landesverteidigung; rechtli-
che Angelegenheiten der Überwa-
chung, des Schutzes und der Sicherung
der Umwelt hinsichtlich radioaktiver Ver-
unreinigung; Angelegenheiten des Ein-
satzopferfonds; Angelegenheiten der
Landeswarnzentrale.

VI/10
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Boden
Teinfaltstraße 8, 'S? 53 110 /2827
Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

IV/2
Wirkl. Hofrat Mag. Artur Triebel
Wallnerstraße 4, 'S* 53 4 58 /264 ,  265
Sparkassenaufsicht; Sparkassenregi-
ster und preisrechtliche Angelegenhei-
ten; Angelegenheiten des Konsumen-
tenschutzgesetzes und des Produktsi-
cherheitsgesetzes; Kultusangelegenhei-
ten und Stiftungsaufsicht.

V/1
Wirkl. Hofrat Dr. Leonhard Ruzicska
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2714
Angelegenheiten des Gewerbes und
damit zusammenhängende rechtliche
Angelegenheiten des Strahlenschutzes,
Angelegenheiten des gewerblichen
Rechtsschutzes, der öffentlichen Wäg-
und Meßanstalten und der Berufsord-
nung der Wirtschaftstreuhänder; Rohr-
leitungsangelegenheiten; Angelegen-
heiten des Berufsausbildungsgesetzes;
Buschenschank, Privatzimmervermie-
tung; Angelegenheiten des Außenhan-
delsgesetzes, soweit sie nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind; An-
gelegenheiten des Altölgesetzes.

V/2
Wirkl. Hofrat Ing. Mag. Dr. Erwin Schutzbier
Hoher Markt 3, ® 53 4 82 /1  1 6
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsförde-
rung; Betriebsneugründungen; Förde-
rung von Innovationen; Standortbera-
tung; Verwaltung der Anteile des Lan-
des in Gesellschaften, die der Förde-
rung der gewerblichen Wirtschaft, der
Standortberatung und der Betriebsneu-
gründung dienen, sowie in der ECO
Plus Betriebsansiedlung und Regionali-
sierung in Niederösterreich Gesell-
schaft m. b. H.

V/3
Wirkl. Hofrat Dr. Eva Resch
Hoher Markt 3, ® 53 4 82 /1  1 5
Angelegenheiten der Errichtung, Erhal-
tung und Auflassung der öffentlichen,
gewerblichen und kaufmännischen Be-
rufsschulen; Berufsschulbaufonds; per-
sonal- und dienstrechtliche Angelegen-
heiten der Landeslehrer an den gewerb-
lichen und kaufmännischen Berufsschu-
len; berufsbildende mittlere und höhere
Schulen.

V/4
Wirkl. Hofrat Dr. Eva Resch
Hoher Markt 3, 'S? 53 4 82 /1  1 7
Fremdenverkehrsangelegenheiten und
Verwaltung der Anteile des Landes in
Gesellschaften, die dem Fremdenver-
kehr dienen.

VI/2
Wirkl. Hofrat Dr. Robert Edelmüller
Teinfaltstraße 8, 'S? 53 110 /2892
Veterinärangelegenheiten; Tierzuchtan-
gelegenheiten; Angelegenheiten der
Tierkörperverwertung.

11/4
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Rath
Bankgasse 1, ® 53 1 10 /3144 ,  3143
Angelegenheiten der Stiftungsverwal-
tung.

1
Wirkl. Hofrat Dr. Friedrich Zaussinger
Operngasse 21, S* 58 8 88 /2595
Aufsicht über die Wasserleitungsver-
bände “Triestingtal und Südbahnge-
meinden“, “Unteres Pittental“ und "Ter-
nitz und Umgebung“.

II/6
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Nimführ
Herrengasse 1 3, 'S? 53 1 1 0 /2523 ,  2588
Personenstandsangelegenheiten ein-
schließlich des Matrikenwesens und
der Namensänderung.

111/1
Wirkl. Hofrat Dr. Oskar Maca
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2375 ,  2373 ,
2374 ,  2304 ,  2383
Angelegenheiten des Wasserrechtes,
mit Ausnahme der Aufsicht über die
Wasserleitungsverbände “Triestingtal
und Südbahngemeinden“, “Unteres Pit-
tental“ und “Ternitz und Umgebung“;
Verwaltung des öffentlichen Wassergu-
tes; Schiffahrtsrecht.

III/2
Wirkl. Hofrat Dr. Georg Schmitz
Herrengasse 9, ß* 53 1 1 0 /31  1 5
Kulturelle und museale Angelegenhei-
ten; Verwaltung der Gedenkstätten, Mu-
seal- und Depotgebäude des Landes
mit Ausnahme des Gebäudes Wien I.,
Herrengasse 9, Angelegenheiten der
Schallaburg, Angelegenheiten des
Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege; Angelegenheiten des Kultur-
und Sportstättenschillings mit Aus-
nahme der Verwaltung der für Sport-
zwecke zu verwendenden Erträgnisse.

III/3
Wirkl. Hofrat Univ. Prof. Dr. Helmuth Feigl
Herrengasse 1 1, ® 53 1 10 /2044
Archiv; Angelegenheiten des NÖ Institu-
tes für Landeskunde.

III/4
Wirkl. Hofrat Dr. Eduard Ronge
Teinfaltstraße 8, 'S? 53 110 /2847
Bibliothek.

IV/1
Vortr. Hofrat Dr. Rudolf Höbart
Herrengasse 13, ® 53 110 /2441
Finanzangelegenheiten einschließlich
der Verwaltung des Landesvermögens
sowie Angelegenheiten der Landes-Hy-
pothekenbank Niederösterreich, soweit
diese keiner anderen Abteilung zuge-
wiesen sind; NÖ Landes-Finanzsonder-
aktion für Gemeinden; Landesbuchhal-
tung; Landesabgabenamt; Verwaltung
der Gesellschaftsanteile des Landes,
soweit diese Angelegenheiten nicht
einer anderen Abteilung zugewiesen
sind.
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Gruppe Baudirektion
Gruppenleiter:
Baudirektor Vortr. Hofrat Mag. Arch. Ing.
Karl Jusits
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2523 ,  2384

BD
Baudirektor Vortr. Hofrat Mag. Arch. Ing.
Karl Jusits
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2523 ,  2384
Geologischer Dienst; Rohstoffor-
schung; technische Dienstprüfungen;
Ingenieurkammer- und Ziviltechnikerwe-
sen mit Ausnahme der Verwaltungs-
strafverfahren; Zulassung zu Konzes-
sionsprüfungen für die Baugewerbe und
die Gewerbe der Elektroinstallation der
Unterstufe, der Errichtung von Blitz-
schutzanlagen und der Gas- und Was-
serleitungsinstallation; allgemeine Bau-
wirtschaft; Förderung der Ortsbild-
pflege; Normenwesen; Amtssachver-
ständigentätigkeit für Naturschutz; Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft ein-
schließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung ; Luftbildstelle.

B/4
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Wilhelm Kraemmer
Operngasse 21, 1s? 58 8 88 /2524
Zulassung von Baustoffen, Bauteilen,
Bauweisen und bauchemischen Mitteln;
Amtssachverständigentätigkeit für Waf-
fen-, Munitions-, Sprengmittel- und
Schießtechnik, für Verkehrstechnik, für
Landwirtschaft und für Bau- und Brand-
schutztechnik; Bewertung von Liegen-
schaften im Bauland und von landwirt-
schaftlich genutzten Liegenschaften.

B/5
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hermann Schalk
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2541
Amtssachverständigentätigkeit für För-
dertechnik; Amtssachverständigentätig-
keit für Dampfkesselwesen, Druckrohr-
bau, Maschinenbau, Wärme- und Ge-
werbetechnik, Elektrizitätswirtschaft und
Elektrotechnik.

B/9
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Werner Kasper
Operngasse 21 , ® 58 8 88 /2229
Wasserwirtschaft (wasserwirtschaftliche
Grundlagenforschung, Wasserbewirt-
schaftung, Planungsorgan gemäß §55
des Wasserrechtsgesetzes 1959);
Amtssachverständigentätigkeit für Was-
serbau und Schiffahrt; technische Ange-
legenheiten der Gewässeraufsicht;
technische Angelegenheiten der Abfall-
wirtschaft und des Sonderabfallgeset-
zes.

VIII/1
Wirkl. Hofrat Dr. Karl Kabourek
Herrengasse 19, ® 53 110 /3236 ,  3237 ,
3238
Angelegenheiten der Errichtung, Erhal-
tung und Auflassung der öffentlichen
Volks-, Haupt- und Sonderschulen und
Polytechnischen Lehrgänge ausgenom-
men die finanzielle Aufsicht über die
Schulgemeinden; personal- und dienst-
rechtliche Angelegenheiten der Landes-
lehrer an den Volks-, Haupt- und Son-
derschulen und Polytechnischen Lehr-
gängen; NÖ Schul- und Kindergarten-
fonds; Angelegenheiten der Studienför-
derung, soweit sie keiner anderen Ab-
teilung zugewiesen sind; Zuschüsse zu
Fahrtkosten von Schulkindern im Zu-
sammenhang mit der Verbesserung der
Schulorganisation; Zuschüsse zu den
Kosten der Schülerbeaufsichtigung;
Verwaltungsstrafverfahren in Vollzie-
hung schulrechtlicher Vorschriften; Lan-
desbildstelle; Sonderschule Wiener
Neustadt.

VIII/2
Ob.Reg.Rat Mag. iur. Friedrich Thalhammer
Hohenstaufengasse 6, 'S* 53 4 76 /286 ,  287
Jugendfürsorge; Studienbeihilfen für
Fürsorger.

VIII/3
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Neumayer
Herrengasse 1 9, “S? 53 11 0 /3252
Angelegenheiten des Veranstaltungs-
wesens, Tanzschulangelegenheiten,
Rundfunkangelegenheiten; Angelegen-
heiten der Lichtspieltheater; Filmangele-
genheiten; Fernsehangelegenheiten mit
Ausnahme des Kabelfernsehens.

VIII/6
Wirkl. Hofrat Dr. Karl Kabourek
Herrengasse 1 9, 'S? 53 1 1 0 / 3236 ,  3237 ,
3238
Kindergartenangelegenheiten.

IX/2
Wirkl. Hofrat Mag. iur. Georg Reichl
Hohenstaufengasse 6, 'S? 53 4 76 /277
Landessäuglingsheime; Landesjugend-
heime; Angelegenheiten der Landes-
pflegeheime, der Landespensionisten-
heime und der privaten Pensionisten-
heime und Pflegeheime; finanzielle An-
gelegenheiten der Anstaltsfürsorge;
Verpflegskostenangelegenheiten ; Stu-
dienbeihilfen für Erzieher.

VI/11
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Erwin Arocker
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2963
Amtssachverständigentätigkeit für
Forst-, Jagd- und Fischereiwirtschaft;
forsttechnische Angelegenheiten; forst-
liche Raumplanung; fachliche Aufsicht
über die Forstorgane der Bezirksverwal-
tungsbehörden; Lehrforstamt Otten-
stein; Förderung der Forstwirtschaft;
Verwaltung der Landesforstgärten; Ver-
waltung des Forststraßenbauhofes.

VI/12
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Boden
Teinfaltstraße 8, ® 53 1 1 0 /2976 ,  2723
Förderung der Landwirtschaft; finan-
zielle Angelegenheiten der NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer; landwirtschaft-
liches Siedlungswesen, landwirtschaftli-
che Wohnbauförderung; Förderung von
Elektrifizierungen und Telefonanschlüs-
sen; Dorfhelferinnen und Betriebshelfer-
dienst; Notstandsmaßnahmen und För-
derung der Behebung von Katastro-
phenschäden im Vermögen physischer
und juristischer Personen mit Aus-
nahme der Gebietskörperschaften.

VII/1
Wirkl. Hofrat Dr. Hel lmut Steindl
Hohenstaufengasse 6, 'S? 53 4 76 /241 -243
Soziale Verwaltung; Opferfürsorge ein-
schließlich der Verwaltung des Ertrages
der Opferfürsorgeabgabe; Sozialhilfe,
ausgenommen jedoch die Angelegen-
heiten der Landespflegeheime, der Lan-
despensionistenheime und der privaten
Pensionistenheime und Pflegeheime;
Sozialhilfebeirat.

VII/2
Oberregierungsrat Dr. Wolfgang Schuldes
Teinfaltstraße 8, 'S? 53 110 /2763
Nichtlandwirtschaftliche Sozialversiche-
rung einschließlich Entgeltfortzahlungs-
angelegenheiten.

VII/3
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Gelbenegger
Teinfaltstraße 8, 'S? 53 110 /2747
Rechtliche Angelegenheiten des Ge-
sundheitswesens ausgenommen Strah-
lenschutz; rechtliche Angelegenheiten
der Tuberkulosebekämpfung ausge-
nommen die Gewährung von Tuberkulo-
sehilfe, der Nahrungsmittelkontrolle, der
Kurorte und der natürlichen Heilvorkom-
men, der Krankenanstalten, des Lei-
chen- und Bestattungswesens, des Ge-
meindesanitätsdienstes mit Ausnahme
der Angelegenheiten der Gemeinde-
ärzte, Verwaltung der Landeskrankenan-
stalten; Rettungswesen; Angelegenhei-
ten der Plasmapherese.

VII/8
Oberregierungsrat Dr. Karl Kapl
Herrengasse 1 3, 'S? 53 1 1 0 / 2599
Rechtliche Angelegenheiten der Ge-
meindeärzte und damit zusammenhän-
gende Angelegenheiten der Gemein-
den und Sanitätsgemeinden.
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B/2-E
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Rudolf Egger
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2876
Technische und wirtschaftliche Bauab-
nahme; Maschinen und Kraftfahrzeuge
der Straßenverwaltung; Straßenhoch-
bauten; Verwaltung der landeseigenen
und bundeseigenen Liegenschaften im
Bereich der Straßenverwaltung ein-
schließlich der Bewilligungen zur Benüt-
zung von Straßengrund außer Autobah-
nen; Bau von Verkehrssicherungsein-
richtungen; Winterdienst für Bundes-
und Landesstraßen außer Autobahnen.

B/2-F
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Wilhelm Schild
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2872
Planung von Bundesstraßen A, S und
B, Landeshaupt- und Landesstraßen.

Gruppe GB/2
Leitung und Koordination
des gesamten Straßen- und
Brückenbaudienstes

Gruppenleiter:
Vortr. Hofrat Dipl. Ing. Hans Kremminger
Operngasse 21, ß 1 58 8 88 /2870 ,  2883

B/2
Vortr. Hofrat Dipl. Ing. Hans Kremminger
Operngasse 21, ’S/ 58 8 88 /2870 ,  2883
Boden- und Baustoffprüfung im Bereich
der NÖ Straßenverwaltung; Gemeinde-
straßenförderung; Prüfungsangelegen-
heiten für das Straßenpersonal; allge-
meine Personal-, Dienstnehmerschutz-
und Dienstbekleidungsangelegenheiten
der NÖ Straßenverwaltung; Kraftfahrwe-
sen hinsichtlich der eingeschränkten
Zulassung (Routengenehmigung) sowie
der Transporte und Fahrten, bei denen
die allgemein zulässigen Maße, Ge-
wichte und Achslasten überschritten
werden; Angelegenheiten des GGSt
hinsichtlich der eingeschränkten beson-
deren Zulassung und Ausstellung von
Bescheinigungen für eingeschränkt be-
sonders zugelassene Fahrzeuge, militä-
rische Sondernutzung von Straßen-
grund.

B/2-A
Wirkl. Hofrat Dipl Ing. Josef Janoschek
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2882
Erhaltung und Neubau der Bundesstra-
ßen A (Autobahnen) samt Nebenanla-
gen einschließlich der Verwaltung der
autobahneigenen Liegenschaften und
Gebäude.

B/2-B
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Günter Hekerle
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2873
Neubau, Ausbau und Erhaltung der
Bundesstraßen S und B.

B/2-C
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Walter Bendl
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2877
Umbau, Ausbau, Instandsetzung und In-
standhaltung der Landeshaupt- und
Landesstraßen; Gemeindestraßenange-
legenheiten.

B/2-D
Wirk). Hofrat Dipl. Ing. Herwig Klinke
Operngasse 21, ’S" 58 8 88 /2875
Planung, Bau und Erhaltung der Brük-
ken der Bundesstraßen A, S und B so-
wie der Landeshaupt- und Landesstra-
ßen.

B/10
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Franz Schörghuber
Baudirektor-Stellvertreter, Operngasse 21,
'S? 58 8 88 /2228
Technische Angelegenheiten des Um-
weltschutzes (Luftreinhaltung, Lärm-
und Erschütterungsschutz, Gewässer-
güteuntersuchungen und Bädertechnik,
Strahlenschutz, Röntgen- und Isotopen-
technik), soweit diese keiner anderen
Abteilung zugewiesen sind; technische
Angelegenheiten der Luftfahrt und Si-
cherheitstechnik im Gesundheitswesen.

Gruppe GB/1
Angelegenheiten des
Hochbaues

Gruppenleiter:
Baudirektor Vortr. Hofrat Mag. arch.
Ing. Karl Jusits
Operngasse 21, ® 58 8 88 /2180

B/1-A
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hans Kuhlang
Operngasse 21, 'S" 58 8 88 /2184
Angelegenheiten der Entwicklung und
Forschung im Hochbau.

B/1-B
O-Baurat Dipl. Ing. Friedrich Günste
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2181
Angelegenheiten des Hochbaues des
Bundes.

B/1-C
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Wolfgang Schöller
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /21  82
Hochbauliche Angelegenheiten der Er-
richtung von Kindergärten, öffentlichen
Pflichtschulen und von Bauten, die kei-
ner anderen Abteilung zugewiesen
sind.

B/1-D
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Walter Mattern
Operngasse 21, © 58 8 88 /2183
Angelegenheiten der Haustechnik, ins-
bes. Angelegenheiten der Gas-, Was-
ser-, Sanitär- und Elektroinstallation, so-
wie der Heizungs-, Klima-, Lüftungs-
und Aufzugstechnik.

Gruppe GB/3
Angelegenheiten des Wasser-
baues

Gruppenleiter:
Vortr. Hofrat Dipl. Ing. Leopold Breindl
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2407

B/3-A
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hans Straka
Operngasse 21, 'S? 58 8 88 /2402
Gewässerregulierungen, Hochwasser-
schutz; Wasserverbände; Flußbauhöfe.

B/3-B
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hermann Raab
Operngasse 21, S 58 8 88 /2402
Landwirtschaftliche Entwässerungen
und Bewässerungen; Vorflutbeschaf-
fung; kulturtechnische Maßnahmen.

B/3-C
Vortr. Hofrat Dipl. Ing. Leopold Breindl
Operngasse 21, S? 58 8 88 /2406
Großräumige Siedlungswasserwirt-
schaft; Erschließung von Heilbädern
und natürlichen Heilvorkommen; was-
serbauliche Angelegenheiten der Sied-
lungswasserwirtschaft (Einzelwasser-
versorgung, Wasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung von Verbänden, Ge-
meinden und Genossenschaften), der
betrieblichen Abwasserreinigungsanla-
gen, der Feuerlöschanlagen und der
Bäder; NÖ Landes-Wasserwirtschafts-
fonds.

B/3-D
O-Baurat Dipl. Ing. Erich David-Labor
Bankgasse 2, 'S? 53 1 1 0 / 3178
Hydrologie (Oberflächenhydrologie,
Geohydrologie, Hydrographie und Was-
serstandsnachrichtendienst).
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R/3
Wirkl. Hofrat Dr. Eduard Popp
Operngasse 21, 'S* 58 8 88 /2226
Rechtliche und wirtschaftliche Angele-
genheiten des Umweltschutzes und
Förderung von Raumordnungsmaßnah-
men, soweit diese Angelegenheiten
nicht einer anderen Abteilung zugewie-
sen sind; behördliche Angelegenheiten
des Sonderabfallgesetzes; Abfallwirt-
schaft, ausgenommen die technischen
und die gemeindeaufsichtsbehördli-
chen Angelegenheiten; Grunderwerb;
Verwaltung und Übertragung von Bau-
gründen an junge Familien.

Gruppe GS
Sanitätsdirektion

Gruppenleiter:
Sanitätsdirektor Vortr. Hofrat
Dr. Albert Mann
Teinfaltstraße 8, 'S 53 110 /2906

S/1
Vortr. Hofrat Dr. Albert Mann
Teinfaltstraße 8, ® 53 110 /2912
Medizinische Angelegenheiten des Ge-
sundheitswesens, soweit sie keiner an-
deren Abteilung zugewiesen sind (ins-
besondere Vorsorgemedizin und Bera-
tung für Mutter und Kind); medizinische
Angelegenheiten der Krankenanstalten
und Krankenpflegeschulen, des Ge-
meindesanitätsdienstes und des Ret-
tungswesens; Landessanitätsrat; Ange-
legenheiten des Ernährungswesens
und der Nahrungsmittelkontrolle, der
Qualitätsklassenkontrolle, der Weinkon-
trolle und der Waschmittelkontrolle, so-
weit sie nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind; Amtssachverständi-
gentätigkeit für das Ernährungswesen.

S/2
Ob. San. Rat Dr. Werner Hoffer
Teinfaltstraße 8, © 53 1 1 0 /291  2
Amtssachverständigentätigkeit für medi-
zinische Angelegenheiten, soweit sie
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind; medizinische Angelegenheiten
der Verhütung und Bekämpfung anstek-
kender Krankheiten und des Drogen-
mißbrauches (Drogenbeirat), der Arznei-
mittel, des Leichen- und Bestattungswe-
sens, des Katastrophenschutzes sowie
der Pensionisten- und Pflegeheime.

S/3
Wirkl. Hofrat Dr. Georg Krasel
Teinfaltstraße 8, © 53 1 1 0 /291  2
Medizinische Angelegenheiten des Um-
weltschutzes (insbesondere Trinkwas-
serversorgung, Abwasserbeseitigung,
Abfallbeseitigung, Lärmbekämpfung,
Luftreinhaltung und Strahlenschutz) so-
wie der Bäder und Saunaanlagen ein-
schließlich der Amtssachverständigen-
tätigkeit; Tuberkulosebekämpfung ein-
schließlich der Tuberkulosehilfe; Ange-
legenheiten der Arbeitsmedizin; sani-
täre Aufsicht über Kurorte und natürli-
che Heilvorkommen.

B/6
Wirk). Hofrat Dipl. Ing. Johann Wachberger
Lothringerstraße 1 4, Isf 72 46 1 1 /224
Technische Angelegenheiten und För-
derung der Verkehrserschließung ländli-
cher Gebiete, der landwirtschaftlichen
Anlagen sowie Alm- und Weideverbes-
serungen; landwirtschaftlicher Wege-
und Anlagenbau; Verwaltung des Bau-
hofes Absdorf; Bewertung von Katastro-
phenschäden an Gemeinde- und Privat-
straßen sowie an landwirtschaftlichen
Flächen und Anlagen.

B/7
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Leopold Schmidt
Teinfaltstraße 8, 'S* 53 110 /2733 ,  2734
Vermessungsangelegenheiten.

B/8
Wirk). Hofrat Dipl. Ing. Sigmund Schmalfuhs
Muthgasse 36, ® 37 35 01 /73
Dienstkraftwagenbetrieb; Kraftfahrwe-
sen hinsichtlich der Bauart und Ausrü-
stung sowie der Einzel-, Ausnahmege-
nehmigungen und Bescheinigungen
von Kraftfahrzeugen und Anhängern,
Bewilligung des Ziehens von nicht zu-
gelassenen Anhängern; Angelegenhei-
ten des GGSt hinsichtlich der besonde-
ren Genehmigung von Kraftfahrzeugen
und Anhängern sowie der Genehmi-
gung von Verpackungen; Sachverstän-
digentätigkeit für das Kraftfahrwesen so-
wie die Aufsicht darüber.

Gruppe GR
Raumordnung und Umwelt-
schutz

Gruppenleiter:
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
Operngasse 21, © 58 8 88 /2225 ,  2226

R/1
Wirkl. Hofrat Dr. Friedrich Zaussinger
Operngasse 21, S 58 8 88 /2594
Rechtliche Angelegenheiten der über-
örtlichen und der örtlichen Raumord-
nung, Baurecht, Straßenrecht.

R/2
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
Operngasse 21, 'S* 58 8 88 /2230
Grundlagenforschung; technische An-
gelegenheiten der Raumordnung; Aus-
wahl von Baugründen und Zusicherung
an junge Familien; Dokumentation und
Statistik und Volkszählung; Verwaltung
der Anteile des Landes in Gesellschaf-
ten, die dem Verkehrsverbund dienen.
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Adreß- und Telefonverzeichnis

Verwaltungsbezirke (Bezirkshauptmannschaften und NÖ Gemeinden)

Verwaltungsbezirk
Amstetten
Gerichtsbezirke Amstetten, Haag,
St. Peter in der Au, Waidhofen/Ybbs

BH Amstetten
3300, Preinsbacherstraße 11
© (0 74 72) 24 01
Bezirkshauptmann: Kandera Johann,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg. GrE

Ger ichtsbezi rk  Amstet ten

Stadtgemeinde Amstetten
PLZ 3300, © (0 74 72) 61 2 01
Marktgemeinde Ardagger
PLZ 3321, @(0 74 79) 312
Marktgemeinde Euratsfeld
PLZ 3324, © (0 74 74) 240
Marktgemeinde Ferschnitz
PLZ 3325, © (0 74 73) 82 97
Marktgemeinde Neuhofen an der
Ybbs
PLZ 3364, © (0 74 75) 27 00, 24 85
Marktgemeinde Neustadtl an der
Donau
PLZ 3323, ©(0  74 71) 22 40
Marktgemeinde Oed-Oehling
PLZ 3312, ©(0  74 75) 32 26
Marktgemeinde St. Georgen am
Ybbsfelde
PLZ 3372, © (0  74 73) 23 12
Gemeinde Viehdorf
PLZ 3322, ©(0  74 72) 41 14
Marktgemeinde Wallsee-Sindelburg
PLZ 3313, ©(0  74 33) 2216
Gemeinde Winklarn
PLZ 3300, © (0  74 72) 43 19
Marktgemeinde Zeillern
PLZ 3311 ,©  (0 74 72) 49 86, 38 66

Ger ichtsbezi rk  Haag

Gemeinde Behamberg
PLZ 4441, © (0 72 52) 30 0 55
Gemeinde Ennsdorf
PLZ 4482, ©(0  72 23) 20 12
Gemeinde Ernsthofen
PLZ 4432, © (0 74 35) 84 50
Stadtgemeinde Haag
PLZ 3350, © (0 74 34) 24 23
Gemeinde Haidershofen
PLZ 4431, ©(0  74 34) 28 13
Gemeinde St. Pantaleon-Erla
PLZ 4303, © (0 74 35) 23 52
Stadtgemeinde St. Valentin
PLZ 4300, © (0 74 35) 21 02, 21 03,
27 72
Marktgemeinde Strengberg
PLZ 3314, ©(0  74 32) 22 14

Ger ichtsbezirk Sankt Peter
in der Au

Marktgemeinde Aschbach Markt
PLZ 3361, ©(0  74 76) 321
Gemeinde Biberbach
PLZ 3353, © (0 74 76) 82 50

Gemeinde Ertl
PLZ 3352, © (0 74 77) 72 01
Marktgemeinde St. Peter in der Au
PLZ 3352, © (0 74 77) 21 11-0
Marktgemeinde Seitenstetten
PLZ 3352, © (0 74 77) 22 24
Gemeinde Weistrach
PLZ 3351, © (0 74 77) 23 63
Gemeinde Wolfsbach
PLZ 3354, © (0 74 77) 82 40

Ger ichtsbez i rk  Waidhofen
an der Ybbs

Marktgemeinde Allhartsberg
PLZ 3331, © (0 74 48) 23 36
Gemeinde Höllenstein an der Ybbs
PLZ 3343, © (0 74 45) 218, 228
Marktgemeinde Kematen an der Ybbs
PLZ 3331, © (0  74 48) 23 12
Gemeinde Opponitz
PLZ 3342, © (0 74 44) 280
Gemeinde St. Georgen am Reith
PLZ 3344, ©(0  74 84) 82 16
Gemeinde Sonntagberg
PLZ 3332, © (0 74 48) 22 90
Marktgemeinde Ybbsitz
PLZ 3341, © (0 74 43) 340

Marktgemeinde Teesdorf
PLZ 2524, © (0 22 53) 81 2 01
Stadtgemeinde Traiskirchen
PLZ 2514, ©(0  22 52) 52 6 11, 52 6 12

Ger ich tsbez i rk  Ebre ichsdor f

Marktgemeinde Ebreichsdorf
PLZ 2483, © (0 22 54) 22 18, 25 00
Gemeinde Mitterndorf an der Fischa
PLZ 2441, © (0  22 34) 84 13
Marktgemeinde Oberwaltersdorf
PLZ 2522, © (0 22 53) 292, 682
Marktgemeinde Pottendorf
PLZ 2486, © (0 26 23) 22 7 80, 22 2 90
Marktgemeinde Reisenberg
PLZ 2440, © (0 22 34) 80 2 71
Marktgemeinde Seibersdorf
PLZ 2443, © (0 22 55) 231
Marktgemeinde Trumau
PLZ 2521, © (0 22 53) 245

Ger ich tsbez i rk  Pot tenste in

Marktgemeinde Altenmarkt an der
Triesting
PLZ 2571, © (0  26 73) 22 10
Stadtgmemeinde Berndorf
PLZ 2560, © (0 26 72) 22 53, 24 70,
23 87
Marktgemeinde Enzesfeld -
Lindabrunn
PLZ 2551, © (0 22 56) 81 2 51, 81 2 61
Gemeinde Furth an der Triesting
PLZ 2564, © (0  26 74) 88 2 19
Gemeinde Hernstein
PLZ 2560, © (0 26 33) 72 05
Marktgemeinde Hirtenberg
PLZ 2552, © (0 22 56) 81 1 11
Martktgemeinde Pottenstein
PLZ 2563, @ (0 26 72) 24 24
Marktgemeinde Weissenbach an der
Triesting
PLZ 2564, © (0 26 74) 258

Verwaltungsbezirk
Bruck an der Leitha
Gerichtsbezirke: Bruck an der Leitha
und Hainburg an der Donau

BH Bruck an der Leitha
PLZ 2460, Hauptplatz 16
© (0 21 62) 25 31, 25 32, 25 03, 22 48
Bezirkshauptmann Stockinger Alois,
Dr., Wirkl. Hofrat d. NÖ LRg.

Ger ichtsbez i rk  Bruck an der
Leitha

Marktgemeinde Au am Leithaberge
PLZ 2451, © (0 21 68) 82 41
Stadtgemeinde Bruck an der Leitha
PLZ 2460, © (0 21 62) 23 54
Marktgemeinde Enzersdorf an der
Fischa
PLZ 2431, © (0 22 30) 84 66

Verwaltungsbezirk Baden
Gerichtsbezirke Baden, Ebreichsdorf,
Pottenstein

BH Baden
2500, Vöslauer Straße 9
© (0 22 52) 80 7 11
Bezirkshauptmann: Wanzenböck
Richard Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ger ichtsbezi rk  Baden

Gemeinde Alland
PLZ 2534, © (0 22 58) 245
Stadtgemeinde Baden
PLZ 2500, © (0 22 52) 86 8 00
Stadtgemeinde Bad Vöslau
PLZ 2540, © (0 22 52) 71 61
Gemeinde Blumau
PLZ 2603, © (0 26 28) 85 70 oder 82 90
Marktgemeinde Günselsdorf
PLZ 2525, © (0 22 56) 36 8 22
Gemeinde Heiligenkreuz
PLZ 2532, © (0 22 58) 286
Gemeinde Klausen-Leopoldsdorf
PLZ 2533, © (0 22 57) 236
Marktgemeinde Kottingbrunn
PLZ 2542, © (0 22 52) 71 04, 79 3 42
Marktgemeinde Leobersdorf
PLZ 2544, © (0 22 56) 23 96-0, 23 97-0
Marktgemeinde Pfaffstätten
PLZ 2511, © (0  22 52) 88 9 85
Gemeinde Schönau an der Triesting
PLZ 2525, © (0 22 56) 35 72
Marktgemeinde Sooß
PLZ 2500, © (0 22 52) 87 5 73
Gemeinde Tattendorf
PLZ 2523, © (0 22 53) 81 2 71
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Marktgemeinde Obersiebenbrunn
PLZ 2283, © (0  22 86) 22 18
Marktgemeinde Orth an der Donau
PLZ 2304, © (0 22 12) 22 08, 23 93
Gemeinde Parbasdorf
PLZ 2232, © (0 22 47) 22 01
Gemeinde Raasdorf
PLZ 2281, © (0 22 49) 89 3 92

Gemeinde Göttlesbrunn-Arbesthal
PLZ 2464, © (0 21 62) 83 05
Marktgemeinde Götzendorf an der
Leitha
PLZ 2434, © (0 21 69) 22 74, 26 62
Gemeinde Höflein
PLZ 2465, @ (0 21 62) 25 53
Marktgemeinde Hof am Leithaberge
PLZ 2451, © (0 21 68) 23 93
Marktgemeinde Mannersdorf am
Leithagebirge
PLZ 2452, © (0 21 68) 22 52, 27 52
Marktgemeinde Rohrau
PLZ 2471, © (0 21 64) 22 04
Marktgemeinde Sommerein
PLZ 2453, © (0 21 68) 22 81, 94 44
Marktgemeinde Trautmannsdorf an
der Leitha
PLZ 2454, © (0 21 69) 22 46

Ger ichtsbezi rk  Ha inburg
an der Donau

Marktgemeinde Bad
Deutsch-Altenburg
PLZ 2405, © (0 21 65) 24 78, 29 00
Stadtgemeinde Hainburg
an der Donau
PLZ 2410, © (0 21 65) 21 11, 23 29
Gemeinde Haslau - Maria Eilend
PLZ 2402, © (0 22 32) 80 2 00, 80 2 50
Gemeinde Hundsheim
PLZ 2405, © (0  21 65) 26 18
Marktgemeinde Petronell-Carnuntum
PLZ 2404, © (0 21 63) 22 28
Marktgemeinde Prellenkirchen
PLZ 2472, © (0 21 45) 22 02
Gemeinde Scharndorf
PLZ 2403, © (0 21 63) 23 03
Gemeinde Wolfsthal-Berg
PLZ 2412, © (0 21 43) 23 71 , (0 21 65)
26 76

Verwaltungsbezirk
Gänserndorf
Gerichtsbezirke Gänserndorf,
Groß-Enzersdorf, Marchegg,
Zistersdorf

Stadtgemeinde Deutsch-Wagram
PLZ 2232, © (0 22 47) 22 09, 28 22
Marktgemeinde Ebenthal
PLZ 2251 , © (0 25 38) 87 0 85, 351
Stadtgemeinde Gänserndorf
PLZ 2230, © (0 22 82) 26 51-0
Marktgemeinde Groß-Schweinbarth
PLZ 2221 , © (0 22 89) 23 02
Marktgemeinde Hohenruppersdorf
PLZ 2223, © (0 25 74) 83 04
Marktgemeinde Matzen-Raggendorf
PLZ 2243, © (0 22 89) 22 73
Marktgemeinde Pirawarth
PLZ 2222, © (0 25 74) 23 40
Marktgemeinde Prottes
PLZ 2242, © (0 22 82) 21 82
Marktgemeinde
Schönkirchen-Reyersdorf
PLZ 2241, © (0 22 82) 25 06
Marktgemeinde Spannberg
PLZ 2244, © (0 25 38) 383
Marktgemeinde Strasshof
an der Nordbahn
PLZ 2231, © (0 22 87) 22 08, 22 85
Marktgemeinde Weikendorf
PLZ 2253, © (0  22 82) 22 18

Ger ichtsbez i rk  Groß-Enzersdor f

Gemeinde Andlersdorf
PLZ 2301, © (0  22 15) 21 83
Marktgemeinde Eckartsau
PLZ 2305, © (0  22 14) 22 02
Gemeinde Glinzendorf
PLZ 2282, © (0 22 48) 585
Stadtgemeinde Groß-Enzersdorf
PLZ 2301, © (0 22 49) 22 14, 29 12,
23 14
Gemeinde Großhofen
PLZ 2282, ©(0  22 48) 518
Gemeinde Haringsee
PLZ 2286, © (0  22 14) 23 04
Gemeinde Leopoldsdorf
im Marchfelde
PLZ 2285, © (0  22 16) 216
Gemeinde Mannsdorf an der Donau
PLZ 2304, © (0 22 12) 22 77, 25 97
Gemeinde Markgrafneusiedl
PLZ 2282, © (0 22 48) 241

Ger ichtsbez i rk  Marchegg

Marktgmeinde Engelhartstetten
PLZ 2292, ©(0  22 14) 22 92
Marktgemeinde Lassee
PLZ 2291, © (0  22 13) 23 11
Stadtgemeinde Marchegg
PLZ 2293, © (0 22 85) 29 1 11
Gemeinde Untersiebenbrunn
PLZ 2284, © (0 22 86) 23 20
Gemeinde Weiden an der March
PLZ 2295, © (0 22 84) 204

Ger ichtsbez i rk  Z is tersdor f

Marktgemeinde Drösing
PLZ 2265, © (0 25 36) 330
Marktgemeinde Dürnkrut
PLZ 2263, © (0 25 38) 80 2 14
Gemeinde Hauskirchen
PLZ 2184, © (0  25 33) 256
Marktgemeinde Hohenau
an der March
PLZ 2273, © (0 25 35) 22 00
Marktgemeinde Jedenspeigen
PLZ 2264, © (0 25 36) 82 24
Marktgemeinde Neusiedl an der Zaya
PLZ 2183, ©(0  25 33) 255
Gemeinde
Palterndorf-Dobermannsdorf
PLZ 2181,© (0 25 33) 226, 458
Gemeinde Ringelsdorf-Niederabsdorf
PLZ 2272, © (0 25 36) 292
Marktgemeinde Sulz im Weinviertel
PLZ 2224, ©(0  25 34)217
Stadtgemeinde Zistersdorf
PLZ 2225, © (0 25 32) 401

BH Gänserndorf
2230, Schönkirchnerstraße 1
©(0  22 82) 25 61-0
Bezirkshauptmann: Müller Norbert
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Groß-Enzersdorf,
PLZ 2301, Dr.-Anton-Krabichler-Platz 1,
© (02249)23 65
Außenstelle Zistersdorf, PLZ 2225,
Rathaus, Hauptstraße 12,
© (02532)279

Ger ichtsbezi rk  Gänserndor f

Gemeinde Aderklaa
PLZ 2232, © (0 22 47) 22 90
Marktgemeinde Angern an der March
PLZ 2261, © (0  22 83) 22 41
Marktgemeinde Auersthal
PLZ 2214, © (0  22 88) 246

Ausdruck der for-
cierten Bürgernähe
sind die beiden neu-
en BH-Außenstellen
in Stockerau und
Hainburg, die Ende
September eröffnet
wurden.
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Stadtgemeinde Schrattenthal
PLZ 2073, © (0 29 42) 82 04, 82 17
Marktgemeinde Zellerndorf
PLZ 2051, © (0 29 45) 214, 338

Verwaltungsbezirk
Hollabrunn
Gerichtsbezirke Haugsdorf, Hollabrunn,
Ravelsbach, Retz

BH Hollabrunn
2020, Mühlgasse 24
© (0 29 52) 22 64-0
Bezirkshauptmann: Wegl Adolf, Dr. jur,
W. HRd. NÖ LRg.

Ger ichtsbezi rk  Haugsdor f

Gemeinde Alberndorf im Pulkautal
PLZ 2054, © (0 29 44) 23 33, 23 34
Marktgemeinde Hadres
PLZ 2061, © (0 29 43) 23 03, 23 16
Marktgemeinde Haugsdorf
PLZ 2054, © (0 29 44) 22 18, 27 1 85
Marktgemeinde Mailberg
PLZ 2024, © (0 29 43) 22 53, 23 72
Marktgemeinde Pernersdorf
PLZ 2052, © (0 29 44) 82 75
Marktgemeinde Seefeld-Kadolz
PLZ 2062, © (0 29 43) 22 01, 24 12

Ger ichtsbez i rk  Ho l labrunn

Marktgemeinde Göllersdorf
PLZ 2013, © (0 29 54) 265, 583 (25 83)
Marktgemeinde Grabern
PLZ 2020, © (0 29 52) 21 32, (0 29 59)
22 87
Marktgemeinde Guntersdorf
PLZ 2042, © (0 29 51) 247, 71 32
Stadtgemeinde Hollabrunn
PLZ 2020, © (0 29 52) 21 0 20, 23 07
Marktgemeinde
Nappersdorf-Kammersdorf
PLZ 2033, © (0 29 53) 23 14, 23 13
Marktgemeinde Sitzendorf an der
Schmida
PLZ 3714, © (0 29 59) 22 03, 22 04,
22 40
Marktgemeinde Wullersdorf
PLZ 2041, ©(0  29 51) 317, 444

Ger ichtsbezi rk  Ravelsbach

Gemeinde Heldenberg
PLZ 3704, © (0 29 56) 25 53, 71 4 82
Marktgemeinde Hohenwarth -
Mühlbach a. M.
PLZ 3472, © (0 29 57) 216, 200
Stadtgemeinde Maissau
PLZ 3712, © (0 29 58) 271, 583
Marktgemeinde Ravelsbach
PLZ 3720, © (0 29 58) 414, 422
Marktgemeinde Ziersdorf
PLZ 3710, © (0 29 56) 22 04, 24 12

Verwaltungsbezirk
Gmünd
Gerichtsbezirke Gmünd in
Niederösterreich, Litschau, Schreins,
Weitra

Verwaltungsbezirk Horn
Gerichtsbezirke Eggenburg, Horn

BH Horn
3580, Frauenhoferstraße 2
© (0 29 82) 2651 -2654
Bezirkshauptmann: Sodar Josef,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ger ichtsbez i rk  Eggenbu rg

Gemeinde Burgschleinitz-Kühnring
PLZ 3730, © (0 29 84) 26 53
Stadtgemeinde Eggenburg
PLZ 3730, © (0 29 84) 35 01, 35 02
Gemeinde Meiseidorf
PLZ 3744, ©(0  29 83) 319
Marktgemeinde Röschitz
PLZ 3743, © (0 29 84) 27 01
Marktgemeinde Sigmundsherberg
PLZ 3751, © (0 29 83) 203
Marktgemeinde Straning-Grafenberg
PLZ 3722, © (0 29 84) 33 42

Ger ichtsbez i rk  Horn

Gemeinde Altenburg
PLZ 3591, © (0 29 82) 27 65
Gemeinde Brunn an der Wild
PLZ 3595, © (0 29 89) 22 20
Stadtgemeinde
Drosendorf-Zissersdorf
PLZ 2095, © (0  29 15) 213
Marktgemeinde Gars am Kamp
PLZ 3571, @ (0 29 85) 22 25, 21 00
Stadtgemeinde Geras
PLZ 2093, © (0  29 12) 216
Stadtgemeinde Horn
PLZ 3580, © (0 29 82) 26 56
Marktgemeinde Irnfritz
PLZ 3754, © (029 86) 228
Marktgemeinde Japons
PLZ 3763, © (0 29 14) 202, 225, 36 42
Marktgemeinde Langau
PLZ 2091, © (0  29 12) 401
Marktgemeinde Pernegg
PLZ 3753, ©(0  29 13) 257
Gemeinde Röhrenbach
PLZ 3592, © (0 29 88) 243
Gemeinde Rosenburg-Mold
PLZ 3573, ©(0  29 82) 29 17
Gemeinde St. Bernhard-Frauenhofen
PLZ 3580, © (0 29 82) 28 82, 33 21
Marktgemeinde Weitersfeld
PLZ 2084, © (0 29 48) 275

BH Gmünd
3950, Schremser Straße 8,
© (0 28 52) 25 01-25 03, 25 63, 25 64
Bezirkshauptmann: Scherz Franz,
Dr. jur, W. HR. d, NÖ LRg.

Ger ichtsbezirk Gmünd
in Niederöster re ich

Stadtgemeinde Gmünd
PLZ 3950, © (0 28 52) 25 06
Gemeinde Großdietmanns
PLZ 3950, © (0 28 52) 82 62
Marktgemeinde Hoheneich
PLZ 3945, © (0 28 52) 26 64
Gemeinde Waldenstein
PLZ 3961, © (0 28 55) 498

Gerichtsbezirk L i tschau

Marktgemeinde Eggern
PLZ 3861, © (0 28 63) 232, 216
Marktgemeinde Eisgarn
PLZ 3862, © (0 28 63) 336
Gemeinde Haugschlag
PLZ 3874, © (0 28 65) 82 28, 82 06
Stadtgemeinde Heidenreichstein
PLZ 3860, © (0 28 62) 23 36, 23 37
Stadtgemeinde Litschau
PLZ 3874, © (0 28 65) 219, 220
Gemeinde Reingers
PLZ 3863, © (0 28 63) 82 08

Ger ichtsbezi rk  Schrems

Gemeinde Amaliendorf-Aalfang
PLZ 3872, © (0 28 62) 34 95
Marktgemeinde Brand-Nagelberg
PLZ 3871, © (0  28 59) 217
Marktgemeinde Kirchberg am Walde
PLZ 3932, © (0 28 54) 284, 465
Marktgemeinde Hirschbach
PLZ 3942, © (0 28 54) 344
Stadtgemeinde Schrems
PLZ 3943, © (0 28 53) 454, 455, 65 64

Ger ichtsbezi rk  Weitra

Marktgemeinde Bad Großpertholz
PLZ 3972, © (0 28 57) 253
Marktgemeinde Großschönau
PLZ 3922, © (0 28 15) 252, 242
Marktgemeinde Moorbad Harbach
PLZ 3970, ©(0  28 58) 214
Marktgemeinde St. Martin
PLZ 3971, @ (0 28 57) 262
Gemeinde Unserfrau-Altweitra
PLZ 3970, © (0 28 56) 25 40
Stadtgemeinde Weitra
PLZ 3970, © (0 28 56) 23 78, 26 82

Ger ichtsbez i rk  Retz

Stadtgemeinde Hardegg
PLZ 2083, © (0 29 48) 450, (0 29 16)
228
Stadtgemeinde Pulkau
PLZ 3741, © (29 46) 276, 383
Stadtgemeinde Retz
PLZ 2070, © (0 29 42) 22 23, 25 00
Gemeinde Retzbach
PLZ 2074, © (0 29 42) 25 13, 26 64
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Marktgemeinde Furth bei Göttweig
PLZ 3511 ,©  (0 27 32) 46 22
Gemeinde Gedersdorf
PLZ 3494, © (0 27 35) 82 41
Stadtgemeinde Mautern an der
Donau
PLZ 3512, © (0 27 32) 31 51 , 49 58
Marktgemeinde Paudorf
PLZ 3511, © (0  27 36) 245
Gemeinde Rohrendorf bei Krems
PLZ 3495, © (0 27 32) 38 50
Marktgemeinde Rossatz
PLZ 3602, © (0  27 14) 217
Marktgemeinde Senftenberg
PLZ 3541, © (0  27 19) 23 19
Marktgemeinde Stratzing-Droß
PLZ 3552, © (0  27 19) 82 87
Gemeinde Weinzierl am Walde
PLZ 3521, © (0  27 17) 82 01
Marktgemeinde Weißenkirchen in der
Wachau
PLZ 3610, © (0  27 15) 22 32, 23 13

Verwaltungsbezirk
Korneuburg
Gerichtsbezirke Korneuburg, Stockerau

BH Korneuburg
2100, Bankmannring 5
© (0 22 62) 25 66, 25 67, 25 68, 25 69,
27 41
Bezirkshauptmann: Suchanek Kurt,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ger ichtsbezi rk  Korneuburg

Marktgemeinde Bisamberg
PLZ 2102, © (0  22 44) 23 10
Gemeinde Enzersfeld
PLZ 2202, © (0 22 62) 49 94
Marktgemeinde Ernstbrunn
PLZ 2115, © (0  25 76) 301
Marktgemeinde Großrußbach
PLZ 2114, © (0  22 63) 268
Gemeinde Hagenbrunn
PLZ 2102, ©(0  22 62) 47 64
Marktgemeinde Harmannsdorf
PLZ 2111, © (0 22 64) 236
Stadtgemeinde Korneuburg
PLZ 2100, ©(0  22 62) 25 76
Marktgemeinde Langenzersdorf
PLZ 2103, ©(0  22 44) 23 08
Marktgemeinde Leobendorf
PLZ 2100, © (0  22 62) 41 51
Gemeinde Stetten
PLZ 2100, ©(0  22 62) 49 87

Ger ichtsbezi rk  S tockerau

Marktgemeinde Großmugl
PLZ 2002, © (0  22 68) 210
Marktgemeinde Hausleiten
PLZ 3464, © (0 22 65) 267
Gemeinde Leitzersdorf
PLZ 2003, © (0 22 66) 34 55
Marktgemeinde Niederhollabrunn
PLZ 2004, © (0 22 69) 22 24
Gemeinde Rußbach
PLZ 3702, @ (0 29 55) 220, 519
Marktgemeinde Sierndorf
PLZ 2011,© (0 22 67) 225
Gemeinde Spillern
PLZ 2104, ®(0  22 66) 82 25

Marktgemeinde Stetteldorf am
Wagram
PLZ 3463, © (0 22 78) 24 53, 23 04,
23 07
Stadtgemeinde Stockerau
PLZ 2000, © (0 22 66) 25 17, 25 18,
25 19, 21 28

Verwaltungsbezirk
Krems
Gerichtsbezirke Gföhl, Krems an der
Donau, Langenlois, Spitz

BH Krems
3500, Körnermarkt 1
© (0 27 32) 25 51
Bezirkshauptmann: Eigl Wilhelm,
Mag. jur, W. HR. d. NÖ LRg., GrE,
gVM-RK, sVM-RK

Ger ichtsbez i rk  Gföhl

Marktgemeinde Gföhl
PLZ 3542, ©(0  27 16) 326
Gemeinde Jaidhof
PLZ 3542, © (0  27 16) 350
Marktgemeinde Krumau am Kamp
PLZ 3543, ©(0  27 31) 82 30
Marktgemeinde Lichtenau im
Waldviertel
PLZ 3522, ©(0  27 18) 257
Marktgemeinde Rastenfeld
PLZ 3532, © (0 28 26) 289
Marktgemeinde St. Leonhard am
Hornerwald
PLZ 3572, © (0 29 87) 220

Ger ichtsbez i rk  Krems an der
Donau

Marktgemeinde Albrechtsberg an der
Großen Krems
PLZ 3613, ©(0  28 76) 258
Gemeinde Bergern im
Dunkelsteinerwald
PLZ 3512, © (0  27 14) 72 20
Stadtgemeinde Dürnstein
PLZ 3601, © (0  27 11) 219

Ger ichtsbez i rk  Langenlo is

Marktgemeinde Etsdorf-Haitzendorf
PLZ 3492, © (0 27 35) 445
Marktgemeinde Hadersdorf-Kammern
PLZ 3493, © (0 27 35) 309
Stadtgemeinde Langenlois
PLZ 3550, © (0 27 34) 21 01
Marktgemeinde Lengenfeld
PLZ 3552, © (0  27 19) 23 65
Marktgemeinde Schönberg am Kamp
PLZ 3562, © (0 27 33) 227
Marktgemeinde Straß im Straßertale
PLZ 3491, © (0 27 35) 495

Ger ichtsbez i rk  Spitz

Marktgemeinde Aggsbach
PLZ 3641, © (0  27 12) 214
Marktgemeinde Maria Laach am
Jauerling
PLZ 3643, @(0 27 12) 352
Marktgemeinde Mühldorf
PLZ 3622, © (0 27 13) 82 30, 84 69,
84 84
Marktgemeinde Spitz
PLZ 3620, © (0 27 13) 22 48, 24 48

Verwaltungsbezirk
Lilienfeld
Gerichtsbezirke Hainfeld, Lilienfeld

BH Lilienfeld
3180, Am Anger 2
© (0 27 62) 21 51
Bezirkshauptmann: Rettl Erwin, Dr. jur,
W. HR d. NÖ LRg.

Stockerau,  BH-Au-
ßenstelle.

Ger ichtsbez i rk  Ha in fe ld

Stadtgemeinde Hainfeld
PLZ 3170, © (0 27 64) 246, 346
Marktgemeinde Kaumberg
PLZ 2572, © (0 27 65) 282
Gemeinde Kleinzell
PLZ 3171, © (0  27 66) 201
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Ger ichtsbezi rk  Melk

Marktgemeinde Artstetten-Pöbing
PLZ 3661, © (0  74 13) 82 35
Marktgemeinde Dunkelsteinerwald
PLZ 3122, © (0 27 53) 275 (Gansbach)
PLZ 3392, © (0 27 52) 82 46
(Gerolding)
PLZ 3382, © (0 27 54) 64 02 (Mauer)
Marktgemeinde Emmersdorf an der
Donau
PLZ 3644, © (0 27 52) 74 69
Marktgemeinde Erlauf
PLZ 3253, © (0 27 57) 70 2 21
Marktgemeinde Golling an der Erlauf
PLZ 3381, © (0 27 57) 240
Marktgemeinde Klein-Pöchlarn
PLZ 3660, © (0  74 13) 83 00
Marktgemeinde Krummnußbaum
PLZ 3375, © (0 27 57) 403
Marktgemeinde Leiben
PLZ 3652, © (0 27 52) 72 87
Marktgemeinde Loosdorf
PLZ 3382, © (0 27 54) 63 84
Stadtgemeinde Melk
PLZ 3390, © (0 27 52) 23 07, 23 08
Gemeinde Münichreith-Laimbach
PLZ 3662, ©(0  74 13) 61 04
(Münichreith)
PLZ 3663, © (0 27 58) 33 95 (Laimbach)
Stadtgemeinde Pöchlarn
PLZ 3380, © (0  27 57) 310
Marktgemeinde Pöggstall
PLZ 3650, © (0 27 58) 23 83, 23 87
Marktgemeinde Raxendorf
PLZ 3654, © (0 27 58) 72 32
Marktgemeinde
Schönbühel-Aggsbach
PLZ 3642, © (0 27 53) 82 69
(Aggsdorf-Dorf), © (0 27 52) 83 11
(Schönbühel)
Gemeinde Schollach
PLZ 3382, © (0 27 54) 61 74
Marktgemeinde Weiten
PLZ 3653, © (0 27 58) 82 46
Gemeinde Zelking-Matzleinsdorf
PLZ 3393, © (0 27 52) 20 20 (Zelking),
© (0 27 52) 21 73 (Matzleinsdorf)

Ger ichtsbezi rk  Persenbeug

Gemeinde Dorfstetten
PLZ 4392, ©(0  74 18) 82 55
Gemeinde Hofamt Priel
PLZ 3680, ©(0  74 12) 24 21
Marktgemeinde Marbach an der
Donau
PLZ 3671, ©(0  74 13) 311
Marktgemeinde Maria Taferl
PLZ 3672, © (0  74 13) 302
Marktgemeinde Nöchling
PLZ 3691, ©(0  74 14) 300
Marktgemeinde
Persenbeug-Gottsdorf
PLZ 3680, ©(0  74 12) 22 06
Gemeinde St. Oswald
PLZ 3684, ©(0  74 15) 291
Marktgemeinde Yspertal
PLZ 3683, @(0 74 15) 224

Gemeinde Ramsau
PLZ 3172, ©(0  27 64) 82 03
Gemeinde Rohrbach an der Gölsen
PLZ 3163, ©(0  27 64) 334
Marktgemeinde St. Veit an der
Gölsen
PLZ 3161, ©(0  27 63) 22 12

Ger ichtsbez i rk  Ybbs

Gemeinde Bergland
PLZ 3252, ©(0  27 57) 77 55 12
(Hagenau)
© (0 74 16) 24 50 (Petzenkirchen)
Marktgemeinde Blindenmarkt
PLZ 3372, © (0 74 73) 22 17
Marktgemeinde Neumarkt an der
Ybbs
PLZ 3371, © (0  74 12) 26 42
Marktgemeinde Petzenkirchen
PLZ 3252, © (0  74 16) 21 09
Gemeinde St. Martin-Karlsbach
PLZ 3371, © (0  74 12) 89 02
Stadtgemeinde Ybbs an der Donau
PLZ 3370, © (0  74 12) 26 12

Verwaltungsbezirk
Mistelbach
Gerichtsbezirke Laa an der Thaya,
Mistelbach, Poysdorf, Wölkersdorf

BH Mistelbach
2130, Hauptplatz 4/5
© (0 25 72) 25 01, 25 02, 25 03, 25 04,
25 05
Bezirkshauptmann: Foitik Herbert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Laa an der Thaya,
PLZ 2136, Rathaus, ® (02522)463
Außenstelle Wölkersdorf im
Weinviertel, PLZ 2120, Kirchenplatz 9,
© (02245)24 70
Täglicher Sprechtag in Poysdorf

Ger ichtsbez i rk  Laa an der Thaya

Gemeinde Fallbach
PLZ 2133, © (0  25 24) 84 66
Gemeinde Gartenbrunn
PLZ 2154, ©(0  25 25) 380
Gemeinde Gnadendorf
PLZ 2152, ©(0  25 25) 214
Marktgemeinde Großharras
PLZ 2034, @(0 25 26) 315
Stadtgemeinde Laa an der Thaya
PLZ 2136, © (0 25 22) 501, 502
Marktgemeinde Neudorf bei Staatz
PLZ 2135, ©(0  25 23) 314
Marktgemeinde Staatz
PLZ 2134, © (0  25 24) 212
Marktgemeinde Stronsdorf
PLZ 2153, ©(0  25 26) 309
Gemeinde Wildendürnbach
PLZ 2164, © (0  25 23) 252

Ger ichtsbez i rk  M is te lbach

Marktgemeinde Asparn an der Zaya
PLZ 2151, © (0  25 77) 240
Marktgemeinde Gaweinstal
PLZ 2191, © (0  25 74) 22 21
Marktgemeinde Ladendorf
PLZ 2126, © (0  25 75) 22 50
Stadtgemeinde Mistelbach
PLZ 2130, © (0 25 72) 25 15
Gemeinde Niederleis
PLZ 2116, © (0  25 76) 305
Marktgemeinde Wilfersdorf
PLZ 2193, © (0  25 73) 23 66

Ger ichtsbezi rk  L i l ienfeld

Gemeinde Annaberg
PLZ 3222, © (0 27 28) 82 45
Gemeinde Eschenau
PLZ 3153, ©(0  27 46) 72 30
Marktgemeinde Hohenberg
PLZ 3192, ©(0  27 67) 203
Stadtgemeinde Lilienfeld
PLZ 3180, © (0 27 62) 22 12-0, 22 20-0,
23 67-0
Gemeinde Mitterbach am Erlaufsee
PLZ 3224, © (0 38 82) 21 26
Marktgemeinde St. Aegyd am
Neuwalde
PLZ 3193, ©(0  27 68) 290
Marktgmeinde Traisen
PLZ 3160, © (0 27 62) 22 84-0
Marktgemeinde Türnitz
PLZ 3184, ©(0  27 69) 204

Verwaltungsbezirk Melk
Gerichtsbezirke Mank, Melk,
Persenbeug, Ybbs

BH Melk
3390, Abt Karl-Straße 23 u. 25a
©(0  27 52) 23 81, 25 91, 25 92,
25 94-25 96
Bezirkshauptmann: Lechner Hadmar,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg., GE,
gVM-RK, NÖ FVZ
Außenstelle Pöggstall, PLZ 3650,
Hauptstraße 17,® (0 27 58) 22 40
Außenstelle Ybbs an der Donau,
PLZ 3370, Hauptplatz 1, © (0 74 12)
26 12 DW 29
Außenstelle Mank, PLZ 3240,
Schulstraße 1, ® (02755) 2990

Gerichtsbezi rk  Mank

Gemeinde Bischofstetten
PLZ 3232, ©(0  27 48) 82 18
Gemeinde Hürm
PLZ 3383, © (0 27 54) 82 39
Marktgemeinde Kilb
PLZ 3233, © (0 27 48) 321
Gemeinde Kirnberg an der Mank
PLZ 3241, ©(0  27 55) 82 17
Stadtgemeinde Mank
PLZ 3240, @ (0 27 55) 22 82, 24 82
Marktgemeinde Ruprechtshofen
PLZ 3244, © (0 27 56) 23 88
Marktgemeinde St. Leonhard am
Forst
PLZ 3243, © (0 27 56) 22 04
Gemeinde Texingtal
PLZ 3242, ©(0  27 55) 72 28
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Marktgemeinde Gumpoldskirchen
PLZ 2352, © (0 22 52) 62 1 01 , 62 4 01
Marktgemeinde Guntramsdorf
PLZ 2353, © (0 22 36) 53 5 01
Gemeinde Hennersdorf
PLZ 2332, © (0 22 35) 81 2 30, 81 5 10
Marktgemeinde Hinterbrühl
PLZ 2371, © (0 22 36) 26 5 63, 26 2 49
Gemeinde Kaltenieutgeben
PLZ 2391, ©(0  22 38)213
Gemeinde Laab im Walde
PLz 2381, © (0 22 39) 22 06
Marktgemeinde Laxenburg
PLz 2361, © (0 22 36) 71 1 01
Marktgemeinde Maria Enzersdorf am
Gebirge
PLZ 2344, © (0 22 36) 84 5 01-0
Stadtgemeinde Mödling
PLZ 2340, © (0 22 36) 88 5 01, 23 3 73,
23 4 06
Gemeinde Münchendorf
PLZ 2482, © (0 22 59) 22 13, 22 14
Marktgemeinde Perchtoldsdorf
PLZ 2380, © (0 222) 86 76 34
Marktgemeinde Vösendorf
PLZ 2331, © (0 222) 69 15 79, 69 16 66,
69 16 67, 69 16 77, 69 11 82
Marktgemeinde Wiener Neudorf
PLZ 2351, © (0 22 36) 62 5 01 , 62 5 02,
62 5 03
Gemeinde Wienerwald
PLZ 2392, © (0 22 38) 330

Verwaltungsbezirk
Neunkirchen
Gerichtsbezirke Aspang, Gloggnitz,
Neunkirchen

BH Neunkirchen
2620, Peischinger Straße 17
©(0  26 35) 25 21-0
Bezirkshauptmann: Hofer Josef, Dr. jur,
W. HR d. NÖ LRg, GrE

Ger ichtsbez i rk  Aspang

Gemeinde Aspangberg-St. Peter
PLZ 2870, © (0 26 42) 23 52
Marktgemeinde Aspang-Markt
PLZ 2870, © (0 26 42) 23 03, 26 60
Marktgemeinde Edlitz
PLZ 2842, © (0 26 44) 72 50
Gemeinde Feistritz am Wechsel
PLZ 2873, ©(0  26 41)21 63
Marktgemeinde Grimmenstein
PLZ 2840, © (0 26 44) 72 03
Marktgemeinde Kirchberg am
Wechsel
PLZ 2880, © (0 26 41) 22 26
Marktgemeinde Mönichkirchen
PLZ 2872, © (0 26 49) 225
Gemeinde St. Corona am Wechsel
PLZ 2880, © (0 26 41) 22 84
Gemeinde Thomasberg
PLZ 2842, ©(0  26 44) 72 50
Gemeinde Zöbern
PLZ 2871, ©(0  26 42) 82 04

Ger ich tsbez i rk  G loggn i tz

Gemeinde Altendorf
PLZ 2632, © (0 26 62) 82 82
Gemeinde Breitenstein
PLZ 2673, @(0 26 64)413
Gemeinde Buchbach
PLZ 2630, © (0 26 30) 78 5 52, 62 3 22
Gemeinde Enzenreith
PLZ 2640, © (0 26 62) 22 36
Stadtgemeinde Gloggnitz
PLZ 2640, © (0 26 62) 24 01-24 03
Gemeinde Grafenbach-St. Valentin
PLZ 2632, ©(0  26 30) 72 16
Gemeinde Otterthal
PLZ 2880, © (0 26 41) 84 80
Gemeinde Payerbach
PLZ 2650, © (0 26 66) 24 23
Gemeinde Prigglitz
PLZ 2640, © (0 26 62) 35 03
Gemeinde Raach am Hochgebirge
PLZ 2640, © (0 26 62) 39 01, 28 55 01
Marktgemeinde Reichenau an der
Rax
PLZ 2651, © (0 26 66) 22 06, 36 01
Marktgemeinde Schottwien
PLZ 2641, @(0 26 63) 213
Marktgemeinde Schwarzau im
Gebirge
PLZ 2662, © (0 26 67) 238
Gemeinde Semmering
PLZ 2680, © (0 26 64) 326, 327
Gemeinde Trattenbach
PLZ 2881, © (0 26 41) 82 20
Gemeinde Vöstenhof
PLZ 2630, © (0 26 30) 63 28
Marktgemeinde Wimpassing
PLZ 2632, © (0 26 30) 83 70, 71 97

Ger ichtsbez i rk  Neunk i rchen

Gemeinde Breitenau
PLZ 2624, © (0 26 35) 32 54
Marktgemeinde Grünbach am
Semmering
PLZ 2733, © (0 26 37) 22 00
Gemeinde Natschbach-Loipersbach
PLZ 2620, © (0 26 35) 28 83
Stadtgemeinde Neunkirchen
PLZ 2620, © (0 26 35) 25 31-35
Marktgemeinde Pitten
PLZ 2823, ©(0  26 27) 22 12
Marktgemeinde Puchberg am
Schneeberg
PLZ 2734, ©(0  26 36) 22 0 10
Gemeinde St. Egyden am Steinfeld
PLZ 2731, © (0 26 38) 74 03
Marktgemeinde
Scheiblingkirchen-Thernberg
PLZ 2831, @ (0 26 29) 22 39
Gemeinde Schrattenbach
PLZ 2733, © (0 26 37) 27 27, 22 80
Gemeinde Schwarzau am Steinfelde
PLZ 2625, © (0 26 27) 23 46
Gemeinde Seebenstein
PLZ 2824, © (0 26 27) 72 04
Stadtgemeinde Ternitz
PLZ 2630, © (0 26 30) 85 0 50, 85 0 60,
85 0 70
Gemeinde Warth
PLZ 2831, © (0 26 29) 22 45

Ger ichtsbezi rk  Poysdor f

Gemeinde Altlichtenwarth
PLZ 2144, © (0  25 33) 406
Marktgemeinde Bernhardsthal
PLZ 2275, © (0 25 57) 200
Gemeinde Drasenhofen
PLZ 2165, © (0 25 54) 200, 451
Marktgemeinde Falkenstein
PLZ 2162, © (0  25 54) 340
Marktgemeinde Großkrut
PLZ 2143, ©(0  25 56) 200, 413
Marktgemeinde Hausbrunn
PLZ 2154, © (0 25 33) 80 13 20
Marktgemeinde Herrnbaumgarten
PLZ 2171, @(0 25 55) 22 00
Stadtgemeinde Poysdorf
PLZ 2170, © (0 25 52) 22 52, 22 00
Marktgemeinde Rabensburg
PLZ 2274, © (0 25 35) 24 00
Gemeinde Schrattenberg
PLZ 2172, © (0  25 55) 23 45

Ger ichtsbezi rk  Wölkersdor f

Marktgemeinde Bockfließ
PLZ 2213, © (0 22 88) 266, 63 13
Gemeinde Großebersdorf
PLZ 2203, © (0  22 45) 27 14
Marktgemeinde Groß-Engersdorf
PLZ 2212, © (0  22 45) 88 2 01
Gemeinde Hochleithen
PLZ 2123, @(0 22 45) 89 1 66
Gemeinde Kreuttal
PLZ 2123, © (0  22 45) 89 2 60
Marktgemeinde Kreuzstetten
PLZ 2124, ©(0  22 63) 84 72
Marktgemeinde Pillichsdorf
PLZ 2211,© (0 22 45) 24 21
Marktgemeinde
Ulrichskirchen-Schleinbach
PLZ 2122, ©(0  22 45) 24 32
Stadtgemeinde Wölkersdorf im
Weinviertel
PLZ 2120, © (0  22 45) 24 01-0

Verwaltungsbezirk
Mödling
Gerichtsbezirk Mödling

BH Mödling
2340, Bahnhofplatz 1
© (0 22 36) 88 5 11 , 23 1 94,
83 2 95-83 2 97, 84 1 71
Bezirkshauptmann: Bischer Heinz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger ichtsbez i rk  Möd l i ng

Gemeinde Achau
PLZ 2481, © (0  22 36) 71 5 83
Marktgemeinde Biedermannsdorf
PLZ 2362, © (0 22 36) 71 1 31, 71 1 32
Marktgemeinde Breitenfurt bei Wien
PLZ 2384, © (0 22 39) 23 42, 31 33
Marktgemeinde Brunn am Gebirge
PLz 2345, © (0 22 36) 31 6 01-0
Gemeinde Gaaden
PLZ 2531, @ (0 22 37) 203
Gemeinde Gießhübl
PLZ 2372, ©(0  22 36) 26 4 64
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Marktgemeinde Randegg
PLZ 3263, © (0 74 87) 62 00
Gemeinde Reinsberg
PLZ 3264, © (0 74 87) 23 51
Gemeinde St. Anton an der Jeßnitz
PLZ 3283, © (0 74 82) 82 40
Gemeinde St. Georgen an der Leys
PLZ 3282, © (0 74 82) 62 35
Stadtgemeinde Scheibbs
PLZ 3270, © (0 74 82) 25 11 , 25 12,
25 13
Marktgemeinde Steinakirchen am
Forst
PLZ 3261, © (0 74 88) 325
Marktgemeinde Wang
PLZ 3262, © (0  74 88) 517
Stadtgemeinde Wieselburg
PLZ 3250, © (0 74 16) 23 19, 33 40
Gemeinde Wieselburg-Land
PLZ 3250, © (0 74 16) 22 69, 28 61
Gemeinde Wolfpassing
PLZ 3261, © (0 74 88) 200

Marktgemeinde Hafnerbach
PLZ 3385, © (0 27 49) 22 78
Gemeinde Haunoldstein
PLZ 3384, © (0 27 49) 22 54
Gemeinde Karlstetten
PLZ 3121, © (0 27 41) 276
Gemeinde Kasten bei Böheimkirchen
PLZ 3072, © (0  27 44) 212
Marktgemeinde Kirchberg an der
Pielach
PLZ 3204, © (0 27 22) 73 09, 75 33
Gemeinde Loich
PLZ 3211 ,© (0 27 22) 82 25
Marktgemeinde Markersdorf-Haindorf
PLZ 3385, © (0 27 49) 22 61
Marktgemeinde Michelbach
PLZ 3074, © (0 27 44) 82 20
Gemeinde Neidling
PLZ 3100, © (0  27 41) 286
Marktgemeinde Ober-Grafendorf
PLZ 3200, © (0 27 47) 23 1 30
Marktgemeinde Prinzersdorf
PLZ 3385, © (0 27 49) 22 23
Marktgemeinde Pyhra
PLZ 3143, ©(0  27 45) 22 08
Marktgemeinde Rabenstein an der
Pielach
PLZ 3203, © (0 27 23) 22 50, 23 50
St. Margarethen an der Sierning
PLZ 3231, © (0 27 47) 72 72
Gemeinde Schwarzenbach an der
Pielach
PLZ 3212, © (0  27 24) 205
Gemeinde Stüssing
PLZ 3073, (0 27 44) 352
Gemeinde Weinburg
PLZ 3200, © (0 27 47) 26 16, 89 62
Stadtgemeinde Wilhelmsburg
PLZ 3150, © (0  27 46) 23 15, 23 16

Verwaltungsbezirk
Scheibbs
Gerichtsbezirk Scheibbs

BH Scheibbs
3270, Rathausplatz 5 und Gürtel 27
© (0 74 82) 21 01, 21 02, 21 03, 21 04
Bezirkshauptmann: Panzenböck
Berthold, Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger ichtsbez i rk  Sche ibbs

Marktgemeinde Gaming
PLZ 3292, © (0 74 85) 307, 308
Marktgemeinde Göstling an der Ybbs
PLZ 3345, © (0 74 84) 22 04, 24 40
Marktgemeinde Gresten
PLZ 3264, © (0 74 87) 23 10, 23 34
Gemeinde Gresten-Land
PLZ 3264, © (0 74 87) 28 00, 22 40
Marktgemeinde Lunz am See
PLZ 3293, ©(0  74 86)310
Marktgemeinde Oberndorf an der
Melk
PLZ 3281, © (0 74 83) 258, 358
Gemeinde Puchenstuben
PLZ 3214, ©(0  27 26) 238
Marktgemeinde Purgstall an der
Erlauf
PLZ 3251, © (0 74 89) 27 11
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Gemeinde Wartmannstetten
PLZ 2620, © (0 26 35) 51 24
Gemeinde Willendorf
PLZ 2732, © (0 26 20) 22 61
Gemeinde Würflach
PLZ 2732, @(0 26 20) 24 10

Verwaltungsbezirk
St. Pölten
Gerichtsbezirke Herzogenburg,
Neulengbach, St. Pölten

2

BH St. Pölten
3100, Am Bischofteich
© (0 27 42) 25 51
Bezirkshauptmann: Michalitsch Walter,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg, GrE, KmtK d.
päpstl SO, gEM-RK

Gerichtsbezirk Herzogenburg

Stadtgemeinde Herzogenburg
PLZ 3130, @(0 27 82) 33 1 50
Gemeinde Inzersdorf-Getzersdorf
PLZ 3131, ©(0  27 82) 31 66
(Inzersdorf), © (0  27 83) 578
(Getzersdorf)
Marktgemeinde Kapelln
PLZ 3141, ©(0  27 84) 266
Marktgemeinde Nußdorf ob der
Traisen
PLZ 3133, ©(0  27 83) 84 02
Gemeinde Obritzberg-Rust
PLZ 3123, ©(0  27 86) 22 92
Gemeinde Statzendorf
PLZ 3124, ©(0  27 86) 22 47
Stadtgemeinde Traismauer
PLZ 3133, © (0  27 83) 86 5 10
Gemeinde Weißenkirchen an der
Perschling
PLZ 3142, © (0  27 84) 356
Marktgemeinde Wölbling
PLZ 3124, © (0  27 86) 23 09

Verwaltungsbezirk Tulln
Gerichtsbezirke Kirchberg am Wagram,
Tulln

BH Tulln
3430, Hauptplatz 33
© (0 22 72) 25 11
Bezirkshauptmann: Partik Peter, Dr. jur,
W. HR d. NÖ LRg

Ger ichtsbez i rk  K i rchberg  am
Wagram

Marktgemeinde Absdorf
PLZ 3462, © (0 22 78) 22 03
Marktgemeinde Fels am Wagram
PLZ 3481, © (0 27 38) 23 81
Marktgemeinde Grafenwörth
PLZ 3484, ©(0  27 38) 22 12
Gemeinde Großriedenthal
PLZ 3471, © (022 79) 72 46
Marktgemeinde Großweikersdorf
PLZ 3701, © (0 29 55) 204
Marktgemeinde Kirchberg am
Wagram
PLZ 3470, © (0 22 79) 23 32
Marktgemeinde Königsbrunn am
Wagram
PLZ 3465, © (0 22 78) 23 38

Ger ichtsbez i rk  Tulln

Marktgemeinde Atzenbrugg
PLZ 3452, © (0 22 75) 234
Marktgemeinde Judenau-Baumgarten
PLZ 3441, ©(0  22 74) 72 16
Marktgemeinde Königstetten
PLZ 3433, © (0 22 73) 22 23, 407
Marktgemeinde Langenrohr
PLZ 3442, © (0 22 72) 72 00
Marktgemeinde Michelhausen
PLZ 3451, © (0 22 75) 241
Marktgemeinde St. Andrä-Wördern
PLZ 3423, © (0 22 42) 22 23
Marktgemeinde Sieghartskirchen
PLZ 3443, © (0  22 74) 218
Gemeinde Sitzenberg-Reidling
PLZ 3454, © (0 22 76) 241

Ger ichtsbezi rk  Neu lengbach

Marktgemeinde Altlengbach
PLZ 3033, © (0 27 74) 22 69
Gemeinde Asperhofen
PLZ 3041, © (0 27 72) 82 95
Gemeinde Brand-Laaben
PLZ 3053, © (0 27 74) 83 38
Marktgemeinde Eichgraben
PLZ 3032, © (0 27 73) 62 31, 62 32
Gemeinde Kirchstetten
PLZ 3062, © (0 27 43) 82 06
Marktgemeinde Maria-Anzbach
PLZ 3034, © (0 27 72) 24 81, 38 70
Marktgemeinde Neulengbach
PLZ 3040, © (0 27 72) 21 05
Gemeinde Neustift-Innermanzing
PLZ 3052, © (0 27 74) 22 98

Ger ichtsbezi rk  St. Pölten

Marktgemeinde Böheimkirchen
PLZ 3071, © (0 27 43) 23 1 80
Marktgemeinde Frankenfels
PLZ 2313, © (0 27 25) 245, 252
Gemeinde Gerersdorf
PLZ 3385, © (0 27 49) 26 21
Marktgemeinde Grünau
PLZ 3202, © (0 27 23) 82 42, 82 06
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Marktgemeinde Theresienfeld
PLZ 2604, © (0  26 22) 71 2 10
Gemeinde Waidmannsfeld
PLZ 2763, © (0  26 32) 22 31
Marktgemeinde Waldegg
PLZ 2754, © (0 26 33) 22 85, 28 89
Gemeinde Walpersbach
PLZ 2822, © (0 26 27) 83 44
Gemeinde Weikersdorf am Steinfelde
PLZ 2722, © (0 26 38) 22 26
Marktgemeinde Wiesmath
PLZ 2811,© (0 26 45) 22 31
Marktgemeinde
Winzendorf-Muthmannsdorf
PLZ 2722, © (0 26 38) 22 12, 23 34
Gemeinde Wöllersdorf-Steinabrückl
PLZ 2752, © (0 26 33) 23 20
Marktgemeinde Zillingdorf
PLZ 2492, © (0 26 22) 73 2 90

Gemeinde Tulbing
PLZ 3434, © (0 22 73) 22 49
Stadtgemeinde Tulln
PLZ 3430, © (0 22 72) 42 85
Gemeinde Würmla
PLZ 3042, © (0 22 75) 82 00
Gemeinde Zeiselmauer
PLZ 3424, © (0 22 42) 74 02
Marktgemeinde Zwentendorf an der
Donau
PLZ 3435, © (0 22 77) 209

Verwaltungsbezirk
Waidhofen an der Thaya
Gerichtsbezirke Raabs an der Thaya,
Waidhofen an der Thaya

BH Waidhofen an der Thaya
3830, Aignerstraße 1
©(0 28 42) 25 01-25 05
Bezirkshauptmann: Steininger Franz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger ichtsbezi rk  Raabs an der
Thaya

Gemeinde Dietmanns
PLZ 3813, ©(0  28 47) 464
Stadtgemeinde Groß-Siegharts
PLZ 3812, © (0 28 47) 371 , 372
Marktgemeinde Karlstein an der
Thaya
PLZ 3822, ©(0  28 44) 279
Marktgemeinde Ludweis-Aigen
PLZ 3762, © (0 28 47) 80 2 84
Stadtgemeinde Raabs an der Thaya
PLZ 3820, © (0 28 46) 365, 366

Ger ichtsbezi rk  Waidhofen  an der
Thaya

Marktgemeinde Dobersberg
PLZ 3843, © (0 28 43) 23 32
Marktgemeinde Gastern
PLZ 3852, © (0 28 64) 23 38
Marktgemeinde Kautzen
PLZ 3851 , © (0 28 64) 22 41
Gemeinde Pfaffenschlag bei
Waidhofen an der Thaya
PLZ 3834, © (0 28 48) 222
Marktgemeinde Thaya
PLZ 3842, © (0 28 42) 26 63
Marktgemeinde Vitis
PLZ 3902, © (0  28 41) 214
Stadtgemeinde Waidhofen an der
Thaya
PLZ 3830, © (0 28 42) 23 31 , 23 32
Gemeinde Waidhofen an der
Thaya-Land
PLZ 3830, © (0 28 42) 23 37
Marktgemeinde Waldkirchen an der
Thaya
PLZ 3844, © (0 28 43) 22 82
Marktgemeinde Windigsteig
PLZ 3841 , © (0 28 49) 23 03

Verwaltungsbezirk
Wiener Neustadt
Gerichtsbezirke Kirchschlag in der
Buckligen Welt, Wiener Neustadt

BH Wiener Neustadt
2700, Neuklosterplatz 1
© (0 26 22) 22 5 11
Bezirkshauptmann: Marady Herbert,
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger ichtsbezi rk  K i rchsch lag in der
Buck l igen  Welt

Gemeinde Bad Schönau
PLZ 2853, © (0 26 46) 23 89
Gemeinde Hochneukirchen-Gschaidt
PLZ 2852, © (0 26 48) 206
Gemeinde Hollenthon
PLZ 2812, © (0  26 45) 72 00
Marktgemeinde Kirchschlag in der
Buckligen Welt
PLZ 2860, ©(0  26 46) 22 13
Marktgemeinde Krumbach
PLZ 2851, © (0 26 47) 22 38
Gemeinde Lichtenegg
PLZ 2813, ©(0  26 43) 22 09

Ger ichtsbez i rk  Wiener Neustadt

Marktgemeinde Bad Fischau-Brunn
PLZ 2721, ©(0  26 39) 22 13
Marktgemeinde Bromberg
PLZ 2833, © (0 26 29) 82 22
Stadtgemeinde Ebenfurth
PLZ 2490, © (0 26 24) 22 50, 31 55
Gemeinde Eggendorf
PLZ 2492, © (0 26 22) 73 2 34
Gemeinde Erlach
PLZ 2822, ©(0  26 27) 82 14
Marktgemeinde Felixdorf
PLZ 2603, © (0 26 28) 37 11, 25 90
Marktgemeinde Gutenstein
PLZ 2770, © (0 26 34) 220
Gemeinde Hochwolkersdorf
PLZ 2802, © (0 26 45) 82 22
Gemeinde Hohe Wand
PLZ 2724, © (0 26 38) 83 48
Gemeinde Katzelsdorf
PLZ 2801, © (0 26 22) 78 2 00
Marktgemeinde Lanzenkirchen
PLZ 2821, ©(0  26 27) 54 32
Gemeinde Lichtenwörth
PLZ 2493, © (0 26 22) 75 2 27
Marktgemeinde Markt Piesting
PLZ 2753, © (0 26 33) 22 41 , 25 36
Gemeinde Matzendorf-Hölles
PLZ 2751, © (0 26 28) 29 07
Gemeinde Miesenbach
PLZ 2761, © (0 26 32) 82 35
Gemeinde Müggendorf
PLZ 2763, © (0 26 32) 25 02, 29 90
Marktgemeinde Pernitz
PLZ 2763, © (0 26 32) 22 19, 22 20
Gemeinde Rohr im Gebirge
PLZ 2663, © (0 26 67) 82 01
Marktgemeinde Schwarzenbach
PLZ 2803, © (0 26 45) 52 01
Marktgemeinde Sollenau
PLZ 2601 , © (0 26 28) 72 85, 74 85

Verwaltungsbezirk
Wien-Umgebung
Gerichtsbezirke Klosterneuburg,
Purkersdorf, Schwechat

BH Wien-Umgebung
1091, Alserbachstraße 41
© (0 222) 34 46 00-04, 34 33 92,
34 41 12
Bezirkshauptmann: Hamböck Albert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg
Außenstelle Klosterneuburg, PLZ 3400,
Rathausplatz 26,

(02243)2362,2629
Außenstelle Purkersdorf, PLZ 3002,
Hauptplatz 4, (02231)21  01, 21 02
Außenstelle Schwechat, PLZ 2320,
Hauptplatz 4,
® (0 222) 77 62 71, 776177

Ger ichtsbez i rk  K los terneuburg

Gemeinde Gerasdorf bei Wien
PLZ 2201, © (0 22 46) 22 72
Stadtgemeinde Klosterneuburg
PLZ 3400, © (0 22 43) 67 95

Ger ich tsbez i rk  Purkersdor f

Marktgemeinde Gablitz
PLZ 3003, © (0 22 31) 34 6 60
Marktgemeinde Mauerbach
PLZ 3001, © (0  222) 97 16 77
Marktgemeinde Pressbaum
PLZ 3021, ©(0  22 33) 22 32
Stadtgemeinde Purkersdorf
PLZ 3002, © (0 22 31) 36 01, 36 02
Marktgemeinde Tullnerbach
PLZ 3013, © (0 22 33) 22 88, 26 07
Gemeinde Wolfsgraben
PLZ 3012, @(0 22 33) 72 12

Ger ichtsbez i rk  Schwechat

Gemeinde Ebergassing
PLZ 2435, © (0 22 34) 22 86
Stadtgemeinde Fischamend
PLZ 2401 , © (0 22 32) 323, 359
Gemeinde Gramatneusiedl
PLZ 2440, © (022 34) 22 05, 22 12
Marktgemeinde Himberg
PLZ 2325, © (0 22 35) 89 2 13, 89 3 12
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Marktgemeinde Gutenbrunn
PLZ 3665, © (0 28 74) 242
Marktgemeinde Kirchschlag
PLZ 3631, © (0 28 72) 226, 61 08
Marktgemeinde Kottes-Purk
PLZ 3623, © (0 28 73) 228
Marktgemeinde Martinsberg
PLZ 3664, © (0 28 74) 278
Marktgemeinde Ottenschlag
PLZ 3631, © (0 28 72) 330
Marktgemeinde Sallingberg
PLZ 3525, © (0 28 77) 344, 273
Marktgemeinde Schönbach
PLZ 3633, © (0 28 27) 224, 246, 529
oder 288
Marktgemeinde Traunstein
PLZ 3632, © (0 28 78) 217, 247

Ger ichtsbez i rk  Zwett l

Marktgemeinde Großgöttfritz
PLZ 3913, © (0  28 75) 362
Marktgemeinde Schweiggers
PLZ 3931, © (0 28 29) 234
Marktgemeinde Waldhausen
PLZ 3914, ©(0  28 77) 61 63
Stadtgemeinde
Zwettl-Niederösterreich
PLZ 3910, © (0 28 22) 24 14-24 16

Ger ichtsbez i rk  A l len ts te ig

Stadtgemeinde Allentsteig
PLZ 3804, © (0  28 24) 310
Marktgemeinde Echsenbach
PLZ 3903, ©(0  28 49) 82 18
Marktgemeinde Göpfritz an der Wild
PLZ 3800, @(0 28 25) 310
Marktgemeinde Pölla
PLZ 3593, © (0 29 88) 220
Marktgemeinde Schwarzenau
PLZ 3900, © (0 28 49) 22 47

Ger ichtsbezi rk  Groß-Gerungs

Marktgemeinde Altmelon
PLZ 3925, ©(0  28 13) 292
Marktgemeinde Arbesbach
PLZ 3925, ©(0  28 13) 213
Stadtgemeinde Groß Gerungs
PLZ 3920, ©(0  28 12) 353
Marktgemeinde Langschlag
PLZ 3921, ©(0  28 14)218
Marktgemeinde Rappottenstein
PLZ 3911,© (0 28 28) 240

Ger ichtsbezi rk  Ot tensch lag

Gemeinde Bärnkopf
PLZ 3665, © (0 28 74) 84 5 02, 82 12
Marktgemeinde Grafenschlag
PLZ 3912, ©(0  28 75) 221

Gemeinde Klein-Neusiedl
PLZ 2431, © (0 22 30) 82 44
Gemeinde Lanzendorf
PLZ 2326, © (0 22 35) 23 11
Gemeinde Leopoldsdorf
PLZ 2326, © (0 22 35) 24 36
Gemeinde Maria-Lanzendorf
PLZ 2326, @ (0 22 35) 22 04
Gemeinde Moosbrunn
PLZ 2440, © (0 22 34) 33 27
Gemeinde Rauchenwarth
PLZ 2320, © (0 22 30) 23 57
Gemeinde Schwadorf
PLZ 2432, ©(0  22 30) 22 40
Stadtgemeinde Schwechat
PLZ 2320, © (0 22 2) 77 76 71
Gemeinde Zwölfaxing
PLZ 2324, © (0 22 2) 77 73 42

Verwaltungsbezirk Zwettl
Gerichtsbezirke Allentsteig,
Groß-Gerungs, Ottenschlag, Zwettl

BH Zwettl
3910, Am Statzenberg 1
©(0  28 22) 24 61-64
Bezirkshauptmann: Gärber Friedrich,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Städte mit eigenem Statut

Gemeinderat und Magistrat
Oberer Stadtplatz 28, 3340 Waidhofen
an der Ybbs, © (0 74 42) 25 11 , 25 12,
25 13
Bürgermeister: Vetter Erich
Magistratsdirektor: Mayerhofer Otto
Dr. iur, SenR

Wiener Neustadt
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

Gemeinderat und Magistrat
Hauptplatz 1-3, 2700 Wiener Neustadt,
©(0  26 22) 235 31-0
Bürgermeister: Kraupa Gustav
Magistratsdirektor: Wagner Hans
Dr. iur, OSenR, Hofrat

St. Pölten
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

Gemeinderat und Magistrat
Rathausplatz 1, 3100 St. Pölten,
@(0 27 42)25 31 Serie bis 39
Bürgermeister: Gruber Wilhelm
Magistratsdirektor: Karner Karl Dr. iur,
OSenR

Krems an der Donau
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

Gemeinderat und Magistrat
Rathaus, Obere Landstraße 4,
3500 Krems, © (0 27 32) 25 11-0
Bürgermeister: Wittig Harald, LAbg
Magistratsdirektor: Poyßl Bernd Dr. iur,
SenR

Waidhofen an der Ybbs
Gerichtsbezirk Waidhofen an der Ybbs,
Finanzamt und Vermessungsbezirk
Amstetten

Amt der NÖ Landesregierung

Beratungsstelle

1010 Wien, Herrengasse 13,
@(0 222) 53 110/25 25, 25 26
(außerhalb der Amtsstunden
Tonbanddienst)

Weitere Adressen siehe „Geschäftsein-
teilung des Amtes der NÖ Landesregie-
rung", Seite 12 ff., und „Beratung, Infor-
mationshinweise“, S. 176.
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Weitere Adressen (Auswahl)

NÖ Landeshauptstadt
Planungsgesellschaft
m. b. H.
3100 St. Pölten, Kremser Gasse 20,
© (0 27 42) 51 6 00

NÖ Landesjugendheime
Allentsteig
3804, Ottensteiner Straße 36,
© (0 28 24) 308
Hinterbrühl
2371, Urlaubskreuzstraße 15,
©(0  22 36) 88 5 21-23
Heilpädagogische Station,
Fürstenweg 8, © (0 22 36) 26 73
Hochwolkersdorf
2802, Nr. 11, © (0  26 45)82 05
Hollabrunn
2020, Elsa-Brandström-Straße 1 ,
© (0  29 52)21 16
Korneuburg
2100, Stockerauer Straße 80,
© (0 22 62) 25 91
Lunz am See
3293, © (0 74 86) 331
Matzen
2243, Hauptstraße 80, © (0 22 89) 229
Pottenstein
2563, Gutensteinstraße 65,
© (0 26 72) 24 23
Puchberg am Schneeberg
2734, Ehrbarweg 2, © (0 26 36) 22 13
Schauboden/Erlauf
3251, Nr. 26, ©(0  74 89)246
Schwedenstift (Säuglings- und
Kleinkinderheim)
2380 Perchtoldsdorf,
Leonhardiberggasse 10-12,
© (0 222) 86 01 27, 86 31 40
Waidhofen an der Ybbs
3340, Reichenauerhof, Weyrerstraße 81,
© (0 74 42) 21 84

NÖ Landespflegeheime
Hochegg
2840 Grimmenstein, © (0 26 44) 82 31
Melk
3390, Dorfnerstraße 34-36,
© (0 27 52) 26 80, 26 20
Mistelbach
2130, Liechtensteinstraße 69,
© (0 25 72) 24 02
Tulln
3430, Frauenhofnerstraße 54,
© (0 22 72) 47 35
Waidhofen/Thaya
3830, Moritz-Schadek-Gasse 32,
© (0 28 42) 24 21 , 24 22
Wiener Neustadt
2700, Neudörfler Straße 50,
© (0 26 22) 58 95, 58 96

A. ö. NÖ Landeskrankenhaus Mödling
2340, © (0 22 36) 88 5 26
A. ö. NÖ Landeskrankenhaus Tulln
3430, © (0 22 72) 25 77
NÖ Landeskrankenhaus für
Psychiatrie und Neurologie
Klosterneuburg
3400, © (0 22 43) 83 3 12, 83 3 47
NÖ Landeskrankenhaus für
Psychiatrie und Neurologie Mauer bei
Amstetten
3300, © (0 74 75) 32 33
Öffentliche NÖ Krankenanstalt und
Heilstätte Grimmenstein
2840, ©(0  26 44) 82 31, 82 32

Agrarbezirksbehörde
1037 Wien, Lothringerstraße 14,
© (0 222) 72 46 11 DW
Amtsvorstand: Wirkl. Hofrat Dr. Dietmar
Annacker, DW 215
Kanzlei: DW 222, Vermittlung: DW 11

Allgemein-öffentliche
Krankenhäuser
Allentsteig
3804, © (0 28 24) 235, 236
Amstetten
3300, © (0 74 72) 21 21 Serie
Baden
2500, © (0 22 52) 89 5 00
Eggenburg
3730, © (0 29 84) 35 36-35 38
Gmünd
3950, © (0 28 52) 38 41
Hainburg
2410, ©(0  21 65)21 41 Serie
Hollabrunn
2020, © (0 29 52) 22 7 50
Horn
3580, © (0 29 82) 26 61
Klosterneuburg
3400, © (0 22 43) 29 70, 29 71, 71 39,
71 98, 72 09
Korneuburg
2100, ©(0  22 62), 25 81, 25 82
Krems an der Donau
3500, © (0 27 32) 35 61-35 69
Lilienfeld
3180, ©(0  27 62) 23 01
Melk
3390, © (0 27 52) 21 21 , 21 22
Mistelbach
2130, ©(0  25 72)33 41
Neunkirchen
2620, © (0 26 35) 20 25, 20 26, 25 71,
25 72
St. Pölten
3100, © (0 27 42) 62 5 21-62 5 29
Scheibbs
3270, © (0 74 82) 25 5 50
Stockerau
2000, © (0 22 66) 27 35, 25 41
Waidhofen/Thaya
3830, © (0 28 42) 23 05
Waidhofen/Ybbs
3340, © (0 74 42) 25 25
Wiener Neustadt
2700, © (0 26 22) 23 5-31
Zwettl
3910, © (0 28 22) 22 45-22 49

Bauhöfe
Bauhof Absdorf
3462 Absdorf, Kremser Straße 87,
© (0 22 78) 22 83
Bauhof Simmering
1110 Wien, Ewaldgasse 5,
© (0 222) 76 23 80
Flußbauhof Plosdorf
3071 Böheimkirchen, Plosdorf 20,
© (0 27 43) 23 07

Gebietsbauämter
GBA I - Wien Umgebung
1090 Wien, Alserbachstraße 41,
© (0 222) 34 46 00/38
GBA II - Wiener Neustadt
2700 Wiener Neustadt, Grazer
Straße 52, © (0 26 22) 58 56, 58 57
GBA III - St. Pölten
3100 St. Pölten, Am Bischofsteich 1,
© (0 27 42) 25 51
GBA IV - Krems/Donau
3500 Krems/Donau,
Dreifaltigkeitsplatz 4, © (0 27 32) 24 58

Gewerblicher
Berufsschulrat für NÖ
1014 Wien, Landskrongasse 5,
© (0 222) 63 76 75, 76, 77 DW
Amtsleiter: Wirkl. Hofrat Mag. Paul
Schenk, DW31
Kanzlei: DW22

NÖ Landesfeuerwehr-
kommando
1014 Wien, Bankgasse 2,
© (0  222)53 110/31 70

NÖ Landes-Feuerwehr-
schule Tulln
3430 Tulln, Nußallee 14,
© (0 22 72) 28 88, 28 86, 28 80, 28 89
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NÖ Umweltanwaltschaft

1014 Wien, Teinfaltstraße 8,
© (0  222)53 1 10/2972

NÖ Straßenbau-
abteilungen

StrBA 1
2020 Hollabrunn, Aspersdorfer
Straße 28, © (0 29 52) 23 81, 23 82
StrBA 2
3430 Tulln, Bahnhofstraße 35,
© (0 22 72) 24 68, 28 68, 26 12
StrBA 3
2120 Wölkersdorf, Haasgasse 6,
© (0  22 45) 23 52,23 75
StrBA 4
2700 Wiener Neustadt,
Günserstraße 88, © (0 26 22) 22 1 92
StrBA 5
3101 St. Pölten, Mariazeller Straße 24,
Postfach 18, © (0 27 42) 62 1 95,
62 1 96
StrBA 6
3300 Amstetten, Wagmeisterstraße 9,
© (0 74 72) 45 55
StrBA 7
3500 Krems/Donau, Bahnhofsplatz 6,
© (0 27 32) 21 25, 21 67
StrBA 8
3830 Waidhofen/Thaya,
Heidenreichsteiner Straße 42,
© (0 28 42) 26 91, 26 92

NÖ Landesreisebüro

1014 Wien, Heidenschuß 2,
© (0 222) 533 47 73, 533 31 14,
Telex 11 52 20

NÖ Umweltschutzanstalt

2344 Maria Enzersdorf,
Südstadtzentrum 4,
©(0  22 36) 84 5 41-0

NÖ Landesschulrat

1013 Wien, Wipplingerstraße 28,
@(0 222) 53 4 14

30



Rückblick 1987,  Ziele 1988 3
(Schwerpunkte, Probleme und Ziele aus den Tätigkeitsberichten der Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung)

InnereOrganisation Amtsinspektorat (LAD) 32 • Beratungsstelle (LAD) 33 • Daten-
verarbeitung (LAD-EDV) 33 • Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit (LAD) 35 • Dienstkraft-
wagenbetrieb (B/8) 37 • Gebäude- und Liegenschaftsverwaltung (l/AV) 37 • Kanzlei-
aufsicht (LAD) 38 • Koordinationsdienst (LAD) 39 • Kopier- und Mikrofilmstelle (l/AV) 40 •
Landeshauptstadt Koordination (LAD) 40 ■ Personal (l/P-ABC) 41 • Pressedienst (I/9) 41 •
Protokoll (LAD) 42 • Rechtsbüro (I/8) 42 • Statistik (R/2) 43 ■ Verfassungsdienst (LAD) 44

Finanz- und Gemeindeangelegenheiten Beschaffungsangelegenheiten (l/AV) 46 • Finanz-
angelegenheiten (IV/I) 46 • Buchhaltung (IV/1) 49 • Gemeindeangelegenheiten (11/1) 50 ■
Wasserleitungsverbände (II/5) 53

Raumordnung, Umweltschutz, Naturschutz Rechtliche Angelegenheiten des Natur-
schutzes (II/3) 54 • Raumordnung (GR, II/2, R/2) 55 ■ Umweltschutz (GR, R/1, R/3) 59

Polizei, Staatsbürgerschaft, Wahlen, Stiftungen Auszeichnungen und Ehrungen
(l/AV) 63 • Feuerwehren, Katastrophendienst, Zivile Landesverteidigung (VI/9) 63 • Kultus-
und Stiftungsangelegenheiten (II/4) 65 ■ Personenstandsangelegenheiten, Matriken-
wesen (II/6) 66 • Polizeiangelegenheiten (I/2) 66 • Staatsbürgerschaft, Wahlen, Wähler-
evidenz, Kriegsgräber (1/3)67 ■ Zivildienst- und Bundesheerangelegenheiten (l/AV) 68

Kultur, Sport, Bildung Gewerbliche Berufsschulen (V/3) 69 • Kindergärten (VIII/6) 70 •
Kulturelle und museale Angelegenheiten (111/2)71 • Landesarchiv, Institut für Landes-
kunde (III/3) 76 • Landesbibliothek (III/4) 78 ■ Landesschulrat (LSR) 80 • Landwirt-
schaftliches Bildungswesen (VI/5) 82 • NÖ Schul- und Kindergartenfonds (VIII/1, VIII/6) 83 •
Schulen (VIII/1) 84 ■ Sportförderung (I/4) 85

Wasser-, Land- und Forstwirtschaft Agrarbezirksbehörde (ABB) 88 ■ Agrarrecht (VI/4) 91 •
Förderung der Landwirtschaft (VI/12) 93 • Forstwirtschaft (VI/11) 94 • Landesagrarsenat,
Agrartechnik (VI/3) 97 • Land- und Forstwirtschaftsinspektion (VI/10) 98 • Veterinär-
angelegenheiten (VI/2) 98 • Wasserbau (GB/3) 100 • Wasserrecht, Schiffahrt (111/1) 108 ■
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft (Planungsorgan, Sachverständige, Gewässer-
aufsicht (B/9) 111
Wirtschaft, Gewerbe, Fremdenverkehr, Energie Fremdenverkehr (V/4) 111- Geschäfts-
stelle für Energiewirtschaft (BD) 113- Gewerbe (V/1) 115 • Rechtliche Angelegenheiten des
Energiewesens und der Energiewirtschaft (I/5) 116 ■ Sparkassenaufsicht, Konsumenten-
schutz (IV/2) 117 ■ Veranstaltungen, Kinos (VIII/3) 118 • Wirtschaftspolitik, Wirtschafts-
förderung (V/2) 120

Bauen, Verkehr, Straßen Amtssachverständige: Bau-, Agrar- und Verkehrs-
technik (B/4) 122 • Amtssachverständige des technischen Dienstes (B/5) 123 •
Baudirektion (BD) 124 • Baurecht (R/1) 131 • Hochbau (GB/1) 131 • Landwirtschaftlicher
Wege- und Anlagenbau, Almverbesserungen (B/6) 134 • Straßen- und
Brückenbau (GB/2) 136 ■ Straßenrecht (R/1) 143 ■ Technische Kraftfahrzeug-
angelegenheiten (B/8) 143 • Verkehr (I/7) 145 • Vermessungsangelegenheiten (B/7) 146 •
Wohnbauförderung (I/6, l/6a) 147

Gesundheit, Soziales, Familie Gemeindeärzte (VII/8) 150 • Gesundheit (GS) 150 ■ Jugend-
arbeit (1/10) 155 • Jugendfürsorge (VIII/2) 158 • Landesheime (IX/2) 160 • Rechtliche
Angelegenheiten des Gesundheitswesens (VII/3) 162 • Soziale Verwaltung (VII/1) 166 •
Sozialförderung (1/10) 171 • Sozialversicherung (VI/6, VII/2) 173
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Innere Organisation

Innere Organisation

Amtsinspektorat (LAD)

Die Berichte anderer Kontrolleinrichtun-
gen (Fachabteilungen, Buchhaltungsab-
teilungen) sowie die Stellungnahmen
der betroffenen Dienststellen werden
ausgewertet und - wenn notwendig -
Nachkontrollen vorgenommen.

Sonderaufgaben

Zwei Vertreter des Amtsinspektorates
haben an einer beim Amt der NÖ Lan-
desregierung im Zusammenwirken mit
der Firma IBM durchgeführten Informa-
tionssystemstudie mitgewirkt. Diese
Studie diente primär dem Zweck, ein
Gesamt-EDV-Konzept zu entwickeln
und Prioritäten für die einzelnen Anwen-
dungsbereiche zu bestimmen. Weiters
wurde die Aufgaben- und Informations-
architektur des Amtes systematisch
analysiert und auch gewisse Grundla-
gen für die bevorstehende Aussiedlung
Wiener Dienststellen abgeleitet.
Im Rahmen der ständigen Projekt-
gruppe für die Reform der Landesver-
waltung wurde ein Arbeitsausschuß ein-
gesetzt, der sich mit der Erprobung
einer Wasser-Diesel-Emulsion beim Be-
trieb von Fahrzeugen der Straßenver-
waltung befaßt.
Vorschläge von Mitarbeitern zur Verwal-
tungsvereinfachung führten in drei Fäl-
len zur Zuerkennung von außerordentli-
chen Zuwendungen.
Infolge verschiedener Verdachtsmo-
mente konnten bei drei Dienststellen
Unregelmäßigkeiten bei der Gebarungs-
führung festgestellt werden, wobei in
zwei Fällen Anzeige erstattet werden
mußte.
Auch im Jahr 1987 mußten etliche Dieb-
stähle registriert werden. Die Begleitum-
stände weisen in der überwiegenden
Zahl der Fälle auf amtsfremde Personen
hin.
Der Arbeitskreis Dezentralisierung der
Landesverwaltung hat ein Dezentralisie-
rungskonzept ausgearbeitet, das in der
Sitzung der NÖ Landesregierung vom
14. Juli 1987 beschlossen wurde und
nun schrittweise realisiert werden soll.

Landesbediensteten-Schutzge-
setz (LSG)

Das Amtsinspektorat hat die Einhaltung
der Bestimmungen des Landesbedien-
steten-Schutzgesetzes zu überprüfen.
Bei 33 Dienststellen wurden Kontrollen
und bei 5 Dienststellen Nachkontrollen
durchgeführt.
Zu einem hohen Prozentsatz konnte
eine Beseitigung der Mängel und damit
eine Verbesserung der Arbeitsplatzsi-
tuation erreicht werden.

Schwerpunkte und
Probleme 1987

Überprüfung von Dienststellen

Das Amtsinspektorat ist mit der Über-
prüfung sämtlicher Landesdienststellen
und der bei diesen beschäftigten Mitar-
beiter betraut. Dabei wird neben der
Einhaltung der Gesetze, Verordnungen
und sonstigen Vorschriften auf einen
einheitlichen und geregelten Geschäfts-
ablauf in administrativer, kostenmäßiger
und organisatorischer Hinsicht geach-
tet, ebenso werden Rationalisierungs-
vorschläge unterbreitet.
Eine Gesamteinschau wurde in den Ab-
teilungen B/2, B/2-B und B/2-C sowie
in der Landesbuchhaltung Abteilungen
6 und 9 durchgeführt. Bei den Abteilun-
gen I/3 und II/6 wurde eine Nachkon-
trolle vorgenommen.
Die im Vorjahr begonnene Überprüfung
der Einhaltung von Dienstanweisungen
bei sämtlichen Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung wurde abge-
schlossen.
Darüber hinaus konnte die im Jahre
1980 eingeleitete Bereinigung der Run-
derlässe für den selbständigen Wir-
kungsbereich des Landes zu einem Ab-
schluß gebracht werden.
Bei allen Bezirkshaüptmannschaften
wurden Erhebungen hinsichtlich der
richtigen Einhebung von Gebühren und
Abgaben sowie über die personellen
Auswirkungen des PC-Einsatzes ge-
führt.
Daneben erfolgten in zahlreichen Fällen
Einzelerhebungen, die sich in erster Li-
nie auf die innere Organisation beim
Amt der NÖ Landesregierung bezogen.

3

Koordinierung und Auswertung
von Prüfberichten anderer
Kontrolleinrichtungen

Der Rechnungshof und der Finanzkon-
trollausschuß des Landestages von Nie-
derösterreich legen ihre Ergebnisbe-
richte der NÖ Landesregierung zur Ab-
gabe einer Äußerung innerhalb einer
bestimmten Frist vor. Aufgabe des
Amtsinspektorates ist es, zu den Prü-
fungsergebnissen von den betroffenen
Dienststellen Stellungnahmen abzuver-
langen, diese zu koordinieren und für
eine Sitzung der NÖ Landesregierung
vorzubereiten .
Nach wie vor treten bei der Bearbeitung
insofern Schwierigkeiten auf, als man-
che Dienststellen ihre Stellungnahmen
zu den Prüfungsergebnissen verspätet
abgeben, zu den einzelnen Ergebnis-
punkten nicht ausreichend antworten,
bzw. auch unsachliche Argumente brin-
gen.

Aus dem Ludwig-
Fonds für universi-
täre Einrichtungen
sind Mitte Juni die
ersten Stipendien
vergeben worden.
Insgesamt wurden
an 317 Studierende
1,7 Millionen Schil-
ling verteilt.

Ziele 1988

Schwerpunkt der Prüftätigkeit werden
weiterhin Dienststellen des Amtes der
NÖ Landesregierung sein. Dabei sollen
vor allem Rationalisierungsvorschläge
ausgearbeitet und Dezentralisierungs-
möglichkeiten aufgezeigt werden.
Die Kontrollen über die Einhaltung der
Bestimmungen des Landesbedienste-
ten-Schutzgesetzes werden weiter fort-
geführt. ■
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Beratungsstelle (LAD)

Schwerpunkte und
Aufgabenbereich 1987

Schwerpunkt der Beratungsstelle beim
Amt der NÖ Landesregierung war über-
wiegend die Beratungstätigkeit für die
Mitbürger des Bundeslandes Nieder-
österreich. Im Unterschied zu den ver-
gangenen Jahren erstreckte sich die
rege Informationstätigkeit 1987 auch auf
die Landeshauptstadt, die Regionalisie-
rung und Dezentralisierung.

Im Zusammenwirken mit dem Büro des
Herrn Landeshauptmannes wurden
diese vielfältigen Anfragen von der Be-
ratungsstelle beim Amt der NÖ Landes-
regierung beantwortet.
Zur Frequenz darf angeführt werden,
daß die Fülle von Förderungsmaßnah-
men stark in Anspruch genommen
wurde; vor allem eine ungeheuer starke
Hebung der Anfragen war auf dem Ge-
biet der sozialen Förderungen feststell-
bar.

Anfragen Personen ca.
1986 1987

Bundes- und Landes-
wohnbauförderung 900
Fremdenverkehrsförderung 500
Heimbeihilfe, Pendlerbei-
hilfe und sonstige soziale
Unterstützungen 150 500
Gewerbeförderung 700 300

Datenverarbeitung (LAD-EDV)

mehr ABK3) von 4 PCs auf 9 PCs.
• Inventarverwaltung Online. Seit Juni
1987 ist ein neues Online-Programmpa-
ket im Einsatz, mit dem das gesamte In-
ventar des Landes (Abt. I/AV), der
Gruppe GS (Mütterberatungsstellen,
Krankenhäuser), der Bezirkshauptmann-
schaften und der EDV direkt über den
Bildschirm verwaltet wird; im 1. Quartal
1988 soll auch das Inventar der Abt. B/6
eingebunden werden. - Insgesamt
20 Neuprogramme und 8 Änderungen.
• Straßenbau GB/2
- Dienstbekleidungslager: Seit Anfang
des Jahres 1987 ist ein PC mit einem
D’Base-Programmpaket im Einsatz, das
die Bekleidungsanforderung, die Lager-
haltung und die Zuteilung für ca. 4.000
Bedienstete des Straßendienstes unter-
stützt; gleichzeitig wird auch das neue
Punktesystem für die Bekleidungszutei-
lung getestet.
- Laufende Erweiterung der Online-Sy-
steme für Liegenschaft B/2-E und Brük-
kendatenbank B/2-D (6 Neuprogramme
und 39 Änderungen);
- Einsatz von Textverarbeitung auf den
8 Straßenbauabteilungen;
- Adaptierung und Einsatz des Pro-
grammpaketes Archisoft (aus dem
Hochbaubereich) für den Autobahnbau;
der Test für den Bundesstraßenbau läuft
noch.
- Ein Konzept für die Erweiterung des
Liegenschaftssystems von B/2-E für alle
NÖ Straßengrundstücke ist abgeschlos-
sen.
• Adreßverwaltung. Erarbeitung eines
Detailkonzeptes und Systementwurfs
für die Online-Verwaltung bestehender
Adreßdateien für
- Aktion „NÖ schön erhalten, schöner
gestalten“,
- Dorferneuerung,
- Schul- und Jugendwesen,
- Kulturaussendungen,
- Pressestelle.
Einsatz ab April 1988.

stem zugänglich gemacht wird. Derzeit
können die Daten mit Schreibmaschine,
in Zusammenarbeit mit GEMDAT, Phi-
lips-Data, Süd-Ost-Info-Technik
(IBM-PC oder Commodore-PC) und Tri-
umph-Adler übergeben werden. Es gibt
nunmehr auch ein eigenes Erfassungs-
programm seitens LAD-EDV, das fak-
tisch auf jedem handelsüblichen PC
eingesetzt werden kann.
- Derzeit gehören 405 Gemeinden
(Stand 1986: 386 Gemeinden) mit rund
752.000 Einwohnern dem Datenver-
bundsystem an.
• Besoldung. Einbau zahlreicher Wün-
sche, Verbesserungen sowie gesetzli-
cher Änderungen (insgesamt 7 Neupro-
gramme, 98 Änderungen).
• Wohnbauförderung
- Übernahme der Eigenmittelersatzdar-
lehen in das Online-Bearbeitungssy-
stem im September 1987; diese 21.000
Fälle wurden bisher in der Abt. l/6a und
in der Landesbuchhaltung händisch ver-
waltet.
- Insgesamt sind derzeit ca. 180.000
Wohnbauförderungsfälle im Online-Sy-
stem erfaßt.
- Einbau zahlreicher Verbesserungen
in die bestehenden Programme: ab Ok-
tober 1987 Erweiterung des WBF-De-
zentralisierungsversuchs, der seit Sep-
tember 1986 in Gänserndorf läuft, auf
die BH Amstetten (insgesamt 27 Neu-
programme und 99 Änderungen).
- Detailkonzept und EDV-Systement-
wurf einer Online-Bearbeiter-Datei für
die landw. WBF, die ab März 1988 in
Echtbetrieb laufen soll.
• Umweltschutz, Sondermüll
- Realisierung des regelmäßigen Da-
tentausches mit der Gemeinde Wien.
- Erweiterung und Betreuung der Pro-
gramme für die Gewässerdatenbank.
- Insgesamt 3 Neuprogramme und
37 Änderungen.
• Hochbau GB/1. Erweiterung des Ar-
chisoft-Einsatzes (Programmpaket des
Instituts für Bauforschung heißt nun-

Schwerpunkte 1987

Entwicklung neuer — und
Erweiterung bestehender
Arbeitsgebiete (derzeit
76 Anwendungen insgesamt)

• Einwohnermeldewesen
- Es wurde wie in den vergangenen
Jahren hauptsächlich den Ände-
rungs(Verbesserungs-)wünschen) der
Benutzer (= Gemeinden) entsprochen
(insgesamt 6 Neuprogramme und
27 Änderungen).
- Besonders geprägt war das heurige
Jahr durch stetig zunehmende, ge-
meindeinterne „Volksbefragungen“.
Nachdem die Entwicklung der Zunahme
plebiszitärer Maßnahmen auch in den
kommenden Jahren zu erwarten ist, be-
weist sich hier ganz besonders der Nut-
zen und die Leistungsfähigkeit des Da-
tenverbundsystems für die NÖ Gemein-
den.
- Ein großes Problem stellte die Erstel-
lung und Auslieferung der Haushaltsli-
sten dar, da ein sehr großes Druckout-
put zu erwarten war. Während der Zeit
des Druckes wurden keine Arbeiten,
wie Änderungsdienst und sonstige Aus-
wertungen, durchgeführt, so daß mehr
Kapazität für Erstellung und Aufberei-
tung dieser Listen zur Verfügung stand.
Die Auslieferung an die Gemeinden er-
folgte nicht wie üblich über die Ab-
gangsstelle. Die Haushaltslisten wur-
den mit einem LKW an die Bezirks-
hauptmannschaften geliefert. Die Ge-
meinden haben dort die Unterlagen
selbst abgeholt. Die oben erwähnte
Vorgangsweise wurde von allen Betei-
ligten positiv aufgenommen.
- Der Schwerpunkt der Entwicklung lag
heuer - und wird auch im kommenden
Jahr darin liegen, die Datenübergabe
auf eine möglichst breite Basis zu stel-
len, so daß möglichst allen NÖ Gemein-
den der Beitritt zum Datenverbundsy-
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Allgemeine projektunabhängige
Aufgaben

• Endbenutzerbetreuung. Der ständig
steigende Einsatz von Endbenutzerpro-
dukten im Großrechner- und Mikrocom-
puterbereich führte mit Beginn des Jah-
res 1987 zur Schaffung einer eigenen
Gruppe innerhalb von LAD-EDV mit
dem Ziel, die Betreuung und Beratung
bezüglich Endbenutzercomputing zu ge-
währleisten. (Endusercomputing: Benut-
zer aus der Fachabteilung verwenden
Programme und Hardware, um damit
selbständig Aufgaben der Informations-
verarbeitung am Arbeitsplatz zu lösen.
Die Benutzerunterstützung hilft bei der
Auswahl der Hard- und Software, schult
den Benutzer und berät bei auftreten-
den Fragen und Problemen.)
Die wichtigsten Aufgabenbereiche sind:
- Schulung und Beratung bezüglich
Software, z. B.JC/1 - allgemeines Ab-
frage- und Auskunftssystem, derzeit
15 Abteilungen angeschlossen; TOPIAS
- topographisches Informationssystem;
TEX-ASS - Textverarbeitung auf Mikro-
computer (PG’s), derzeit 252mal einge-
setzt; dBASE - Datenbank auf PG; Fra-
mework - Textverarbeitung, Tabellenkal-
kulation, Datenbank, Graphik als inte-
griertes Produkt am PC; DMS/PC - Da-
tensicherungspaket für PG’s;
- Betreuung der Bezirkshauptmann-
schaften hinsichtlich der EDV-Anwen-
dungen im Echtbetrieb;
- Test von Hard- und Software im PC-
Bereich (z. B. Ventura-Desktop-publis-
hing-System; diverse PCs und Ein-
schubkarten);
- Übernahme der Betreuung diverser
Programmprodukte, die bisher von an-

grammsystems ist der Datentransfer zur
Groß-EDV über Disketten, was gegen-
über der bisherigen Form mittels Pa-
pierbelegen zu einer entscheidenden
Verringerung der Fehler geführt hat.
- Wohnbauförderung. Seit September
1986 läuft der Test auf der BH Gänsern-
dorf, seit Oktober 1987 der auf der
BH Amstetten;
- Sozialwesen. Eine Ausschreibung
bezüglich eines neuen EDV-Systems für
die Sozialabteilungen wird ausgearbei-
tet.
- Mundeigeldverrechnung. Das Paket
des Amtes der Salzburger Landesregie-
rung wurde getestet und für einsetzbar
befunden. Mit dieser Adaptierung der
Programme wurde begonnen; ab Fe-
bruar 1988 soll auf mehreren BH’s inten-
siv getestet werden.
- KFZ-Zulassung. Das Salzburger Sy-
stem für die Zulassungsstellen wurde in
Hallein besichtigt. Ein Einsatz ohne we-
sentliche Veränderungen des Systems
ist möglich, steht aber derzeit nicht zur
Diskussion. Schwierigkeiten ergeben
sich vor allem auf Grund der Unsicher-
heit nach den Vorschlägen des zustän-
digen Bundesministers über die Einfüh-
rung von individuellen Kennzeichen. Vor
einer endgültigen Klärung der Situation
werden auf diesem Gebiet keine weite-
ren Aktivitäten gesetzt.
- Strafwesen. Der Testbetrieb läuft seit
September 1987 in Gänserndorf zufrie-
denstellend. Wien Umgebung begann
Mitte Oktober ebenfalls mit dem Probe-
betrieb. Der Echtbetrieb erfolgt bei bei-
den BH’s ab 1. Jänner 1988; von Jänner
1988 bis Mitte 1989 soll jedes Monat
eine weitere BH an diese Applikation
angeschlossen werden.

• NÖKAS-Buchhaltung. Detailkonzept
und Realisierung eines Online-Sy-
stems, das die bereits schon lange ein-
gesetzten und daher sehr veralteten bis-
herigen Programme ab Anfang 1988 ab-
löst.
• Vermessungswesen. Einsatz eines
neuen Online-Paketes ab November
1987, das die bisherigen Programme er-
setzt.
• Dokumentation, STAIRS. Neben
Wartung und Betreuung für die laufen-
den Dokumentationen sind für
- Literatur Umweltakademie,
- Literatur Institut für Landeskunde,
- Pressedokumentation,
- Archiv Raumplanung und
- LAD-Regierungssitzungen
neue Datenbanken im STAIRS-Abfrage-
system entstanden; die Erfassung der
Dokumente ist entweder über Textverar-
beitung oder über eigene Erfassungs-
masken realisiert.
• Informations-System-Studie. Die
NÖ Landesregierung hat mit Beschluß
vom 20. Jänner 1987 die Fa. IBM beauf-
tragt, eine Informations-System-Studie
beim Amt der NÖ Landesregierung
durchzuführen. Diese Studie wurde un-
ter Mitarbeit des Amtsinspektorates, der
Kanzleiaufsicht, des Kontrollamtes, der
Buchhaltung und der LAD-EDV von
März bis September 1987 durchgeführt.
• Konzepte, Tests für neue Systeme
- STAIRS-Dokumentation für Pressear-
tikel und Bildkartei in der Presseabtei-
lung;
- EDV-Einsatzmöglichkeiten in der Le-
bensmittelkontrolle;
- Beratung der TKBA-Tulln und der
NÖ Umweltschutzanstalt bei der Aus-
schreibung und Auswahl neuer EDV-
Systeme;
- Projekt „Kontrolle der widmungsge-
mäßen Verwendungen von Landesbei-
trägen";
- allgemeines EDV-System für Evidenz
aller Förderungen;
- Neuorganisation der alten Programm-
pakete für das Gemeindereferat, inklu-
sive Anweisung der Ertragsanteile an
die Gemeinden;
- Test des Online-Paketes der OÖ Lan-
desregierung für eine Projektskartei im
Wasser- und Kanalbau (Abt. B/3-G);
Entscheidung bis Jänner 1988.
• Projekt Bezirkshauptmannschaften
- Textverarbeitung. Im Jahr 1987 waren
ca. 100 Bildschirmarbeitsplätze für Text-
verarbeitung (PC mit Drucker) auf den
BH’s verfügbar, die von der EDV betreut
wurden. Die Betreuung der EDV umfaßt
den Einsatz der Textverarbeitung (Bera-
tung, Hilfe bei Problemlösung) sowie
die Fehlerbehebung an den Geräten
selbst.
- Amtskassa. Die Amtskassen aller
BH’s wurden mit neuen EDV-Systemen
(PC-AT + in LAD-EDV entwickeltes PC-
Programmpaket) ausgestattet; bis Ende
1987 alle Erweiterungen dieses Paketes
im Einsatz. Vorteil dieses neuen Pro-

3

Gesamtsumme Bildschirmbenutzung pro Anwendung 1987
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deren Stellen wahrgenommen wurde
(z. B. ABK3, STAIRS);
- Ausschreibungen von PC-Hardware;
- Erstellung von Eingabemasken (Pa-
nels) für diverse Arbeitsgebiete;
- Entwicklung eines Anwendungspake-
tes zur Erstellung von NÖ-Graphiken
(IC/1 - GAN).
• ADV-Kongress. Die LAD-EDV war auf
dem internationalen Kongreß-ADV, der
im März 1987 in Wien stattgefunden hat,
vertreten. Präsentiert wurden typische
Anwendungen der EDV in der Landes-
verwaltung.
• Datenfernverarbeitungsverbund.
Der bestehende Datenfernverarbei-
tungsverbund zum statistischen Zentral-
amt wurde auf die EDV Ges.m.b.H. aus-
geweitet. Damit war es möglich, im Ver-
fassungsdienst der LAD die Möglichkei-
ten der Rechtsdatenbank (RDB) zu te-
sten.
• Ausschreibungen. Noch 1986 fand
eine Ausschreibung über Minicomputer
statt. Nach einer intensiven Bewer-
tungsphase wurde Mitte 1987 entschie-
den, vorerst keinen Minicomputer anzu-
schaffen.
Mitte 1987 wurde eine neue IBM-kom-
patible Groß-EDV Anlage ausgeschrie-
ben. Die Bewertungsphase war Mitte
November 1987 abgeschlossen. Mitte
Dezember 1987 wurde eine EDV-Zen-
traleinheit der Type IBM-3090 installiert.
Mit dieser Anlage sollen die gestiege-
nen und weiter steigenden Anforderun-
gen, u. a. durch den Anschluß aller
NÖ Bezirkshauptmannschaften und den
vermehrten Einsatz von Endbenutzer-
produkten, abgedeckt werden.
• Systemsoftware. In das Betriebssy-
stem MVS/XA wurden ca. 1 .500 Korrek-
turen eingebaut und bei diversen Pro-
dukten ein Releasewechsel vorgenom-
men. Für den Anschluß der Bezirks-
hauptmannschaften wurde das System
CICS neu angeschafft und für die Erfor-
dernisse adaptiert. Im Jänner 1987
wurde ein topographisches Informa-
tions- und Archivierungssystem (TO-
PIAS) installiert, das geodätische, topo-
graphische und photogrammetrische
Daten verwaltet. In einer ersten Stufe
soll damit ein zentrales Luftbildarchiv
aufgebaut werden. Die diesbezügliche

Koordination liegt bei der Baudirektion.
• Rechenzentrumsorganisation
- Dokumentation. Daten- und Satzbe-
schreibungen des Sachgebietes AV
werden über SPF-Panel maschinell ge-
führt.
- Plattenverwaltung. Durch eine stren-
gere Überwachung der Magnetplatten-
auslastung konnte die Platzausnützung
optimiert werden.
- Eingangsprotokoll. Die vermehrte
Übermittlung von maschinenlesbaren
Daten hat eine Protokollierung der ein-
langenden Datenträger erforderlich ge-
macht. Seit September 1987 wird daher
ein EDV-unterstütztes Eingangsproto-
koll im Rechenzentrum getestet und
weiterentwickelt, das ab Jänner 1988
eingesetzt wird.

Statistik 1987

Betriebsstunden
EDV-Systeme pro Tag 16

Arbeitsaufträge 4.143
Arbeitsanweisungen 2.816
Erfaßte Datensätze 1,969.430
Anzahl Datenträger (Bän-
der, Disketten, Kassetten) ca. 6.300
Archiviert ca. 4.100

davon ausgelagert ca. 1,900
Ausgelagerte Projekt-
dokumentation 143 Ordner
Listenaufbereitung ca. 5,100.000 Blatt
COM : ca. 1,7 Mio. Seiten
mit ca. 9.500 Duplikaten
Bildschirme Online 158
Terminaldrucker 52
PCs (zum Teil Online)
inkl. Drucker 592
Anzahl Jobaufrufe 3.280
Anzahl Prozeduren 1.250
Abgespeicherte Daten-
bestandsbeschreibungs-
blätter 3.400

Probleme 1987

Im Jahre 1987 sind 3 Mitarbeiter der
EDV aus dem Landesdienst ausge-
schieden. Auch wenn für diese Mitarbei-
ter sofort Ersatz zugeteilt wird, bedeutet
das wegen der langen Schulungsdauer
verminderte Entwicklungskapazität für
ca. eineinhalb Jahre.

Installation

• Datenleitungen
- BH Wien-Umgebung,
- BH Amstetten,
- Abt. R/2-Südstadt,
- zwei Terminalsteuereinheiten IBM-

3174 in Herrengasse,
- BH Gänserndorf,
- BH Wien-Umgebung,
- BH Amstetten.
• Datensicherung (DMS). Ca. 19.800
Dateien auf ca. 1.700 Bändern.
• Temporäre Installationen
- EDV-Schulung über MUPID in der

Wallnerstraße,
- IS-Studie,
- ADV-Kongreß,
- Test von Protokollkonvertern,
- Test verschiedener Bildschirmfabri-

kate.
Insgesamt wurden 129 Neuprogramme,
492 Änderungen und 72 Korrekturen
durchgeführt. ■

Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes (LAD)

Die Stelle für Demoskopie und Öffent-
lichkeitsarbeit des Inneren Dienstes hat
die Aufgabe durch Druckschriften (Bro-
schüren, Falter usw.) und andere zeitge-
mäße Publikationsformen (Videofilme)
verwaltungsspezifische Informationen
an die Landesbürger (oder bestimmte
Adressatengruppen der Landesbevöl-
kerung) heranzutragen. Die Stelle für
Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit
nimmt auch eine beratende und koordi-

Schwerpunkte 1987

Schriftenreihe „NÖ Schriften“

Ein besonderer Schwerpunkt des Jah-
res 1987 war die Organisation und Ge-
staltung der Schriftenreihe „NÖ Schrif-
ten“. Die Schriftenreihe hat folgende
Ziele:

nierende Funktion für die Abteilungen
und Gruppen der Landesverwaltung auf
dem Gebiete der Öffentlichkeitsarbeit
wahr.
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Demoskopische Untersuchungen

• Feinauswertung der Untersuchung
„Kulturbewußtsein in Niederösterreich''.
Der Bericht wird 1988 in den NÖ Schrif-
ten erscheinen.
• Abschluß und Auswertung der Unter-
suchung „Verständliche Bescheide“.
Präsentiert wurde die Studie im Rahmen
der Ausstellung „Forschen in Nieder-
österreich, Forschen für Niederöster-
reich''.
• Vorbereitung einer Untersuchung
zum Thema „Image der NÖ Landesver-
waltung“ (Durchführung 1988).

• Recht auf Sprache. Verstehen und
Verständlichkeit von Gesetzestexten
(Juli 1987). Der Abschlußbericht des
Projektes „Verständliche Gesetzes-
texte“ (zum Inhalt vergleiche den Bei-
trag „Verfassungsdienst'' in diesem
Band).
• Baugestaltung landwirtschaftlicher
Bauten in Niederösterreich (Septem-
ber 1987). Federführend bei dieser Pro-
duktion war die Abteilung VI/12. Der
Band bietet einen sehr gefällig gestalte-
ten Überblick über Renovierungen in
Niederösterreich anhand ausgewählter
Beispiele.
• NÖ Führungsrichtlinien (November
1987). Band 7 der NÖ Schriften stellt
eine leicht modifizierte Neuauflage der
Führungsrichtlinien des Landes dar.
• Schule-Bildung-Wirtschaft (Dezem-
ber 1987). Dieser Band dokumentiert
die Enquete der NÖ Landesregierung
vom 13. März 1987. Er enthält die Refe-
rate und die Ergebnisse der Arbeits-
kreise.

• Beginn der Vereinheitlichung der ver-
streut erscheinenden Publikationen des
Amtes der NÖ Landesregierung;
• Schaffung eines Publikationsforums
für Schriften zur Reform und Reorgani-
sation der NÖ Landesverwaltung;
• Forum für Schriften von niederöster-
reichischen Wissenschaftlern bzw. von
Publikationen mit einem niederöster-
reichrelevanten Thema.
Die „NÖ Schriften“ bestehen aus 3 Se-
rien:
• NÖ Schriften - Information (z. B.
NÖ Agenden/Aktivitäten);
• NÖ Schriften - Dokumentation (z. B.
Enquetenberichte usw.);
• NÖ Schriften - Fachpublikationen
(z. B. Kultur, Wissenschaft, Recht usw.).
Der Vertrieb erfolgt entweder im Selbst-
verlag (ISBN-Nummer für den Buchhan-
del ist vorhanden) oder - bei kommer-
ziell erfolgversprechenden Produktio-
nen - durch einen prominenten Verlag.
Besonderes Augenmerk haben wir auf
eine ansprechende, qualitativ hochste-
hende Gestaltung gelegt, um ein zeitge-
mäßes, unbürokratisches Image zu er-
zielen.
1987 sind folgende Produktionen er-
schienen:
• NÖ Legistische Richtlinien (März
1987). Zum Inhalt vergleiche den Beitrag
„Verfassungsdienst" in diesem Band.
• NÖ Agenden Aktivitäten. Jahrbuch
der NÖ Landesverwaltung 1986/1987
(April 1987). Bei diesem Band hat es
1987 grundsätzliche inhaltliche und or-
ganisatorische Änderungen gegeben:
Zum einen konnte durch-eine Reorgani-
sation der Redaktion der Erscheinungs-
termin erstmals auf April des Jahres
vorverlegt werden. Damit gewinnt die
Broschüre bedeutend an Aktualität.
Zum anderen wurde der Servicecharak-
ter betont und 3 neue Teile in die Bro-
schüre aufgenommen (Geschäftsord-
nung, Geschäftseinteilung, Adreßteil).
Erwartungsgemäß war die Nachfrage
nach dieser Produktion sehr hoch, und
sie wurde von der Öffentlichkeit und der
Presse sehr positiv aufgenommen.
• Umweltschutz in Niederösterreich
(Mai 1987). Dieser Prospekt wurde in
Zusammenarbeit mit der Geschäfts-
stelle für Energiewirtschaft konzipiert
und beschäftigt sich mit den Lärm-
schutzmaßnahmen in Niederösterreich.
• Energiesparen. Förderungen für pri-
vate Haushalte in Niederösterreich
(Juni 1987). Ebenfalls in Zusammenar-
beit mit der Geschäftsstelle wurde
diese Information getextet und gestaltet.
Sie bietet erstmals einen umfassenden
Überblick über die verschiedensten För-
derungen der energiesparenden Maß-
nahmen für private Haushalte.

Ziele 1988

• Fortführung der NÖ Schriften ( 10-12
Bände 1988);
• Verbesserung des Vertriebes und
• Durchführung der Imageuntersu-
chung. ■

Schwerpunkt „Sprache“

Hier wurde wie bereits in den Vorjahren
eng mit dem Verfassungsdienst koope-
riert. Stichwortartig sei hervorgehoben:
• Die neuen NÖ Logistischen Richtli-
nien wurden fertiggestellt.
• Der theoretische Teil des Projektes
„Verständliche Gesetzestexte“ konnte
mit der Publikation des Buches „Recht
auf Sprache“ (ORAG-Verlag) abge-
schlossen werden.
• Ständige sprachliche Begutachtung
von Gesetz- und Verordnungsentwür-
fen;
• vorläufiger Abschluß des Projektes
„Verständliche Bescheide“ (insgesamt
wurden 1.400 Bescheidtexte überarbei-
tet);
• laufende Mitarbeit bei den Seminaren
„Legistikgespräche“.
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Dienstkraftwagenbetrieb (B/8)

• Für andere Dienststellen wie Bezirks-
hauptmannschaften, die NÖ Agrarbe-
zirksbehörde, die Gebietsbauämter und
verschiedene Landesanstalten wurden
regelmäßig oder über Ansuchen eine
kraftfahrtechnische Betreuung, die Be-
gutachtung und Überprüfung von Repa-
raturkosten sowie die Neuanschaffung
von Dienstfahrzeugen durchgeführt.
• Zusätzlich war das Personal der
Dienstwerkstätte 1.261mal ganztägig
und 112mal halbtägig als Prüfmechani-
ker bei den vom Sachgebiet „Techni-
sche Kraftfahrzeugangelegenheiten“ im
Bereich des Bundeslandes Nieder-
österreich und bei der Prüfstelle
Wien 19, Muthgasse 36, durchgeführten
Fahrzeugprüfungen gemäß §§ 31 und
55 KFG 1967 eingesetzt.
• Schließlich wurden noch erste Vorbe-
sprechungen für eine Verlegung des
Dienstkraftwagenbetriebes in die Lan-
deshauptstadt St. Pölten durchgeführt.

Schwerpunkte und
Tätigkeiten 1987

• Im Jahre 1987 konnten durch die
Fahrbereitschaft sämtliche, von den ver-
schiedenen Dienststellen des Amtes
der NÖ Landesregierung im Sinne des
Erlasses GZ LAD-10 047/6 als dringlich
angeforderte Dienstfahrzeuge zur Verfü-
gung gestellt werden.
• Mit der LKW-Fahrbereitschaft wurden
nahezu sämtliche Transporte des Be-
schaffungsamtes, des Landesmu-
seums, des Gewerblichen Berufsschul-
rates, des Fremdenverkehrsreferates
sowie die Beförderung von Gütern für
die NÖ Agrarbezirksbehörde, Archiv
und Bibliothek, Buchbinderei, Schlos-
serei, Tischlerei usw. durchgeführt.
• In der landeseigenen Werkstätte war
es mit einem Werkmeister und 11 Me-
chanikern im Jahre 1987 möglich, den
Großteil der erforderlichen Wartungs-
und Instandsetzungsarbeiten an den
Dienstfahrzeugen durchzuführen. Der
regelmäßige Schmierdienst, die Hohl-
raum- und Unterbodenrostschutzbe-
handlung der Fahrzeuge wurden vom
Garagenpersonal in der im Amtsge-
bäude Wien, Muthgasse, befindlichen
Schmierstation durchgeführt.

Statistik 1987

1987 waren durchschnittlich
58 Personenkraftwagen,
7 Lastkraftwagen,
1 Sonderfahrzeug (Röntgenbus) und
1 Wassertankwagen

des Amtes der NÖ Landesregierung,
4 Dienstkraftwagen der Bezirkshaupt-
mannschaften und 3 Dienstwagen der
NÖ Agrarbezirksbehörde regelmäßig zu
betreuen und instandzuhalten. ■

3

Gebäude- und Liegenschaftsverwaltung (I/AV)

Schwerpunkte 1987

Amtsgebäude des Amtes der
NÖ Landesregierung

• Maler-, Elektro- und Tischlerarbeiten
im Hause Herrengasse 9, Errichtung
eines zweiten Einfahrtstores und Sanie-
rung des Aufzuges;
• Restaurierung der Eingangstore und
Instandsetzung der Erdgeschoßfenster
im Hause Herrengasse 11 ;
• Installation einer von der Haus-Kli-
maanlage unabhängigen eigenen Lüf-
tungsanlage für die EDV im Hause
Operngasse 21 sowie Erneuerung von
ca. 600 m2 Bodenbelag;
• Adaptierung eines Hallenbaues in
Bad Pirawarth für Zwecke eines Zentral-
archives und Verlegung des bisher im
Stift Herzogenburg untergebrachten Ar-
chivmaterials.

Bundesgebäudeverwaltung

• Im Jahre 1987 waren im Rahmen der
Liegenschaftsverwaltung finanzielle und
rechtliche Maßnahmen zur Wahrung der
Interessen des Bundes zu treffen.
• Verstärkt wurde eine möglichst wirt-
schaftliche Nutzung von Wohnungen
und Liegenschaften angestrebt. In die-
sem Sinne erfolgte rückwirkend ab
1. Jänner 1987 eine Anhebung der pau-
schalierten Betriebskosten. Die Pacht-
zinse für landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen wurden angepaßt.
• Durch gute Zusammenarbeit mit dem
Bundesdenkmalamt konnten an vielen
Bundesgebäuden künstlerisch wertvolle
Details erhalten bzw. gerettet werden.
So wurde z. B. in Gainfarn ein ehemali-
ger Lesehof stilgerecht renoviert.
Ebenso wurde die auf dem Areal des
Arbeitsamtes Wr. Neustadt befindliche
spätbarocke „Grotta“ mit seltenen In-
nendekorationen renoviert.

Amtsgebäude der
Bezirkshauptmannschaften

• Fortführung und Abschluß der Bau-
vorhaben in Korneuburg, Neunkirchen
und St. Pölten;
• Fortführung der Bedarfserhebung für
die Unterbringung von Dienststellen im
Zuge der geplanten Dezentralisierung;
• Schaffung von Räumlichkeiten für das
Gebietsbauamt Wien-Umgebung in Kor-
neuburg und für die Außenstelle des
Gebietsbauamtes III in Amstetten;
• Fertigstellung des NÖ-Hauses in Kre-
mesberg für die Tierärztliche Universität
(Lehr- und Forschungsbetrieb Merken-
stein) und Übergabe an den Bund.
• Im Rahmen der Liegenschaftsverwal-
tung wurden in der KG Breitenfurt
29 Bauplätze für Einfamilienhäuser so-
wie 9 Gewerbegrundstücke und ein
Areal von 5.000 m2 für die Errichtung
von Reihenhäusern verkauft. Die Ge-
samtfläche der verkauften Grundstücke
beläuft sich auf rund 67.000 m2, wo-
durch Einnahmen im Betrag von ca.
15,2 Mio Schilling erzielt werden konn-
ten.
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In Niederösterreich umfaßte die Verwal-
tungstätigkeit 152 Objekte (46 Amtsge-
bäude ohne Amt der NÖ Landesregie-
rung, 16 Dienstwohngebäude, 78
Dienstwohnungen und 13 Mietwohnge-
bäude) und unverbaute Grundstücke im
Gesamtausmaß von rund 217,78 ha.
Von der Bundesgebäudeverwaltung
werden derzeit 61 allgemein-öffentlich
genutzte Liegenschaften (Amtsge-
bäude, Lehr- und Versuchsanstalten,
Heime, Flüchtlingslager usw.), 22 ge-
mischt genutzte Gebäude, 23 Wohnge-
bäude, mehrere für Neubauten vorgese-
hene Grundstücke, 11 Eigentumswoh-
nungen, rund 235 ha landwirtschaftlich
genutzte Flächen, ein Teil des Donau-
Oder-Kanales sowie 13 Kriegerfriedhöfe
verwaltet.
Die Tätigkeit im Rahmen der Bundesge-
bäudeverwaltung beinhaltet auch die
Verwaltung von 107 Mietwohnungen,
118 Naturalwohnungen, 20 Einzelräu-
men, 33 Dienstwohnungen und 12 Ge-
schäftslokalen.
Im Jahre 1987 wurden 7,3 Mio. Schilling
für Verwaltung und laufende Ausgaben
sowie 5,9 Mio. Schilling für Liegen-
schaftsankäufe verwendet. Die Miet-
und Pachteinnahmen beliefen sich auf
5 Mio. Schilling. Aus dem Verkauf einer
Baufläche und 2 Anteilsrechten konnte
ein Betrag von 576.967 Schilling erzielt
werden. ■

Statistik 1987

Im Bereich des Amtes der NÖ Landes-
regierung waren in Wien 7 landesei-
gene Häuser, 11 angemietete Objekte
und in Niederösterreich 8 landeseigene
und 2 angemietete Objekte zu verwal-
ten. Von den hiefür im Voranschlag
1987 bewilligten 50 Mio. Schilling ver-
blieben nach Abzug der Pflichtausga-
ben für die Instandhaltungsarbeiten der
Gebäude bzw. Leistungen von Gewer-
betreibenden und sonstigen Anschaf-
fungen rund 16,766.000 Schilling. Für
den Amtsbetrieb wurden im Voran-
schlag 1987 20 Mio. Schilling bewilligt.
Hievon entfielen auf Pflichtausgaben
12,865.985,77 Schilling. Für den Ankauf
von Büromöbeln, Schreib- und Rechen-
maschinen und sonstigen Gebrauchs-
gütern sowie für die Reparatur- und Ser-
vicekosten verblieb ein Betrag von
5,203.000 Schilling. Die Einnahmen aus
Vermietung und Verpachtung sowie Un-
tervermietung sind im Rechnungsjahr
1987 mit 5,04 Mio. Schilling veran-
schlagt.
Bei den Bezirkshauptmannschaften war
im Voranschlag 1987 ein Betrag von 15
Mio. Schilling vorgesehen. Die Pflicht-
ausgaben betragen rund 8,7 Mio. Schil-
ling. Weiters mußten 1,276.000 Schilling
für Brennstoffe ausgegeben werden, so
daß für die Gebäudeinstandhaltung, Lei-
stungen von Gewerbetreibenden und
sonstige Anschaffungen ein Betrag von
4,965.000 Schilling verbleibt.

Ziele 1988

• Die Verbesserung der Kommunika-
tionssysteme des Amtes der NÖ Lan-
desregierung, vor allem die Schaffung
der Möglichkeit, das Amt der NÖ Lan-
desregierung über eine Telefonnummer
zu erreichen.
• Die Setzung der Maßnahmen zur Ver-
wertung der landeseigenen Liegen-
schaften in Wien werden in den kom-
menden Jahren ein Hauptziel sein.
Trotzdem wird dem Erhalt der Bausub-
stanz, vor allem der Fenster, aber auch
Fassaden, verstärkte Aufmerksamkeit
gewidmet werden müssen.
• Vorarbeiten zur Errichtung von Neu-
bzw. Zubauten zu den Bezirkshaupt-
mannschaften Gmünd, Krems und Möd-
ling.

Kanzleiaufsicht (LAD)

Schwerpunkte 1987

Die Hauptaufgabe der Kanzleiaufsicht
ist die Verantwortlichkeit für die ord-
nungsgemäße Anwendung der Bestim-
mungen der Kanzleiordnung durch alle
NÖ Landesdienststellen.
Um diese Bestimmungen auf dem letz-
ten Stand zu halten und geänderten ge-
setzlichen Bestimmungen zu entspre-
chen, waren Änderungen der Kanzlei-
ordnung, der Materienverzeichnisse
und der für den Kanzleidienst bestehen-
den Dienstanweisungen notwendig.
Alle an die Kanzleiaufsicht gerichteten
Anfragen konnten beantwortet werden
bzw. wurden die zur Klärung erforderli-
chen Maßnahmen eingeleitet.
Um bestehende Karteien bei den Be-
zirkshauptmannschaften mit Hilfe von
Personal-Computern rationeller führen
zu können und um den in diesen Ange-
legenheiten erforderlichen Schriftver-
kehr einfacher abzuwickeln, wurden von
3 Arbeitskreisen Vorschläge ausgear-
beitet, die im Laufe des Jahres 1988
realisiert werden sollen.

Für die bestehenden Arbeitsbehelfe
„Handbuch für die Ausbildung leitender
Kanzleibediensteter beim Amt der
NÖ Landesregierung" und „Handbuch
für die Ausbildung von Bürodirektoren''
wurden die erforderlichen Änderungen
und Ergänzungen durchgeführt.
Ein Schwerpunkt war im Jahr 1987 die
Mitarbeit bei der Erstellung einer Infor-
mations-System-Studie (Erstellung
eines EDV-Gesamtkonzeptes und Aus-
arbeitung von Grundlagen für die bevor-
stehende Aussiedlung Wiener Dienst-
stellen) für das Amt der NÖ Landesre-
gierung. Für diese Studie wurde ein Mit-
arbeiter der Kanzleiaufsicht über 4 Mo-
nate herangezogen.
Im Rahmen der Textkoordinierungs-
stelle waren im Berichtszeitraum wieder
Änderungsdienste der DA Texthand-
buch wegen Gesetzesänderungen bzw.
weiterer Textprogramme erforderlich.
Bei einer dieser Änderungen wurden
alle Textprogramme nach einheitlichen
Kriterien überarbeitet und neu aufgelegt.

Schulungen und Seminare

Es wurden 6 Einführungskurse für Neu-
aufnahmen (ca. 120 Bedienstete),
8 Vorbereitungskurse für die Kanzlei-
prüfung (ca. 140 Bedienstete) und ein
Vortrag für Techniker aus Anlaß ihrer
Vorbereitung auf die Dienstprüfung ab-
gehalten. Bei 17 Prüfungsterminen für
die Kanzleiprüfung hat die Kanzleiauf-
sicht mitgewirkt.
Ein dreitägiges Seminar für Bürodirekto-
ren wurde im Rahmen der NÖ Verwal-
tungsakademie abgehalten. In diesem
Seminar wurden wieder besondere Pro-
blembereiche der Bezirkshauptmann-
schaften behandelt und Lösungsvor-
schläge erarbeitet.
Weiters wurden an 3 Halbtagen Dienst-
besprechungen mit den Kanzleileitern
durchgeführt.
Von der Kanzleiaufsicht wurde wieder
besonderer Wert auf die Unterstützung
und Beratung für die Anwendung der
Textverarbeitungsanlagen gelegt.
Die Möglichkeiten der Rationalisierung
des Schreibdienstes durch vermehrten
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Einsatz von Textverarbeitungsgeräten
im Bereich des Amtes der NÖ Landes-
regierung wurden im Jahr 1987 verstärkt
ausgenützt. Durch diese Maßnahmen
konnten Erleichterungen in diesem Be-
reich erreicht werden und in den einzel-
nen Fällen Personalaufstockungen ver-
mieden bzw. Personaleinsparungen er-
zielt werden.

und der Textverarbeitungsanlage durch-
geführt.
Beispielhaft wird angeführt, daß darüber
hinaus rund 60.000 Schriftstücke ange-
fertigt, 40.000 Schriftstücke mit Adres-
sen bzw. Etiketten versehen und ver-
sandfertig gemacht wurden.
Ungefähr 14.000 Fernschreiben wurden
durchgegeben und 800 Sitzungsakte für
die Landesregierungssitzung vorberei-
tet.

Postsammelstelle

Die Postsammelstelle konnte durch den
Verkauf von Ausschreibungsunterlagen
und Wohnbauförderungsunterlagen
über 2 Mio. Schilling an Einnahmen er-
zielen.

Zentralregistratur

In der Zentralregistratur wurden durch
das Ausscheiden von Akten und Schrift-
stücken, im Sinne der Bestimmungen
der bevorstehenden Materienverzeich-
nisse, Platz für die von über 50 Gruppen
und Abteilungen neu hinzugekomme-
nen Akten geschaffen.
Es wurden bisher über 60.000 kg aus-
geschiedenes Aktenmaterial mit dem
Papierwolf zerkleinert und der Altpapier-
verwertung zugeführt.
Für die Übersiedlung der Zentralregi-
stratur in ein anderes Gebäude waren
umfangreiche Vorbereitungsarbeiten für
den Transport und die Unterbringung
der rund 15.000 Aktenkartons durchzu-
führen.

Überprüfung der
Landesdienststellen

Bei Überprüfungen von Landesdienst-
stellen durch das Amtsinspektorat hat
die Kanzleiaufsicht bei der Gruppe
GB/2 und den Abteilungen B/2-B und
B/2-G mitgewirkt. Weiters wurden vom
Amtsinspektorat und der Kanzleiaufsicht
alle 21 Bezirkshauptmannschaften be-
züglich der durch den Einsatz von PC’s
für Textverarbeitung möglichen Perso-
naleinsparungen überprüft.

Ziele 1988

• Die Arbeitsmittel des Kanzleidienstes
auf dem jeweiligen Stand der Erforder-
nisse und Technik zu halten.
• Durch den verstärkten Einsatz von
Textverarbeitung die Rationalisierungs-
möglichkeiten auszunützen.
• Änderung der DA-Sonderkarteien bei
den Bezirkshauptmannschaften auf
Grund der vorgesehenen PC-Lösun-
gen;
• Erarbeitung von Vorschlägen zur
automationsunterstützten Erfassung
und Evidenthaltung von Schriftstücken
und Mitwirkung bei deren Realisierung;
• Schulungsmaßnahmen für Kanzleilei-
ter und Kanzleileiteraspiranten im Rah-
men der NÖVAK, mit dem Schwerpunkt
„Anwendung der Kanzleiordnung“;
• Einbringen von Vorschlägen in die
„Projektgruppe Landeshauptstadt“ für
eine zweckmäßige Unterbringung und
zukunftsorientierte Ausstattung der
Kanzleien im neuen Amtsgebäude. ■

Poststelle

In der Poststelle wurden 9,6 Mio. Schil-
ling an Portogebühren verbraucht. Hö-
here Ausgaben konnten durch den wei-
teren Ausbau des Zeitungsversandes
und der Massensendungen vermieden
werden.
Durch die nunmehr zur Verfügung ste-
hende Etikettiermaschine (die Anschaf-
fung eines zweiten Gerätes ist vorgese-
hen) konnte der Arbeitsaufwand für den
Versand der Massensendungen (ca.
1,9 Mio. Stück) bedeutend reduziert
werden.

Allgemeine Schreibstelle

In der Allgemeinen Schreibstelle wurde
als wichtigste Aufgabe die Schulung
von über 100 neu aufgenommenen
Kanzleibediensteten vor der Zuteilung
an andere Dienststellen angesehen.
Besonders wurde auf die Herstellung
der Reinschriften über Tonträger (Dik-
tiergeräte) geachtet und auch eine
Schulung auf den Fernschreibgeräten

Koordinationsdienst (LAD)

einer Luftbildstelle bei der Baudirektion
beschlossen, wodurch das bisher von
mehreren Abteilungen nach verschiede-
nen Gesichtspunkten beschaffte und
gesammelte Material nun als wichtige
Planungsunterlage für alle verfügbar
sein wird und Mehrgleisigkeiten vermie-
den werden. Unter Verwendung der da-
bei gewonnenen Erfahrungen wird nun-
mehr auch die Einrichtung einer einheit-
lichen Plandokumentation vorbereitet.
Daneben galt es auch in einer Reihe
von anderen Fragen Koordinationsge-
spräche zu führen, wie z. B. für einen
Flottentest mit einer Diesel-Wasser-
Emulsion mit Fahrzeugen der NÖ Stra-
ßenverwaltung, Vereinheitlichung der
Datenerfassung für den Aufbau einer
Umweltdatenbank, die Teilnahme vorf
Abteilungen und Dienststellen des Lan-
des an Messen, Ausstellungen und In-
formationstagungen und die Überlei-
tung des Gemeinde-Investitionsfonds in
den Wasserwirtschaftsfonds. ■

reichs zu sehen ist. Sie soll einerseits
über die Verwendung der diesbezügli-
chen Mittel an Hand einiger ausgewähl-
ter Beispiele Rechenschaft ablegen und
andererseits auch auf verschiedene
Probleme aufmerksam machen.
Die Verhandlungen mit dem Bund über
den ihm bereits 1986 überreichten Kata-
log der Wünsche des Landes kamen
durch die Umbildung der Bundesregie-
rung ins Stocken und konnten noch
nicht abgeschlossen werden. Dafür
konnte mit der Stadt Wien über die Zu-
sammenarbeit in Fragen einer Weltaus-
stellung, der Verknüpfung der West-
und Südbahn, der Müllbeseitigung und
einer allfälligen Untersuchung über den
Donau-Oder-Kanal ein Übereinkommen
vorbereitet werden, das die beiden Lan-
deshauptleute am 23. November 1987
unterzeichneten.
Nach bald zweijährigen Vorarbeiten hat
die Landesregierung die Einrichtung

Schwerpunkte 1987

Als Nachlese zu der im Spätherbst 1986
zum dritten Mal durchgeführten Aktion
„Die Wiener Hochschulen kommen
nach Niederösterreich'' wurden die Re-
ferate aller 23 Veranstaltungen sowie
eine Zusammenfassung der jeweiligen
Diskussionsergebnisse in Buchform pu-
bliziert und damit einem noch größeren
Personenkreis zugänglich gemacht.
In Zusammenhang mit dem 20jährigen
Jubiläum des Fonds zur Förderung wis-
senschaftlicher Forschung und in Zu-
sammenarbeit mit der Raiffeisen-Lan-
desbank Wien-NÖ wurde eine umfang-
reiche Wanderausstellung „Forschen in
Niederösterreich - Forschen für Nieder-
österreich“ gestaltet, die am 26. Novem-
ber 1987 in St. Pölten eröffnet wurde
und bis Sommer 1988 im 14-Tage-
Rhythmus in vielen Orten Niederöster-
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Kopier- und Mikrofilmstelle (I/AV)

Ferner wurden am Lichtpausgerät in der
Operngasse 21 13.127 Lichtpausen an-
gefertigt. ■

In der Mikrofilmstelle werden Ersatz-
(Vernichtungs-)verfilmungen durchge-
führt.
Die Kopierstelle fertigte 1987 folgende
Ablichtungen und Drucke von Schrift-
stücken für die einzelnen Dienststellen
an:

Kopierstelle Herrengasse 11 1,785.282
Kopierstelle Teinfaltstraße 8 968.296
Kopierstelle Operngasse 21,
8. Stock 1,560.041
Drucksystemgerät und A 3-Kopier-
gerät Operngasse 21/Parterre 2,487.433

Insgesamt 6,801.052

Landeshauptstadt- Koordination (LAD)

Einrichtungen war es in Ergänzung zu
der im ersten Halbjahr 1987 durchge-
führten Kommunikationsstudie neben
anderen Vorarbeiten notwendig, den
Bedarf aus der Sicht der Dienststellen
zu erheben.
Diese Bedarfserhebung erfolgte in zwei
Teilen, nämlich:
• Erhebung mittels Fragebogen,
• Erhebung in Form von Seminaren,
bei denen jeweils Dienststellenleiter
und Dienstnehmervertreter jeder Dienst-
stelle teilnahmen.
Zur Fragebogenerhebung.In der Frage-
bogenerhebung im September 1987
wurden die quantitativen Sachverhalte
erhoben. Zur Vorbereitung der geplan-
ten Seminare wurde empfohlen, jeweils
auch Mitarbeiter der Dienststelle, insbe-
sondere jedoch die Dienstnehmerver-
treter in die Beantwortung der Fragen
miteinzubeziehen.
Zu den Seminaren: Ab November 1987
wurden dann die in den Fragebogen er-
hobenen quantitativen Sachverhalte
durch eine Erhebung der qualitativen
Anforderungen ergänzt. Dies geschah
in Form von Seminaren, die jeweils
einen halben Tag dauerten. Im ersten
Teil des Seminares wurden Informatio-
nen über den Stand der Planungen für
die Landeshaupstadt präsentiert, die Er-
gebnisse der Fragebogenaktion erläu-
tert, sowie künftige Möglichkeiten der
Büroorganisation und Faktoren, die das
Arbeiten im Büro wesentlich beeinflus-
sen, dargestellt. Im zweiten Teil der Se-
minare wurde dann direkt unter ständi-
ger Moderation des Landeshauptstadt-
Koordinators und eines Mitarbeiters der
Landeshauptstadt Planungsgesellschaft
die Erhebung in Kleingruppen (jeweils
Dienststellenleiter plus Dienstnehmer-
vertreter jeder Dienststelle) durchge-
führt.

Verkehrserhebung

Zusätzlich zu den Erhebungen für das
Raum- und Funktionsprogramm wurde
noch im Herbst 1987 eine Befragung al-
ler Bediensteten zum Verkehrsverhal-

beiten und präzisieren wird.
Diesem Ausschuß gehören unter dem
Vorsitz des Landesamtsdirektors stän-
dig folgende Dienststellen bzw. Funk-
tionsträger an: Landesamtsdirektorstell-
vertreter, Landeshauptstadt Planungs-
gesellschaft, Baudirektor, Landtagsdi-
rektor, l/AV, Amtsinspektorat, Personal-
abteilung, GB/1, R/2, NÖVAK, EDV,
Kontrollamt, Kanzleiaufsicht, Landes-
hauptstadt-Koordinator.
Als Vertreter der Dienstnehmerseite
wirkt selbstverständlich ständig auch
ein Mitarbeiter der Personalvertretung
an den Beratungen und an der Defini-
tion der Anforderungen mit.
Diese Definition erfolgt in 2 Stufen, näm-
lich:
• Definition der Anforderungen an den
Standort (Bedarfsprogramm I);
• Raum- und Funktionsprogramm für
die zentralen Einrichtungen (Bedarfs-
programm II).

Bedar fsprogramm I

Die NÖ Landesregierung hat in ihrer Sit-
zung am 30. Juni 1987 einen Kriterienka-
talog beschlossen, der für die Standort-
anforderung und Standortauswahl für
die zentralen Gebäude des Landes in
St. Pölten relevant ist. Dieser Katalog
sieht folgendermaßen aus:

Anforderungen der
Landesverwaltung an das
„Landhaus“ in St. Pölten

Grundsätzliches

Bei jedem komplexen Bauvorhaben ist
es notwendig, möglichst präzise die An-
forderungen an das Raum- und Funk-
tionsprogramm zu formulieren. Je bes-
ser die Qualität dieser Anforderungen
ist, umso besser wird das Gebäude
dem zukünftigen Bedarf entsprechen.
Diese Forderung nach Präzisierung der
Anforderungen steht jedoch scheinbar
in einem Zielkonflikt mit der Forderung
nach offener Planung, die eine Anpas-
sung an die zukünftigen Erfordernisse
im neuen Amtsgebäude ermöglicht, die
ja heute - viele Jahre vor dem Bezug
des Amtsgebäudes - noch nicht im De-
tail abgeschätzt werden können. So
kann es z. B. durch den Einfluß moder-
ner Technologien in einigen Bereichen
zu gravierenden Organisationsverände-
rungen und Arbeitsverlagerungen kom-
men, die einerseits frühzeitig mit den
betroffenen Bediensteten abgestimmt
werden müssen, andererseits aber
auch in den Anforderungen an die
Amtsgebäude enthalten sein müssen.
Die Forderung an das neue Amtsge-
bäude muß daher lauten: Die grobe De-
finition des Raum- und Funktionspro-
grammes wird vorgegeben. Die Gestal-
tung des Amtsgebäude muß jedoch so
erfolgen, daß die Anpassung an ver-
schiedene Arbeits- bzw. Organisations-
formen flexibel an die dann gültigen An-
forderungen möglich ist.

Einbeziehung der Betroffenen

Es ist unbedingt notwendig, daß die
Formulierung der Anforderungen ge-
meinsam von den Bediensteten und
den Dienststellenleitem getragen wird.
Deshalb wurde im Frühjahr 1987 ein Ar-
beitsausschuß gegründet, der quasi als
„Vertreter des Bauherren“ die Anforde-
rungen an das neue Amtsgebäude erar-

Kriterien Anforcerung

Anzahl der Mitarbeiter
Bedarf an Bruttogeschoß-

3.000

fläche insgesamt 115.740-132.000 m2

Grundstücksbedarf daher
+ 30 % Freiflächen +

11,6-13 ha

15% Erschließungsflächen 5,2-6 ha
Flächenbedarf insgesamt
Entwicklungsflächen im
Umfeld (ohne unmittelbare

16,8-19 ha

Verbindung) mind. 10 ha

Bedar fsprogramm II

Für die Erarbeitung des Raum- und
Funktionsprogrammes der zentralen
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ten, insbesondere zur heutigen Ver-
kehrsmittelbenützung durchgeführt.
Diese Erhebung liefert weitere Grundla-
gen
• für die erforderliche verkehrstechni-
sche Anbindung des neuen Amtsge-
bäudes in St. Pölten;
• für die Bemessung des Stellenplatz-
angebotes;
• für ein allfällig notwendiges Beförde-
rungsangebot des Dienstgebers (z. B.
„blau-gelber Bus“) zur Erreichung des
neuen Amtsgebäudes.
Mit diesen Erhebungen soll gesichert
werden, daß die Wünsche und Vorstel-
lungen der Bediensteten sowohl im Hin-
blick auf die Gestaltung des neuen Ar-
beitsplatzes als auch in bezug auf die
Erreichbarkeit des Landhauses bei der
Planung im wirtschaftlich vertretbaren
Ausmaß berücksichtigt werden. ■

Anfang März wurde
in den St. Pöltner
Stadtsälen eine Ex-
positur des ORF-
Landesstudios
Niederösterreich in
Betrieb genommen.
Landeshauptmann
Ludwig hat hierin ei-
nen ersten Schritt
zur Errichtung eines
Vollstudios gese-
hen.

Personal (I/P-ABC)

In der nachstehenden Übersicht wird
der Personalstand der Bediensteten
des Landes Niederösterreich ein-
schließlich der Pensionsparteien, so-
weit diese von hierorts betreut werden,
mit Stichtag 1. Oktober 1986 bzw. 1. Ok-
tober 1987 wie folgt aufgezeigt:

Aus dieser Übersicht ist zu ersehen,
daß sich der Stand bei den aktiven Be-
amten (einschließlich der im zeitlichen
Ruhestand) um 57 Personen, bei den
Pensionsparteien um 152 Personen er-
höht bzw. bei den Vertragsbediensteten
um 60 Personen erhöht hat. ■

1986 1987

Pragmatische Bedien-
stete (einschl. Iw. Leh-
rer und Landeskinder-
gärtnerinnen) 6.030 6.083
Beamte im zeitlichen
Ruhestand ■ 14 18
Empfänger von Ruhe-
und Versorgungsge-
nüssen (einschl. Lehrer
und Landeskindergärt-
nerinnen 4.622 4.774
Vertragsbedienstete
der Entlohnungssche-
mata I, II, I L und II L
(einschl. Kindergärtne-
rinnen weltlichen und
geistlichen Standes,
Aushilfskräften, Mutter-
beratungsärzten und
Konsiliarfachärzten) 11.686 11.746

Insgesamt 22.352 22.621

Pressedienst (1/9)

4.600 Stück, vierteljährlich) erscheinen
zu den gewohnten Terminen und bieten
ebenfalls eine breite Information. Die
vierteljährlich erscheinende Farbillu-
strierte „NÖ Perspektiven“ (Auflage
70.000 Stück) erfreut sich weiter großer
Beliebtheit und Verbreitung.
Im laufenden Jahr wurden drei Plakatak-
tionen, und zwar hauptsächlich in Nie-
derösterreich, teilweise auch in Wien,
durchgeführt: Die Affichierungswellen
im Februar und April standen unter dem

groß; es kommen ständig neue Bestel-
lungen, da es kein anderes Medium
dieser Art und dieser umfassenden The-
menstellung in Niederösterreich gibt.
Die weiteren Publikationen der Presse-
abteilung, nämlich „Amtliche Nachrich-
ten“ (Auflage 3.100 Stück, 14tägig) mit
der Farbbeilage „Niederösterreich im
Bild“ (Auflage 3.600 Stück, monatlich),
die „NÖ Kulturberichte“ (Auflage
9.200 Stück, monatlich) wie auch
„Raumordnung aktuell" (Auflage

Pressedienst

Schwerpunkte 1987

Das aktuelle Medium des Informations-
dienstes ist die NÖ Landeskorrespon-
denz, die in einer Auflage von 450 Stück
täglich außer Samstag und Sonntag in
einem Umfang zwischen 12 und 24 Sei-
ten erscheint. Das Interesse für dieses
Nachrichtenblatt ist nach wie vor sehr
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Ziele 1988

Die in Gang befindlichen Aktivitäten zur
Hebung des Landesbewußtseins sollen
fortgesetzt und alle Maßnahmen zur
Verwirklichung des NÖ Zukunftskonzep-
tes wie auch des Donaufestivals 1988
publizistisch unterstützt werden.

fenden bei und ist auch eine wertvolle
Dokumentation.
Zum 6. Mal wurde heuer die direkte
Presseförderung für Tages- und Wo-
chenzeitungen, die in Niederösterreich
Verbreitung fanden, in der Höhe von
9,8 Millionen Schilling verteilt.
Nach einjähriger Unterbrechung wurde
das vom NÖ Pressehaus aufgelegte
Werk „Wer regiert Niederösterreich“ mit
Unterstützung der Presseabteilung her-
ausgebracht und an alle niederöster-
reichischen Maturanten verteilt. Dieses
Büchlein soll wichtige Hinweise auf die
Landespolitik im weitesten Sinn geben
und Informationen über heimische
Strukturen der Politik und Verwaltung
bieten.
Während des ganzen Jahres wurden
zahlreiche Pressekonferenzen und
Pressefahrten organisiert.

Motto „Hallo Zukunft“ und befaßten sich
konkret mit den Themen „Blühende Re-
gionen“ und „Goldene Gründerjahre“,
während sich die Oktober-Aktion um
die laufende Werbekampagne „Ich bin
Niederösterreich“ annahm. Diese Aktivi-
tät, die vor allem die Hebung des Lan-
desbewußtseins und die höhere Identifi-
kation der Landesbürger mit dem Land
anstrebt, wurde ferner durch einen Post-
wurf an alle Haushalte (Oktober) sowie
durch zahlreiche Inserate in Tages- und
Wochenzeitungen verstärkt.
Im Spätherbst wurde wieder eine Bro-
schüre über die heurigen Landes-Kultur-
preisträger herausgebracht; dieses
Büchlein trägt wesentlich zur Image-
Aufwertung der heimischen Kulturschaf-

Bildstelle

Die Bildstelle ist weiterhin bemüht, der
immer stärker werdenden Nachfrage
nach gutem und aktuellem Bildmaterial
gerecht zu werden. Verstärkte Anforde-
rungen gibt es im Hinblick auf die Doku-
mentation von Ausstellungen, insbe-
sonders im Bereich der Kultur, deren
Zahl immer größer wird. ■

Protokoll (LAD)

(wie z. B.: Spielbanken AG, Stadtge-
meinden usw.) In Zukunft wird getrach-
tet, die Veranstaltungen weitestgehend
in die Landeshauptstadt St. Pölten zu
verlegen. Darüber hinaus werden die
Empfänge nach Möglichkeit in Weinkel-
lern und Heurigenlokalen gegeben, was
gegenüber einer Bewirtung in Hotels
oder Restaurants ebenfalls eine bedeu-
tende Einsparung ist. Die Zahl jener
Vereine und Organisationen, die für be-
sondere Anlässe von den Regierungs-
mitgliedern Ehrenpreise wünschen, ist
im Vergleich zu den Vorjahren sprung-
haft angestiegen. Um das für diese
Zwecke vorgesehene Budget einiger-
maßen halten zu können, werden klei-
nere und einfachere Ehrenpreise be-
stellt, so daß im Endeffekt die Vielzahl
von Ehrenpreisen durch billigere Quali-
tät ausgeglichen wird.
1987 wurden im Hause 253, in den
NÖ Gemeinden 280 Empfänge vorberei-
tet und durchgeführt. Ferner wurden im
gleichen Zeitraum 300 Veranstaltungen,
zu denen der Landeshauptmann als Eh-
rengast geladen war, organisiert und
betreut. ■

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeit der Protokollabteilung be-
steht
• aus Veranstaltungen im Hause, wo
der Landeshauptmann als Gastgeber
aufscheint;
• aus Veranstaltungen in NÖ Gemein-
den, wo der Landeshauptmann als
Gastgeber aufscheint;
• aus der Vorbereitung von Veranstal-
tungen, die in den NÖ Gemeinden
durchgeführt werden und wo der Lan-
deshauptmann als Festredner geladen
ist;
• aus der Aufsicht von Servierkräften,
die für Empfänge im Landhaus einge-
setzt werden;
• aus der Beschaffung von Ehrenge-
schenken;
• aus dem Siegeln und Fertigstellen
von Ehrenurkunden, Gemeinde- und
Marktwappen.

Ziele 1988

Die Zielvorstellungen des Landeshaupt-
mannes, Veranstaltungen in Nieder-
österreich möglichst bürgernahe abzu-
halten, bringen es mit sich, nicht nur
einen begrenzten Kreis von Ehrengä-
sten, sondern weitestgehend auch die
an der Veranstaltung interessierte Orts-
bevölkerung zu einer Bewirtung im An-
schluß an den Festakt einzuladen. Dies
hat zur Folge, daß für einen relativ gro-
ßen Personenkreis eine einfache Bewir-
tung vorgesehen werden muß. Im End-
effekt bringt diese Maßnahme eine Ko-
stenersparnis, trägt aber den Veranstal-
tungen des Landeshauptmannes wei-
testgehend Rechnung.
Mit dem Gebot der Sparsamkeit, bei
Repräsentationskosten weitestgehend
Rechnung zu tragen, wird die Zahl der
Ehrengäste auf maximal zweihundert
Personen begrenzt. Bei großen interna-
tionalen Veranstaltungen, wo der Perso-
nenkreis bis zu fünfhundert und mehr
Personen ausmacht, wird getrachtet,
die Repräsentationskosten mit einem
oder mehreren Kostenpartnern zu teilen

Rechtsbüro (1/8)

Bedarf der Fachabteilungen an der Teil-
nahme eines Vertreters des Rechtsbü-
ros bei Abschluß von Rechtsgeschäften
oder privatrechtlichen Auseinanderset-
zungen mit verschiedenen Unterneh-
men.
Den Schwerpunkt der Tätigkeit bildete
die Errichtung oder Begutachtung von
Verträgen, wie Kauf-, Bestand- und

sen des Landes vor den Gerichten.
1987 war die Abteilung mit rund 1.700
Erledigungen zivil- und strafrechtlicher
Natur befaßt.
Die Beratung erfolgte durch schriftliche
Rechtsgutachten, informative Ausspra-
chen oder Übernahme strittiger Angele-
genheiten zur Vertretung. Entsprechend
groß war der Parteienverkehr und der

Schwerpunkte und
Aufgabenbereich 1987

Der Aufgabenbereich des Rechtsbüros
umfaßt die Beratung von Landesdienst-
stellen in Angelegenheiten des Zivil-
rechtes und des Strafrechts sowie die
Vertretung von zivilrechtlichen Interes-
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Dienstbarkeitsverträge. Über Ersuchen
der verschiedenen Gruppen, Abteilun-
gen und Dienststellen waren rund
150 Verträge zu errichten. Inhaltlich be-
treffen diese Verträge vorwiegend Fälle,
die sich beim Ausbau von Bundes- und
Landesstraßen, bei Gewässerregulie-
rungen oder bei Errichtung von Amtsge-
bäuden und Schulen ergeben. In Durch-
führung dieser Verträge wurden die je-
weils notwendigen Genehmigungen
und Unterschriften eingeholt und die ab-
gabenrechtlichen Vorschriften wahrge-
nommen. Ferner wurden die entspre-
chenden Grundbuchsgesuche verfaßt
und eingebracht.
In etlichen Fällen mußte der Rechtsweg
beschritten werden, um offene Forde-
rungen des Landes einzuklagen, wie auf

Schadenersatz oder auf Rückzahlung
aushaftender Beträge aus den verschie-
denen Förderungsdarlehen; erforderli-
chenfalls waren die ausstehenden Be-
träge im Exekutionswege einbringlich
zu machen. Darüber hinaus waren auch
häufig Prozesse zu führen, in denen ge-
gen das Land zu Unrecht erhobene For-
derungen abgewehrt werden konnten
bzw. das Landesinteresse gewahrt
wurde.
Durch die Erstattung schriftlicher
Rechtsgutachten und Stellungnahmen
wurden die verschiedenen Abteilungen
des Amtes, der Bezirksverwaltungsbe-
hörden und Gemeinden unterstützt.
Über die protokollarisch erfaßte Tätig-
keit hinaus nimmt die Erteilung von
Rechtsauskünften im Rahmen des all-

gemeinen Parteienverkehrs einen gro-
ßen Raum ein.
Schließlich wirkte das Rechtsbüro noch
an der Begutachtung verschiedener
Bundes- und Landesgesetze mit.

Ziele 1988

• Vermeidung von gerichtlichen Aus-
einandersetzungen durch weitestge-
hende Verhandlungsbereitschaft;
• weitere Rationalisierung der Vertrags-
errichtung durch verstärkte Heranzie-
hung der ADV-Grundstücksdatenbank;
• Mitarbeiterfortbildung insbesonders
in den Bereichen Vertragssachen und
Grundbuchwesen. ■

Statistik (R/2)

Schwerpunkte 1987

Um den vermehrten Interessen an aktu-
ellen statistischen Daten gerecht zu
werden, steht der Abteilung R/2-Stati-
stik seit einigen Monaten ein Computer
zur Verfügung. Ehe die Möglichkeiten
der technischen Geräte voll genützt
werden können, ist die Bedienungsein-
schulung der Mitarbeiter sowie die Um-
stellung der Tabellen von der herkömm-
lichen auf computergerechte Ausarbei-
tung ein wesentlicher Bestandteil der
Tätigkeiten des laufenden Jahres. Wei-
ters wurden 1987 die Aufgaben der Lan-
desstatistik um den Themenkreis Volks-
zählung erweitert.
Wie in den Jahren 1979 und 1982 wurde
mit Stichtag 10. Oktober 1987 in ganz
Österreich eine Personenstands- und
Betriebsaufnahme angesetzt, deren
Durchführung in Niederösterreich der
Landesstatistik in Zusammenarbeit mit
dem Österreichischen Statistischen
Zentralamt oblag.
Das Arbeitsprogramm umfaßt neben
der engen Zusammenarbeit mit der
Bundesstatistik das Sammeln, Sichten
und Auswerten einer Vielzahl statisti-
scher Daten aus allen Wissensgebie-
ten.
Die gewonnenen Ergebnisse wurden in
folgenden Publikationen in möglichst
tiefgehender regionaler Gliederung ver-
öffentlicht oder befinden sich noch in
Ausarbeitung:

182 Interviewern in rund 3.400 Haushal-
ten durchgeführt. Als Voraussetzung für
einen geregelten Ablauf dieser Befra-
gung ist die laufende Betreuung des ge-
samten niederösterreichischen Inter-
viewerstabes von großer Wichtigkeit.
Weiters müssen, um die durch die häu-
figen Rücktritte vakant gewordenen
Sprengel wieder neu zu besetzen, in
den jeweiligen Bezirken bis zur folgen-
den Befragung geeignete Personen für
die Interviewertätigkeit angeworben und
eingeschult werden.
Die für das Statistische Handbuch, die
Sozialhilfe-, Jugendwohlfahrtspflege-,
Jagd-, Schul- und Energiestatistik not-
wendigen Erhebungen wurden durch-
geführt und die dabei gewonnenen Da-
ten in den vorangeführten Publikationen
veröffentlicht. Im Rahmen der Wohnbau-
statistik wurden die rund 10.000 Zähl-
blätter sowie die von den Gemeinden
eingesandten Baufortschrittsverzeich-
nisse nach deren Vollzähligkeitsüber-
prüfung dem Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt weitergeleitet.
In der Fremdenverkehrsstatistik wurden
die nahezu 4.000 eingesandten Melde-
blätter nach deren Einlangen überprüft,
aufgelistet und katalogisiert. Eine nicht
unbedeutende Aufgabe obliegt uns
auch im Rahmen der Erhebungen für
die Agrarstatistik des Bundes.
Auf Anforderung einzelner Dienststellen
des Landes und des Bundes, wie auch
von privaten Institutionen, wie z. B. der
NÖ Landeshauptstadt Planungsges.
m. b. H., wurden zahlreiche statistische
Tabellen erarbeitet bzw. Unterlagen zur
Verfügung gestellt. ■

• Der Fremdenverkehr in Niederöster-
reich im Jahre 1985;
• Der Fremdenverkehr in Niederöster-
reich im Jahre 1986;
• Niederösterreichische Sozialhilfe und
Jugendwohlfahrtspflege, Berichtsjahr
1986;
• Niederösterreichische Schulstatistik,
Schuljahr 1985/86;
• Niederösterreichische Schulstatistik,
Schuljahr 1986/87 (in Ausarbeitung);
• Die Jagd in Niederösterreich, Jagd-
jahr 1986.

Halbjährliche und monatliche
Publikationen

• Der Fremdenverkehr in Niederöster-
reich - Monatsberichte, Halbjahresbe-
richte (Winterhalbjahr, Sommerhalb-
jahr).

Alternierende Publikationen

Alternierend zum Steueraufkommen
sämtlicher Gemeinden Österreichs im
Jahre 1984, das im Vorjahr im Auftrag
der Verbindungsstelle der Bundeslän-
der herausgebracht wurde, erschien
heuer eine Broschüre, die - wie vor
zwei Jahren - lediglich über das Steuer-
aufkommen der Gemeinden Nieder-
österreichs im Jahre 1985 berichtet hat.
Hiezu wurden erstmalig Tabellen vom
Österreichischen Statistischen Zentral-
amt übernommen.
Für den Mikrozensus (vierteljährliche
Stichprobenerhebung) wurden 42.449
Erhebungsblätter, davon 13.038 Haus-
haltsblätter A und 29.411 Personenblät-
ter B auf Vollzähligkeit und inhaltliche
Vollständigkeit überprüft und an das
Österreichische Statistische Zentralamt
zur Auswertung weitergeleitet. Diese Er-
hebung wird in Niederösterreich von

Jährliche Publikationen

• Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich, 11. Jahrgang
1986-1987;
• Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich, 12. Jahrgang (in Aus-
arbeitung);
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Verfassungsdienst (LAD)

Richtlinien die Bedürfnisse der Praxis
ab? Wie hoch ist die Akzeptanz der Le-
gistischen Richtlinien? Wie gehe ich an
die Lösung einzelner legistischer Pro-
bleme heran? Wie formuliere ich eine
Bestimmung? Was will ich nach dem
Seminar ändern?
Im Jahr 1987 fanden Seminare zu fol-
genden Terminen statt: 1.-2. Juni 1987,
14.-15. Oktober 1987, 11.-13. Novem-
ber 1987, 2.-4. Dezember 1987.
Bis zum Juni 1988 werden alle auf dem
Gebiet der Legistik tätigen Mitarbeiter
im Amt der Landesregierung zu einem
Seminar eingeladen. „Nachzüglersemi-
nare“ sind für den Herbst 1988 geplant.

Judikatur des
Verfassungs-
gerichtshofes

Die Erkenntnisauszüge des VfGH wur-
den bis zur 9. Lieferung/1986 des Zettel-
kataloges erfaßt und in die bestehende
Dokumentation eingespeichert. Diese
Dokumentation wurde der Staatsdruk-
kerei zur Verfügung gestellt. Diese hat
die Dokumentation mit der Abfragesoft-
ware in Form einer Compact-Disc (CD-
ROM) auf den Markt gebracht. Sie wird
auch für die Fortführung der Dokumen-
tation sorgen. Damit scheint die Über-
nahme dieser Dokumentation sowohl
im Bereich der Verwaltung als auch im
privaten Bereich gesichert.

Verlautbarung von
Rechtsvorschriften

1987 wurden im Landesgesetzblatt 151
Rechtsvorschriften in 26 Lieferungen
verlautbart (1986 waren es 28 Lieferun-
gen mit 141 Rechtsvorschriften).
Die Register des Landesgesetzblattes
erscheinen zweimal pro Jahr.

Projekt „Verständliche
Gesetzestexte“

1987 konnte der theoretische Teil des
interdisziplinären Projektes „Verständli-
che Gesetzestexte“ mit dem Erscheinen
des Buches „Flecht auf Sprache“ (Sep-
tember 1987, Orac-Verlag, = NÖ
Schriften 5) abgeschlossen werden.
Eine kurze Inhaltsangabe mag die Ziele
des Gesamtprojektes veranschauli-
chen:
„Flecht auf Sprache" ist der Bericht von
einem Experiment: Der Bericht stellt die
Frage, ob es möglich ist, die Rechts-
sprache verständlicher zu gestalten
bzw. welche praktischen Auswirkungen
verbesserte Rechtstexte haben.
Im Aufbau dieser Untersuchung wurde
einem traditionellen Gesetz ein neuer
Gesetzesentwurf entgegengestellt, der
in interdisziplinärer Zusammenarbeit
von Juristen und Linguisten unter be-
sonderer Berücksichtigung des Aspek-
tes der Verständlichkeit erstellt worden
ist. Die beiden Texte wurden auf ihre
sprachlichen Unterschiede hin unter-
sucht und erstmals auch einer konkre-
ten „Bewährungsprobe“ unterworfen: Im
empirischen Teil der Untersuchung wur-
den die Texte verschiedenen Personen-
gruppen vorgelegt und die unterschied-
lichen Verstehensleistungen miteinan-
der verglichen. Aus dem Vergleich der
Verständlichkeit können Erkenntnisse
über die Möglichkeiten und Grenzen
einer Verständlichmachung der Rechts-
sprache gezogen werden.

Legistik

Im Bereich Legistik sind sowohl die
Fachabteilungen, die Gesetz- und Ver-
ordnungsentwürfe erstellen, zu be-
treuen als auch die vom Bund ausge-
sendeten Entwürfe zu begutachten. Dar-
über hinaus ist die Teilnahme an Be-
sprechungen mit den Fachabteilungen
des Amtes der NÖ Landesregierung so-
wie mit den Bundesdienststellen erfor-
derlich.

Landesrecht

Aus der Fülle der Entwürfe von landes-
rechtlichen Vorschriften, an denen der
Verfassungsdienst mitgewirkt hat, wird
auf folgende Gesetzentwürfe und Novel-
len hingewiesen:
Gesetzentwürfe:
• Novellen zu den Dienstrechtsgeset-

zen;
• Novelle zum NÖ SHG;
• Kurzparkzonenabgabegesetz;
• Kindergartengesetz;
• Abfallwirtschaftsgesetz.
Verordnungen:
• Novelle zur Geschäftsordnung der

NÖ Landesregierung;
• Schulordnung;
• Gemeindeverbände;
• Niederdruck-Gasanlagen;
• Taxitarife und -höchstzahlen;
• Überprüfung von Feuerungsanlagen;
• Tierkörperverwertung;
• Ladenschluß;
• Datenschutz;
• Schlachten und Töten von Tieren;
• Saatgut.

Neue Legistische Richtlinien und
„Legistikgespräche“

Die NÖ Legistischen Richtlinien 1987
wurden zu Beginn des Jahres 1987 fer-
tiggestellt und als Band 1 der NÖ
Schriften publiziert.
Daran schloß sich die Phase der Um-
setzung in die Praxis in Form von
NÖVAK-Seminaren (Legistikgespräche).
Die Ziele dieser Seminare sind:
• Legistische Richtlinien 1987 vorstel-
len: Ziele und Motive darlegen, einzelne
Punkte erläutern, Vergleiche mit frühe-
ren Legistischen Richtlinien anstellen,
Hintergrundinformationen liefern;
• aktuelle Judikatur des VfGH darstel-
len, vor allem zum Gleichheitssatz;
• Ergebnisse einer Untersuchung zur
sprachlichen Gestaltung von Rechtsvor-
schriften zusammenfassen, Hinweise
zur sprachlichen Gestaltung erläutern;
• Fragen der legistischen Praxis be-
handeln: Decken die Legistischen

Bundesrecht

Im Jahr 1987 wurden 87 Gesetzentwürfe
des Bundes begutachtet (im Jahr 1986
waren es 67).
Dazu kommt, daß das Land NÖ zuneh-
mend beauftragt wird, in den Ausschüs-
sen des Nationalrates die Interessen
der Länder zu vertreten.
Daher hat der Verfassungsdienst im
Jahre 1987 in Ausschüssen (Unteraus-
schüssen) an den Beratungen des Na-
tionalrates über folgende Gesetzent-
würfe mitgewirkt:
• Auskunftspflichtgesetz;
• AVG-Novelle;
• BVG zum Schutz der persönlichen

Freiheit;
• Bundesgesetz über Verwaltungsstraf-

behörden.
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Nachdruck des
Landesgesetzblattes

Die anläßlich des Jubiläums „15 Jahre
Rechtsbereinigung in NÖ" geplante
Neuauflage von Sammlungen der gel-
tenden Rechtsvorschriften konnte nicht
durchgeführt werden, weil zunächst die
angebotenen Vervielfältigungstechniken
einen fehlerfreien Nachdruck nicht ga-
rantierten.
Nachdem im Herbst 1987 die techni-
sche Frage geklärt worden war, konnte
die Finanzierungsfrage infolge der an-
gespannten Finanzsituation des Landes
noch nicht gelöst werden.
Daher bleibt vorerst der unbefriedi-
gende Zustand, daß z. B. ein Rechtsan-
walt, der eine neue Kanzlei aufmacht,
zwar ausgewählte Rechtsvorschriften
beziehen, nicht aber eine komplette
Sammlung des geltenden Landesrech-
tes erwerben kann, weiterhin aufrecht.
Es wird aber versucht, den Nachdruck
des LGBI. im Jahr 1988 zu realisieren.

Abweisung Ablehnung Aufhebung Zurück-
weisung Einstellung

1 Klage gemäß Art. B-VG 1 — - - -
4 Verordnungsprüfungsverfahren - - 1 3 -
3 Gesetzesprüfungsverfahren 1 - 2 - -

25 Beschwerdeverfahren 3 16 3 - 3

33 Fälle 5 16 6 3 3

Verfahren vor den
Höchstgerichten

Verfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof:

Im Jahre 1987 wurden 33 Verfahren mit
Bezug zu Niederösterreich entschieden.

Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof

Im Jahr 1987 wurden 189 Verfahren mit
Bezug zu NÖ entschieden.
Davon endeten mit

Abweisung 118
Aufhebung 55
Zurückweisung 8
Einstellung 8
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Finanz- und Gemeindeangelegenheiten

Beschaffungsangelegenheiten (1/ AV)

Statistik 1987

1987 wurden 1.229 Eingangsfakturen
mit einer Gesamtsumme von
17,101.219,82 Schilling angewiesen.
1.544 Refundierungsnoten wurden aus-
gestellt.
An 192 Gemeinden wurden Säuglings-
wäschepakete ausgeliefert, und zwar:

Kategorie I 2.117
Kategorie II 1.822
Kategorie III 1.536

Die Rechnungen werden aus den Mit-
teln eines Warenbeschaffungsvorschus-
ses beglichen und im Refundierungs-
wege auf die in Betracht kommenden
Positionen des Landesvoranschlages
überrechnet. Dieser Zahlungsweg er-
scheint deswegen gerechtfertigt, da
durch termingerechte Bezahlung nahm-
hafte Preisnachlässe oder Rabatte bzw.
Skonti erzielt werden können. Die Re-
fundierung zugunsten des Warenbe-
schaffungsvorschusses erfolgt durch
Ausstellung von Refundierungsnoten an
die einzelnen Warenempfänger.

Aufgabenbereich und
Schwerpunkte 1987

Der Abteilung obliegen der Einkauf von
Bedarfsartikeln für die Dienststellen des
Landes und die Zusammenstellung und
Auslieferung von Säuglingswäschepa-
keten für niederösterreichische Gemein-
den. Ausgenommen davon ist die Be-
schaffung von Kraftfahrzeugen, Kunstge-
genständen und Baumaterialien.
Der Einkauf der Waren erfolgt auf Grund
von schriftlichen, mündlichen oder tele-
fonischen Bestellungen der einzelnen
Dienststellen, die für die voranschlags-
mäßige Deckung ihrer Erfordernisse
verantwortlich sind.

Die anteiligen Reisekosten, die durch
die Zustellung der Säuglingswäschepa-
kete anfallen, sind dem Land zu erset-
zen. Im Zuge der Auslieferung der
Säuglingswäschepakete wird aus wirt-
schaftlichen Gründen streng darauf Be-
dacht genommen, daß die Zustellung
der Pakete nach Möglichkeit mit der
Auslieferung anderer Waren in nahe ge-
legene Dienststellen gekoppelt wird. ■

Finanzangelegenheiten (IV/ 1)

• Mitwirkung an Sonderfinanzierungen,
insbesondere Leasingverträgen und de-
ren gesamte rechnerische Überprüfung.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden

Niederösterreichische Gemeinden kön-
nen gemäß Landtagsbeschluß vom
25. Jänner 1973 durch Übernahme der
Haftung gemäß § 1356 ABGB und Ge-
währung eines 5%igen Zinsenzuschus-
ses für Kredite, die zur Durchführung
außerordentlicher Vorhaben aufgenom-
men werden, gefördert werden.
Mit Beschluß der NÖ Landesregierung
vom 16. Dezember 1986 wurden die bis-
her gültigen Richtlinien geändert. Die
wesentlichen Punkte dabei sind die ta-
xative Aufzählung der Projekte und die
Anhebung der Finanzkraftgrenzen in
den unteren drei Gruppen.
Schwerpunktmäßig umfaßt die Tätigkeit
die Beratung der Gemeinden vor An-
tragstellung in Zusammenarbeit mit an-
deren Abteilungen, die Erstellung von
Finanzierungsplänen, Überprüfung der
Anträge auf Übereinstimmung mit den
Richtlinien, Einholung von Stellungnah-
men, Weiterleitung an die Landesregie-
rung zur Genehmigung, Ausstellung
des Bürgschaftsanbotes, Überweisung
der Zinsenzuschüsse und die Überprü-
fung der widmungsgemäßen Verwen-
dung.

Schwerpunkte 1987

Budgetgruppe

• Am Beginn des Jahres wurde auf
Grund einer erstellten Vorschau auf das
Jahr 1988 ein Richtlinienerlaß für den
Voranschlag 1988 den kreditverwalten-
den Abteilungen und Gruppen übermit-
telt und die auf diesem Erlaß basieren-
den Budgetanträge in der Finanzabtei-
lung bearbeitet. Sodann erfolgten die
Verhandlungen auf Beamtenebene über
diese Anträge, die sich über ca. 6 Wo-
chen erstreckten. Das Ergebnis dieser
Verhandlungen wurde in einem Beam-
tenentwurf zusammengefaßt und so-
dann einer strengen Prüfung in einer
Budgetklausur unterzogen. Dieses Er-
gebnis bildete die Grundlage für die
Verhandlungen mit den politischen Re-
ferenten, woraus der Budgetentwurf
1988 für Landesregierung und Landtag
entstand. Zusätzlich mußten die Erläute-
rungen zum Budgetentwurf 1988 verfaßt
werden (Gesamtumfang dieser Vorlage:
ca. 1.200 Seiten). Der Voranschlag für
das Jahr 1988 wurde vom Landtag in
seinen Sitzungen vom 1. und 2. Dezem-
ber 1987 mit nachstehendem Rahmen
beraten und genehmigt:

gegenüber
1986

Einnahmen 26,437,390.000 + 6,05%
Ausgaben 26,290,270.000 + 5,24%
Abgang 1,852,880.000 - 5,01%

• Verwaltung des Voranschlages 1987,
insbesondere hinsichtlich der Inan-
spruchnahme von veranschlagten Kre-
diten (Freigabe unter besonderer Be-
rücksichtigung von wirtschaftspoliti-
schen Gesichtspunkten). Bearbeitung
von Anträgen und Aufhebung der Kre-
ditkürzung.
• Erstellung eines Nachtragsbudgets
zum Voranschlag 1987 in Entsprechung
zusätzlichen Kreditbedarfes im Laufe
des Jahres 1987 mit einem Volumen
von ca. 892 Mio. Schilling.
• Bewirtschaftung der Finanzen des
Landes hinsichtlich der kassenmäßigen
Inanspruchnahme (Bewilligung von Kas-
senmitteln) in einer finanziell weiterhin
angespannten Situation und der Anlage
von Geldern (in Form von Fest-, Termin-
und Ultimogeldern) einschließlich der
Überwachung der daraus resultieren-
den Zinseneingänge.
• Abwicklung des Schuldendienstes für
vom Land aufgenommene Darlehen
(67 Einzeldarlehen mit einer Aushaftung
von rund 11,8 Mrd. Schilling).
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keit dienen und solche, die auf Erhal-
tung bzw. Neuschaffung von Arbeits-
plätzen ausgerichtet sind.
Die Tätigkeit besteht in der Beratung
der Firmen vor Antragstellung, der be-
triebswirtschaftlichen Vorprüfung der
Anträge, Überprüfung auf Übereinstim-
mung mit den Richtlinien, Weiterleitung
des Antrages an eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, betriebswirtschaftli-
che Auswertung des Prüfberichtes und
Aufbereitung des Ergebnisses des Prü-
fungsverfahrens für die Entscheidungs-
findung in der NÖ Landesregierung und
im NÖ Landtag.
Daran schließt die Erstellung des Bürg-
schaftsanbotes und die Ausarbeitung
des Übereinkommens mit dem Unter-
nehmen sowie die ständige Betreuung
des Förderungswerbers auf Dauer der
Landeshaftung, die Überwachung des
Einganges der Haftungsbeiträge und
die Durchführung der Überweisungen
im Rahmen der Aktion.
Die wirtschaftliche Entwicklung der ge-
förderten Unternehmen wird an Hand
betriebswirtschaftlichen Zahlenmateri-
als über die gesamte Laufzeit der Lan-
deshaftung kontrolliert.

diesem Bereich die Beurteilung der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Unterneh-
men, Auswertung des betriebswirt-
schaftlichen Datenmaterials und die da-
mit unmittelbar zusammenhängende
Vorbereitung der Entscheidungen über
Art und Form notwendiger Mittelzufüh-
rungen bzw. der Gewinnverwendung.
Im administrativen Bereich werden die
erforderlichen Regierungs- und Land-
tagsvorlagen erstellt sowie die Voll-
machten für die jeweiligen Machthaber
des Landes bei den Haupt- und Gene-
ralversammlungen ausgefertigt.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden,
Überbrückungshilfe für
Wasserbauten

Nach den vom Landtag von Nieder-
österreich am 19. Jänner 1975 be-
schlossenen bzw. am 3. Oktober 1978
geänderten Richtlinien kann NÖ Ge-
meinden für auf dem Kapitalmarkt auf-
genommene Ersatzdarlehen für aus-
ständige Mittel des Wasserwirtschafts-
fonds ein Zinsenzuschuß in der Höhe
von 5 % p. a. auf die Dauer von 5 Jahren
gewährt werden. Am 21. Oktober 1982
hat der Landtag von Niederösterreich
eine weitere Änderung der Richtlinien
beschlossen, so daß nun auch für Er-
satzdarlehen für ausständige Landes-
mittel ein 5%iger Zinsenzuschuß auf die
Dauer von 5 Jahren gewährt werden
kann.
Die schwerpunktmäßige Tätigkeit liegt
ebenfalls in der Beratung der Gemein-
den vor Antragstellung, der Einholung
von Stellungnahmen und der Weiterlei-
tung der geprüften Anträge an die Lan-
desregierung zur Genehmigung.

Teilnahme an Baubeiräten

Gemäß der Dienstanweisung der Lan-
desamtsdirektion vom 20. März 1984,
Systemzahl 01-01/00-0750, über die
Planung und Ausführung von Bauvorha-
ben, ist der Leiter der Finanzabteilung
bzw. ein entsendeter Vertreter in jedem
Baubeirat Mitglied.
Die Tätigkeit des Vertreters der Finanz-
abteilung in den Baubeiräten besteht im
wesentlichen darin, auf eine sparsame
Verwendung der Landesmittel und die
Einhaltung der ÖNORM A 2050 über die
Vergabe von Leistungen zu achten.
Von besonderer Bedeutung für diese
Tätigkeit ist dabei der in jeder Baubei-
ratssitzung zu erstattende Bericht über
die Finanzierungssituation, die durchge-
führten und beabsichtigten Vergaben
und über die Kostenentwicklung im Ver-
gleich zu den veranschlagten Kosten
und zum Baufortschritt.

Stellungnahmen, insbesondere zu
Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen

Im Rahmen des Begutachtungsverfah-
rens ist es in erster Linie Aufgabe der
Abteilung IV/1 zu prüfen, ob durch Be-
stimmungen in Gesetz- und Verord-
nungsentwürfen finanzielle Interessen
des Landes NÖ berührt werden und
sich dadurch Auswirkungen auf das
Landesbudget ergeben.

Energiekostensenkung

Der Landtag von Niederösterreich hat in
seiner Sitzung am 1. Dezember 1983
die Einführung einer weiteren Untersek-
tion der Landes-Finanzsonderaktion be-
schlossen.
Die von der NÖ Landesregierung mit
Beschluß vom 24. April 1984 für diesen
Teil der Landes-Finanzaktion erlasse-
nen Richtlinien wurden mit Beschluß
vom 16. Dezember 1986 geändert.
Wesentliche Punkte der Richtlinienän-
derung waren die Anhebung des Zu-
schusses von 4 % auf 5 %, eine gene-
relle Vereinfachung der Antragstellung
und eine Ausweitung auf alle gemeinde-
eigenen Gebäude, die öffentlichen
Zwecken dienen.
Die Tätigkeit umfaßt schwerpunktmäßig
die Beratung vor Antragstellung, Über-
prüfung auf Übereinstimmung mit den
Richtlinien, Einholung von Stellungnah-
men.

Landeshaftung für Innovationen

Mit Beschluß des Landtages von Nie-
derösterreich vom 24. Februar 1983
wurde die Innovationsförderung durch
Landeshaftung in Niederösterreich ein-
geführt.
Zweck dieser Aktion ist insbesondere
die Hebung der Wettbewerbsfähigkeit,
Stärkung der Ertragskraft von Industrie-
betrieben und des güterproduzierenden
Gewerbes in Niederösterreich sowie
Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur und die Sicherung bzw.
Schaffung von Arbeitsplätzen.

Beteiligungen des Landes an
wirtschaftlichen Unternehmungen

Im Rahmen dieses Tätigkeitsbereiches
wird vom Land Niederösterreich ein we-
sentlicher Beitrag zur Belebung der
Wirtschaft und Sicherung der Arbeits-
plätze im Landesgebiet geleistet.
Die Projekte und damit die Investitions-
kosten liegen meist in einer Größenord-
nung, die von privatrechtlich organisier-
ten Gesellschaften ohne zusätzliche
Hilfe nicht bewältigt werden können.
Die Unterstützung des Landes erfolgt ei-
nerseits durch Beratung über Finanzie-
rungsmöglichkeiten andererseits durch
Zuführung von Geldmitteln in Form von
Kapitalerhöhungen oder Zuschüssen, je
nachdem, welche Vorgangsweise für
das jeweilige Unternehmen am gün-
stigsten ist, sowie durch die Über-
nahme von Bürgschaften für Darlehen
und Anleihen.
Die Tätigkeit der Abteilung umfaßt in

Probleme 1987

Budgetgruppe

Die Verwaltung des Voranschlages wird
infolge der angespannten Budgetsitua-
tion immer schwieriger.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden

Probleme traten nur insofern auf, als
durch die Anzahl der Anträge eine neu-
erliche Aufstockung des Kreditrahmens
von 2,85 Mrd. Schilling um 150 Mio.

Landeshaftung für
Industriebetriebe

Die im Beschluß des Landtages von
Niederösterreich vom 22. Mai 1980 ge-
änderten Richtlinien sehen die Förde-
rung von Investitionsprojekten der Indu-
strie und des Gewerbes mit industrie-
llen Einrichtungen vor. Es werden dabei
besonders jene Fälle berücksichtigt, die
die erforderlichen bankmäßigen Sicher-
heiten nur zum Teil erbringen können.
Gefördert werden vor allem Projekte,
die der Steigerung der Leistungsfähig-
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Energiekostensenkung

Ziel dieser Aktion ist es, den Energie-
verbrauch in bestehenden gemeindeei-
genen Gebäuden, die öffentlichen
Zwecken dienen, und in Schulen und
Kindergärten zu senken. Die Förderung
besteht aus einem 5%igen Zinsenzu-
schuß und der Haftungsübernahme ge-
mäß § 1356 ABGB durch das Land Nie-
derösterreich.

Teilnahme an Baubeiräten

Für den Vertreter der Abteilung IV/1 ist
es mangels technischer oder medizini-
scher Spezialkenntnisse nicht immer
möglich, die Fragen der Notwendigkeit
bzw. Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit von in Bauratssitzungen zur Dis-
kussion stehenden Baumaßnahmen
bzw. Anschaffungen zur beurteilen. In
diesen Fällen muß auf die Wohlmeinung
der Sachverständigen vertraut werden.

Stellungnahmen, insbesonders zu
Gesetz- und
Verordnungsentwürfen

Die von Bundesdienststellen einge-
räumten Begutachtungsfristen werden -
auch bei wichtigen Gesetzen - oft zu
kurz bemessen.
Weiters fehlen gelegentlich in den Er-
läuternden Bemerkungen Angaben dar-
über, wie sich der vorgeschlagene Ge-
setz- oder Verordnungsentwurf finanziell
auswirken wird.

Schilling auf 3 Mrd. Schilling notwendig
war.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden,
Überbrückungshilfe für
Wasserbauten

Probleme treten gelegentlich dann auf,
wenn Gemeinden auch für Eigenmittel
bzw. ausständige Anschlußbeiträge
Darlehen aufnehmen müssen und dafür
ebenfalls um den Zinsenzuschuß ansu-
chen; diese Anträge müssen jedoch ab-
gelehnt werden, da sie nicht den Richtli-
nien entsprechen.

Landeshaftung für
Industriebetriebe

Der Schwerpunkt der Haftungsübernah-
men liegt eindeutig bei der Sicherung
von Arbeitsplätzen. Durch die Gewäh-
rung der Förderung sollen Bestand und
Weiterentwicklung der Unternehmen ge-
sichert werden. Im gleichen Ausmaß
wie die Sicherung von bestehenden Ar-
beitsplätzen wird die Schaffung von
neuen Arbeitsplätzen gefördert.
Weiters wird versucht, dieses Förde-
rungsinstrument so einzusetzen, daß
strukturelle Schwierigkeiten behoben
werden.

Energiekostensenkung

Probleme traten bei diesem Teil der
Landes-Finanzsonderaktion insofern
auf, als die Unterlagen bisher in den we-
nigsten Fällen schon bei Antragsteliung
den Erfordernissen entsprachen. Dar-
aus resultiert das Erfordernis einer
überdurchschnittlichen Beratung.

Landeshaftung für
Industriebetriebe

Die größten Probleme ergeben sich da-
durch, daß bedingt durch die wirtschaft-
liche Lage nur der geringste Teil der An-
träge allen in den Richtlinien geforder-
ten Punkten entspricht.
Weitere Probleme entstehen dadurch,
daß Betriebe trotz Landeshaftungen in
finanzielle Schwierigkeiten geraten.

Landeshaftung für Innovationen

Die Probleme bei der Durchführung die-
ser Haftungsaktion liegen darin, daß
statt innovativer Betriebe vielfach Sanie-
rungsfälle an das Land herangetragen
werden. Daraus resultiert ein hoher per-
soneller Aufwand für das betriebswirt-
schaftliche Vorprüfungsverfahren. Bei
tatsächlich innovativen Unternehmen
handelt es sich in großer Zahl um Klein-
und Kleinstbetriebe, die den Umfang
der erforderlichen Investitionen oft nicht
genau abschätzen können. Dadurch er-
gibt sich eine große Anzahl von Finan-
zierungsgesprächen mit anderen Förde-
rungsinstitutionen bzw. mit Kreditunter-
nehmen.

Ziele 1988
Landeshaftung für Innovationen

Der Schwerpunkt liegt bei der Siche-
rung von Arbeitsplätzen durch die Er-
möglichung der Umstrukturierung von
Unternehmen durch die Einführung
neuer Produkte.

Budgetgruppe

Es wird Aufgabe der Finanzabteilung
bleiben, die Auswertung der durch die
größere Tiefengliederung des Budgets
und die Verarbeitung der Daten durch
die EDV gebotenen Möglichkeiten wei-
ter auszubauen. Statistik 1987

NÖ Landesfinanzsonderaktion für
Gemeinden

Mit Beschluß des Landtages von Nie-
derösterreich vom 9. Juli 1987 wurde
der Kreditrahmen von 2,85 Mrd. Schil-
ling um 150 Mio. Schilling auf 3 Mrd.
Schilling aufgestockt.
Im Zeitraum von 1. Jänner 1987 bis
31. Dezember 1987 wurden in 4 Sitzun-
gen der NÖ Landesregierung 179 An-
träge im Rahmen der Landes-Finanz-
sonderaktion mit einem Kreditvolumen
von 193,095.000 Schilling genehmigt,
wodurch Investitionen in der Höhe von
rund 500 Mio. Schilling ermöglicht wur-
den. Bis Ende Dezember wurden
193 Anträge eingebracht. Seit Bestehen
der Aktion wurden insgesamt 2.688 An-
suchen vorgelegt.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden

Ziel der Aktion ist es, Einrichtungen zu
fördern, die der Verbesserung der Kom-
munikation innerhalb der Gemeinde
dienen. Der Schwerpunkt liegt bei Stra-
ßenbauten und Projekten, die eine sinn-
volle Freizeitgestaltung ermöglichen.
Davon ausgenommen sind Vorhaben,
die durch den Gemeinde-Investitions-
fonds, den Schul- und Kindergarten-
fonds oder nach dem NÖ Krankenan-
staltsgesetz gefördert werden.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden,
Überbrückungshilfe für
Wasserbauten

Ziel dieser Aktion ist es, die Gemeinden
finanziell zu entlasten und eine rasche
Bauvollendung der Abwasserbeseiti-
gungs- und Wasserversorgunsanlagen
zu ermöglichen, wodurch nicht nur ein
Beitrag zur Arbeitsplatzsicherung im
Baugewerbe, sondern auch zum Um-
weltschutz geleistet wird.

Beteiligung des Landes an
wirtschaftlichen Unternehmungen

Probleme treten dadurch auf, daß die
Verwaltung der Beteiligungen auf ver-
schiedene Abteilungen des Landes auf-
geteilt ist.
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NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden,
Überbrückungshilfe für
Wasserbauten

Der Kreditrahmen beträgt 400 Mio.
Schilling. Mit der Errichtung des
NÖ Landeswasserwirtschaftsfonds
wurde ein stark rückläufiges Antragsvo-
lumen festgestellt.

Energiekostensenkung

Der Gesamtumfang der Aktion wird mit
einem Kredit- und Haftungsrahmen von
rund 400 Mio. Schilling angenommen.
Als 1. Tranche steht hiefür ein Rahmen
von 100 Mio. Schilling zur Verfügung.
1987 wurden 11 Anträge eingebracht.
Es wurden 9 Ansuchen mit einem För-
derungsvolumen von 12,014.000 Schil-
ling genehmigt.

Landeshaftung für
Industriebetriebe

Vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1987
wurden 4 Anträge neu eingebracht. Ein
Antrag wurde zur Prüfung an einen Wirt-
schaftstreuhänder weitergeleitet. Der
Landtag von Niederösterreich beschloß
in einem Fall, mit einem Gesamtausmaß
von 80 % von 3,660.000 Schilling, das
sind 2,928.000 Schilling, die Haftung zu
übernehmen.
Bis jetzt wurden Haftungen für Kredite
von 108 Industrieunternehmen über-
nommen. Der Haftungsrahmen beträgt
1,6 Mrd. Schilling.

Landeshaftung für Innovationen

Für die Aktion steht ein Haftungsvolu-
men von 25 Mio. Schilling zur Verfü-
gung. Bisher wurde für 6 Industrieunter-
nehmen die Haftung übernommen. ■

Buchhaltung (IV/ 1)

stung der EDV-Programme für die
Eigenmittelersatzdarlehen ist der Groß-
teil der Unterprogramme bereits im Ein-
satz.
Die gesamte Lohnverrechnung der Kol-
lektiwertragsbediensteten der Abtei-
lung B/6 erfolgt seit 1. Jänner 1986
automationsunterstützt. Hinsichtlich
einer Übernahme der KV-Arbeiter der
Abteilung B/3-A wurde mit Voruntersu-
chungen begonnen.

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Die NÖ Landesbuchhaltung hat im Rah-
men der Vollziehung der Landesgeba-
rung, der Gebarung der mittelbaren
Bundesverwaltung und der Auftragsver-
waltung des Bundes sowie von Geba-
rungen der von einzelnen Abteilungen
des Amtes der NÖ Landesregierung
verwalteten Stiftungen und Fonds mit
Rechtspersönlichkeit bzw. der Konkur-
renzen den Buchhaltungsdienst zu be-
sorgen, das ist
• die gesamte Buchführung über die
voranschlagswirksame (durchlaufende)
Gebarung;
• die Erstellung des Vermögensstan-
des aus der Bestands- und Erfolgsver-
rechnung;
• die Einleitung und Überwachung des
Vollzuges der Zahlungen;
• die Zahlbarstellung der Bezüge sowie
der Ruhe- und Versorgungsgenüsse
der Landeslehrer wie auch der Bezüge
der Kollektivvertragsbediensteten;
• die Verfassung fallweiser Berechnun-
gen und die Verfassung von Monatsab-
schlüssen und des Jahres-Rechnungs-
abschlusses mit den erforderlichen Bei-
lagen vorzunehmen, der für das Jahr
1986 nachstehendes Ergebnis vor dem
Haushaltsausgleich aufweist:

Ordentliche Einnahmen S 25.348,841.453,56
Außerordentliche Einnahmen S 366,987.787,92

Gesamteinnahmen S 25.715,829.241,48

Ordentliche Ausgaben S 25.984,684.624,52
Außerordentliche Ausgaben S 1.154,681.421,33

Gesamtausgaben S 27.139,366.045,85

Gesamtabgang S 1.423,536.804,37

Weitere Aufgabengebiete:
• die laufende Nachprüfung der Geld-,
Wertpapier- und Sachgebarung der kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten,
Heime, Schulen, Stiftungen und Fonds
durchzuführen;
• die Einhaltung, des finanziellen Wir-
kungskreises und der Gebarungs- und
Verrechnungsvorschriften durch die kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten,
Heime, Schulen, Stiftungen und Fonds
wahrzunehmen;
• die Evidenz von Darlehen und Förde-
rungen des Landes, ausgenommen der
Gehaltsvorschüsse und die Darlehen
aus Bedarfszuweisungen sowie die Ver-
pflegskosten und
• die Überwachung der Liquidität aller
Landeskonten, Erstellung von Entschei-
dungsgrundlagen für Darlehensaufnah-
men und über Auftrag der Finanzabtei-
lung Gelder zu bestmöglichen Verzin-
sungen langfristig anzulegen.
1987 konnten einige Ziele realisiert wer-
den. Die Programme für die Verpflegs-
kostenabrechnung konnten bis auf ge-
ringe Adaptierungsarbeiten fertiggestellt
werden. Bei der Entwicklung und Te-

Probleme 1987

• Der für die Prüfungstätigkeit gemäß
der Bestimmung der WZO, TZ 8.32 Ab-
satz 6 der Landesbuchhaltung zur Verfü-
gung gestellte Reisekostenetat war zu
gering dotiert.
• Zur Weiterentwicklung der Bezugsli-
quidierung über das EDV-System ist ein
Bediensteter der Buchhaltungsabtei-
lung 8 zur Gänze der Projektgruppe BK
zugeteilt, ein weiterer Bediensteter ar-
beitet zu 75 % bei dieser Gruppe mit.
Bedienstete der Buchhaltungsabtei-
lung 3 arbeiten an 2 Projektgruppen mit,
die den Anschluß der Bezirkshaupt-
mannschaften an die zentrale EDV-An-
lage des Landes zum Ziele haben.
• Durch die Einstellung der Tätigkeit
der „Zentralen Programmverwaltung“
der MPB-Bundesländer ergeben sich
Probleme bei erforderlichen Programm-
änderungen.
• Das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft wünscht die Bereit-
stellung von Daten für die Flußbaukartei
auf Datenträgerband; eine einheitliche
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Langfristige Ziele

• Anpassung der Voranschlagspro-
gramme an die Erfordernisse des Mehr-
phasenbuchhaltungssystems;
• Testen der Programme für Haftungen
und organisatorische Vorbereitung der
Anwendung;
• Entwicklung von Programmen für die
Inventar- und Liegenschaftsverwaltung
im Zusammenhang mit dem Mehrpha-
senbuchhaltungssystem. ■

• Überarbeitung bzw. Neufassung der
Richtlinien für Verwaltung der bewegli-
chen Sachen bei Landesdienststellen
(Landes-Inventar- und Materialverwal-
tung - LRIM).

Mittelfristige Ziele

• Vorbereitung der Änderung und Er-
gänzung der vorläufigen Verrechnungs-
und Zahlungsordnung (WZO) auf
Grund praktischer Erfahrungen;
• Erstellung der EDV-Programme für
die großvolumigen Darlehen aus der
Wohnbauförderung 1968/73/84.

Vorgangsweise der MPB-Bundesländer
wird angestrebt.

Ziele 1987

Kurzfristige Ziele

• Entwicklung und Testung der restli-
chen EDV-Programmteile für die Eigen-
mittelersatzdarlehen hinsichtlich des
Wohnbauförderungsgesetzes
1968/73/84;

Gemeindeangelegenheiten (II/l)

den Finanzausgleich mit den jährlichen
Voranschlagsbeträgen sowie den mo-
natlichen Anweisungen bilden eine
ständige Pflichtleistung für alle Gemein-
den. Die jedes Jahr anfallende Endab-
rechnung der Abgabenertragsanteile ist
dabei eingeschlossen.
Weitere Aufgabengebiete ergaben sich
durch die Behandlung der einlangen-
den Vorstellungen gegen Berufsent-
scheidungen des Gemeinderates, Aus-
arbeitung von Vorschlägen für Geset-
zes- und Statutenänderungen, Stellung-
nahmen zu Finanzierungsplänen und
Ansuchen um Förderung aus der Fi-
nanzsonderaktion des Landes, aus dem
Schul- und Kindergartenfonds sowie zu
sonstigen Förderungen des Landes,
Berechnungen für die Strukturhilfe für
die finanzschwachen Gemeinden und
Grenzlandgemeinden des Landes.

Prüfungs- und Beratungstätigkeit

Die vor vier Jahren eingeführten Bera-
tungen der Gemeinden in den einzelnen
Verwaltungsbezirken betreffend die Er-
stellung der Gemeindevoranschläge
und Rechnungsabschlüsse haben wie-
der besonderen Anklang gefunden und
zur Beseitigung zahlreicher Fehlerquel-
len geführt. Über 60 % der Gemeinden
haben im Berichtszeitraum hievon Ge-
brauch gemacht. Die gesamte Prü-
fungstätigkeit der Aufsichtsabteilung ist
in einem Anhang zu diesem Bericht
zahlenmäßig zusammengefaßt. Dieser
ergibt, daß 1987 217 Gemeinden,
10 Gemeindeverbände und 118 Schul-
gemeinden einer Gebarungsprüfung un-
terzogen wurden.

heit der verantwortlichen Prüfer eine
Schlußbesprechung durchgeführt. Sie
diente jeweils der Vorinformation für
den Bürgermeister und einer sachlichen
Aussprache mit den zuständigen Fach-
bediensteten der Gemeinde. Die erziel-
ten Ergebnisse solcher Aussprachen la-
gen immer sowohl im Interesse der Auf-
sichtsbehörde als auch der geprüften
Stadtgemeinde.

Voranschläge und
Rechnungsabschlüsse

Viel Zeit erforderte wieder die Kontrolle
der vorgelegten Voranschläge, Nach-
tragsvoranschläge und Rechnungsab-
schlüsse aller niederösterreichischen
Gemeinden und der rund 400 Gemein-
deverbände und Schulgemeinden. Zu
diversen Vorlagen sind häufig aufsichts-
behördliche Anfragen oder schriftliche
Bemängelungen erforderlich. Breiten
Raum nimmt auch die Beratungstätig-
keit der Beamten der Aufsichtsabteilung
für Bürgermeister und Gemeindeamts-
leiter ein. Diese bezieht sich sowohl auf
allgemeine als auch auf spezielle Ge-
biete des Gemeinderechtes, auf Voran-
schlagserstellungen und Finanzierungs-
pläne für außerordentliche Vorhaben.

Schwerpunkte und
Probleme 1987

Allgemeines

Die Gemeindeabteilung war auch 1987
überwiegend mit aufsichtsbehördlicher
Tätigkeit befaßt. Diese Aufgabenstel-
lung ist in erster Linie in den Bestim-
mungen der NÖ Gemeindeordnung und
in zahlreichen anderen Landesgesetzen
begründet. Von der Prüfung der Gesetz-
mäßigkeit von Beschlüssen der ge-
meindlichen Kollegialorgane bis zur
Prüfung von einigen hundert Verordnun-
gen spannte sich ein weiter Bogen. In
einigen wenigen Fällen mußte auch vom
Aufsichtsmittel der Aufhebung von Be-
schlüssen Gebrauch gemacht werden.
Die Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse,
durch die Gesetze oder Verordnungen
verletzt werden, aufzuheben. Dort, wo
die Bezirkshauptmannschaften Auf-
sichtsbehörde erster Instanz sind, wur-
den diese Aktenfälle, die Gesetzesver-
letzungen aufwiesen, diesen zur weite-
ren Behandlung abgetreten.
Die Aufsichtsabteilung bei der Landes-
regierung hat aber insbesondere die
Pflicht, die Gebarungen der Gemeinden
einschließlich ihrer wirtschaftlichen Un-
ternehmungen auf ihre Wirtschaftlich-
keit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit
zu prüfen. Diese Aufgabenstellung
wurde 1987 bei insgesamt 217 Gemein-
den, 10 Gemeindeverbänden und bei
118 Schulgemeinden vollzogen.
Das Ergebnis der jeweiligen Überprü-
fung wurde immer dem Bürgermeister
oder Verbandsobmann bzw. dem Ob-
mann der Schulgemeinde in Form eines
schriftlichen Berichtes zur Vorlage an
das Beschlußfassungsorgan mitgeteilt.
Nach Prüfung in Städten oder Gemein-
den mit mehr als 5.000 Einwohnern
wurde stets nach jeder abgeschlosse-
nen Gebarungseinschau unter Vorsitz
des Abteilungsleiters und in Anwesen-

Kommunale Aufgabengebiete

Anträge zur Genehmigung von Darle-
hensaufnahmen, Kassenkrediten und
Haftungsübernahmen werden geprüft
und antragsreif für die Sitzungen der
Landesregierung vorbereitet. Ebenso
werden die Ansuchen der Gemeinden
um Zuteilung von Mitteln aus den Be-
darfszuweisungen und aus dem Kata-
strophenfonds eingehend nach den be-
stehenden gesetzlichen Bestimmungen
oder den erstellten Richtlinien der Lan-
desregierung eingesehen und auf die
Vollständigkeit aller erforderlichen Un-
terlagen geprüft. Die Berechnungen für
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• NÖ Kanalgesetz-Novelle. Die wich-
tigsten Neuerungen sind:
- Die neue Berechnungsmethode der
Kanalbenützungsgebühr beseitigt Här-
ten, die sich aus der nur flächenbezoge-
nen Berechnungsweise ergeben haben,
und entspricht besser dem Verursa-
cherprinzip (bei größerem Reinigungs-
aufwand - höhere Gebühr).
- Schaffung einer rechtlichen Möglich-
keit, Niederschlagswässer nicht in die
öffentlichen Kanäle abzuführen, sondern
auf eigenem Grund und Boden zu ver-
sickern.
• Wahlangelegenheiten. In Wahlsa-
chen war in 7 Gemeinden der Gemein-
derat aufzulösen und Neuwahlen auszu-
schreiben. Außerdem war eine Ent-
scheidung der Landes-Hauptwahlbe-
hörde über eine Beschwerde betreffend
die Besetzung einer erledigten Stelle in
einem Gemeinderat organisatorisch
und juristisch vorzubereiten.
• Gemeindemandatare. Die organisa-
torische Abwicklung des Bezügewe-
sens der Gemeindemandatare - wozu
auch die Beitragsleistungen der Ge-
meinden an die Gemeindeverbände
zählen - bereitete auf Grund der Tatsa-
che, daß es neben den Gemeindever-
treterverbänden der im Landtag vertrete-
nen Parteien weitere sechs Vertreterver-
bände gibt, einen großen organisatori-
schen Aufwand. Es war heuer erstmals
im Verordnungsweg eine Erhöhung der
Beitragsleistungen vorzunehmen. In
den Berichtszeitraum fiel auch eine Vor-

• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz. Das
NÖ Müllbeseitungsgesetz wurde durch
das NÖ Abfallwirtschaftsgesetz ersetzt.
Dieses Gesetz sieht neben der Samm-
lung und Abfuhr des Hausmülls auch
die Behandlung von Sperrmüll, Sonder-
abfall und Problemstoffen aus Haushal-
ten vor. Überdies werden Zwangsrechte
für die Schaffung von überörtlichen An-
lagen zur Abfallbehandlung eingeräumt
und auch Maßnahmen zur Abfallvermei-
dung getroffen.
• NÖ Getränke- und Speiseeissteuer-
gesetz. Eine Novelle zum NÖ Getränke-
und Speiseeissteuergesetz 1973 unter-
wirft nunmehr auch den Preis für Ver-
packungen in Form von Einweggebin-
den, die das Getränk oder Speiseeis
unmittelbar umschließen, der Abgabe-
pflicht.
• NÖ Landes-Wasserwirtschafts-
fondsgesetz. Der Gemeinde-Investi-
tionsfonds wurde durch den Landes-
Wasserwirtschaftsfonds ersetzt. Da-
durch wurden
- die Aufgaben des Fonds erweitert,
(Förderung auch von Einzel- und Ge-
nossenschaftsanlagen);
- die Förderungsarten modifiziert, (För-
derung auch in Form von nicht rückzahl-
baren Beiträgen);
- die Dotierung des Fonds geändert
(jährlich 130 Mio. Schilling aus Landes-
mitteln und 130 Mio. Schilling aus Be-
darfszuweisungsmitteln) und
- Übergangsbestimmungen für Altanla-
gen geschaffen.

Handbuch für
Gemeindeförderungen

Das von der Abteilung 11/1 im Jahr 1986
aufgelegte Handbuch für Gemeindeför-
derungen wurde völlig überarbeitet.
Dies war auf Grund von Änderungen
der Förderungsstellen (z. B. Änderung
von Bundesministerien) bzw. der Förde-
rungsrichtlinien notwendig.

Kommunalstruktur

Es ist beabsichtigt, mit 1. Jänner 1988
die Gemeinde Kasten bei Böheimkir-
chen in zwei (Kasten bei Böheimkirchen
und Stössing), sowie die Gemeinde
Steinfelden in vier Gemeinden (Tatten-
dorf, Teesdorf, Günsendorf, Blumau-
Neurißhof) zu trennen. Die Zahl der Ge-
meinden Niederösterreichs wird dann
insgesamt 566 betragen.

Amtshaftungsausgleichsfonds

Die NÖ Landesregierung hat beschlos-
sen, für das Jahr 1988 von allen NÖ Ge-
meinden eine Umlage in der Höhe von
2,2 Mio. Schilling einzuheben und dem
Amtshaftungsausgleichsfonds zu über-
weisen. Dieser Fonds vergütet - ähnlich
einem Versicherer - den Gemeinden
Schäden aus Amtshaftungsfällen.

Regionalförderung

Die NÖ Landesregierung hat erstmals
im Jahr 1987 einen Betrag von 150 Mio.
Schilling als Gemeindeförderungen zur
Verfügung gestellt, der auf die Gemein-
den nach dem Landesumlageschlüssel,
also im Verhältnis ihres Beitrages zur
Landesumlage, aufgeteilt wurde.

Legistische Änderungen

• NÖ Kurzparkzonenabgabegesetz.
Mit 1. Juli 1987 ist dieses Gesetz, das
den Gemeinden die Möglichkeit der
Einhebung einer Abgabe für das Abstel-
len mehrspuriger Fahrzeuge in Kurz-
parkzonen gibt, in Kraft getreten.
• NÖ Gemeindeverbandsgesetz - No-
velle. Die mit Wirkung vom 1. Jänner
1987 in Kraft gesetzte Novelle zum
NÖ Gemeindeverbandsgesetz machte
Änderungen der Statuten aller Gemein-
deverbände notwendig.
• NÖ Gemeindeordnung 1973 - No-
velle. Eine Novelle der NÖ Gemeinde-
ordnung 1973 änderte die Bestimmun-
gen über die Trennung von Gemeinden.
In Hinkunft ist eine freiwillige Trennung
unter anderem nur mehr auf Grund
eines einstimmigen Gemeinderatsbe-
schlusses, der auch ein Konzept über
die Vermögensaufteilung enthalten
muß, möglich.

| Gemeindeverbände
| | Schulgemeinden

Gemeinden
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anteilen samt Einbehaltungen berech-
net und Berechnungsunterlagen den
Sozialkassen übermittelt.
Im Zusammenhang mit der monatlichen
Berechnung der Ertragsanteile für die
Gemeinden sind auch die Einbehaltun-
gen an Landesumlage (8,3 %) und an
Bedarfszuweisungen (13,5%) erfolgt.
Weiters wurden von den monatlichen
Zugängen an Bedarfszuweisungen je-
weils 24% dem NÖ Schul- und Kinder-
gartenfonds überwiesen.
Außerdem sind die für die Vergabe von
Bedarfszuweisungen an Gemeinden
und Gemeindeverbände notwendigen
Unterlagen erstellt worden und nach
Maßgabe der vorhandenen Mittel die
Beihilfen aus den Bedarfszuweisungen
für 1987 laufend zur Anweisung gelangt.
Von der NÖ Landesregierung wurden
im Jahr 1987 Mittel aus Bedarfszuwei-
sungen im Betrage von 407,455.000
Schilling bewilligt.
Außerdem erhielten die mit ihrer Finanz-
kraft unter dem Landesdurchschnitt lie-
genden Gemeinden und Grenzlandge-
meinden wieder eine Strukturhilfe im
Gesamtbetrag von 80 Mio. Schilling wo-
für die Berechnungen und Anweisun-
gen vorgenommen wurden. Auch die
Anweisung der Finanzzuweisung des
Bundes nach §21 FAG an die NÖ Ge-
meinden in der Höhe von 105,450.674
Schilling wurde durchgeführt.
Schließlich wurden auch die Unterlagen
für die Regionalförderung von 150 Mio.
Schilling für alle Gemeinden erarbeitet
und die errechneten Beträge angewie-
sen.

1960, dem NÖ Luftreinhaltegesetz 1986,
NÖ Prostitutionsgesetz 1984 usw.
Vereinzelt mußten formalrechtliche Feh-
ler bei den Verordnungen festgestellt
werden, welche hauptsächlich darin
bestanden, daß die Verordnungen von
einem unzuständigen Organ erlassen
wurden. Bei den rund 1.400 Verordnun-
gen handelte es sich um ca. 1.300
Durchführungsverordnungen sowie 100
selbständige Verordnungen (ortspolizei-
liche Verordnungen) der Gemeinden,
welche größtenteils deshalb erlassen
wurden, um die Umweltprobleme,
hauptsächlich Lärmbelästigung, Ge-
ruchsbelästigung usw. - Tatbestand ört-
liche Gesundheitspolizei - in den Griff
zu bekommen.

Stellungsentscheidung im Bezügewe-
sen. In etwa 100 Fällen wurden Aus-
künfte über die Funktionszeiten von Ge-
meindemandataren aus Anlaß von Ver-
leihungen und Ehrungen erteilt. In annä-
hernd 400 Fällen waren beim Wechsel
in der Person von Gemeindefunktionä-
ren die diesbezüglichen organisatori-
schen Arbeiten zu vollziehen.
• Grundverkehrsangelegenheiten. In
Angelegenheiten des Grundverkehrs
der Gemeinden wurden 275 Verfahren
zum Abschluß gebracht.
• Gemeindeverbände. Schwerpunkt
bei der Aufsicht über Gemeindever-
bände war die Genehmigung von Sat-
zungsänderungen, die durch die No-
velle zum NÖ Gemeindeverbandsge-
setz notwendig geworden sind. Außer-
dem wurde im Berichtszeitraum die Bil-
dung von zwei Gemeindeverbänden
und die Auflassung eines Gemeindever-
bandes genehmigt. Auch im kommen-
den Jahr wird es erforderlich sein, den
Gemeindeverbänden intensive Hilfe bei
den erforderlichen Satzungsänderun-
gen zu gewähren.
• Wappenverleihungen. 1987 wurden
12 Gemeindewappen verliehen, die Än-
derungen des Namens einer Gemeinde
genehmigt und zwei Gemeinden zu
Stadtgemeinden (Mark und Fischa-
mend) und vier Gemeinden zu Marktge-
meinden (Aspernhofen, Burgschleinitz-
Kühnring, Leopoldsdorf im Marchfelde
und Wimpassing im Schwarztale) erho-
ben.

Gemeindegebühren

Von der Abgabengruppe der Abteilung
wurden ca. 1.100 Verordnungen über-
prüft.
Vor allem wegen der 2. Novelle zum Ka-
nalgesetz 1977 erstreckte sich der Par-
teienverkehr auf dieses Sachgebiet
bzw. erfolgten im erhöhten Ausmaß Vor-
sprachen von Privatpersonen hinsicht-
lich der Neuberechnung der Kanalbe-
nützungsgebühren. Auch auf den ande-
ren Gebieten der Abgabenangelegen-
heiten waren Informationen und Berech-
nungen zur Unterstützung der Gemein-
den notwendig.
Die inhaltliche und formelle Gestaltung
der Verordnungen verlangte intensive
persönliche bzw. telefonische Betreu-
ung von Gemeindevertretern.Vorstellungen und

Verordnungsprüfungen

Im Jahr 1987 wurden rund 220 Vorstel-
lungen, größtenteils in Abgabenangele-
genheiten, erledigt. Gegenstand der
Vorstellungen waren hauptsächlich die
Bekämpfung der Vorschreibung von Ka-
naleinmündungsabgaben, Kanalbenüt-
zungsgebühren, Müllbeseitigungsge-
bühren, Wasseranschlußabgaben, Was-
serbezugsgebühren und Vorstellungen
gegen die Verpflichtung zur Teilnahme
an der öffentlichen Müllabfuhr und Fest-
setzung von Müllabfuhreinheiten je Ab-
fuhrtermin. Die Anzahl der Vorstellun-
gen betreffend Vorschreibung von Ge-
brauchsabgabe, Ankündigungsabgabe
und Anzeigenabgabe, Getränke- und
Speisesteuer sowie Lustbarkeitsabgabe
war dagegen geringer. Zu erwähnen
sind auch Vorstellungen gegen die
Nichtgewährung einer zeitlichen Befrei-
ung von der Grundsteuer nach den
2. NÖ Grundsteuerbefreiungsgesetz
1977.
1987 wurden ca. 1.400 Verordnungen
der Gemeinden formell überprüft. Bei
diesen Verordnungen handelt es sich
größtenteils um Durchführverordnungen
nach der NÖ Bauordnung 1976, dem
NÖ Raumordnungsgesetz 1976, NÖ
Landesstraßengesetz 1979, der StVo

Katastrophenfonds —
Umweltschutz

Im Jahr 1987 haben 189 Gemeinden um
Förderung aus dem Katastrophenfonds
infolge von Unwetterschäden mit einer
derzeit vorliegenden Gesamtschadens-
summe von 221,800.000 Schilling ange-
sucht. Diese Ansuchen sind durch
Dienststellen des Landes (Abt. B/6, B/3,
Straßenbauabteilungen) fachtechnisch
überprüft. In einigen Fällen wurden von
den Gemeinden zwar die Ansuchen vor-
gelegt, doch fehlen die entsprechenden
Kostenschätzungen für die Wiederin-
standsetzung. Die Frist für die Vorlage
und Behandlung der Gemeindeansu-
chen ist der 30. November 1987.
Im Juli 1987 wurden 94,684.000 Schil-
ling an 167 Gemeinden aus dem Kata-
strophenfonds überwiesen. Das ent-
spricht einer 50%igen Förderung nach
einer gemeldeten Schadenshöhe von
189,368.400 Schilling aus dem Jahre
1986.
Gemäß § 22, Abs. 1 Z. 4 FAG 1985 kön-
nen Gemeinden um Zuschüsse zur För-
derung des Umweltschutzes ansuchen.
Der den Gemeinden Niederösterreichs
für 1987 zukommende Zuschuß des

Gemeindedienstrecht

1987 wurden 30 Gemeinden (Stadtge-
meinden und Gemeinden mit über 5.000
Einwohnern) bezüglich der dienst- und
besoldungsrechtlichen Verhältnisse
überprüft. Es kann dazu die Aussage
getroffen werden, daß die maßgebli-
chen Dienstrechtsgesetze von diesen
Gemeinden weitestgehend eingehalten
werden. Zu erwähnen ist, daß bereits
70 % aller Gemeinden eine Verordnung
über die Bezüge der Mitglieder des Ge-
meinderates und der Ortsvorsteher er-
lassen haben bzw. alle diese vom Ge-
meinderat erlassenen Verordnungen
einem geordneten Verordnungsprü-
fungsverfahren unterzogen worden
sind.

Finanzausgleich und
-Zuweisungen

Für die Zuweisungen aus dem Finanz-
ausgleich wurden die Berechnungsun-
terlagen erstellt und den Gemeinden zur
Verfügung gestellt. Außerdem wurden
die monatlichen Leistungen an Ertrags-
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Bundes beträgt 12,608.000 Schilling
und wurde bereits überwiesen.
Im Jahre 1987 haben 166 Gemeinden
und Gemeindeverbände um diese För-
derungen angesucht. Auf Grund dieser
Ansuchen wurden 7,603.809 Schilling
zur Anweisung gebracht. Der aus dem
Vorjahr anteilige Betrag an die NÖ Um-
weltschutzanstalt im Betrage von
5,270.029 Schilling ist in dieser Summe
enthalten.

wie Haushaltsführung, Abgabeneinhe-
bung, Verwaltungsverfahren, Buchhal-
tung, Dienstrecht und die NÖ Gemein-
deordnung eingehend behandelt. Ein
besonderer Schwerpunkt wurde auch
auf das Sachgebiet der NÖ Bauord-
nung (Raumordnung) und Straßenrecht
gelegt. An den vier hiefür abgehaltenen
Fachkursen nahmen insgesamt 128 Ge-
meindebedienstete teil.
Weiters wurden im Oktober und Novem-
ber 1987 5 Seminare über das neue
NÖ Abfallwirtschaftsgesetz in Waidho-
fen/Thaya, Tulln, Neunkirchen, Prottes
und Ybbs/Donau abgehalten. Diese
Großveranstaltungen wurden von 607
Teilnehmern besucht. Teilgenommen
haben sowohl Gemeindebedienstete
als auch Funktionäre der Gemeinden.
Die Einladungen für drei weitere Groß-
seminare im November 1987 in Tulln,
Neunkirchen und Prottes an rund
400 Interessenten sind bereits ergan-
gen.
Seitens der Gemeindeabteilung wurde
zu den Kursen der überwiegende Teil
der Vortragenden zur Verfügung ge-
stellt. Die Prüfungskommissäre bei den
Gemeindedienstprüfungen setzen sich

ebenfalls zum Großteil aus Bedienste-
ten der Abteilung 11/1 zusammen. Von
den im Jahr 1987 zur mündlichen Ge-
meindedienstprüfung angetretenen
96 Teilnehmern haben 84 Kandidaten
ihre Prüfungen ein positives Ergebnis
erzielt, wovon 15 Kandidaten ihre Prü-
fungen sogar mit Auszeichnungen ab-
geschlossen haben.
Abschließend kann festgestellt werden,
daß die unverminderte Inanspruch-
nahme der von der NÖ Gemeindever-
waltungsschule und Kommunalakade-
mie angeboteten Kurse erneut die Not-
wendigkeit dieser Einrichtung zur Aus-
und Weiterbildung der Gemeindebe-
diensteten und zur Information der Ge-
meindemandatare in Niederösterreich
beweist.

NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie

Die NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie führte 1987
23 Schulungs- und Fachkurse für Be-
dienstete aus niederösterreichischen
Gemeinden durch. Diese Kurse betrafen
sowohl Anfänger im Verwaltungsdienst
der Gemeinden als auch leitende Ge-
meindebedienstete. Auf Grund der zahl-
reichen Anmeldungen mußte ein Grund-
kurs für Anfänger sogar doppelzügig
geführt werden (insgesamt 49 Teilneh-
mer). Vor allem wurden Sachgebiete

Überprüfte Gemeinden, Schul-
gemeinden, Gemeindeverbände (siehe
Grafik) insgesamt 444
Sonstige Dienstverrichtungen (Erhebun-
gen, Verhandlungen usw.) 99
Erforderliche Arbeitstage 2.066

Wasserleitungsverbände (II/5)

verrechnet werden. Die im Entwurf vor-
gesehene Berechnung dieser Abgaben
würde einen wesentlich geringeren Ver-
waltungsaufwand erfordern.
Der Entwurf wurde daher der Landesre-
gierung mit dem Antrag vorgelegt, zu
beschließen, diesen dem Landtag als
Regierungsvorlage zu übermitteln. Die
Landesregierung hat in ihrer Sitzung am
14. Juli 1987 einen diesem Antrag ent-
sprechenden Beschluß gefaßt und ihren
Vorschlag eines Gesetzes, mit dem das
Gesetz über den Gemeindewasserlei-
tungsverband Triestingtal- und Süd-
bahngemeinden geändert wird, dem
Landtag mit dem Ersuchen um weitere
verfassungsmäßige Behandlung über-
mittelt. Es muß nunmehr abgewartet
werden, wie der Landtag im Hinblick auf
die erwähnte Resolution über die vorlie-
gende Regierungsvorlage entscheiden
wird. Abhängig von dieser Entschei-
dung des Landtages sollen dann auch
die Gesetze über die beiden anderen
Gemeindewasserleitungsverbände
überarbeitet werden.

Verbandsversammlung das gleiche
Stimmrecht hat. Die an die bisherige
Stimmrechtsregelung plausibel anknüp-
fende Aufteilung von Verbindlichkeiten
im Innenverhältnis wäre aber im Falle
der Änderung des Stimmrechtes im
Sinne des NÖ Gemeindverbandsgeset-
zes ungerecht und daher undenkbar.
Darüber hinaus könnten sich aus Liqui-
dierung dieses Gemeindeverbandes
und dessen Neubildung nach den
NÖ Gemeindeverbandsgesetz zahlrei-
che vermögensrechtliche Probleme er-
geben.
Eine Anpassung der abgabenrechtli-
chen Bestimmungen des Verbandsge-
setzes an das NÖ Gemeindewasserlei-
tungsgesetz würde den Verwaltungsauf-
wand für die Bemessung der Abgaben
(Wasseranschluß-, Ergänzungs- und
Sonderabgaben) wesentlich erhöhen,
da die im Gemeindewasserleitungsge-
setz 1978 vorgesehene Art der Bemes-
sung dieser Abgaben umfangreiche Er-
hebungen in den Bauakten der ver-
bandsangehörigen Gemeinden erfor-
derlich machen würde (Ausmaß der be-
bauten Fläche, Anzahl der Geschoße,
Größe der unbebauten Fläche der je-
weiligen Liegenschaft usw.). Im Ver-
bandsgebiet bestehen derzeit ca.
24.000 Wasseranschlüsse, ca. 400 Lie-
genschaften werden jährlich neu ange-
schlossen und bei ca. 1 200 Liegen-
schaften müßten Ergänzungsabgaben

Schwerpunkte und
Probleme 1987

Die Arbeiten an der Novelle zum Gesetz
über den Gemeindewasserleitungsver-
band der Triestingtal- und Südbahnge-
meinden, LGBI. 1652-0, wurden abge-
schlossen. Der im Tätigkeitsbericht
1986 angeführten Resolution des Land-
tages vom 16. Oktober 1986, in der die
Landesregierung aufgefordert wurde,
Gesetzesvorschläge für die Einbezie-
hung der Organisationsvorschriften der
Wasserleitungsverbände Triestingtal-
und Südbahngemeinden, Unteres Pit-
tental und Ternitz und Umgebung in das
NÖ Gemeindeverbandgesetz bzw. der
abgabenrechtlichen Vorschriften dieser
drei Gesetze in das NÖ Gemeindewas-
serleitungsgesetz vorzulegen, konnte
aus folgenden Gründen nicht entspro-
chen werden:
Die Neubildung des traditionsreichen
Gemeindewasserleitungsverbandes
Triestingtal- und Südbahngemeinden
auf der Grundlage des NÖ Gemeinde-
verbandsgesetzes hätte eine wesentli-
che Änderung des Stimmrechtes der
Verbandsgemeinden in der Vollver-
sammlung zur Folge. Dieses hängt der-
zeit vom Ausmaß des Wasserverbrau-
ches im jeweiligen Gemeindegebiet ab.
Aus § 8 des NÖ Gemeindeverbandsge-
setzes wird jedoch abgeleitet, daß jede
verbandsangehörige Gemeinde in der

Statistik 1987

1987 wurden 9 Berichte von Verbands-
organen zur Kenntnis genommen. ■
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des Naturschutzes ( II /3)Rechtliche Angelegenheiten

Statistik 1987

Es wurden 5 Landschaftsschutzgebiete
neu verordnet; eines erweitert. In Nie-
derösterreich bestehen somit derzeit
27 Landschaftsschutzgebiete. 5 neue
Naturparks wurden verordnet; einer er-
weitert. Somit gibt es 20 Naturparks in
Niederösterreich.
14 Bescheinigungen nach dem Wa-
shingtoner Artenschutzübereinkommen
wurden ausgestellt und 130 Anträge um
Sammelbewilligungen bearbeitet.
In Niederöstereich bestehen derzeit
1.425 Naturdenkmäler und 27 beson-
ders geschützte Höhlen. Derzeit gibt es
in Niederösterreich 22 geprüfte Höhlen-
führer.
33 Anträge von Gemeinden auf Erlas-
sung bzw. Abänderung von örtlichen
Raumordnungsprogrammen und Flä-
chenwidmungsplänen und 16 Anträge
auf Erlassung bzw. Abänderung von Be-
bauungsplänen wurden abgeschlos-
sen.

Bei alten Naturdenkmälern sind Unterla-
gen großteils nicht mehr vorhanden;
eine Bestandsaufnahme samt Feststel-
lungsverfahren muß oft durchgeführt
werden.
Bei gleichbleibenden Budgetmitteln ist
die Zahl der zu fördernden Naturparks
gestiegen, die Entschädigungsverpflich-
tungen erhöhen sich und die Betreu-
ungskonzepte für Naturschutzgebiete
verursachen vermehrte Kosten, die bei
den übrigen Förderungsausgaben ein-
zusparen sind.

Schwerpunkte 1987

Nach entsprechend durchgeführten Ver-
fahren wurden über Vorschlag der Na-
turschutzabteilung von der NÖ Landes-
regierung die Landschaftsschutzgebiete
„Buchenberg“, „Seebenstein-Schei-
blingkirchen-Thernberg“, „Großpert-
holz“, „Gamsstein-Voralpe“ und „Diet-
manns“ unter Schutz gestellt; das Land-
schaftsschutzgebiet „Kamptal“ wurde
erweitert. Darüber hinaus wurden die
Gebiete „Buchenberg“, „Seebenstein“,
„Türkensturz“, „Nordwald“ und „Eisen-
wurzen“ zu Naturparks erklärt und der
Naturpark „Kamptal-Schönberg“ erwei-
tert. Bezüglich der Naturschutzgebiete
„Braunsberg-Hundsheimer Berg“ und
„Weikendorfer Remise“ wird das Mana-
gement durchgeführt.
Die Liste der Sachverständigen in Ange-
legenheit des Naturschutzes wurde
überarbeitet und Sachverständige dem
Bedarf entsprechend neu bestellt.
Mit der Ausarbeitung des Naturschutz-
berichtes 1986/87 wurde begonnen.
Im Zuge einer beabsichtigten gesamt-
österreichischen Normung von Hinweis-
tafeln in der freien Natur fanden Vorbe-
sprechungen beim österreichischen
Normungsinstitut statt.
Hinsichtlich der Ein- bzw. Ausfuhr von
international geschützten' Arten von Tie-
ren und Pflanzen wurden nach Einho-
lung notwendiger Gutachten entspre-
chende Bescheinigungen ausgestellt.
Ansuchen um Sammelbewilligung wur-
den formell bearbeitet.
Verfahren im Zuge der Erlassung und
Abänderung von örtlichen Raumord-
nungsprogrammen bzw. Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplänen wurden
durchgeführt und abgeschlossen.
Naturdenkmäler wurden hinsichtlich
ihrer Ersichtlichmachung im Grundbuch
überprüft.
Anträge um Zulassung zur Höhlenfüh-
rerprüfung wurden bearbeitet.

Ziele 1988

• Abschluß anhängiger Naturschutz-
und Landschaftsschutzverfahren (5 Ver-
fahren werden derzeit vorrangig bear-
beitet);
• Weiterführung bestehender Manage-
mentpläne sowie Ausarbeitung von
neuen Pflegeplänen;
• Überarbeitung aller verordneten Na-
turschutzgebiete hinsichtlich ihrer
Grenzbeschreibung und deren bessere
Kontrolle bzw. Betreuung;
• Neuordnung der Fachbibliothek;
• Auftrag an alle Gemeinden, die in
einem Landschaftsschutzgebiet liegen,
ein naturschutzbehördlich genehmigtes
örtliches Raumordnungsprogramm und
einen Bebauungsplan aufzulegen;
• Komplettierung des Naturschutzbu-
ches in Zusammenarbeit mit den Be-
zirksverwaltungsbehörden.

Statistik 1987

Förderungsausgaben

Gemeinden 2,599.000
Vereine 6,830.200
Einzelpersonen 468.198
Körperschaften 266.000

Im Wiener Rathaus
wurde von den Re-
präsentanten der
Planungsgemein-
schaft Ost eine De-
klaration zum ver-
stärkten Schutz des
Wienerwaldes un-
terzeichnet.

Probleme 1987

Naturschutzgebietsverfahren konnten
nicht abgeschlossen werden, da nicht
nur Entschädigungsanträge sondern
auch hohe Einlösungsforderungen ge-
stellt werden.
Auf Grund großen Arbeitsanfalles und
Personalmangels müssen Verfahren
nach ihrer Dringlichkeit gereiht werden
und können die Naturschutzgebiete
auch nicht ordentlich kontrolliert und
betreut werden.
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Raumordnung (GR, R/ l ,  R/2)

Rechtliche
Angelegenheiten der
örtlichen Raumordnung
(R/1)

Schwerpunkte und Probleme
1987

Die Unterstützung der Gemeinden in
rechtlichen Angelegenheiten der örtli-
chen Raumordnung wurde intensiv fort-
gesetzt. 1987 konnten 18 örtliche Raum-
ordnungsprogramme genehmigt wer-
den. Immer mehr Gemeinden holen
schon zum Entwurf ein Gutachten ein,
bevor der Gemeinderat hierüber einen
Beschluß mit Verordnungscharakter
faßt.
Bisher haben insgesamt 372 Gemein-
den ein örtliches Raumordnungspro-
gramm für das gesamte Gemeindege-
biet, weitere 60 ein nach Inhalt oder
Geltungsbereich noch unvollständiges
örtliches Raumordnungsprogramm (zu-
meist nur einen Flächenwidmungsplan),
120 Gemeinden einen vereinfachten Flä-
chenwidmungsplan für das gesamte
Gemeindegebiet und weitere 5 Gemein-
den einen vereinfachten Flächenwid-
mungsplan für einen Teil des Gemein-
degebietes erlassen. Den letzteren so-
wie den 5 Gemeinden, die überhaupt
noch keine Abgrenzung von Bauland,
Grünland und Verkehrsflächen getroffen
haben, wird besonderes Augenmerk zu-
gewendet; in ihrem Bereich sind ja viele
Gesetzesbestimmungen, die nur im
Bauland oder nur im Grünland gelten,
noch nicht anwendbar. Mit der Anzahl
der örtlichen Raumordnungspro-
gramme ist auch die ihrer Änderungen
weiter gestiegen. Oftmals hat sich de-
ren Notwendigkeit wieder aus der ge-
nauen Planung der Aufschließung
neuen Baulandes im Rahmen der Erlas-
sung des Bebauungsplanes ergeben.
Interessengegensätze, die im Zuge der
aufsichtsbehördlichen Genehmigung
von raumordnungsrechtlichen Verord-
nungen von Gemeinden zutage treten,
werden so oft als möglich in mündli-
chen Verhandlungen mit allen Betroffe-
nen beigelegt; in zehn Fällen blieb dies
erfolglos und mußte die Genehmigung
einer Änderung eines örtlichen Raum-
ordnungsprogrammes auf Grund der
Bestimmungen des NÖ Raumord-
nungsgesetzes 1976 versagt werden.
Auch 1987 wurde der Prüfung der Ge-
setzmäßigkeit neuer Bebauungspläne
und der Änderungen von älteren wieder
besonderes Augenmerk zugewendet.
Nach wie vor nehmen die meisten Ge-
meinden schon bei der Ausarbeitung
und Erlassung des Bebauungsplanes

rechtliche Beratung in Anspruch, man-
che auch bei Änderungen. Die Lösung
von Interessenkonflikten (Ortsbildschutz
- Hebung der Wohnhygiene - Hebung
der Sicherheit des Straßenverkehrs in
Ortsgebieten) erfordert weiter zuneh-
menden Arbeitsaufwand. Bisher haben
91 Gemeinden einen Bebauungsplan
im Sinne des II. Abschnittes der
NÖ Bauordnung 1976 für ihr gesamtes
Bauland und 38 Gemeinden einen sol-
chen für Teile ihres Baulandes erlassen.
In 55 Gemeinden steht ein vereinfachter
Bebauungsplan für das gesamte Bau-
land in Geltung, in weiteren 60 ein ver-
einfachter Bebauungsplan für einzelne
Baulandbereiche; zumeist handelt es
sich bei den vereinfachten Bebauungs-
plänen noch um Regulierungspläne aus
der Zeit vor 1970.

Überörtliche
Raumordnung,
Koordination und
Organisation (GR)

Die Tätigkeit der Gruppe GR erstreckt
sich auf koordinierende Aufgaben im
Rahmen der Aktivitäten der der Gruppe
GR angehörenden Abteilungen, der
Gruppenkanzlei sowie des Rechnungs-
wesens auf Grund der durch die
Gruppe GR zu verwaltenden Budgetan-
sätze.
Die im Rahmen der Gruppe GR (Abtei-
lung B/10 - vormals R/1, R/2 und R/3)
zur Verfügung stehenden Finanzmittel
wurden wie folgt eingesetzt bzw. ver-
wendet:
• Förderungsausgaben, Kapitaltrans-
fers an Gemeinden (Subventionen an
Gemeinden zur Bewältigung von anste-
henden Problemen der Raumordnung);
• Förderungsausgaben, Zuwendungen
an private gemeinnützige Einrichtungen
(die auf dem Gebiet der Raumordnung
und Raumplanung tätig sind.
• Förderungsausgaben, Zuwendungen
an Einzelpersonen (die auf dem Gebiet
der Raumordnung und Raumplanung
tätig sind, z. B. für wissenschaftliche Ar-
beiten, Seminararbeiten usw.);
• Sachausgaben - Ausgaben an öffent-
lichen Abgaben, Leistungen von Einzel-
personen sowie Gewerbetreibenden
bzw. Firmen (unter anderem Projekte im
Rahmen des Regionalen Projektmana-
gements Waldviertel und Weinviertel,
Erstellung des NÖ Konjunkturberichtes,
Planungen, Untersuchungen usw.),
Transfers an Gemeinden (Ersatz der Ko-
sten an die Gemeinden für die Erstel-
lung oder Änderung eines örtlichen
Raumordnungsprogrammes);
• billige Baugründe für Jungfamilien,
Ausgaben für Anlagen, unbebaute
Grundstücke;
• zentrale und regionale Einrichtungen,
Kapitaltransfers an Gemeinden;
• zentralörtliche und regionale Maßnah-
men, Kapitaltransfers an Gemeinden;
• Verein „NÖ-Wien, gemeinsame Erho-
lungsräume", Förderungsausgaben;
Verkehrsverbund, Beitrag zur Abdek-
kung des Durchtarifierungsverlustes
und zu den Kosten der VOR Ges. m. b.
H.; Planungsgemeinschaft Ost, Ausga-
ben für Aufwand der Geschäftsstelle
und Auftragsarbeiten; Raumordnungs-
beirat, Rechts- und Beratungskosten.

Ziele 1988

Die möglichst rasche Erledigung aller
Anträge und Anfragen bleibt ständiges
Ziel. Weiterhin trachtet die Baurechtsab-
teilung, durch Beratung und Urgenz die
Erlassung oder Ergänzung des örtli-
chen Raumordnungsprogrammes oder
wenigstens des vereinfachten Flächen-
widmungsplanes für das gesamte Ge-
biet einer jeden Gemeinde in Nieder-
österreich zu erwirken.
Die Anpassung der zwischen 1969 und
1976 erlassenen Flächenwidmungs-
pläne an das NÖ Raumordnungsgesetz
1976 soll fortgesetzt werden, ebenso
die rechtliche Beratung der Gemeinden
bei der Erlassung und Änderung der
Bebauungspläne und die Erfassung
und Prüfung der Rechtswirksamkeit der
noch als vereinfachte Bebauungspläne
weitergeltenden Regulierungspläne.

Statistik 1987

Schriftliche Rechtsauskünfte 10
Genehmigte örtliche
Raumordnungsprogramme 18
Änderungen von örtlichen
Raumordnungsprogrammen 249
Änderungen von vereinfachten
Flächenwidmungsplänen 37
Geprüfte Bebauungspläne 9
Geprüfte Änderungen von
Bebauungsplänen 31
Geprüfte Änderungen von vereinfachten
Bebauungsplänen 5
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1987 dem Raumordnungsbeirat vorge-
legt. Es konnte festgestellt werden, daß
die Ziele des regionale Raumordnungs-
programmes Wiener Neustadt-Neunkir-
chen hinsichtlich des Kiesabbaues in
den hiefür ausgewiesenen Eignungszo-
nen, der empfohlenen Siedlungsgren-
zen und der Erhaltung der gewässerbe-
gleitenden Gehölze weitgehend erfüllt
werden konnte. Die Erfahrung hat aber
auch gezeigt, daß die Aufstellung von
Zielen ohne korrespondierende Maß-
nahmen in Landeskompetenz nicht ge-
währleistet, daß diese Ziele auch er-
reicht werden. Die Festlegung geeigne-
ter Maßnahmen in einem Raumord-
nungsprogramm des Landes scheitert
jedoch oft daran, daß diese Maßnah-
men nicht in Landeskompetenz liegen.
• Zonale Raumordnungsprogramme
und Entwicklungskonzepte. Um Nut-
zungskonflikte und gegenseitige Beein-
trächtigungen zu minimieren, werden für
räumlich eng begrenzte Teilgebiete Zo-
nale Raumordnungsprogramme erstellt.
Dabei sollen die einzelnen Teilräume für
eine ihrer Eignung entsprechende opti-
male Nutzung gesichert werden.
In Gebieten mit vor allem wirtschaftli-
chen Problemen werden Zonale Ent-
wicklungskonzepte erstellt, welche die
wirtschaftlichen Entwicklungsmöglich-
keiten aufzeigen und verwirklichen hel-
fen. Die wichtigsten Tätigkeiten in die-
sem Bereich sind:
- Zonales Raumordnungsprogramm
„Unteres Traisental“. Die Schwerpunkte
dieses Zonalen Raumordnungspro-
grammes liegen in einer Sicherung und
Regelung der Sand- und Kiesgewin-
nung, der Sicherung der hiefür geeigne-
ten Flächen, in der Sicherung jener Ge-
biete, in denen mineralische Rohstoffe,
vor allem Quarzsande, Kaolin, hochwer-
tige Tone und Ziegeltone, vorhanden
sind, sowie in der Festlegung von Sied-
lungsgrenzen. Der Entwurf der Verord-
nung wurde mit Jahresanfang 1987 mit
den betroffenen Gemeinden und der
Wirtschaft besprochen. Er wurde dem
Begutachtungsverfahren unterzogen.
- Zonales Raumordnungsprogramm
„Forstheide“. Zur Regelung der Sand-
und Kiesgewinnung, zur Sicherung der
hiefür geeigneten Flächen und zur Mini-
mierung von Nutzungskonflikten wurden
die Arbeiten für die Forstheide weiterge-
führt und abgeschlossen, so daß in der
Folge der Verordnungsentwurf erstellt
werden kann.
- Zonales Raumordnungsprogramm
„Rohstoffsicherung Melk“. Die fachli-
chen Grundlagen zu einem Zonalen
Raumordnungsprogramm liegen vor.
Sie betreffen vor allem Eignungszonen
und Rohstoffsicherungsgebiete für
Quarzsande und andere mineralische
Rohstoffe. Die Arbeiten zum zonalen
Raumordnungsprogramm wurden wei-
tergeführt.
- Zonales Entwicklungskonzept „Mittle-
res Kamptal“. Die Verwirklichung einzel-

• Redaktion der Zeitschrift „Raumord-
nung aktuell“;
• Ausarbeitung eines Entwurfes über
die Neuregelung der Bebauungspla-
nung;
• Erhebungen zwecks Beurteilung von
Gemeinden für die Dorferneuerungsak-
tion;
• Begutachtung von Baugründen im
Rahmen der Aktion „Billige Baugründe
für NÖ junge Familien“.
• Archiv und Zeichenbüro. Führung der
Planothek für die Flächenwidmungs-
pläne; Herstellung von Planunterlagen
für Planungszwecke; Archivierung der
durch Änderungen bzw. Neuplanungen
ersetzten Ortsplanungen; Mitarbeit im
Raumordnungskataster; Archivierung
der Grundlagenforschung; Auskunftser-
teilung über Planothek- und Archivin-
halt; Betreuung des Landkartenarchives
und der Kartengrundlagen; Erstellen
von Kartenmaterial für die Regionalpla-
nung.

Technische
Angelegenheiten der
Raumordnung (R/2)

örtliche Raumordnung

Schwerpunk te  und Tät igke i ten
1987

Erarbeitung der örtlichen Raumord-
nungsprogramme im Sinne des NÖ
Raumordnungsgesetzes 1976 und der
einschlägigen Erkenntnisse des Verfas-
sungsgerichtshofes, d. h. unter beson-
derer Bedachtnahme auf die Bezeich-
nung der angestrebten Ziele und der er-
forderlichen Maßnahmen sowie einer
umfassenden, die Festlegungen be-
gründenden Grundlagenforschung. Ko-
ordinative Betreuung und Begutachtung
von Bebauungsplänen.

Begutachtung örtlicher Raumordnungs-
programme/vereinfachter Flächenwid-
mungspläne; Erlassung oder Änderung 426
Beratung von Gemeinden betreffend
örtliche Raumordnungsprogramme und
sonstige Probleme der Raumordnung
Stellungnahme/Teilnahme an
Verhandlungen betreffend

964

raumwirksame Maßnahmen 336
Erhebung von Raumordnungs-
problemen 172
Erledigung von schriftlichen Anfragen/
Information 234
Zwischenerledigungen 302
Behandlung von Förderungsansuchen 68
Außendienste: volle Tage 506

halbe Tage 56
Koordinierung der Begutachtung von
Bebauungsplänen 110

Regionalplanung

Schwerpunkte  1 987

• Regionale Raumordnungspro-
gramme
- Planungsregion Wien-Umland: Auf
Grundlage des Landschaftsrahmenpla-
nes wurde für die Planungsregion Wien-
Umland ein Entwurf zu einem regiona-
len Raumordnungsprogramm erstellt.
Schwerpunkte sind die Abstimmung
konkurrierender Nutzungsansprüche,
die Sicherung und Regelung der Gewin-
nung mineralischer Rohstoffe in Sand-
und Kiesgruben sowie Steinbrüchen,
die Regelung der Besiedlung durch die
Festlegung von Siedlungsgrenzen, vor
allem im Wienerwald.
- Niederösterreichischer Zentralraum:
Die Schaffung der Landeshauptstadt
wird auch für das Umland St. Pöltens,
den „NÖ Zentralraum“ in absehbarer
Zeit strukturelle Änderungen mit sich
bringen. Das Hauptziel dieses Raum-
ordnungsprogrammes ist es daher, die
raumwirksamen Auswirkungen der er-
warteten strukturellen Veränderungen
schon ab deren Auftreten in geordnete
Bahnen zu lenken. Dementsprechend
liegt das Hauptaugenmerk auf der Ent-
wicklung eines Siedlungskonzeptes
und eines Verkehrskonzeptes unter be-
sonderer Berücksichtigung des öffentli-
chen Verkehrs, sowie auf der Erhaltung
der Erholungswerte der Landschaft.
- Wiener Neustadt-Neunkirchen: Das
Regionale Raumordnungsprogramm
Wiener Neustadt-Neunkirchen, LGBI.
Nr. 8000/70-0, ist am 1. November 1982
in Kraft getreten. Nach den Bestimmun-
gen des §4 Abs.4 ist jeweils im Ab-
stand von 5 Jahren über die Verwirkli-
chung der Ziele dieses Raumordnungs-
programmes zu berichten. Der erste
dieser Berichte wurde im Dezember

Weitere Schwerpunkte lagen in folgen-
den Tätigkeiten:
• Teilnahme an Sprechtagen des Herrn
Landeshauptmannes bei den Bezirks-
hauptmannschaften;
• Abhaltung von Amtssprechtagen bei
der Bezirkshauptmannschaft Amstetten;
• Teilnahme an Seminaren und Sympo-
sien;
• Mitarbeit bei der Akademie für Um-
weltschutz und Energie;
• Sachverständigentätigkeit für Be-
lange des Naturschutzes;
• Mitarbeit in der Planungsgemein-
schaft Ost, im Verein NÖ-Wien Gemein-
same Erholungsräume, in der For-
schungsgesellschaft für Wohnen,
Bauen und Planen, im Österreichischen
Arbeitsring für Lärmbekämpfung, im
Österreichischen Normenausschuß, im
NÖ Bildungs- und Heimatwerk;
• Vorträge über örtliche Raumplanung
(in den Gemeinden, bei Amtstagen, bei
den Veranstaltungen der NÖ Verwal-
tungsakademie, sowie bei der Bau-
dienstprüfung);
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ner Maßnahmenvorschläge wurde wei-
tergeführt. Sie beziehen- sich insbeson-
dere auf die Verbesserung des Frem-
denverkehrsangebotes dieses Raumes
in Zusammenarbeit mit dem Wirt-
schaftsförderungsinstitut.
- Betreuung des Projektes „Kleinregio-
nale Wirtschaftsförderung Ottenschlag".
- Zonales Entwicklungskonzept „Un-
teres Kamptal“. Die Arbeiten für dieses
Zonale Entwicklungskonzept, das von
den Gemeinden des Unteren Kamptales
beantragt wurde, wurden weitgehend
durchgeführt. Das Ergebnis der Bespre-
chungen in den Arbeitskreisen liegt vor.
• Regionales Projektmanagement
- Waldvierte/. Das regionale Projektma-
nagement zur Betreuung bestehender
und zur Anregung regionaler Aktivitäten
im Waldviertel wurde 1987 fortgesetzt.
Ab 1. Oktober 1987 mußte aber der ein-
zige voll mit diesen Agenden betraute
Mitarbeiter einen anderen Arbeitsbe-
reich übernehmen; deswegen werden
in Zukunft diese Aktivitäten nur noch in
reduzierter Form möglich sein. Die
Schwerpunke der Arbeit lagen im Jahr
1987 bei folgenden Aktivitäten: Hilfe bei
der Organisation des Anbaues und der
Vermarktung alternativer landwirtschaft-
licher Produkte (Mohn, Heil- und Ge-
würzkräuter); Dokumentation der Natur-
und Kunstschätze sowie der Aktivitäten
im Bereich des Waldviertels: Kartense-
rie Natur, Kultur, Wandern, Radfahren,
Winter, Reiten, Fischen, Erlebnis und
Sport im Waldviertel; zwei Ausgaben
des Waldviertler Ferienwegweisers;
Übersichten Aktives Waldviertel, Se-
henswertes Waldviertel; Waldviertler
Musikkalender, Büchertip Waldviertel;
Mitwirkung bei der Koordination des
Waldviertler Kulturangebotes; kulturelle
Aktivitäten (Waldviertel-Akademie);
Pressearbeit; Vernetzung von Informa-
tionen über allerlei Aktivitäten in der Re-
gion, Beratung von Studenten;
- Industrieviertel. Mitherausgabe einer
Museumskarte.
- Weinviertel. Die Arbeit des regionalen
Managements für das Weinviertel be-
zog sich auf zwei Hauptaufgabenberei-
che. Die Tätigkeiten bezogen sich einer-
seits auf die Unterstützung der Landwirt-
schaft bei der Einführung neuer Pro-
dukte und der Steigerung der Produkti-
vität, andererseits wurden Möglichkei-
ten zur Realisierung einer regionalen
Marketing-Organisation geprüft. Weitere
Schwerpunkte lagen in der Erarbeitung
eines Verkehrsverbundes zur Verbesse-
rung des öffentlichen Verkehrs im nörd-
lichen Weinviertel.
• Maßnahmenkonzepte. Im Jahre 1987
wurde an der Verwirklichung der in den
einzelnen regionalen Maßnahmenkon-
zepten enthaltenen Vorschläge durch
entsprechende Kontakte mit den zu-
ständigen Stellen und Vertretern der
einzelnen Regionen weitergearbeitet.
Die Verwirklichung einzelner Vor-
schläge wird jedoch durch die wirt-

schaftlichen Probleme zunehmend
schwieriger.
• Standortfaktorenkatalog. Für die
Regionen Amstetten, Melk-Scheibbs
und St. Pölten-Lilienfeld wurde die Bear-
beitung des Standortfaktorenkataloges
(Standortkompaß) weitergeführt.
• Landeshauptstadt. Mitarbeit im Ar-
beitsausschuß „Projekt Landeshaupt-
stadt“ und Arbeiten im Zusammenhang
mit der Errichtung einer Landeshaupt-
stadt Niederösterreichs.

Ziele 1988

• Erstellung des Regionalen Raumord-
nungsprogrammes „Wien-Umland“;
• Erstellung eines Entwurfes zu einem
Regionalen Raumordnungsprogramm
für den NÖ Zentralraum (Planungsregio-
nen St. Pölten-Lilienfeld und Krems);
• Erstellung eines Zonalen Raumord-
nungsprogrammes „Forstheide“;
• Erstellung eines Zonalen Entwick-
lungskonzeptes „Unteres Kamptal“;
• Erstellung eines Zonalen Raumord-
nungsprogrammes „Rohstoffsicherung
Melk“;
• Erstellung kleinregionaler Entwick-
lungskonzepte;
• Weiterführung des regionalen Projekt-
managements im Waldviertel.

zeptes zur Novellierung des Verkehrs-
Raumordnungsprogrammes.
• Schulwesen. Gutachten über einen
möglichen Standort zur Errichtung einer
Schule für einen Polytechnischen Lehr-
gang Kottingbrunn-Leobersdorf.
• Arbeit und Wirtschaft, Industrie.
Branchenweise und quartalsweise Be-
rechnung des NÖ Bruttosozialproduk-
tes.
• Gemeindewesen. Gutachten über
mögliche Gemeindetrennungen der Ge-
meinden Steinfelden, Weinzierl am
Walde, Kasten bei Böheimkirchen, Mü-
nichreith-Laimbach.
• Informationswesen der Raumord-
nung. NÖ Raumordnungsdatenbank
(NÖ ROD); Bearbeitung der neuen JO/
1-Datei „Regionalisierte Landesausga-
ben“ der Budgetjahre 1983-1986; NÖ
Raumordnungskataster (ROKAT); Bear-
beitung der Themen: Müllentsorgung,
Rohstoffsicherungsgebiete, empfohlene
Begrenzung der Siedlungsgebiete,
Energie- und Wasserversorgung, Natur-
schutz; Herstellung von Übersichtskar-
ten 1 : 200.000 der Themen Naturschutz,
Gas- und Stromversorgung.

Öffentlichkeitsarbeit

Redaktion der Zeitschrift: „Raumord-
nung aktuell“.

Sektoralplanung

Dieses Sachgebiet gliedert sich in fol-
gende Bereiche:
• NÖ Landesentwicklungsprogramm.
Grundlagenforschung (Einstufung und
Abgrenzung von entwicklungsbedürfti-
gen Gebieten, Überprüfung und Neu-
festlegung der zentralen Orte). Erstel-
lung eines Verordnungsentwurfes samt
Erläuterungen.
• Gesundheitswesen. Fertigstellung
des Entwurfes einer Neufassung des
Raumordnungsprogrammes für das Ge-
sundheitswesen; Neufestlegung des
NÖ Landes-Krankenanstaltenplanes
und des Ärztestandortplanes. Durchfüh-
rung des Begutachtungsverfahrens.
Dieses Programm wurde dem Raum-
ordnungsbeirat Ende 1987 vorgelegt
und von diesem zustimmend begutach-
tet.
• Sozialhilfe. Grundlagenforschung,
Fertigstellung eines Entwurfes zu einem
neuen Raumordnungsprogramm für So-
zialhilfe und Durchführung des Begut-
achtungsverfahrens.
• Kindergartenwesen. Fertigstellung
der Neufassung des Kindergarten-
Raumordnungsprogrammes, vom
Raumordnungsbeirat zustimmend be-
gutachtet.
• Energie. Entwurf eines Raumord-
nungsprogrammes für Energie und Ein-
leitung des Begutachtungsverfahrens.
• Verkehr. Erarbeitung von Grundla-
gen; Fertigstellung eines Arbeitskon-

Einholen von Gutachten anderer Abtei-
lungen 74
Erarbeitung von Stellungnahmen für an-
dere Abteilungen des Landes und an-
dere Dienststellen (Gemeinde, Bund
usw.) 181
Erledigungen sonstiger schriftlicher An-
fragen (einschließlich Politiker) 144
Teilnahme an Verhandlungen, Sitzun-
gen, Seminaren usw. innerhalb und
außerhalb des Landes 276
Teilnahme an ÖROK-Sitzungen 56
Außendienste ganze Tage 57

halbe Tage 30
Ausfüllen von Gemeindefragebogen für
die Erstellung örtlicher Raumordnungs-
programme 22

Dorferneuerung

Derzeit laufen in Niederösterreich insge-
samt 69 Dorferneuerungsplanungen. 65
weitere Orte befinden sich in unter-
schiedlichen Arbeitsstadien.
Am 12. Februar 1987 waren es zwei
Jahre, daß die Dorferneuerungsrichtli-
nien beschlossen wurden. Sie haben
sich als wichtige Arbeitsgrundlage für
die Organisation, die begriffliche Ein-
grenzung und Realisierung von Maß-
nahmen erwiesen. Andere Bundeslän-
der sind unserem Beispiel gefolgt und
haben ähnliche Richtlinien erarbeitet.
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Tonbildschau, welche den Titel „Sicht-
bare Dorferneuerung“ (3 Jahre NÖ Dor-
ferneuerung) trägt, ist derzeit in Ausar-
beitung und gibt eine Zwischenbilanz
über die bisherigen Erfahrungen und
Leistungen in der Dorferneuerung.
• Ausblick 1988. Das kommende Jahr
1988 wird dadurch gekennzeichnet
sein, daß von den insgesamt 69 laufen-
den Dorferneuerungsplanungen ein be-
trächtlicher Teil zum vorläufigen Ab-
schluß kommen wird. Derzeit sind be-
reits 7 Dorferneuerungspläne fertigge-
stellt. Weitere Einstiegsprojekte sollen
realisiert werden. Besonderer Schwer-
punkt der kommenden Jahre wird eine
regionale Dorferneuerungsaktion im Be-
zirk Hollabrunn sein.
• Mitarbeit in nationalen und interna-
tionalen Kommissionen
- Österreichische Raumordnungskonfe-
renz(ÖROK): Teilnahme und Mitarbeit in
den verschiedenen Gremien der Öster-
reichischen Raumordnungskonferenz
(ÖROK).

Niederösterreich-Oberösterreich:
1979 wurde eine Vereinbarung über die
Zusammenarbeit in Angelegenheiten
der Raumordnung im gemeinsamen
Grenzgebiet der beiden Bundesländer
geschlossen. Sie betrifft in Niederöster-
reich die Gemeinden der Verwaltungs-
bezirke Amstetten, Gmünd, Melk und
Zwettl sowie die Statutarstadt Waidho-
fen/Ybbs. Im Sinne einer koordinierten
und in den Zielsetzungen abgestimmten
Entwicklung der Raumordnung im ge-
meinsamen Grenzgebiet verpflichteten
sich die beiden Bundesländer zur ge-
genseitigen Information über ihre be-
kanntgewordenen raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen, die sich
auf den in das gemeinsame Grenzge-
biet fallenden Teil des anderen Landes
auswirken können, und streben Einver-
nehmen an. Die im Rahmen der Verein-
barung eingerichtete Kommission wird
von den beiden Bundesländern jeweils
abwechselnd einberufen. 1987 fand die
Sitzung am 8. Oktober in Weyer in
Oberösterreich statt; sie brachte einen
intensiven und umfangreichen Informa-
tionsaustausch.
- Österreich-Ungarn: Das Land Nieder-
österreich ist in die österreichisch-un-
garische Raumordnungskomission ein-
gebunden. In der Unterkommission
wurde über die Dorferneuerung in Nie-
derösterreich, Organisation, bisherige
Erfahrungen und Ergebnisse berichtet.
Vom 25. bis 27. Juni 1987 besuchte im
Rahmen dieser Kommission eine unga-
rische Delegation Niederösterreich, um
an Ort und Stelle konkrete Dorferneue-
rungsprojekte kennenzulernen.

Rechtliche
Angelegenheiten der
überörtlichen
Raumordnung (R/2)

Schwerpunkte 1987

• Geschäftsstelle des Raumordnungs-
beirates: 5 Arbeitssitzungen mit 337 An-
trägen betreffend Erlassung /Änderung
örtlicher Raumordnungsprogramme.
• Aktion „Billige Baugründe": Beratung;
Weiterleitung von 44 Förderungsfällen
an Abteilung R/3.
• Regionales Raumordnungsprogramm
Wien-Umland: Erstellung von Entwür-
fen.
• Zonales Raumordnungsprogramm
Unteres Traisental: Erstellung von Ent-
würfen, Durchführung des Begutach-
tungsverfahrens.
• Gesundheitsraumordnungspro-
gramm: Abschluß der Begutachtung.
• Sozialhilferaumordnungsprogramm:
Erstellung eines Entwurfes, Durchfüh-
rung des Begutachtungsverfahrens.
• Energieraumordnungsprogramm: Er-
stellung von Entwürfen, Einleitung des
Begutachtungsverfahrens.
• Landesentwicklungsprogramm: Er-
stellung eines Entwurfes.
• Richtlinien für die kleinregionale Ent-
wicklungsplanung: Erstellung eines Ent-
wurfes, Begutachtung.
• Dorferneuerungsrichtlinien: Ände-
rungsentwurf.
• Begutachtung von Gesetzen und Ver-
ordnungen; Vorbereitung von Rech-
nungsakten; rechtliche Beratung; Be-
treuung der Gesetzessammlungen und
ähnliches.
• Ärztlicher Notfallfunk für NÖ: Schrift-
verkehr und Durchführung der Sitzun-
gen.
Die Agenden „Rechtliche Angelegenhei-
ten der überörtlichen Raumordnung"
sind im September 1987 an die Abtei-
lung R/1 (früher II/2) übergegangen. ■

• Förderungsmöglichkeiten. Der Aus-
bau der Förderungsmöglichkeiten
wurde abgeschlossen. In der Zwischen-
zeit wurden die Richtlinien novelliert.
Weniger deshalb, weil die Dorferneue-
rungspraxis eine Änderung notwendig
machte, sondern weil die niederöster-
reichische Dorferneuerungsaktion nun
in die Phase der Realisierung der Dorf-
erneuerungspläne gerückt ist und eine
Ergänzung der Möglichkeiten der För-
derung dringend erforderlich wurde. Die
Erweiterung der Dorferneuerungsrichtli-
nien um etliche Förderungsbestimmun-
gen ist die letzte notwendige Ergänzung
eines Bündels von finanziellen Hilfen,
die der Dorferneuerungsaktion den
Charakter einer Hilfe zur Selbsthilfe gibt.
Nunmehr steht für die Dorferneuerung
eine maßgeschneiderte Wohnbauförde-
rung als besonderer Anreiz für die orts-
bildgerechte Gestaltung der Wohnge-
bäude zur Verfügung. Da diese Richtli-
nien erst im April dieses Jahres in Kraft
getreten sind, werden erst im kommen-
den Jahr die positiven Auswirkungen
voll einsetzen. Damit wird in den kom-
menden Jahren die Dorferneuerung ne-
ben ihrer ideellen Bedeutung auch ihre
regionalwirtschaftliche Wirkung unter
Beweis stellen können.
Damit ist das Paket an Förderungsmög-
lichkeiten in der Dorferneuerung kom-
plett, und es liegt an den Initiativen der
Bürgermeister und der Gemeinden so-
wie der Bevölkerung, die angebotenen
Hilfen zu nutzen. Eine neue Broschüre
„Ohne Musi ka Geld", welche alle direk-
ten oder indirekten Dorferneuerungsför-
derungen enthält, wurde Ende dieses
Jahres fertiggestellt und wird im Früh-
jahr 1988 der Öffentlichkeit präsentiert.
• 1987: Jahr der Einstiegsprojekte
und Realisierungsmaßnahmen. Seit
Beginn der Aktion Dorferneuerung wur-
den 43 Einstiegsprojekte und 6 Realisie-
rungsmaßnahmen mit 17,8 Mio. Schil-
ling gefördert. Allein im Jahre 1987 wur-
den für 25 Einstiegsprojekte und Reali-
sierungsmaßnahmen über 10 Mio.
Schilling an Förderungsmitteln an die
Gemeinden überwiesen. Damit die Be-
völkerung in der Planungsphase von
Beginn an motiviert wird, werden soge-
nannte Einstiegsprojekte verwirklicht.
Es sind dies erste Maßnahmenrealisie-
rungen, die der Bevölkerung den Ein-
stieg in diese Aktion erleichtern sollen.
Ein besonderes Beispiel für eine Pro-
jektrealisierung ist St. Michael in Wei-
ßenkirchen in der Wachau, wo der Dorf-
platz und der gesamte Ortskern im
Zuge der Dorferneuerung ortsbildge-
recht gestaltet und revitalisiert wurde.
• Öffentlichkeitsarbeit. Das Mittei-
lungsblatt zur niederösterreichischen
Dorferneuerung „Wir erneuern unser
Dorf" ist 1986 in 7 und 1987 in 10 Aus-
gaben erschienen. Die Zahl der Interes-
senten nimmt ständig zu und liegt, zu-
sammen mit den Abonnenten der Orts-
bildaktion, bei derzeit 25.000. Eine neue
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Umweltschutz (GR, B/10, R/3)

der Bezirkshauptmannschaften und für
Krankenanstalten wurde die technische
Begutachtung durchgeführt. Im Rahmen
der Ausbildung an Krankenpflegeschu-
len wurde das Gebiet Strahlenschutz
vorgetragen und geprüft.
• Spürtrupps der Bezirkshauptmann-
schaften wurden nachgeschult und ins-
besondere mit ihren neuangeschafften
Meßgeräten vertraut gemacht.
• Die Strahlenschutzkarteien wurden
weitergeführt.
• Bei bilateralen Verhandlungen betref-
fend grenznahe Kernanlagen (Öster-
reich-CSSR, Österreich-Ungarn) wur-
den die Strahlenschutzinteressen Nie-
derösterreichs vertreten.
In Zusammenarbeit mit allen befaßten
Stellen wurden strahlenschutztechni-
sche Beratungen über die Folgen der
Reaktorkatastrophe Tschernobyl durch-
geführt.

und organische Stoffe in die Untersu-
chung miteinbezogen.
• In Zusammenarbeit mit dem Institut
für Wasserwirtschaft der Universität für
Bodenkultur wurden die Abwasserver-
hältnisse in einem Kaolinwerk Nieder-
österreichs sowohl in qualitativer als
auch in quantitativer Hinsicht unter-
sucht. Ferner wurde ebenfalls in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Wasser-
wirtschaft der Universität für Bodenkul-
tur die Einwirkung von UV-Strahlen auf
in Wasser gelöste Huminstoffe unter-
sucht.
• Die Arbeiten an der Gewässergüte-
karte Niederösterreichs wurden laufend
fortgesetzt und hiebei zahlreiche Ge-
wässer in einzelnen Abschnitten über-
prüft.
• Im Zuge der Verunreinigung des
Grundwassers im Bereich des südli-
chen und nördlichen Wiener Beckens,
sowie in anderen Gebieten Niederöster-
reichs wurden in Zusammenarbeit mit
der NÖ Umweltschutzanstalt zahlreiche
Untersuchungen des Gehaltes an chlo-
rierten Kohlenwasserstoffen und ande-
ren organischen Verbindungen (wie
z. B. aromatische Kohlenwasserstoffe)
ausgewertet. Diese Untersuchungen
wurden besonders im Bereich von De-
ponien im südlichen Wiener Becken
vorgenommen.
• Im Hinblick auf den technischen Stan-
dard der Bäderwirtschaft, speziell in be-
zug auf die Badewasseraufbereitungs-
technik wurde im Sinne des §9 des
BHG der Stand der Technik in den Bä-
dern Niederösterreichs in steigendem
Maße überprüft.

Organisation,
Koordination (GR)

Auf die folgenden Tätigkeiten 1987 ist
im einzelnen hinzuweisen:
• Umweltschutzanstalt, Förderungsaus-
gaben, Transfers an Träger öffentlichen
Rechtes;
• Umweltschutzanstalt, Gutachten (Re-
fundierung von uneinbringlichen Kosten
für Gutachten über Umweltbeeinflussun-
gen);
• Umweltschutzanlagen, Förderungs-
ausgaben, Transfers an übrige Sektoren
der Wirtschaft (für Wirtschaftsgüter des
Anlagevermögens, die dem Umwelt-
schutz dienen);
• Aktionen, Förderungsausgaben bzw.
Sachausgaben (z. B, für Öffentlichkeits-
arbeit zum Thema Umweltschutz in NÖ);
• Luftgüteüberwachungsnetz, Ausga-
ben für Anlagen und Sachausgaben
(zum weiteren Aufbau eines Netzes von
Meßstationen mit zentraler Datenaus-
wertung).

Technische
Angelegenheiten (B/10)

Strahlenschutz

Aufgabenbereiche

Überprüfung der Einhaltung der Strah-
lenschutzvorschriften bei allen Strahlen-
anlagen in Niederösterreich; Mitarbeit
im Katastrophenschutz (Strahlenalarm);
Erarbeitung von Schutzbestimmungen
gegen gesundheitsschädigende Aus-
wirkungen von ionisierenden und nicht
ionisierenden Strahlen.

3

Gewässergüte

Aufgabenbere iche

• Erfassung der chemischen, physikali-
schen und biologischen Gewässergüte
von Grund- und Quellwässern sowie
von Oberflächengewässern vor allem im
Hinblick auf die damit verbundenen Gü-
tefragen;
• Fragen der Bäderwirtschaft in chemi-
scher und technischer Hinsicht.

Schwerpunkte  und Prob leme 1987

• In Zusammenarbeit mit der NÖ Um-
weltschutzanstalt wurden zahlreiche
Grund- und Quellwässer sowie Oberflä-
chengewässer untersucht. Schwer-
punkte ergaben sich vor allem im Zu-
sammenhang mit dem Ausbau der Do-
naukraftwerke (Altenwörth, Melk, Grei-
fenstein) und der Errichtung des March-
feldkanales, wobei besonders der
Grundwasserchemismus entlang der
Donau und im Marchfeld, die biologi-
sche Gewässergüte der Donauzubrin-
ger und des Augebietes in diesem
Raum erfaßt wurden. Besonders inten-
siv wurde der Grundwasserchemismus
im Raum Bad Deutsch-Altenburg zur
Beweissicherung des Heilwasservor-
kommens überprüft.
• Ebenso wurden im Rahmen der Ar-
beiten für die Marchfeldkanalerrich-
tungsgesellschaft sowohl die Oberflä-
chengewässer in diesem Raum (Donau,
Rußbach, Weidenbach) als auch zahlrei-
che Grundwasservorkommen intensiv
untersucht. Bei diesen Untersuchungen
wurden nicht nur die üblichen chemi-
schen Wasserparameter überprüft, son-
dern auch zahlreiche Schwermetalle

Lärm- und Erschütterungsschutz

Aufgabengeb ie te

• Sachverständigentätigkeit in behördli-
chen Verfahren, die eine Verringerung
der Lärmbelästigung und der Erschütte-
rungsbeeinträchtigung der Bevölkerung
zum Gegenstand haben;
• fachliche Beratung beim Entwurf von
Gesetzen, Verordnungen und Richtli-
nien;
• Information von Gewerbetreibenden
im Rahmen des Parteienverkehrs über
lärmtechnische Anforderungen und Da-
ten für Planung, Bau und Betrieb von
Anlagen.

Schwerpunk te  und Prob leme

• Sachverständigengutachten. Verfas-
sung und Abgabe von Sachverständi-
gengutachten in gewerberechtlichen
und baubehördlichen Verfahren. Die da-
für erforderlichen Messungen werden
von der NÖ Umweltschutzanstalt durch-
geführt.

Schwerpunkte und Prob leme 1987

• Bei der Errichtung von Strahlenanla-
gen durch öffentliche Stellen wurden
hinsichtlich der technischen Erforder-
nisse und der Strahlenschutzvorschrif-
ten die Projekte überprüft. Außerdem
wurden die technischen Gesichts-
punkte bei der Anschaffung von neuen
Geräten erarbeitet. Gutächtliche Stel-
lungnahmen wurden im Rahmen von Er-
richtungs- bzw. Betriebsbewilligungen
abgegeben. Genehmigungs- und Über-
prüfungsverhandlungen nach dem
Strahlenschutzgesetz wurden vorberei-
tet und die darauf gegründeten Be-
scheide weitestgehend abgefaßt.
• Zu Gewerbe- und Bauverhandlungen
für Isotopenanlagen, Strahleneinrichtun-
gen und Strahlenschutzräumen wurden
Sachverständige gestellt.
• Beim Ankauf medizinischer Strahlen-
anlagen für Gesundheitsabteilungen
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und elektromedizinischen Einrichtungen
sowie elektrotechnischen, lüftungstech-
nischen und medizingastechnischen
Anlagen und Geräten in Kranken-, Kur-
und Heilanstalten und ähnlichen Anstal-
ten.
• Bearbeitung der betrieblichen und
vorbeugenden Brandschutzmaßnahmen
für das öffentliche Gesundheitswesen.
• Im Rahmen der Ausbildung an Kran-
kenpflegeschulen und medizintechni-
schen Ausbildungszentren wurde das
Fach Sicherheitstechnik bzw. Geräte-
kunde vorgetragen.
• Das Amt wurde beim Verband für
Elektrotechnik und beim Österreichi-
schen Normungsinstitut vertreten.
• Vertretung des Amtes bei der Öster-
reichischen Gesellschaft für Biomedizi-
nische Technik.
• Je Krankenhaus wird jährlich ein Lo-
kalaugenschin der einzelnen Objekte
mit einem Rundgang vorgenommen
und die wichtigsten Geräte einer im we-
sentlichen visuellen Kontrolle unterzo-
gen und die Sicherheitseinrichtungen
der Anlagenteile einer Funktionsprüfung
unterworfen.
• Veranlassung der Wartung, Reparatu-
ren und Außerbetriebnahmen bei medi-
zinischen Geräten. Vornahme bzw. Ver-
anlassung der periodischen sicher-
heitstechnischen Überprüfung/Einzel-
prüfung der medizinischen Anlagen und
Geräte gemäß einer Gheckliste;
• Information der Anstaltsleitung, Mitar-
beiterbesprechungen;
• meßtechnische Gerätekontrolle und
Ermittlung der Unfallursache bei Unfäl-
len;
• sicherheitstechnische Beratung bei
der Anschaffung von medizinischen und
medizintechnischen Einrichtungen, An-
lagen und Geräten;
• Prüfung der medizinischen Geräte vor
der Inbetriebnahme.

wie jene aus den Immissionsmeßstellen
des KW Dürnrohr und der ÖMV-Raffine-
rie Schwechat wurden weiterhin laufend
mit EDV-Unterstützung ausgewertet,
kontrolliert und datenbankmäßig abge-
speichert.
• Die Messungen in Belastungsgebie-
ten mit besonderem Augenmerk auf die
Abgrenzung smoggefährdeter Gebiete
werden weiter geführt.
• Im Anschluß an die Neuerstellung
des NÖ Emissionskatasters wurde die
Studie „Luftsanierungskonzept" fertigge-
stellt. Mit dieser Studie wurden die
Möglichkeiten wirkungsvoller Emis-
sionsminderungsmaßnahmen über-
blicksmäßig aufgezeigt. Aufbauend auf
dieses Konzept wurde ein Detailkonzept
zur Luftsanierung für eine ausgewählte
Region in Auftrag gegeben. Dieses soll
als Muster für die anderen Sanierungs-
gebiete gelten.

Sicherheitstechnik im
Gesundheitswesen

Aufgabenbere iche

• Wahrnehmung der öffentlichen Inter-
essen auf sicherheitstechnischer Ebene
im Rahmen des gesamten Gesund-
heitswesens, insbesonders bei Pla-
nung, Errichtung und Betrieb von Kran-
kenanstalten, Heilstätten, Kur- und ähn-
lichen Einrichtungen;
• Wahrnehmung der Tätigkeit des tech-
nischen Sicherheitsbeauftragten im
Rahmen des NÖ Krankenanstaltenge-
setzes, 3. Novelle 9440-3;
• Gewährleistung der Funktion und Si-
cherheit für medizinische Behandlungs-
geräte, elektrotechnische Geräte und
Anlagen, medizinische Gasanlagen,
Desinfektions- und Sterilisationsanla-
gen und raumlufttechnische Geräte und
Anlagen im gesamten Gesundheitswe-
sen.

Schwerpunkte und Probleme 1987

• Bearbeitung der sicherheitstechni-
schen Fragen allgemeiner und überre-
gionaler Art mit anderen Bundeslän-
dern; Koordinierung der Sicherheits-
und Betriebstechnik für Krankenanstal-
ten in Niederösterreich; Information der
Betriebs- und Sicherheitstechniker der
Krankenanstalten. Zusammenfassung
von betrieblichen und sicherheitstechni-
schen Erfordernissen im Bereich der
Haus- und Medizintechnik für eine ein-
heitliche EDV-Dokumentation;
• Sachverständigentätigkeit bei baube-
hördlichen, sanitätsrechtlichen und Ar-
beitnehmerschutzverfahren sowie Kran-
kenhauseinschaukommissionen, Bau-
beiratssitzungen;
• Beratung und Begutachtung bei der
Planung bzw. Prüfung und Überwa-
chung bei der Errichtung und beim Be-
trieb von technischen, medizinischen

• Immissionsberechnungen. Durchfüh-
rung von Immissionsberechnungen zur
Beurteilung der Lärmbelastung durch
Straßen, Eisenbahnen, Flughäfen und
bestehende Betriebe bei der Neuerstel-
lung von örtlichen Raumordnungspro-
grammen und bei der Änderung von
Flächenwidmungsplänen.
- Standortwahl: Zusammenarbeit mit
der Raumordnungsabteilung und Bera-
tung bei der Standortauswahl für emit-
tierende Betriebe.
- Betriebsanlagen: Beratung von Fir-
men bei der Errichtung von Betriebsan-
lagen im verbauten Gebiet, Emissions-
minderung und Grundrißgestaltung.

Lärmzonenpläne: Erstellung von Lärm-
zonenplänen für besonders ruhebedürf-
tige und stark lärmbelastete Gebiete als
Grundlage für die Raumplanung.
- Betriebstypen: Definierung von Be-
triebstypen im Hinblick auf ihre Emissio-
nen und deren Zuordnung zu den ver-
schiedenen Nutzungsarten des Baulan-
des nach dem NÖ Raumordnungsge-
setz.
- Parteienberatung: Beratung von im-
missionsbelästigten Parteien bzw.
Nachbarn über rechtliche und techni-
sche Möglichkeiten des Immissions-
schutzes.
- Lärmkontrollmessungen: Durchfüh-
rung von Lärmkontrollmessungen an
Kraftfahrzeugen über Anforderung der
Kraftfahrbehörde.

Luftreinhaltung

Aufgabenbere iche

Reinhaltung der freien Atmosphäre
durch Bestandsaufnahme der Luftgüte,
Erfassung der Emissionsquellen, Erar-
beitung von technischen Maßnahmen
zur Luftreinhaltung und geeigneten Kon-
trollmethoden.

Schwerpunkte und Maßnahmen
1987

• Amtssachverständigentätigkeit und
Abgabe von gutächtlichen Stellungnah-
men zu Fragen der Verringerung und
Ausbreitung von Luftverunreinigungen.
Ausarbeitung und Durchführung von Im-
missionsmeßprogrammen zur Feststel-
lung der Luftqualität, Planung und Auf-
bau des NÖ Luftgütemeßnetzes.
• Das NÖ Luftgütemeßnetz wurde um
weitere 5 Meßstationen erweitert und
auf den Stand von insgesamt 20 Meß-
stationen gebracht. Der Aufbau der
automatischen Meßnetzzentrale (Smog-
alarmzentrale) wurde weitergeführt. Wei-
ters wurde mit der Vernetzung von Luft-
gütemeßstellen begonnen.
Das NÖ Windmeßnetz wurde weiter be-
trieben, wobei kein weiterer Ausbau er-
folgte.
• Die Meßdaten aus dem NÖ Luftgüte-
meßnetz und dem NÖ Windmeßnetz so-

Technische
Luftfahrtangelegenheiten

Aufgabenbere iche

Hebung der Sicherheit im gesamten Ab-
lauf der Zivilluftfahrt. Erstellung zufrie-
denstellender Rahmenbedingungen für
Zivilluftfahrt und Bevölkerung.

Schwerpunkte  1 987

Erstellung von Gutachten zur sicheren
Durchführung von Außenlandungen und
Außenabflügen sowie von zivilen Luft-
fahrtveranstaltungen: Gutachtertätigkeit
im Rahmen von Verwaltungsstrafverfah-
ren bei Verstößen gegen das Luftfahrt-
gesetz und den Luftverkehrsregeln; Mit-
wirkung bei den Hubschrauberaußen-
landeflächen bei Spitälern im Rahmen
des Notarzthubschraubereinsatzes;
Gutachter- und Beratungstätigkeit bei
der Errichtung von Hubschrauberflug-
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Plätzen; Erhebungen zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen; Mitwir-
kung bei der Erstellung von Sichtflug-
verfahren sowie Begutachtung und Be-
ratung von Standorten und Projektie-
rung von Flugplätzen; Wahrnehmung
der luftfahrtbehördlichen Aufsichtpflicht
über Zivilflugplätze, Luftverkehrsunter-
nehmungen und Luftfahrtveranstaltun-
gen; Lärmmessungsflüge - Gutachter-
und Pilotentätigkeit.

Probleme 1 987

Integrieren des Bereiches der Luftfahrt
in den Bewußtwerdungsprozeß des Um-
weltschutzes. Abwägen von Möglichkei-
ten und Initiativergreifung zur Ge-
sprächsbereitschaft, zielorientierte Dis-
kussion und Erstellung von Problemlö-
sungsprogrammen zur Beseitigung der
Umweltbelastung der Luftfahrt. Erhal-
tung bestehender und Realisierung pro-
jektierter Flugplätze.

Rechtliche und
wirtschaftliche
Angelegenheiten,
Förderungen (R/3)

Rechtlicher Umweltschutz

Schwerpunkt der legistischen Tätigkeit
der Abteilung R/3 1987 war die Ausar-
beitung des NÖ Abfallwirtschaftsgeset-
zes. Dieses Gesetz wurde am 9. Juli
1987 vom Landtag beschlossen und am
11. September 1987 im Landesgesetz-
blatt verlautbart. Gemeinsam mit den
Abteilungen 11/1 und B/9 hat die Abtei-
lung R/3 an Informationsveranstaltun-
gen über das NÖ Abfallwirtschaftsge-
setz teilgenommen.
Am 15. Juli 1987 hat die NÖ Landesre-
gierung die Verordnung über die Über-
prüfung von Feuerungsanlagen nach
dem NÖ Luftreinhaltegesetz erlassen.

Im Zuge dieser Verordnung sind derzeit
134 Anträge von Gewerbebetrieben zur
Erteilung der Überprüfungsbefugnis in
Bearbeitung.
Die weitere rechtliche Tätigkeit der
NÖ Umweltschutzanstalt bestand in der
Überprüfung von ortspolizeilichen Ver-
ordnungen betreffend den Umwelt-
schutz und Durchführungsverordnun-
gen nach dem NÖ Luftreinhaltegesetz.
Weiters wurden Bundesgesetze im Be-
reich des Umweltschutzes wie etwa das
Abfallvermeidungsgesetz, die Novelle
zur Bundesverfassung und das Umwelt-
schutzgesetz begutachtet.
Die Vollziehung des Sonderabfallgeset-
zes war auch dieses Mal im Berichts-
zeitraum wieder besonders arbeitsauf-
wendig. 13 Sammlern und 9 Beseitigern
wurde die Erlaubnis zur Ausübung der
Tätigkeit erteilt. Insgesamt wurde
37 Sammlern und 14 Beseitigern die
Bewilligung erteilt. Ferner wurden auch
zahlreiche Berufungsakten in Strafver-
fahren nach dem Sonderabfallgesetz
bearbeitet. 1987 waren ca. 5.000 Be-
gleitscheine zu verarbeiten. In der EDV
werden die Daten von 2.670 deklarier-
ten Sonderabfallerzeugern erfaßt und
ausgewertet.

Landesgesellschaften, Anstalten
und Institutionen

Wie in den vergangenen Jahren wurde
auch 1987 die NÖ Umweltschutzanstalt
und die Akademie für Umwelt und Ener-
gie in rechtlicher, wirtschaftlicher und
organisatorischer Hinsicht beraten.
Vertreter der Abteilung R/3 sind im Ver-
ein „Arbeitsgemeinschaft zur Führung
des NÖ Institutes für Allgemeinmedizin
in Brunn a. d. Wild“, im Beirat des Verei-
nes „NÖ-Wien, gemeinsame Erholungs-
räume“ und im Kuratorium der „Be-
triebsgesellschaft Marchfeldkanal“ tätig.
Im Zuge der Zusammenarbeit zwischen
den Ländern Niederösterreich und Wien
auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft

wurde der Abfallwirtschaftsverbund Ost
Planungsgesellschaft m. b. H. gegrün-
det. Die Verwaltung der NÖ Geschäfts-
anteile dieser Gesellschaft erfolgt durch
die Abteilung R/3.

Förderungen

In Niederösterreich wird seit 1978 die
„Zinsenzuschußaktion für Umwelt-
schutzanlagen" durchgeführt. Zweck
dieser Aktion ist die finanzielle Unter-
stützung von Betrieben der gewerbli-
chen Wirtschaft in Niederösterreich bei
der Durchführung von Investitionen zur
Vermeidung von Luft- und Wasserverun-
reinigungen, von Geruchs-, Staub-,
Rauch- und Lärmbelästigungen sowie
zur Beseitigung von Sonderabfällen.
Durch Änderung der Richtlinien in den
Jahren 1985 und 1986 wurde die „För-
derungsaktion des Landes NÖ für Um-
weltschutzanlagen“ auch auf die Berei-
che Rohstoffrückgewinnung aus Son-
derabfall oder sonstigem Abfall, Ener-
gieeinsparung und Ersatz fossiler Ener-
gieträger in Verbindung mit Umwelt-
schutzmaßnahmen auf umweltbedingte
Betriebsverlagerungen sowie auf um-
weltfreundliche Heizungsanlagen bei
landwirtschaftlichen Gärtnereibetrieben
ausgeweitet. Von Jänner bis Dezember
1987 wurden 93 neue Förderungsan-
träge aus der gewerblichen Wirtschaft
eingebracht. Für die von den Firmen zur
Realisierung dieser Vorhaben aufzuneh-
menden Darlehen von geschätzten
300 Mio. Schilling werden in den näch-
sten Jahren voraussichtlich Ausgaben
für Zinsenzuschüsse von 1 % p. a. bis
6 % p. a. oder entsprechende einmalige
kapitalisierte, abgezinste Investitionszu-
schüsse erwachsen.
Die Förderung erfolgt in Koordination
mit dem Umweltfonds beim Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Jugend und Fami-
lie oder anderen Förderungseinrichtun-
gen des Bundes.
Auf Grund der geänderten Situation
beim Umweltfonds beim Bundesmini-
sterium für Umwelt, Jugend und Familie
können im Rahmen der Förderungsak-
tion des Landes NÖ für Umweltschutz-
anlagen ca. 80 Anträge mit einem ge-
schätzten Gesamtinvestitionsrahmen
von ca. 650 Mio. Schilling vorerst nicht
erledigt werden.
1987 wurden daher lediglich 27 Anträge
mit Zinsenzuschüssen und einmaligen
Investitionszuschüssen bewilligt. Damit
wurden umweltrelevante Investitionen in
der Gesamthöhe von ca. 180 Mio. Schil-
ling gefördert.
Weiters verwaltet die Abteilung R/3 För-
derungsmittel, die an Gemeinden für die
Durchführung kommunaler Bauprojekte
bzw. für zentralörtliche Einrichtungen
vergeben werden können. Durch diese
Förderungsmaßnahmen wird zahlrei-
chen Gemeinden bei der Verwirklichung
von oft mehrjährigen Bauvorhaben wert-

Großes Echo fand
der Wettbewerb für
den 1. NÖ Umwelt-
preis:  aus 120 Ein-
reichungen wurden
20 Projekte prä-
miiert.
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lien" hervorzuheben, wodurch struktur-
und familienpolitische Zielsetzungen er-
füllt werden sollen. Bei dieser Aktion
werden durch das Land Baugründe in fi-
nanzschwachen und von Abwanderung
bedrohten Gemeinden angekauft, wel-
che jungen Familien zur Errichtung von
Wohnhäusern im Baurecht, d. h. gegen
Entrichtung eines Bauzinses zur Verfü-
gung gestellt werden. 1987 wurden mit
24 Familien in 8 politischen Bezirken
Baurechtsverträge abgeschlossen. Dar-
über hinaus wurden 33 Grundstücke in
den verschiedenen Teilen des Landes
neu angekauft, um in der Folge mit den
in Frage kommenden Jungfamilien Bau-
rechtsvereinbarungen im Sinne der Ak-
tion „Billige Baugründe für NÖ junge Fa-
milien“ zu treffen.
Außerdem wurde auch an der Erweite-
rung der Aktion gearbeitet. In Zukunft
sollen im Rahmen dieser Aktion auch
Grundstücke mit erhaltungswürdigen
Wohnhäusern in den bisherigen Ge-
meinden und in solchen, wo bereits
Dorferneuerungsverfahren eingeleitet
oder abgeschlossen wurden, sowie in
Gemeinden, bei denen ein öffentliches
Interesse vorliegt, angekauft werden.

Grund und Boden gehören zu den weni-
gen nichtvermehrbaren Gütern und häu-
fig ist der Bedarf an Grundflächen für öf-
fentliche Einrichtungen oder für kultur-
und wirtschaftspolitische Aufgaben ge-
rade dort gegeben, wo Gründe ohne-
dies knapp und teuer sind. Den Ge-
bietskörperschaften kommt hiebei eine
vorausplanende und oft auch richtwert-
gebende Funktion zu, ohne dabei direk-
ten Einfluß auf den Grundverkehr zu
nehmen. Die Abteilung R/3 verwaltet
ca. 191 landeseigene Grundstücke in
21 Gemeinden, wobei lokale Bespre-
chungen und die Erarbeitung von Ver-
trägen zur Begründung von dinglichen
und obligatorischen Rechten zu den we-
sentlichen Aufgaben gehören. Als ein-
zelne Beispiele werden die Verhandlun-
gen für die landeseigenen Grundstücke
in Ennsdorf, Korneuburg, Leobendorf,
Haidershofen, Hainfeld, Bad Schönau
und St. Pölten herausgegriffen.
Die verwalteten Grundstücke werden,
soweit dies zweckmäßig erscheint, kurz-
fristig verpachtet, um bei Bedarf für ihre
vorgesehene Verwendung als Betriebs-
grund, Baugrund usw. zur Verfügung zu
stehen. ■

volle Hilfestellung geleistet. Neben der
Verbesserung der örtlichen Infrastruktur
ist davon zweifellos auch eine Belebung
der Wirtschaft und des Fremdenver-
kehrs zu erwarten, was insbesondere in
Gemeinden, die von Abwanderung be-
droht sind, von enormer Bedeutung ist.
1987 haben aus diesem Titel 224 Ge-
meinden nichtrückzahlbare Beihilfen in
der Höhe von zusammen ca. 39 Mio.
Schilling erhalten.
In 66 Gemeinden wurden Aktivitäten
und Aktionen, die sich aus deren zen-
tralörtlicher Funktion ergeben, in der
Höhe von insgesamt ca. 7,3 Mio. Schil-
ling gefördert.

Grunderwerb

Im Tätigkeitsbereich Grunderwerb ist
schwergewichtsmäßig der Ankauf von
Grundstücken im Rahmen der Aktion
„Billige Baugründe für NÖ junge Fami-
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Auszeichnungen und Ehrungen (I/AV)

An 20 Personen, die die Rettung nicht
unter Einsatz des eigenen Lebens
durchgeführt haben, wurden Dank- und
Anerkennungsschreiben übermittelt.
16 Lebensrettern wurden Ehrengaben
von insgesamt 52.000 Schilling zuer-
kannt.
1987 wurden 5.304 NÖ Jugendsportab-
zeichen verliehen. Das Ehrenzeichen für
vieljährige verdienstvolle Tätigkeit auf
dem Gebiete des Feuerwehr- und Ret-
tungswesens wurde im Jahre 1987 an
2.831 Personen verliehen und zwar:

EhrungenAuszeichnungen

1987 wurden verliehen:

132 Ehrenzeichen für Verdienste um die Repu-
blik Österreich

447 Ehrenzeichen für Verdienste um das Bun-
desland Niederösterreich

112 Sportehrenzeichen

Anläßlich der Feier von Festtagen wur-
den 1987 3.267 Ehepaare bzw. Perso-
nen geehrt. Es handelte sich hiebei um
folgende Jubiläen:

Goldene Hochzeiten 1.360
Diamantene Hochzeiten 180
Eiserne Hochzeiten 37
Steinerne Hochzeiten 10

90. Geburtstage 1.400
95. Geburtstage 223

100. Geburtstage 26
101. Geburtstage 16
102. Geburtstage 8
103. Geburtstage 4
104. Geburtstage 2
105. Geburtstag 1

Im gleichen Zeitraum wurden durch den
Herrn Bundespräsidenten 73 Berufstitel
verliehen und die entsprechenden Ver-
leihungsdekrete ausgefolgt.
Für die Rettung von Menschen aus Le-
bensgefahr unter Einsatz des eigenen
Lebens wurden 9 Rettungsmedaillen
verliehen.

Ehrenzeichen für 25jährige Tätigkeit 1.569
Ehrenzeichen für 40jährige Tätigkeit 1.139
Ehrenzeichen für 50jährige Tätigkeit 190

Insgesamt 2.898

Kindeseltern, denen Drillinge bzw. das
zehnte, elfte usw. Kind geboren wurde,
haben Ehrengaben in der Höhe von
16.000 Schilling erhalten. ■

Feuerwehren, Katastrophendienst, Zivile Landesverteidigung (VI/9)

auch finanzschwache Gemeinden die
vorgeschriebene Mindestausrüstung
der Freiwilligen Feuerwehren leichter er-
füllen.
• Ankauf von Feuerwehrfahrzeugen.
Dieser wurde durch die von der Abtei-
lung zu verwaltenden Geldmittel (Feuer-
schutzsteuer) auch 1987 gefördert. Aus
Mitteln der Feuerschutzsteuer war es
möglich, 30 Tanklöschfahrzeuge, 43
Kleinlöschfahrzeuge, 6 Rüstlöschfahr-
zeuge, 2 Löschfahrzeuge mit Bergausrü-
stung, 1 Kommandofahrzeug und 1 Ver-
sorgungsfahrzeug zu fördern. Für die
Drehleiter der Freiwilligen Feuerwehr
St. Pölten-Stadt wurde die 4. und letzte
Rate ausbezahlt, für die Drehleiter der
Freiwilligen Feuerwehr Klosterneuburg-
Stadt wurde die 1. und 2. Rate ausbe-
zahlt. Aus den Mitteln des Katastro-
phenfonds wurden 4 Fahrzeuge für die
Ölwehr-Donau, 2 Einsatzfahrzeuge „Ge-
fährliche Stoffe" und zwei Wechsellade-
aufbauten „Gefährliche Stoffe" bestellt.
Dafür werden aus den Mitteln des Kata-
strophenfonds 14,908.157,30 bereitge-
stellt. Weiters wurden aus Katastro-
phenfondsmitteln 15 Schwere Rüstfahr-
zeuge, 18 Kleinrüstfahrzeuge und ein
Tauchdienstfahrzeug beschafft und in
Dienst gestellt.

17. März über den Kostenbeitrag für die
feuerpolizeiliche Beschau (LGBI. Nr.
4400/9) wirksam geworden. Am 1. Juli
1987 ist die Richtlinie für die Durchfüh-
rung der feuerpolizeilichen Beschau
(diese Richtlinie wurde einem externen
Begutachtungsverfahren unterzogen) an
alle Bezirksverwaltungsbehörden und
Gemeinden versandt worden.
• Tarifordnung des NÖ Landesfeuer-
wehrverbandes. Die Tarifordnung des
NÖ Landesfeuerwehrverbandes, welche
unter ZI. VI/9-F-365/2-82 vom Amt der
NÖ Landesregierung am 18. Jänner
1982 genehmigt wurde, wurde über-
sichtlicher gestaltet. Die Tarife wurden
gegenüber der letzten Tarifordnung
nach dem Kostenindex angehoben, wo-
bei bei einigen Positionen die Erhöhung
geringfügiger, bei einigen etwas höher
ausgefallen ist. Die Tarifordnung wurde
von der NÖ Landesregierung am
23. Juni 1987 genehmigt und trat mit
1. Juli 1987 in Kraft.
• Förderung von Feuerwehrfahrzeu-
gen. Am 14. Juli 1987 hat die NÖ Lan-
desregierung eine neue Richtlinie be-
treffend die Förderung von Feuerwehr-
fahrzeugen und Geräten beschlossen.
Im Gegensatz zu den bisherigen Förde-
rungsrichtlinien wird nun die Förde-
rungshöhe entsprechend der Finanz-
kraft der Gemeinden festgesetzt, wobei
Gemeinden mit Strukturhilfe höhere För-
derungssätze als solche ohne Struktur-
hilfe in Anspruch nehmen können.
Durch diese Differenzierung können

Schwerpunkte 1987

Rechtliche Angelegenheiten der
Feuerpolizei und
Feuerwehrangelegenheiten

In Vollziehung des NÖ Feuer-, Gefah-
renpolizei- und Feuerwehrgesetzes,
LGBI. Nr. 4400-0, wurden neben den an-
fallenden Verordnungsprüfungen, der
Behandlung von Vorstellungen und den
Entscheidungen über die Berufung ge-
gen Straferkenntnisse folgende Schwer-
punkte gesetzt:
• Feuerpolizeiliche Beschau. Mit Ende
Mai 1986 wurde eine Änderung des
NÖ FGG hinsichtlich der feuerpolizeili-
chen Beschau wirksam. Das Gesetz
sieht nunmehr vor, daß die feuerpolizei-
liche Beschau für Wohnhäuser bis zur
Bauklasse IV grundsätzlich vom zustän-
digen Rauchfangkehrermeister allein
durchzuführen ist (§ 20 Abs. 1
NÖ FGG). Weiters sieht das Gesetz vor,
daß der Eigentümer, Mieter oder son-
stige Nutzungsberechtigte für jede
durchgeführte feuerpolizeiliche Beschau
einen Kostenbeitrag zu leisten hat. Der
Kostenbeitrag fließt der Gemeinde zu.
Er ist in unterschiedlicher Höhe für
Wohn- und Betriebseinheiten und für
eine Beschau durch den Rauchfangkeh-
rermeister bzw. durch die Gemeinde
durch Verordnung der Landesregierung
festzulegen. Am 8. April 1987 ist die Ver-
ordnung der NÖ Landesregierung vom
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in eine neue Phase getreten. Das Bun-
desgesetz vom 10. Juli 1986, BGBl. 396,
sieht vor, daß die am 31. Mai 1986 nutz-
bringend veranlagten Mittel des Kata-
strophenfonds und die sich jährlich bil-
denden Reserven einschließlich der an-
fallenden Nettozinsen auch zur Finan-
zierung des Warn- und Alarmsystems
zu verwenden sind, und zwar in der
Höhe von maximal 50 Mio. Schilling
jährlich ab 1. Jänner 1987. Vorausst-
zung hiefür ist der Abschluß einer Ver-
einbarung gemäß Art. 15a B-VG zwi-
schen dem Bund und den Ländern.

Feuerwehr zu Verfügung gestellt. Im
Ausbildungsbereich wurde weiters ver-
stärkt getrachtet, moderne Unterrichts-
mittel wie Videoanlagen einzusetzen.
Durch den Ausbau der NÖ Landes-Feu-
erwehrschule kann derzeit nur ein Teil
des Internates belegt werden, ab Jah-
reswechsel muß das Internat zur Gänze
geräumt werden. Als Ersatzunterkunft
konnte für die Zeit des Umbaues das
Kolpingheim St. Pölten gefunden wer-
den, wo eine Ausbildung der Feuer-
wehrleute zumindest in weniger geräte-
aufwendigen Lehrgängen möglich ist.
Die Betriebsfeuerwehr der NÖ Landes-
Feuerwehrschule wurde zur Unterstüt-
zung der örtlichen Feuerwehren im
Raume Tulln zu Brand- und technischen
Einsätzen sowie zur Menschenrettung
und Bergung herangezogen. Dies war
insbesondere bei Einsätzen der Fall, bei
denen die erforderlichen Geräte und
das entsprechend ausgebildete Perso-
nal bei den örtlichen Feuerwehren nicht
vorhanden waren.
Die Aufsicht über die Verwaltung der
NÖ Landes-Feuerwehrschule wurde
durch regelmäßige Verwaltungsbespre-
chungen wahrgenommen, wobei die
durchzuführenden Aufgaben laufend
kontrolliert wurden.

Katastrophenhilfsdienst

• Alarmplan für Eisstöße. Für das sehr
häufig auftretende Eisstoßgeschehen
an der Thaya wurde ein überörtlicher
Alarmplan ausgearbeitet und am 10. Fe-
bruar 1987 den Bezirkshauptmann-
schaften Horn und Waidhofen/Thaya
sowie den betroffenen Gemeinden und
den sonst in Frage kommenden Ein-
satzkräften zur Verfügung gestellt.
• Einrichtung eines Katastrophensta-
bes. In Zusammenarbeit mit dem
NÖ Militärkommando St. Pölten wurde
ein Katastrophenstab eingerichtet, der
den Behörden für die Koordination der
im Rahmen von Assistenzleistungen
eingesetzten Einheiten des österreichi-
schen Bundesheeres dient. Mit Vor-
schrift vom 18. September 1987, Zahl
VI/9-K-2036/86-87, wurde die Assistenz-
leistung des österreichischen Bundes-
heers gemäß § 2 Abs. 1 lit. c des Wehr-
gesetzes 1978 neu gefaßt.
• Katastrophenfondsmittel. An Kata-
strophenfondsmittel, die vom Bund dem
Land Niederösterreich zugeteilt wurden,
wurde ein Betrag von 28,678.628 Schil-
ling zur Ausstattung der Feuerwehren
mit technischen Geräten überwiesen.
• Katastrophenfonds. Nach dem Kata-
strophenfondsgesetz steht dem Land
NÖ nach § 3 Abs. 2 Z. 1 im Jahre 1987
ein Betrag von ca. 28 Mio. Schilling zur
Verfügung.

Verwaltung und Zivilschule

Die jährlichen Verwaltungskosten betra-
gen 200.000 Schilling (Heizung, Ener-
gie, Reparatur, Lehrmittel usw.).
Die Ausbildung für Zivildiener und An-
gehörige des NÖ-ZSV wurde auch im
heurigen Jahr weitergeführt. Insgesamt
wurden in der Zivilschule vom NÖ-ZSV
an 108 Tagen 17 Kurse mit insgesamt
425 Teilnehmern abgehalten.

Überwachung, Schutz und
Sicherung der Umwelt
hinsichtlich radioaktiver
Verunreinigung

Das Strahlenfrühwarnsystem des Bun-
desministeriums für Gesundheit und
Umweltschutz wird von diesem weiter
ausgebaut.
Die Entschädigungen anläßlich der
Reaktorkatastrophe in Tschernobyl wur-
den für Geschädigte der Fleisch- und
Milchproduktion im Rahmen bestehen-
der Verordnungen bzw. Richtlinien des
Bundesministeriums für Finanzen wie
folgt weiterbehandelt.

Angelegenheiten der Zivilen
Landesverteidigung

• Zivilschutzverband. Die Strahlen-
schutzwerterhebung durch den NÖ-ZSV
wird in den Bezirken Gmünd, Holla-
brunn, Horn, Waidhofen/Thaya, Zwettl,
Mistelbach, Bruck/Leitha und in der
Stadt Baden weitergeführt. Die Tätigkeit
des NÖ Zivilschutzverbandes wurde
1987 mit 2,5 Mio. Schilling gefördert.
Die widmungsgemäße Überprüfung
durch die Abteilung und die NÖ Lan-
desbuchhaltung, Abt. 1, wurde - wie all-
jährlich - einvernehmlich durchgeführt.
• Pilotprojekt. Als Folge der Zivil-
schutzenquete am 30. Jänner 1985 führt
das Bundesministerium für Inneres ein
Pilotprojekt durch. Fortlaufend werden
in den Gemeinden Österreichs Selbst-
schutzzentren eröffnet, deren Aufgabe
es ist, der örtlichen Bevölkerung den
Selbstschutzgedanken durch laufende
Aktivitäten und Kursangebote nahezu-
bringen. Die Bevölkerung soll in die
Lage versetzt werden, bei Unglücksfäl-
len und Katastrophenereignissen die
Isolationsphase aus eigener Kraft mög-
lichst ohne Schaden zu überstehen. In
Niederösterreich zählen zu diesem Pi-
lotprojekt derzeit 13 Gemeinden (Ba-
den, Bad Großpertholz, Gaming, Geras-
dorf bei Wien, Klosterneuburg, Leo-
poldsdorf im Marchfelde, Poysdorf,
Schönberg/Kamp, Schwarzenau,
Schwechat, St. Pölten, Weiden/March
und Weikersdorf im Steinfelde).
• Warn- und Alarmdienst. Der Ausbau
des Warn- und Alarmdienstes in NÖ ist

Verwaltung der
NÖ Landes-Feuerwehrschule

1987 wurde die Planung für den Aus-
und Umbau der NÖ Landes-Feuerwehr-
schule abgeschlossen und mit den
Bauarbeiten begonnen. Derzeit ist der
Rohbau fertiggestellt.
Der Ausbau der NÖ Landes-Feuerwehr-
schule umfaßt drei Bauabschnitte, wo-
bei zwei bestehende Gebäudeteile auf-
gestockt werden und das bestehende
Internat modernisiert wird. Die aufge-
stockten Gebäudeteile umfassen einer-
seits einen für die Ausbildung der
NÖ Feuerwehrleute dringend benötig-
ten modernen Lehrsaal, in dem mo-
derne technische Unterrichtsmittel ein-
gesetzt werden können, andererseits
neue Internatszimmer, um eine Auflok-
kerung der Belegungsdichte zu errei-
chen. Die neuen Internatszimmer und
die umzubauenden bestehenden Inter-
natsräume werden als Zweibettzimmer
ausgeführt, überdies erhalten je zwei
Zimmer eine gemeinsame Naßgruppe
mit WC und Dusche.
Der Lehrgangsbetrieb der NÖ Landes-
Feuerwehrschule wurde nach den von
der NÖ Landesregierung genehmigten
Lehrplänen abgewickelt. Für den Ausbil-
dungsbetrieb und auch für Einsätze
wurde ein Schweres Rüstfahrzeug an-
geschafft. Das vorhandene alte Rüst-
fahrzeug wurde einer NÖ Freiwilligen

Wild S 139.881 -
Schaffleisch-Verbot 8 1,147.685,-
Schweine-Ersatzfutter
(Molke-Magermilch) S 949.304,48
Fleisch-Vernichtung S 859.799,08
Babymilch S 323.027,12
Rinder-Rückweisung S 27.637,50
Strahlenmeßgeräte S 194.400,-
Schweine-Schlachtverbot S 112.335,-
Österr. Molkereiverband S 4,222.313,75

S 7,976.382,93

1987 wurden für 10 Bezirkshauptmann-
schaften neue Strahlenspürgeräte im
Wert von 850.000 Schilling angeschafft.
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Landeswarnzentrale

Am 23. Jänner 1987 wurde ein Informa-
tionsaustausch mit den Rufbereit-
schaftsbeamten der Landeswarnzen-
trale durchgeführt.
Für diese Fahne im Monat März 1987
wurden alle Rufberei tschaftsbeamten in
drei Etappen an der Zivi lschutzschule in
Horn für ihren Dienst geschul t .

Subventionsmittel für Freiwillige
Feuerwehren

Die auf Grund eines Auftrages des
Rechnungshofes vom 9. Dezember
1975 begonnenen s t ichprobeweisen
Überprüfungen der Freiwil l igen Feuer-
wehren hinsicht l ich der w idmungsge-
mäßen Verwendung der Mittel zur För-
derung von Fahrzeugen und Geräten
wurden weiter durchgeführt .

Probleme 1987

Auf Grund der novell ierten Mindestaus-
rüstungsverordnung wurden die NÖ
Gemeinden  neu in Klassen und Grup-
pen eingeteilt und bei allen NÖ Gemein-
den eine Neuerhebung des Fahrzeug-
und Gerätestandes durchgeführt .  Auf
Grund dieser Unter lagen wird derzeit
eine Gerätestatist ik mit Hilfe der Klein-
EDV-Anlage geschaffen, weiters wird
der Fehlbestand an Feuerwehrfahrzeu-
gen bei den NÖ Gemeinden  neu ermit-
telt werden.
Im Bere ich der Zivi len Landesverteidi-
gung macht sich das Fehlen gesetzl i-
cher Aufträge immer mehr bemerkbar .
Ein wei teres langjähr iges Prob lem wird
die f lächendeckende Einr ichtung von
Gemeindeselbstschutzinformat ionszen-
tren sein.
Während der Ereignisse um Tscherno-
byl hat sich die räuml ich Beengthei t  der
Landeswarnzentrale nachtei l ig bemerk-
bar gemacht .  Die Landeswarnzentrale
ist außerdem nicht geschützt.
Die Ereignisse um Tschernobyl  haben
deut l ich aufgezeigt, daß Kommunika-
t ionsprob leme für die Behörden  beste-
hen.
Das System der funkferngesteuerten Si-
renen in Niederösterreich wird als not-
wendig erachtet. Die Vereinbarung ge-
mäß Art. 15a B-VG der Länder mit dem
Bund ist abgesch lossen und wird in
nächster  Zeit w i rksam werden.  Die fi-
nanziel len Mittel des Bundes konnten
1987 nicht überwiesen werden.

Ziele 1988

Im Bere ich der technischen Mindest -
ausrüstung der Freiwi l l ingen Feuerweh-
ren wird den Geme inden  der Fehlbe-
stand an Feuerwehrfahrzeugen be-
kanntgegeben werden;  dies wird insbe-
sondere  für die Finanzplanung in den
kommenden  Jahren im Rahmen der
Förderung der Freiwil l igen Feuerwehren
von Bedeutung sein.
Der Ausbau der NÖ Landes-Feuerwehr-
schule soll bis Ende 1988, längstens
bis Frühjahr 1989 abgesch lossen  wer-
den. Im Bere ich der Lehrtätigkeit der
Feuerwehrschule soll in der LFS vor al-
lem die höher qualifizierte Spezialaus-
b i ldung durchgeführt  werden,  die Brei-
tenausbi ldung muß weiter verstärkt auf
Bezirksebene von den Freiwil l igen Feu-
erwehren selbst durchgeführt  werden.
Für die Ausb i ldung wird es erforderl ich
sein, auch das Personal  weiterhin lau-
fend nachzuschulen und zu speziel len
Ausbi ldungskursen für Vort ragende zu
entsenden.
Ein Gesamtkonzept  für das Warn- und
Alarmsystem in NÖ ist berei ts erstellt.
Vorerst ist aber das Wirksamwerden
der Vereinbarung (Art. 15a B-VG) abzu-
warten.
Auf Grund der Ergebnisse des Pi lotpro-
jektes des Bundesmin is ter iums für In-
neres ist festzulegen, auf welche Weise
die Gemeindeselbstschutzinformat ions-
zentren auf breiter Basis weiterzuführen
sind. ■

3

Schutzraumförderung

In der Gemeinde Fal lbach im nörd l ichen
Weinviertel wird das Pi lotprojekt „gene-
relle Schutzraumplanung“ weiter ver-
folgt. Die damit verbundene Schutz-
raumwerterhebung steht vor dem Ab-
schluß.
1987 wurden insgesamt  28 Schutzraum-
projekte in der Höhe von 304.875 Schil-
ling gefördert.

Kultus- und Stiftungsangelegenheiten (II/4)

Statistik 1987Schwerpunkte 1987

Stiftungshausverwaltung

• Endverhandlungen gemäß § 18 MRG
beim Magistrat der Stadt Wien für
2 Wohnhäuser abgesch lossen.  Endab-
rechnung mit den ausführenden Firmen.
• Renovierungsarbeiten an 6 Stif tungs-
häusern aus e igenen Mit teln um 9 Mio.
Schill ing durchgeführt.
• Der Schwerpunkt  des kommenden
Jahres liegt auf der prakt ischen Durch-
führung der Sockelsanierung eines
denkmalgeschützten St i f tungshauses
mit einem Aufwandsumfang von 40 Mio.
Schill ing Förderungsmit te ln aus dem
Althaussanierungsfonds und dem An-
trag auf Sockelsanierung für zwei wei-
tere Stiftungshäuser.
• Eintreibung von Mietz insrückständen
bei 19 Fällen mittels Gericht.
• Steuerleistungen für die Hausvermie-
tungen bzw. Steuerbefreiungen für Stif-
tungen.

Stiftungsleistungen

Die Sti f tungsleistungen wurden mit Vor-
schrift vom 30. September  1987 be-
kanntgemacht  und bestehen aus ver-
sch iedenen St ipendien,  Kuraufenthalten
und Beihilfen, welche bei Zutreffen der
Voraussetzungen nach den Stiftbriefen
dem bedachten Personenkreis zu Gute
kommen .  Die Einzel leistungen sind aus
der Statistik ersicht l ich. Bei fast allen
Sti f tungen ist nunmehr  die Anpassung
der Stiftsbriefe an die Best immungen
des Bundes-  bzw. NÖ Landes-Stif-
tungs- und Fondsgesetz  durchzuführen,
wobei die heut igen gesel lschaft l ichen
Verhältnisse zu berücksicht igen sind.

40 Objekte mit Einheitswerten von 50 Millionen
Schilling

900 Mieter
22 Hausbesorger angestellt
26 Mietverträge abgeschlossen
27 Mietverträge wertgesichert

Umsatz: 27,7 Mio. Schilling

180 Steuererklärungen erstellt
121 Versicherungsfälle mit Schadensumme von

735.000 Schilling erledigt

Stiftungsleistungen

720 Stipendien S 1,545.000,-
496 einmalige Beihilfen S 1,532.000,-
14 Pflegebeiträge S 123.648,-
4 Freiplätze S 54.250,-

Gesamtsumme S 3,254.898,-
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Personenstandsangelegenheiten, Matrikenwesen (II/6)

Ziele 1988Schwerpunkte 1987 Ausbildungskurs für Standesbeamte 1
Weiterbildungskurs für Standesbeamte
und Staatsbürgerschaftevidenzführer ;
Vorträge bei sonstigen Kursen oder Ta-
gungen 8
Überprüfungen von Standesämtern 98
Altmatrikenkontrollen bei den Bezirks-
verwaltungsbehörden 24
Kontrollen und Beratungen bei Haus-
halten der Standesamtsverbände 7
Erhebungen wegen der Unterbringung
der standesamtlichen Sammelakte und
der Rekonstruktion von Personen-
standsbüchern 18
Namensänderungsverfahren mit
positiver Erledigung 83
Telefonische Rechtsauskünfte 1,110
Prüfung von 25 Staatsbürgerschaftsevidenzführern

• Optimale Bewältigung der Aufgaben
der Abteilung wie 1987;
• Gründliche Ausbildung der Standes-
beamten;
• Gesetzmäßige und bürgernahe Füh-
rung der Standesämter.

• Durchführung von Namensände-
rungsverfahren;
• Rechtsauskünfte, insbesondere über
ausländische Rechte;
• Aus- und Weiterbildung von Standes-
beamten;
• Kontrolle der Standesämter und der
Bezirksverwaltungsbehörden ;
• Beratung der Standesamtsverbände
in Haushaltsfragen.

Statistik 1987

Polizeiangelegenheiten (1/2)

Schwerpunkte 1987

Berufungen

Entscheidungen über Berufungen ge-
gen Straferkenntnisse in Angelegenhei-
ten des Glücksspielgesetzes, des
NÖ Polizeistrafgesetzes, des NÖ Ju-
gendgesetzes, des NÖ Tierschutzgeset-
zes, des Maß- und Eichgesetzes, des
Bundesstatistikgesetzes, des Vermes-
sungsgesetzes, des Ziviltechnikergeset-
zes, des Ausländerbeschäftigungsge-
setzes usw.

nen und Vermögenswerten über Ersu-
chen von ausländischen Vertretungsbe-
hörden. Bewilligungen von Sammlun-
gen. Stellungnahmen zu Vereinsstatu-
ten. Schriftverkehr mit den Bezirks-
hauptmannschaften und dem Bundes-
ministerium für Inneres betreffend die
Instandhaltung und Verbesserung von
Grenzmarkierungen.
Am 5. August 1987 ist die Verordnung
über das Schlachten und Töten von Tie-
ren, LGBI. 4610/1, in Kraft getreten, die
auf Grund des §8, Abs. 1 Z. 1 des
NÖ Tierschutzgesetzes 1985 erlassen
wurde. In dieser Verordnung werden
bestimmte Schlachtmethoden verboten,
zugelassen oder vorgeschrieben,
außerdem enthält sie Bestimmungen
über die Behandlung der Tiere unmittel-
bar vor und bei der Schlachtung.

chen Problemen der Entwurf einer Ver-
ordnung über den Transport von Tieren
vorbereitet.
• Novellierung des NÖ Prostitutionsge-
setzes;
• Novellierung des Gesetzes über die
Tätigkeit der Totalisateure und Buchma-
cher (Dezentralisierungskonzept der
NÖ Landesregierung vom 14. Juli 1987);
• Novellierung des NÖ Sammlungsge-
setzes (Dezentralisierungskonzept der
NÖ Landesregierung vom 14. Juli 1987).

Statistik 1987

Ausschüsse

Mitarbeit als Vertreter des Bundeslan-
des Niederösterreich in den Arbeitskrei-
sen und Projektgruppen des Arbeits-
ausschusses „W“ (Wirtschaftliche Lan-
desverteidigung), des Bundesversor-
gungssicherungsausschusses und Lan-
desversorgungssicherungsausschus-
ses und bei Veranstaltungen des Ar-
beitsausschusses „G“ (Geistige Lan-
desverteidigung).

Sonstige Tätigkeiten

Bestellung der Bezirkskommission zur
Auswahl der für das Geschworenen-
und Schöffenamt besonders geeigne-
ten Personen und Bestellung von Ver-
trauenspersonen bei den Gerichtshöfen
I. Instanz, Vorschlag von Personen für
die Strafvollzugskommission. Bewilli-
gungen von Tombolaspielen, Erteilung
von Buchmacherbewilligungen. Veran-
lassung der Ausforschung von Perso-

Strafakte (Berufungsentscheidungen) 135
Tombolaveranstaltungen 4
Sammlungsbewilligungen 25
Buchmacherbewilligungen 12
Vereinsstatuten (Anfragen der
Sicherheitsdirektion für das Bundesland
Niederösterreich) 381
Gegenschriften bei Verwaltungs-
gerichtshofbeschwerden 5
Gegenschriften bei Verfassungs-
gerichtshofbeschwerden

Ziele 1988

• Rasche Entscheidung über Berufun-
gen, um den Unterbehörden eine mög-
lichst sichere Grundlage für die Ent-
scheidung in I. Instanz zu geben;
• rasche und zuvorkommende Abwick-
lung des Parteienverkehrs;
• Verminderung bzw. Erleichterung der
Arbeit durch sorgfältig ausgearbeitete
interne Formulare;
• rascher und möglichst unbürokrati-
scher Vollzug der anzuwendenden Ge-
setze unter strenger Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit.
• Gegenwärtig wird in der Abteilung
nach Klärung von in diesem Zusammen-
hang aufgetretenen verfassungsrechtli-

■
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Staatsbürgerschaft, Wahlen, Wählerevidenz, Kriegsgräber (1/3)

• Zuweisung von Budgetmitteln zur
Pflege und Instandsetzung dieser
Kriegsgräberanlagen:

Aus Bundesmitteln 8 970.000,—
Aus NÖ Kriegsgräberspendenfonds 8 131.000,—

Wählerevidenz. 52 Anträge im Gesamt-
betrag von 408.115,63 Schilling wurden
erledigt und angewiesen, 1 Antrag ist
noch in Bearbeitung.
• Von den 204 das Jahr 1985 betreffen-
den Kostenersatzanträgen für die Füh-
rung der (Bundes-) Wählerevidenz
konnten 200 Anträge im Gesamtbetrag
von 2,247.693,92 Schilling bescheidmä-
ßig erledigt und angewiesen werden.
4 Kostenersatzanträge sind noch in Be-
arbeitung.
• Für das Jahr 1986 stellten 352 Ge-
meinden Niederösterreichs Kostener-
satzanträge für die Führung der (Bun-
des-) Wählerevidenz, wobei ein Antrag
zurückgezogen und ein Antrag aus dem
Grund abgewiesen wurde, weil er nicht
innerhalb der gemäß § 12, Abs. 3, Wäh-
lerevidenzgesetz 1973 geforderten Frist
eingebracht worden ist. 350 Kostener-
satzanträge sind noch in Bearbeitung.
• Von den 424 für die Durchführung der
Bundespräsidentenwahl ordnungsge-
mäß gestellten Anträge auf Kostener-
satz wurden 424 Anträge im Gesamtbe-
trag von 4,516.503,02 Schilling angewie-
sen.
• 455 Gemeinden Niederösterreichs
stellten Anträge auf Kostenersatz für die
Durchführung der Nationalratswahl, wo-
bei 13 als verspätet eingebracht abge-
wiesen wurden. 439 Kostenersatzan-
träge im Betrag von 2,803.445,60 Schil-
ling wurden bescheidmäßig erledigt
und angewiesen. 3 Kostenersatzanträge
sind noch in Bearbeitung.
• 468 Gemeinden Niederösterreichs
stellten Kostenersatzanträge für die
Durchführung des Anti-Privilegien-
Volksbegehrens, wobei 3 Anträge als
verspätet eingebracht abgewiesen wur-
den. 465 Kostenersatzanträge sind
noch in Bearbeitung.

Schwerpunkte 1987

Staatsbürgerschaft

• Staatsbürgerschaftsverleihungsver-
fahren, Staatsbürgerschaftsfeststellun-
gen und -erklärungen;
• Beratung der Bediensteten der
Staatsbürgerschaftsevidenzstellen und
Überprüfung derselben;
• Schulung der mit Staatsbürger-
schaftsangelegenheiten befaßten Be-
diensteten der Gemeinden (Gemeinde-
verbände) und Bezirksverwaltungsbe-
hörden;
• Abhaltung von kommissionellen
Fachprüfungen für Staatsbürgerschafts-
evidenzführer;
• Abhaltung von Tagungen zur Schu-
lung von Standesbeamten und Staats-
bürgerschaftsevidenzführer;
• Abhaltung eines Fortbildungskurses
zur Schulung von Standesbeamten und
Staatsbürgerschaftsevidenzführer;
• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen;
• Anweisung des Kostenersatzes an
Gemeinden (Gemeindeverbände) für
die Führung der Staatsbürgerschaftsevi-
denz.

Ziele 1988

Staatsbürgerschaft

• Ziel der Abteilung ist es, durch ein ra-
sches und verwaltungsökonomisches
Verfahren Anträge auf Verleihung oder
Feststellung der österreichischen
Staatsbürgerschaft bei Vorliegen der
entsprechenden Voraussetzungen in
einem Zeitraum von etwa drei Monaten
abzuschließen.
• Optimale Zielvorstellung ist eine wirt-
schaftliche, zweckmäßige, sparsame
und richtige Evidenzführung aller Evi-
denzstellen, um somit der Bevölkerung
ein rasches und hochqualifiziertes Ser-
vice anbieten zu können. In diesem
Sinne ist es auch erforderlich, die Evi-
denzstellen zumindest alle zwei Jahre
zu überprüfen.
• Weiters sind im Rahmen der Überprü-
fungen der Staatsbürgerschaftsevidenz-
stellen deren Bedienstete zu beraten
und zu schulen. Im Hinblick auf die No-
vellierung des NÖ Gemeindeverbands-
gesetzes, LGBI. 1600-2, und die Neue-
rungen durch die Verordnung über die
Geschäftsordnung der Standesamts-
und Staatsbürgerschaftsverbände,
LGBI. 1620/1-0, liegt der Schwerpunkt
der Tätigkeit der Abteilung in der Schu-
lung der Bediensteten der Staatsbür-
gerschaftsevidenzstellen und auch der
mit Staatsbürgerschaftsangelegenhei-
ten befaßten Bediensteten der Bezirks-
verwaltungsbehörden.
• Hinsichtlich der Führung der Staats-
bürgerschaftsevidenz ist es Zielvorstel-
lung der Abteilung, die Kostenersatzan-
träge so rasch wie möglich zu überprü-
fen und zur Anweisung zu bringen.

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren, Volksbefragungen

• Im Jahre 1987 erfolgten keine Wah-
len, Volksabstimmungen und Volksbe-
fragungen in Niederösterreich.
• Im Zeitraum vom 22. Juni bis ein-
schließlich 29. Juni 1987 wurde das
Volksbegehren, das auf die Erlassung
eines Bundesverfassungsgesetzes für
Leistung und Gerechtigkeit- gegen Par-
teibuchwirtschaft und Pivilegien gerich-
tet ist, durchgeführt.
• Ein Entwurf des Gesetzes, mit dem
die NÖ Landtagswahlordnung 1974,
LGBI. 0300-1, geändert werden soll,
wurde ausgearbeitet.
• Vorarbeiten für die Durchführung der
Landtagswahl 1988 wurden vorgenom-
men.

NÖ Initiativ- und
Einspruchsgesetz

• Ein Einspruch gegen das NÖ Kinder-
gartengesetz 1987 wurde bearbeitet.

Kostenersätze

• Für das Jahr 1986 stellten 53 Ge-
meinden Niederösterreichs Kostener-
satzanträge für die Führung der Landes-

Kriegsgräber

• Instandhaltung und Instandsetzung
der Kriegsgräber und Denkmäler der al-
liierten Mächte und jener der anderen
Nationen, die sich mit Deutschland im
Kriegszustand befanden.
• Instandhaltung und Instandsetzung
der Kriegsgräber des Ersten Weltkrie-
ges und der Lagerfriedhöfe in Zusam-
menarbeit mit dem Österreichischen
Schwarzen Kreuz.
• Instandhaltung der deutschen Kriegs-
gräberanlagen, soweit diese nicht ver-
legt wurden, in Zusammenarbeit mit
dem Österreichischen Schwarzen
Kreuz.
• Berichtigung und Vervollständigung
der Kriegstotenkartei nach Exhumierung
und Identifizierung deutscher Kriegsto-
ter.

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren, Volksbefragungen

Für kommende Wahlen, Volksabstim-
mungen, Volksbegehren und Volksbe-
fragungen wird es weiterhin Zielvorstel-
lung der Abteilung sein, den politischen
Mandataren, den Medien und der ge-
samten Bevölkerung ein größtmögli-
ches und rasches Service auf diesem
Gebiet zu bieten. Besondere Zielvorstel-
lung ist es, für eine bestmögliche Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Stellen
Sorge zu tragen.
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Statistik 1987Kriegsgräber

Die Zielvorstellung der Abteilung ist im
Sinne der Bundesgesetze, BGBl.
Nr. 175/1948 und 176/1948, sowie des
Artikels 19, BGBl. Nr. 152/1955, für
einen würdigen und gepflegten Zustand
sämtlicher Kriegsgräber und Kriegs-
denkmäler aus dem ersten und zweiten
Weltkrieg Sorge zu tragen.

Wählerevidenz, Kostenersätze

• Auf diesem Gebiet wird die Abteilung
die Anstrengungen weiterhin verstärken
bzw. intensivieren, die Gemeinden be-
stens zu informieren und zu beraten.
• Bezüglich der Kostenersatzanträge
ist es Zielvorstellung der Abteilung, sie
so rasch wie möglich zu überprüfen und
anzuweisen.

Verleihungen der Staatsbürgerschaft 527
Zusicherungen der Staatsbürgerschaft 202
Beibehaltung der Staatsbürgerschaft 6
Verzichtserklärungen
Erklärungen, Anzeigen der Wohnsitz-
begründung (§§ 25 Abs. 2 und 58c
StbG und Art. I Staatsbürgerschafts-
Übergangsrecht 1985) 77

Zivildienst- und Bundesheerangelegenheiten (I/AV)

setzes. Über Anträge auf Zuerkennung
von Familienunterhalt und Wohnkosten-
beihilfe entscheiden die Bezirksverwal-
tungsbehörden dem Grunde und der
Höhe nach mittels Bescheid. Berufun-
gen dagegen werden dem Landes-
hauptmann zur endgültigen Entschei-
dung vorgelegt. Die Beratung der An-
spruchberechtigten erfolgt durch die mi-
litärischen Dienststellen, die Bezirksver-
waltungsbehörden und die Abteilung I/
AV.

Durch Übungen und Exkursionen wird
der Unterricht möglichst praxisbezogen
gestaltet.
Im Jahre 1987 wurden in drei Kursorten
ingesamt 11 Grundlehrgänge durchge-
führt und dabei 310 Zivildienstleistende
ausgebildet. Die Kurse verliefen rei-
bungslos und brachten ein zufrieden-
stellendes Ergebnis.
In Zusammenarbeit mit dem Bundesmi-
nisterium für Inneres wurden insgesamt
vier Seminare für Vortragende, die bei
diesen Kursen zum Einsatz kommen,
veranstaltet. Dabei konnten die Vortra-
genden auf die speziellen pädagogisch-
psychologischen Anforderungen der
Unterrichtsarbeit mit Zivildienstleisten-
den vorbereitet werden und ihre bei den
bisherigen Grundlehrgängen gewonne-
nen Erfahrungen austauschen.

Familienunterhalt,
Wohnkostenbeihilfe

Hinsichtlich der Zuerkennung von Fami-
lienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe
hat der Zivildienstleistende die gleichen
Ansprüche wie ein Präsenzdiener (Nä-
heres unter dem Stichwort „Bundes-
heerangelegenheiten"). Da nicht allen
Zivildienstleistenden vom Bund oder
der Einrichtung eine Unterkunft zur Ver-
fügung gestellt werden kann, besteht -
soferne der Zivildienstleistende
gezwungen ist, seine eigene Wohnung
zu benützen - überdies ein Anspruch
auf die pauschale Abgeltung seiner
Strom- und Heizkosten.

Zivildienst

Wehrpflichtige, die aus Gewissensgrün-
den von der Erfüllung der Wehrpflicht
befreit werden, haben einen Ersatz-
dienst, den Zivildienst, zu leisten.
Der Zivildienst ist in Einrichtungen zu
leisten, die als geeignete Träger des Zi-
vildienstes anerkannt sind, wobei der
Zivildienstleistende zu Dienstleistungen
heranzuziehen ist, die dem allgemeinen
Besten, insbesondere der Zivilen Lan-
desverteidigung, dienen. Der Schwer-
punkt dieser Tätigkeiten liegt auf dem
Gebiet des Rettungswesens, der So-
zial- und Katastrophenhilfe sowie beim
Dienst in Krankenanstalten.

Kraftfahrzeuge

Entsprechend den Bestimmungen des
Militärleistungsgesetzes wurden in allen
Bezirken Niederösterreichs Kraftfahr-
zeuge für Zwecke des Bundesheeres
bereitgestellt.
Jeder Verpflichtete erhält von der Be-
zirksverwaltungsbehörde über die Be-
reitstellung einen Bescheid, gegen den
die Berufung an den Landeshauptmann
zulässig ist. Wegen der im Militärlei-
stungsgesetz vorgesehenen zahlrei-
chen Ausnahmebestimmungen werden
häufig Rechtsmittel gegen diese Ver-
pflichtungsbescheide ergriffen, über die
der Landeshauptmann endgültig zu ent-
scheiden hat. ■

Einrichtungen

Im Jahre 1987 wurden drei Einrichtun-
gen mit insgesamt sieben Zivildienst-
plätzen als geeignete Träger des Zivil-
dienstes neu anerkannt und bei bereits
bestehenden Einrichtungen zwei wei-
tere Einsatzstellen genehmigt. Somit
gibt es in Niederösterreich derzeit 59
anerkannte Einrichtungen des Zivildien-
stes.

Grundlehrgang

Alle Zivildienstleistenden absolvieren
am Beginn ihres Zivildienstes einen
vierwöchigen Grundlehrgang. Dieser
hat die Aufgabe, jene Fertigkeiten und
grundsätzlichen Informationen zu ver-
mitteln, die Zivildienstleistende für die
Leistung eines außerordentlichen Zivil-
dienstes (Einsatz bei Elementarereignis-
sen, Unglücksfällen außergewöhnlichen
Umfanges und außerordentlichen Not-
ständen) benötigen. Der Schwerpunkt
der Ausbildung liegt daher auf dem Ge-
biet des Sanitätsdienstes, des Selbst-
und Katastrophenschutzes und der
Technischen Hilfeleistung. Die Ausbil-
dung erfolgt in enger Zusammenarbeit
mit den Rettungsorganisationen, dem
Zivilschutzverband und der Feuerwehr.

Bundesheer

Finanzielle Unterstützung

Grundsätzlich hat jeder Wehrpflichtige,
der vor Antritt des Präsenzdienstes ein
Einkommen bezogen und für den Unter-
halt seiner Familie bzw. die Miete seiner
Wohnung aufzukommen hat, Anspruch
auf finanzielle Unterstützung nach den
Bestimmungen des Heeresgebührenge-
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Gewerbliche Berufsschulen (V/3)

es wurden die Fundamente hergestellt
und der Erdaushub durchgeführt.
• Neunkirchen. Der Umbau des im
Eigentum der Handelskammer NÖ -
Sektion Industrie stehenden Internates
der Landesberufsschule Neunkirchen
wird laut Beschluß der NÖ Landesregie-
rung vom 5. Mai 1987 aus Regionalisie-
rungsmitteln finanziert. An den Projekt-
träger Handelskammer NÖ werden für
das Jahr 1987 6 Mio. Schilling in Form
eines verlorenen Zuschusses aus dem
Regionalisierungsbudget 1987 zuzuzäh-
len sein. Mit den Umbauarbeiten für den
1. Bauabschnitt wurde plangemäß am
10. Juni 1987 (Baustelleneinrichtung)
begonnen; sie wurden termingerecht
am 28. August fertiggestellt und am
1. Oktober kollaudiert.Über die Kosten-
situation nach Abschluß des 1. Bauab-
schnittes kann zur Zeit noch keine end-
gültige Aussage gemacht werden, nach
dem derzeitigen Wissensstand werden
die Baukosten nicht überschritten. Die
zweite Bauetappe wird in den Sommer-
monaten 1988 durchgeführt.
• Geras. Die Errichtung der 2. Landes-
berufsschule für das Gastgewerbe mit
Standort Geras wurde von der NÖ Lan-
desregierung am 2. Juni 1987 beschlos-
sen. Nach Begutachtung von Fachbeirat
und Aufsichtsrat der Eco Plus wurde
das Projekt von der Landesregierung in
der Sitzung vom 19. Mai 1987 und seine
Finanzierung aus Mitteln der Regionali-
sierung beschlossen, wobei die Ge-
samtkosten 155 Mio. Schilling zuzüglich
der Kosten für die Leasingfinanzierung
betragen sollen. Die Grundstücke im er-
forderlichen Ausmaß werden unentgelt-
lich von der Stadtgemeinde Geras zur
Verfügung gestellt.
• Zistersdorf. Die NÖ Landesregierung
hat am 14. Juli 1987 beschlossen, die
Errichtung und Einrichtung eines Erwei-
terungsschulgebäudes, die Sanierung
des Schloßgebäudes und des darin be-
findlichen Internats in Form einer Lea-
singfinanzierung aus Regionalisierungs-
mitteln zu realisieren, wobei das Förde-
rungsvolumen 48,2 Mio. exklusive Fi-
nanzierungskosten betragen soll und
die Landesinnung der Sanitär- und Hei-
zungsinstallateure Förderungsempfän-
ger ist. Mit der Abwicklung des Projek-
tes wurde laut Regierungsbeschiuß die
Abteilung V/3 im Einvernehmen mit der
Finanzabteilung und der Eco Plus be-
traut. Der konstituierte Baubeirat fand
am 13. November 1987 statt.

Berufsschulen

Personalsektor

In den Landesberufsschulen mußten im
Schuljahr 1986/87 auf dem Personal-
sektor auf Grund der Schulorganisation
und infolge des Abganges von Lehrern
durch Pensionierung und Kündigung
20 Neueinstellungen von Vertragsleh-
rern durchgeführt werden.
Für den Besuch einer Berufspädagogi-
schen Akademie zum Zwecke der Able-
gung der Lehramtsprüfung waren im ab-
gelaufenen Schuljahr 17 Vertragslehrer
für die Dauer von 2 Semestern beur-
laubt.
Davon sind 16 Lehrer zur Prüfung ange-
treten und haben diese erfolgreich ab-
gelegt.

Bausektor

• Hollabrunn. Der 1. Abschnitt (Werk-
stätte) der Landesberufsschule für Flei-
scher wurde im September 1987 in Be-
trieb genommen. Mit dem Bau des
2. Abschnittes (Garderoben und
Waschräume) wurde im Juli 1987 be-
gonnen und der voraussichtliche Fertig-
stellungstermin wird im Juli 1988 sein.
Der Internatsumbau der Landesberufs-
schule für Kleidermacher wurde im Sep-
tember 1986 abgeschlossen. Im Jänner
bzw. März konnte der Internatszubau
bezogen werden.
• Lilienfeld. Der Endausbau der Lan-
desberufsschule Lilienfeld „Berghof"
und die Errichtung des Internates für die
Schihauptschule wurde Mitte August
1987 fertiggestellt. Die Teilbenützungs-
bewilligung für die Tapeziererwerkstätte
wurde bereits am 25. Februar 1987 er-
teilt, die Benützungsbewilligung für das
Gesamtgebäude mit Bescheid der
Stadtgemeinde Lilienfeld vom 11. Sep-
tember 1987. Derzeit wird noch an der
maschinentechnischen Ausrüstung und
der Anschaffung des mobilen Rauchab-
gasanalysengerätes gearbeitet.
• Langenlois. Die Kosten des derzeit
von der Landesinnung der Baugewerbe
zu realisierenden 1. Bauabschnittes des
Bauhofes der Maurer werden ca.
13,6 Mio. Schilling inklusive Umsatz-
steuer betragen. Ein ergänzender Re-
gierungsbeschluß, mit dem das Land
sich verpflichtet, den über 10 Mio. Schil-
ling hinausgehenden Betrag der Ge-
samtkosten des 1. Bauabschnittes, also
13,6 Mio. Schilling, aber maximal
15 Mio. Schilling der vorfinanzierenden
Landesinnung des Baugewerbes zu-
rückzuerstatten, wurde gefaßt. Baube-
ginn des 1. Bauabschnittes war 1987,

Privatschulen

Landesfachschule für
Textilindustrie in Groß Siegharts

Der im Juni 1985 begonnene Zubau, in
dem die Werkstätten der Fachrichtun-
gen Damen- und Herrenbekleidung,
das Internat für Burschen und Mädchen
und ein Turnsaal mit Nebenräumen un-
tergebracht sind, konnte im Herbst 1986
seiner Bestimmung übergeben werden.
Die Sanierung des Altgebäudes wurde
im Sommer 1986 begonnen und ist zu
Schulbeginn 1987 fertiggestellt worden.
Die Finanzierung dieser Vorhaben er-
folgte in einer Sonderform. Die entspre-
chenden Verträge wurden mit der auf
Grund einer öffentlichen Ausschreibung
ausgewählten Leasingfirma abge-
schlossen. Der Kostenaufwand wird ca.
63 Mio. Schilling betragen.

Höhere Lehranstalt für Mode und
Bekleidungstechnik in Mödling

Das neue Schulhaus mit Baubeginn
1986 ist im Rohbau fertig, so daß im
Winter 1987/88 der Innenausbau durch-
geführt werden kann. Die Inbetrieb-
nahme wird im September 1988 erfol-
gen. Dieses neue Schulhaus, Kosten-
aufwand ca. 65 Mio. Schilling, ist des-
wegen so dringend notwendig, da fol-
gende Räume dieser Schule derzeit in
dem der Stadtgemeinde Mödling gehö-
renden Gebäude der Allgemeinen Son-
derschule disloziert sind: 6 Theorieklas-
sen, 1 Industriewerkstätte, 2 Maßwerk-
stätten, 1 Turnsaal, 1 Lehrzimmer.

Statistik 1987

Öffentliche Berufsschulen

Anzahl der Berufsschulen

Ganzjährig geführte 1
Saisonmäßig geführte 1
Lehrgangsmäßig geführte 20
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Klassen-/Schülerzahlen Klassen Schüler

Höhere Lehranstalt für Mode
und Bekleidungstechnik
(öjährig) 8 205
Fachschule für Mode und
Bekleidungstechnik (4jährig) 4 90
Haushaltsschule (1jährig) 2 45

Insgesamt 14 340

Personalstand 1987/88

Direktor 1.
Fachvorstand 1
Administrator 1
Lehrer vollbeschäftigt 33

teilbeschäftigt 19
auf Karenzurlaub 2

Schularzt 1
Buchhaltung und Sekretariat 1,5
Schulwart und Reinigungskraft 2,5

Berufsschulen: Anzahl der Schüler
männlich weiblich zusammen

19B7 1986 1987 1986 1987 1986

In ganzjährig geführten 156 161 - - 156 161
In saisonmäßig geführten 30 30 - - 30 30
In lehrgangsmäßig geführten 16.915 17.880 7.672 7.821 24.587 25.701

Insgesamt 17.101 18.071 7.672 7.821 24.773 25.892

harts 3 (3) Klassen mit insgesamt 26
(24) Schülern des Schulversuchs „Drei-
jährige Fachschule für Textilindustrie/
Fachrichtung Weberei" und 3 (3) Klas-
sen „Dreijährige Fachschule für Textilin-
dustrie/Fachrichtung Damen- und Her-
renbekleidung" mit 70 (71) Schülern von
12 (12) hauptamtlichen (einschließlich
Direktor) und 2 (3) nebenberuflichen
Lehrern unterrichtet (hievon 5 Subven-
tionsposten des Bundes). Weiters wer-
den 1 Kanzleikraft, 4 Erzieherinnen,
2 Schulwarte und 3 Reinigungskräfte
beschäftigt.
Der Freigegenstand EDV wird auch im
Schuljahr 1987/88 in der 2. und
3. Klasse geführt.
• Mödling. (Höhere Lehranstalt für
Mode und Bekleidungstechnik)

Anzahl der Lehrer

Pragmatisierte Lehrer (La) 441
Vertragliche Berufsschullehrer

hauptamtlich (IL - voll) 82
nebenberuflich (IL - teil) 39
nebenberuflich (II L) 47

Vertragliche Religionslehrer 25

Privatschulen

• Groß Siegharts. (Die in Klammer an-
geführten Zahlen bedeuten den Stand
des Schuljahres 1986/87.) Im Schuljahr
1987/88 werden an der Landesfach-
schule für Textilindustrie in Groß Sie-

■

Kindergärten (VIII/6)

Schwerpunkte 1987

Am 31. Dezember 1987 bestanden 901
rechtlich errichtete NÖ Landeskinder-
gärten (im Vorjahr 882), wovon 859 in
Betrieb sind. Es bestehen 1.597 recht-
lich errichtete Gruppen, wovon 1.470 in
Betrieb sind (gegenüber 1.432 im Vor-
jahr).
Es wurden wie bisher 2 Erntekindergär-
ten geführt.
Der Stand der Privatkindergärten hat
sich gegenüber dem Vorjahr verringert,
da 2 Privatkindergärten geschlossen
wurden.
Die Funktion der Abteilung VIII/6 als
Dienststellenleiter der Kindergärtnerin-
nen in den Städten mit eigenem Statut
wurde wie bisher ausgeübt (Personal-
stand: 129 Kindergärtnerinnen, davon
befinden sich 16 auf Mutterschafts- bzw.
Karenzurlaub, und 9 Springerinnen).
Die Anzahl der ambulanten Sonderkin-
dergärtnerinnen beträgt 39. Davon be-
finden sich 9 Sonderkindergärtnerinnen
auf Mutterschafts- bzw. Karenzurlaub.

tengruppen besiedelt sind, daß der Be-
treuungsradius 10 km nicht übersteigt.
Eine Halbbeschäftigung ist aus dienstli-
chen Gründen nämlich dann nicht ver-
tretbar, wenn durch die Reisezeit kaum
mehr Zeit zur Betreuung der auffälligen
Kinder bleibt.
Die Fortbildung der Kindergärtnerinnen
wurde auch im Jahre 1987 zur Gänze
von der Verwaltungsakademie des Lan-
des Niederösterreich veranstaltet.
Am 1. August 1987 ist das NÖ Kinder-
gartengesetz in Kraft getreten.
Am 24. Juni 1987 fand im Landtagssit-
zungsaal die NÖ Kindergartenenquete
unter dem Titel „Unsere Kinder - unsere
Zukunft, ein Gesetz für mehr Partner-
schaft im Kindergarten" statt.
Vom 4.-6. September 1987 fand in
St. Pölten das 1 . NÖ Kindergartensym-
posium unter dem Titel „Menschen in
die Zukunft begleiten" statt.

6 Sonderkindergärtnerinnen sind an
Heilpädagogischen Kindergärten be-
schäftigt. Außerdem stellt das Land Nie-
derösterreich auch noch dem Schwe-
denstift 2 Sonderkindergärtnerinnen zur
Verfügung (im Schwedenstift befinden
sich als Privatkindergarten des Landes
Niederösterreich 2 Heilpädagogische
Gruppen). 2 Sonderkindergärtnerinnen
befinden sich im Mutterschafts- bzw.
Karenzurlaub.
Mit 7. September 1987 kam zu den fünf
bestehenden (Strasshof, Korneuburg,
Mödling, Wiener Neustadt, Krems) eine
sechste Heilpädagogische Gruppe
(Amstetten) dazu mit dem Schwerpunkt
„Das körperbehinderte Kind".
Um immer wiederkehrende Ausfälle
durch Mutterschafts- bzw. Karenzur-
laube und Sonderurlaube abzudecken,
wird auch im Jahr 1988 die Aufnahme
von 2-3 Sonderkindergärtnerinnen er-
forderlich sein.
Außerdem zeigt sich bei Frauen, die aus
dem Karenzurlaub bzw. Sonderurlaub
zurückkommen, die Tendenz, auf Halb-
beschäftigung umzusteigen. Dies ist je-
doch derzeit nur im Bereich großer
Städte möglich und in jenen ländlichen
Bereichen, die so stark mit Kindergar-

Förderungen

• Förderung von Privatkindergärten:
14,902.000 Schilling.
• Beiträge an die Gemeinden zum Per-
sonalaufwand der Kindergartenhelferin-
nen: 91 ,2 Mio. Schilling. ■
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Kulturelle und museale Angelegenheiten (II1/2)

Landesausstellung

In der Zeit vom 9. Mai bis 26. Oktober
1987 fand im Schloß Grafenegg die
NÖ Landesausstellung „Das Zeitalter
Kaiser Franz Josephs 1880-1916, Glanz
und Elend, 2. Teil" statt. Sie wurde von
264.842 Besuchern gesehen. Es wur-
den ca. 18.000 Kataloge verkauft. Erst-
malig wurde eine NÖ Landesausstel-
lung in zwei Teilen abgehalten, wobei
1984 und 1987 rund 645.000 Besucher
nach Grafenegg kamen. Der 2. Teil der
Franz Joseph-Ausstellung fand wieder
großes Interesse, vor allem bei den in-
und ausländischen Medien. Es gab, wie
auch schon bei früheren Landesausstel-
lungen, zahlreiche Nebenveranstaltun-
gen. Besonders erwähnt sei die Begleit-
ausstellung „Arnulf Rainer - Fauna und
Flora", die in der Zeit vom 21. Mai bis
26. Oktober stattfand.

Ausstellungen in der
Schallaburg

Die Ausstellung „Spielzeug, Spiel und
Spielereien“ hatte vom 25. April bis
1. November 208.014 Besucher und ca.
4.000 verkaufte Kataloge, sie ist damit
die dritterfolgreichste Ausstellung seit
der Eröffnung der Schallaburg als Aus-
stellungszentrum im Jahre 1974.
Die Sonderausstellung „Aquincum -
das römische Budapest" hatte vom Er-
öffnungstag 1. Mai bis 1. November
31.522 Besucher und ca. 900 verkaufte
Kataloge.
Die drei Vorstellungen der Sommeroper
„II Campanello" von G. Donizetti im
August wurden von insgesamt 761 Per-
sonen gesehen.

Landesmuseum

Wegen der Arbeiten für den U-Bahnbau
geschlossen. Kunstabteilung 2. Stock
wurde abgebaut für Renovierung der
Räume und die Vorbereitung der Son-
derausstellung 1988. Beginn der Adap-
tierungsarbeiten. Wiedereröffnung ge-
plant Anfang Juni 1988.

Kulturpreise

Würdigungs-, Förderungs- und
Anerkennungspreise

1987 wurden an die folgenden Damen
und Herren Kulturpreise verliehen:
• Wissenschaft. Univ. Prof. Dr. Walter
Schleger, Würdigungspreis; Univ. Doz.
Dr. Peter Bydlinski, Förderungspreis;
Univ. Doz. Dr. Marianne Ringler, Förde-
rungspreis; Dr. Maria Dachsberger, An-
erkennungspreis; Dr. Monika Schmidl,
Anerkennungspreis; Dr. Barbara Stei-
ninger, Anerkennungspreis; Rudolf
Hopfner, Anerkennungspreis; Hans
Stöckelmaier, Anerkennungspreis;
Dr. Willibald Fuchs, Anerkennungs-
preis; Erich Hayek, Anerkennungspreis;
Wolfgang Moche, Anerkennungspreis;
Dipl. Ing. Johann Sölkner, Anerken-
nungspreis.
• Bildende Kunst. Gert Linke, Würdi-
gungspreis; Josef Danner, Förderungs-
preis; Leo Zogmayer, Förderungspreis;
Ona B„ Anerkennungspreis; Alexander
Borek, Anerkennungspreis; Sigmund-
Lasselsberger, Anerkennungspreis;
Gerhard Müller, Anerkennungspreis;
Peter Paszkiewicz, Anerkennungspreis;
Herwig Steiner, Anerkennungspreis;
Barbara Höller, Anerkennungspreis; Ri-
chard Jurtitsch, Anerkennungspreis;
Gerhard Kohlbauer, Anerkennungs-
preis;
• Musik. Paul Angerer, Würdigungs-
preis; Prof. Franz Haselböck, Förde-
rungspreis; Johannes Heher, Anerken-
nungspreis; Prof. Mag. Leopold Tesa-
rek, Anerkennungspreis; Mia Zabelka,
Anerkennungspreis.
• Literatur. Graziella Hlawaty, Würdi-
gungspreis; Erich Fitzbauer, Förde-
rungspreis; Fritz Steiner, Förderungs-
preis; Mag. Alois Eder, Anerkennungs-
preis; Wolf Hahnrei Käfer, Anerken-
nungspreis; Barbara Neuwirth, Aner-
kennungspreis; Gerhard Ruiss, Aner-
kennungspreis; Johannes Vyoral, Aner-
kennungspreis; Gerhard Egger, Aner-
kennungspreis; Martin Krist, Anerken-
nungspreis.
• Archäologie. Univ. Prof. Dr. Fritz Fel-
genhauer, Würdigungspreis; Dr. Johan-
nes Wolfgang Neugebauer, Förde-
rungspreis; Dr. Elisabeth Hanak-Rutt-
kay, Förderungspreis; Dr. Brigitte Cech,
Anerkennungspreis; Mag. Dr. Bernhard
Hahnel, Anerkennungspreis; Dr. Ernst
Rudolf, Anerkennungspreis; Dipl. Ing.
Dr. Hilke Thür, Anerkennungspreis;
Dr. Elizabeth Maria Römer-Martijnse,
Anerkennungspreis.
• Franz Stangler Gedächtnispreis für
Erwachsenenbildung: Univ. Prof. Dr.
Rupert Feuchtmüller.

Sonderausstellungen in
Niederösterreich

• „Geheimnisvolles Afrika“, Heimatmu-
seum Purgstall/Erlauf. 14. Juni bis
29. Oktober 1987, 1.529 Besucher.
• „Heilpflanzen im Alltag“, Schulzen-
trum Großpertholz, 31. Juli bis 16.
August 1987, 5.120 Besucher.

• „Bedrohte Tierwelt und Naturschutz in
Niederösterreich“, Gemeindesaal Diet-
manns, 23. Oktober bis 2. November
1987, 2.100 Besucher.
• „Prof. Fritz Weninger (1892-1981),
Graphiken, Aquarelle, Ölbilder“, Gauer-
mann-Museum Miesenbach-Scheu-
chenstein, 23. Mai bis 31 . Oktober 1987.

Sonderausstellungen außerhalb
von Niederösterreich

• Die Sonderausstellung „Fürsten der
Bronzezeit in Pitten“ wurde in Ungarn
gezeigt: 1 . Nagykanizsa (Eröffnung am
13. Februar 1987), 2. Keszthely (Eröff-
nung am 27. April 1987). Am 17. Juni
Rücktransport nach Asparn/Zaya. An-
fang September 1987 wurde diese Aus-
stellung nach Münster/Westfalen ge-
bracht. Eröffnung am 11. November
1987.

Im Schloß Grafen-
egg lief Anfang Mai
die diesjährige Lan-
desausstellung über
die Zeit Kaiser
Franz Josephs (II.
Teil) an.
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Niederös te r re ich isches  Museum
für Volksku l tur  in
Groß-Schweinbar th  und
Internat iona les H i r tenmuseum

11.100 Besucher. Sonderausstellungen
„Kammerjungfer und Mühlen-Besitzers-
Sohn - Postkartenglück um 1900",
22. März bis 15. November 1987;
„Volkskultur und Tracht - die Heimat-
pflege“, 5. April bis 15. November 1987;
„Otto Semrad - Moderne Fotographie
auf dem Lande", 3. Oktober bis 15. No-
vember 1987; 9 Volkskulturfeste mit Teil-
nehmern aus ganz Niederösterreich,
aus vielen Teilen Europas und aus Süd-
amerika. Völlige Restaurierung der
Außenfassade, Neuerrichtung der Vor-
dermauer des Freigeländes, Neubau
einer Tanzlaube und mehrerer Freilicht-
objekte. Einrichtung einer Grenzstein-
sammlung.

Restaurierwerkstätte und
Präparation

In der Restaurierwerkstätte für Kunstge-
genstände des NÖ Landesmuseums
wurden folgende Restaurierungen
durchgeführt: 38 Gemälde; 2 Skulptu-
ren; 5 volkskundliche Objekte bezie-
hungweise Objekte der angewandten
Kunst; zahlreiche Rahmen, darunter
19 Goldrahmen (Biedermeier) für Leih-
gaben aus Krakau.
Für folgende Ausstellungen wurden Re-
staurierungen bzw. Kontrollen und
Übernahme-Protokolle durchgeführt:
• Landesausstellung 1987: „Kaiser
Franz Joseph, 2. Teil“ in Grafenegg;
• im Zuge der Rückstellung nach Prinz
Eugen Ausstellung;
• Spielzeugausstellung, Schallaburg
1987;
• Leihgaben des NÖ Landesmuseums
für Ausstellungen in Amerika;
• Museum Carolino Augusteum in Salz-
burg;
• Europalia in Brüssel und Mecheln;
• Rosenheim (Gauermann);
• Bilder aus dem Regierungssitzungs-
saal, Herrengasse 11,1. Stock;
• Depotbestände, Neuerwerbungen
und Bilder aus Amtsräumen.
Als Zielvorhaben sind derzeit zu nen-
nen:
• Restaurierung und Kontrollen bei der
Landesausstellung 1988 im Stift Sei-
tenstetten;
• Arbeiten für die Schallaburg 1988
(Spielzeug, Spiel und Spielereien);
• Restaurierungen im Zuge der Wieder-
eröffnung des NÖ Landesmuseums,
Herrengasse 9;
• weitere Restaurierungen von Depot-
beständen, Neuerwerbungen und Bil-
dern aus Amtsräumen;
• Restaurierung für geplante Sonder-
ausstellungen.

Museum für Urgesch ichte  in
Asparn/Zaya

30.655 Besucher. Sonderausstellung
„Neue Funde vom Klein-Balaton“ vom
11. Juli bis 31. Oktober 1987.

Museum für Frühgeschichte in
Traismauer

Die Restaurierungs- und Adaptierungs-
arbeiten am Gebäude wurden vorange-
trieben. Fertigstellung der Depoträume;
Planungsarbeiten an der Schausamm-
lung. Voraussichtliche Eröffnung 1989.

Afr ikamuseum in Bad
Deutsch-Al tenburg

7.090 Besucher. Sonderausstellung
„Kostbarkeiten des Meeres“ (Muscheln
und Schnecken), 17. März bis 15. No-
vember 1987.

Barockmuseum
Hei l igenkreuz-Gutenbrunn

2.974 Besucher. Mehrere Leihgaben
wurden für die Europalia-Ausstellung in
Belgien zur Verfügung gestellt (Brüssel,
Mecheln) und zum Teil ersetzt.

Hanak-Museum Langenzersdorf

I. 272 Besucher. Sonderausstellung
„Franz Blum (1914-1942) - Plastik und
Aquarelle“, 1. April bis 30. September
1987.

Jagdmuseum im Schloß
Marchegg

I I . 246 Besucher. Sonderausstellungen:
„Jäger und Sammlervölker in aller Welt“
(gemeinsam mit dem Museum für Völ-
kerkunde in Wien), 1. März bis 29. No-
vember 1987. „Friedrich Freiherr von
Gagern“, 15. April bis 29. November
1987.

Fischere i -  und Donaumuseum im
Schloß Or th /Donau

9.394 Besucher. Im Fischereimuseum
waren auf Grund der Einbeziehung des
Donaumuseums Umstellungen erforder-
lich. Zur Zeit werden die Räume „Hoch-
see- und Sportfischerei“ sowie „Der
Fisch in der Kunst" grafisch neu gestal-
tet.

Haydnhaus in Rohrau

23.500 Besucher.

Wachaumuseum Weißenkirchen

11.110 Besucher. Sonderausstellung
„Wachaumaler - Wachaubilder“ (in Zu-
sammenarbeit mit der Galerie Martin
Suppan), 27. Juni bis 4. Oktober 1987.

Außenstellen des
NÖ Landesmuseums

NÖ Römermuseum in Bad
Deutsch-A l tenburg

Auf Grund der begonnenen Restaurie-
rungs- und Instandsetzungsarbeiten
war nur ein beschränkter Besuch mög-
lich. Trotzdem konnten im Museum und
im Freilichtmuseum insgesamt ca.
40.000 Besucher gezählt werden. Die
Gesellschaft der Freunde Carnuntums
organisierte von April bis Oktober den
täglich stattfindenden Führungsbetrieb.
Planungsarbeiten für die Restaurierung
der Gesamtanlage und Vorbereitung für
eine Neugestaltung der Schausamm-
lung. Revision der Bestände und Einlei-
tung entsprechender Konservierungs-
maßnahmen. Beginn mehrerer For-
schungsprojekte in Verbindung mit den
Universitäten Wien und Salzburg, mit
der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (Numismatische Kom-
mission), mit dem Archäologischen In-
stitut der Ungarischen Akademie der
Wissenschaften und mit der Abteilung
Rom des Deutschen Archäologischen
Institutes. Vorbereitungen für die Errich-
tung eines Pfaffenbergmuseums auf
dem Kirchberg in Bad Deutsch-Alten-
burg.

3

Frei l ichtmuseum Carnuntum in
Bad Deutsch-A l tenburg und
Petronel l

Auf Grund des sturzdesolaten Zustan-
des der landeseigenen Ruinenanlagen
wurde die schon 1986 begonnene Zu-
standsanalyse fortgesetzt. Herstellung
einer umfassenden Fotodokumentation.
Fortsetzung der Planungsarbeiten für
Restaurierungs- und Rekonstruktions-
maßnahmen in Zusammenarbeit mit der
TU Budapest, Wien und Graz in Form
von interdisziplinären Projekten.
Instandsetzung der Grünanlagen im
Spaziergarten Petronell und bei der so-
genannten Palastruine.
Im Rahmen der Regionalisierungsmaß-
nahmen des Landes wurde das Projekt
„Archäologischer Park Karnuntum
(APK)" bewilligt, so daß mit der Planung
begonnen werden konnte. Ziel dieses
Projektes ist es, die bestehenden Ein-
richtungen des Landes Niederöster-
reich auf dem Gebiet der Archäologie
durch wissenschaftliche, museologi-
sche und denkmalpflegerische Maßnah-
men zu sanieren und zu erweitern, um
die international bekannten Sehenswür-
digkeiten der größten archäologischen
Landschaft Österreichs auch wirtschaft-
lich nutzbar zu machen.
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In den Restaurierwerkstätten des
NÖ Landesmuseums und des Mu-
seums Asparn/Zaya wurden die Funde
aus den laufenden Grabungen, wie an
der neolithischen Siedlung in Asparn/
Zaya, Stillfried (u. a. ein Schuppenpan-
zer aus Eisen) und der Rettungsgra-
bung im Bereich der S 33, restauriert.

Präparation

Neben den Routinearbeiten (Betreuung
der zoologischen Sammlungen) wurden
die Ausstellungen in Purgstall und Diet-
manns von den Präparatoren auf- und
abgebaut. Im Afrikamuseum wurden In-
ventarisierungsarbeiten durchgeführt.
Im neueröffneten Donaumuseum im
Schloß Orth/Donau wurde der zoologi-
sche Bereich neu gestaltet. Die österrei-
chische Fachmesse „Jagd und Fische-
rei“ in Krems wurde durch zahlreiche
Leihgegenstände (Bilder und Totalprä-
parationen) bereichert und von den Prä-
paratoren mitgestaltet. Im Rahmen von
Depotaufräumungsarbeiten im Jagd-
und Afrikamuseum wurden zahlreiche
Exponate (ca. 100 Hirsch- und Rehge-
weihe sowie 10 Großpräparate) nach
Hainburg gebracht und restauriert. Dar-
über hinaus wurden 61 Tiere präpariert.

Förderung von
Ausstellungen und
Museen

Gefördert wurden die Ausstellungen:
• „Maximilian und Miramare“ in Altstet-

ten;
• „150 Jahre Eisenbahn und 130 Jahre

Westbahn“ in Pottenbrunn;
• „Island und sein Pferd“ in Planken-

berg;
• „Gewerbe und Kunst im Oberen

Waldviertel“ in Karlstift;
• Restaurierung des Stiftes Dürnstein;
• Ausstellung „Johann von Tschudi“ in

der Buckligen Welt;
• Ausstellung „Teiritzberg“ in Korneu-

burg;
• Ausstellung „AEIOU“ in Stein;
• „770 Jahre Annaberg“;
• Trachtenpuppenausstellung in Mistel-

bach.
Folgende nichtstaatliche Museen wur-
den gefördert:
• NÖ Schulmuseum Michelstetten;
• Waldbauernmuseum Gutenstein;
• Mährisch-Schlesisches Heimatmu-

seum in Klosterneuburg;
• Heimatmuseum Waidhofen/Thaya;
• Bergbau- und Heimatmuseum Enzen-

reith;
• Maximilian von Mexiko-Museum Har-

degg;
• Museum in Mistelbach;
• Heimatmuseum in Thaya;
• Diözesanmuseum St. Pölten;

• Mostviertelmuseum Stadt Haag;
• Heimatmuseum Mannersdorf/Leitha-

gebirge;
• Heimatmuseum Gars am Kamp;
• Heimatkundliche Sammlung in Wil-

fersdorf;
• Weinviertier Museumsdorf Nieder-

sulz;
• Heimatmuseum Korneuburg;
• Heimatmuseum „Thayaland“ in Laa/

Thaya;
• Museum in der Schloßkirche in

Gloggnitz;
• Heimatmuseum Loich;
• Museum Schloß Edla bei Amstetten;
• Schloßmuseum Wetzdorf;
• Medizin-Meteorologisches Museum

Dürnhof bei Zwettl;
• Österreich Polen-Museum Burg Kaja;
• Heimatmuseum Inzersdorf ob der

Traisen;
• Schubert-Museum Atzenbrugg;
• Feld- und Industriebahnmuseum Frei-

land;
• Heimatmuseum Kierling;
• Heimatmuseum Bad Vöslau;
• Heimatmuseum Kautzen;
• Klein- und Lokalbahnmuseum in

Groß-Schwechat;
• Museum für Handwerk und Volks-

kunst Baden;
• Heimatmuseum Erlach;
• Weinlandmuseum in Asparn/Zaya;
• Heimatmuseum Niederabsdorf;
• Österreichisches Freilichtmuseum in

Stübing;
• Heimatmuseum Gablitz;
• Museum Waldviertier Schmalspur-

bahn in Gmünd;
• Heimatmuseum Pulkau;
• Museum Hohe Wand;
• Urgeschichtliches Museum in Still-

fried;
• Bezirksheimatmuseum in Mödling;
• Museum St. Martin in Klosterneu-

burg;
• Schneebergmuseum in Puchberg;
• Schiffahrtsmuseum Spitz;
• Eisenbahnmuseum Unterretzbach;
• Heimatmuseum Langenlois;
• Stadtmuseum Bruck/Leitha;
• NÖ Lokalbahnmuseum in Groß

Schwechat;
• Stadtmuseum Poysdorf;
• Aviatik-Museum Wiener Neustadt;
• Torf- und Moormuseum Heiden-

reichstein;
• Missions-Ethnographisches Museum

St. Gabriel;
• Automobilmuseum Aspang;
• Heimatmuseum Strengberg;
• Heimatmuseum Neunkirchen;
• Heimatmuseum Purgstall/Erlauf;
• Bezirksheimatmuseum Stockerau.

Denkmalpflege

Positiv erledigte Subventionsansuchen

Bürgerhäuser 37
Schlösser, Ruinen, Burgen 39
Kirchen, Kapellen 92
Orgelrestaurierungen 6
Stifte, Klöster 17
Statuen, Wegkreuze, Säulen,

Gemälde, Marterl, Bildstöcke 64
Fassadenaktionen 12

Bildende Kunst

1987 galt es im Sachbereich zeitgenös-
sische bildende Kunst sehr verschie-
denartige Aufgaben zu erfüllen:
Die Durchführungsbestimmungen zum
NÖ Kulturförderungsgesetz, die von der
NÖ Landesregierung am 8. September
beschlossen wurden, erforderten eine
gründliche Vorbereitung und bringen im
öffentlich so präsenten Bereich „Kunst
und Bau“ umfangreiche, neuartige Tätig-
keiten mit sich.
Die Vorbereitung des Donaufestivals
1988 nimmt in steigendem Ausmaß die
Sachbearbeiter in Anspruch. In mehre-
ren Programmbereichen ist die Arbeit
der Projektanten bereits in ein fortge-
schrittenes Stadium getreten.
Die Ausstellungstätigkeit der Blau-Gel-
ben Galerie konnte 1987 bedeutend
ausgeweitet werden. Neben den monat-
lichen Ausstellungen niederöster-
reichischer Künstler in den Galerieräu-
men in der Herrengasse fanden in den
Sommermonaten Ausstellungen inter-
national bekannter Künstler unter ande-
rem im Stift Altenburg, Schloß Otten-
stein, Schloß Grafenegg und in der Mi-
noritenkirche in Krems/Stein statt, die
insgesamt ein großer Schritt vorwärts
beim Publikum (über 30.000 Besucher)
und in den Medien waren. Zu allen Aus-
stellungen wurden Kataloge herausge-
geben, die ein wesentliches Instrument
der Förderung heimischer Künstler im
internationalen Maßstab darstellen. Mit
Veranstaltungen unterschiedlicher Art -
Konzerte, Lesungen, Videopräsentatio-
nen - konnte die Blau-Gelbe Galerie
ihre Position in der Wiener Kunstszene
festigen und neue Publikumsschichten
erschließen. Anfang September wurde
in Wr. Neustadt das 2. Kunstgespräch
geführt, das sich bereits als nieder-
österreichisches Gesprächsforum von
Künstlern, Architekten und zuständigen
Landesbeamten und -Politikern etabliert
hat.
Die Förderungstätigkeit im engeren
Sinn - Ankäufe für das Landesmuseum,
Förderung von Publikationen, künstleri-
sche Vorhaben in den Regionen und
Ausstellungstätigkeiten regionaler Ver-
eine und Institutionen, wobei besonders
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Konzerte

Im Rahmen der Wiener Festwochen
wurden traditionsgemäß Serenaden an
verschiedenen musikhistorischen Stät-
ten Niederösterreichs durchgeführt. Die
Veranstaltungen im Rahmen des
NÖ Musiksommers erfreuen sich regen
Publikumszustromes.

Musik

Musikschulen

125 Musikschulen, 86 Filialschulen,
rund 1.800 Musiklehrer, Gesamtschüler-
zahl rund 35.000. Rund 70 % der Haupt-
fachschüler besuchen Ergänzungsfä-
cher. 670 schuleigene Veranstaltungen,
rund 1.400 Mitwirkungen bei öffentli-
chen Anlässen. Eine Musikschule (Kin-
derdorf SOS Hinterbrühl) arbeitet zum
Nulltarif.

der Landesverband der Niederöster-
reichischen Kunstvereine und das Do-
kumentationszentrum für Moderne
Kunst in St. Pölten hervorzuheben sind
- wurde weitergeführt und intensiviert,
die Einrichtung des Bilderdepots in
Hainburg verbessert und die Neuord-
nung und Passepartourierung des Grafi-
kendepots abgeschlossen.
Das Künsterlerarchiv wurde laufend er-
weitert, die Katalogsammlung erfährt
durch die Intensivierung und gezieltere
Auswahl des internationalen Bücher-
austauschs laufend wertvolle Neuzu-
gänge aus dem In- und Ausland.

NÖ Musikservice

Im heurigen Jahr wurde im Rahmen des
NÖ Musikservice in jeder Unterrichts-
woche eine Hauptschule besucht. Alle
Klassen der jeweiligen Hauptschule er-
hielten getrennt nach Altersstufen je-
weils einstündige mit Quadrophonieton
und Dias unterstützte Vorträge auf dem
Gebiet der ernsten Musik.

Blasmusik

In Niederösterreich gibt es insgesamt
429 Kapellen mit 15.828 aktiven Musi-
kern. In Ausbildung stehende Musiker:
4.583, zu erwartender Nachwuchs:
1.900. Den 20.275 Proben stehen
14.654 Aufführungen und Ausrückungen
gegenüber. 147 Kapellen besitzen
eigene Musikheime, die restlichen Ka-
pellen sind gezwungen, in gemieteten
Räumen, Schulen, Gemeindehäusern
oder Gasthäusern zu proben.

Literatur

In Form von Buchankäufen und Druck-
kostenbeiträgen wurden insgesamt
17 Verlage und 53 Autoren gefördert.
Ferner wurden 18 Literaturvereine unter-
stützt.
Es wurden Verhandlungen geführt, um
eine NÖ Dokumentationsstelle für Lite-
ratur in St. Pölten zu errichten, die
hauptsächlich als Unterstützung moder-
ner Autoren gedacht ist, die aber auch
die literarische Bedeutung Niederöster-
reichs in der Vergangenheit dokumen-
tieren soll.

Zeitgenössische Musik

Auf dem Gebiet der zeitgenössischen
Musik wurde insbesondere durch die
Vergabe von Kompositionsaufträgen
und die Durchführung von Komposi-
tionswettbewerben versucht, den Be-
kanntheitsgrad zeitgenössischer nieder-
österreichischer Komponisten zu stei-
gern.

NÖ TonkUnstlerorchester

70 Konzerte in Niederösterreich,
12 Sonntagnachmittagskonzerte, 9 Kon-
zerte für den ÖGB, 4 Arkadenkonzerte,
3 Jeunesse musicals, 23 diverse Kon-
zerte in Wien, 41 Dienste beim ORF so-
wie Konzertreisen nach USA (16 Kon-
zerte) und Europalia, Belgien (4 Kon-
zerte), sowie je ein Konzert in Ossiach,
Eisenstadt und Leoben. 219 Proben,
396 Gesamtdienste.

Theater

1987 erhielten die beiden Stadttheater
Baden und St. Pölten für ihren Spielbe-
trieb je 10,5 Mio. Schilling aus Landes-
mitteln. Der Arbeitsgemeinschaft NÖ
Theatersommer gehörten heuer als Mit-
glieder an: Amstetten, Bad Deutsch-Al-

Volksbildung

1987 konnten insgesamt 13 Vereine und
6 Kulturzentren gefördert werden. Fer-
ner wurden 32 Büchereien von der Kul-
turabteilung unterstützt.

Film- und
Videoangelegenheiten

Ende November
wurde das detail-
lierte Programm des
Donaufestivals 1988
vorgestellt. Von Mit-
te Juni bis Ende Juli
wird es im ganzen
Land eine Fülle na-
tionaler und interna-
tionaler Kulturdar-
bietungen geben.

Gefördert wurden:
• Schmalfilmclubs: Club der Filmama-
teure St. Pölten; Österreichischer Ge-
birgsverein, Lichtbildabteilung; Fotoclub
Drosendorf.
• Projekte: „Illegal direct" von W. Pau-
kner; „Bumerang“ von Danielle Proskar;
„Dörfer ohne Schatten“ von T. N. Fied-
ler; „Wie ein wilder Hengst“ von P. Har-
anther; „Himmel und Erde“ von M. Pilz;
„Pow-Wow - indianische Tanzfeste" von
R. Mandl.
• Institutionen: Österreichisches Film-
archiv; filmladen; Österreichische Film
Tage Wels.
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tenburg, Baden, Laxenburg, Maria En-
zersdorf, Melk, Perchtoldsdorf, Reiche-
nau, Stockerau und St. Pölten.
Großen Erfolg hatten heuer Aufführun-
gen des „Feuerwerkes“ in Amstetten
unter einem durchwegs neuen Stab:
neuer Intendant ist Heinz Ehrenfreund,
als Organisator stand ihm Ing. Johann
Kropfreiter zur Seite. Glänzend war die
Besetzung aller Rollen, insbesondere
darf der Erfolg aber auch der Person
Freddy Quinns zugerechnet werden,
der für die Rolle des Zirkusdirektors
Obolsky gewonnen werden konnte. In
Maria Enzersdorf kam es zur Gründung
einer ARGE, die die Geschäfte der Ne-
stroy-Spiele führen wird. In Reichenau
wird das Programm künftighin vom Kul-
turverein gestaltet.

tionen, wie das Institut für Mittelalterli-
che Realienkunde in Krems und das
Limnologische Institut der Biologischen
Station Lunz am See sowie das auf Ver-
einsbasis arbeitende Biologische For-
schungslabor in Schrems/Gebharts,
gefördert. Um die zahlreichen For-
schungseinrichtungen Niederöster-
reichs einem breiteren Publikum vorzu-
stellen, wurde eine Ausstellung „For-
schung in Niederösterreich“ mitfinan-
ziert. Vorarbeiten zur Einrichtung wis-
senschaftlicher Institutionen im Rahmen
der neugegründeten Landesakademie
für Wissenschaft und Forschung wur-
den geleistet.
Großzügige Förderung wurde dem Ver-
ein für Landeskunde und den im Lande
angesiedelten Kulturverbänden, allen
voran den Waldviertler und Weinviertier
Heimatbünden und dem Kulturbund
Mostviertel sowie der Gesellschaft der
Freunde Carnuntums, zuteil.
Um allen kommunalen Bibliotheken Nie-
derösterreichs den Bezug der Kulturzeit-
schrift „morgen“ zu ermöglichen, wur-
den 562 Abonnements bezahlt und je-
der Gemeinde ein Exemplar zugesandt.

Grabungen

Ur- und frühgeschichtliche
Grabungen

• Asparn/Zaya, Neolithikum, Leitung
Dr. Windl;
• Gars-Thunau, Urnenfelderkultur bis
Mittelalter, Leitung Univ. Prof. Dr. Frie-
singer;
• Oberleiserberg, Neolithikum bis Mit-
telalter, Leitung Univ. Prof. Dr. Friesin-
ger;
• Stillfried, Paläolithikum bis Neuzeit,
Leitung Univ. Prof. Dr. Felgenhauer;
• Wüstung Hard, Mittelalter, Leitung
Univ. Prof. Dr. Felgenhauer;
• Unterhautzenthal, Hallstattzeit, Lei-
tung cand. phil. Lauermann;
• Schnellstraße 33, Urnenfelderkultur
und Latene, Leitung Dr. J. W. Neuge-
bauer;
• Stratzing, Paläolithikum, Leitung
Dr. Christine Neugebauer;
• Friebritz, Neolithikum, Leitung
Dr. J. W. Neugebauer;
• Kamegg, Neolithikum, Leitung
Dr. Trnka;
• Traismauer, römisch, Leitung H. Of-
fenberger;
• verschiedene Kreisgrabenanlagen,
Neolithikum, Leitung Dr. Trinka;
• Katzelsdorf, awarisch, Leitung
Dr. Daim;
• Tullln, Mittelalter, Leitung Univ. Prof.
Dr. Friesinger.

Wissenschaft

1987 wurden 206 Subventionen positiv
erledigt. Neben dem großen Bereich
der Landeskunde (Subventionen für
Heimatbücher, ein vom NÖ Bildungs-
und Heimatwerk herausgegebenes
„Waldviertier Hausbuch“, die Aufarbei-
tung von archäologischen Grabungen
für Spezialuntersuchungen im Rahmen
von Diplomarbeiten und Dissertationen,
Exkursionen von Forschungsseminaren
an Universitäten, wissenschaftliche
Filme usw.) waren auch zahlreiche An-
suchen mit Bezug auf naturwissen-
schaftliche, technische, architektoni-
sche, gartengestalterische, medizini-
sche und wirtschaftswissenschaftliche,
in einigen Fällen auch auf rein philoso-
phische Forschungen zu bearbeiten (es
sei nur das Internationale Ludwig Witt-
genstein-Symposium hervorgehoben,
das inzwischen bereits zu einem kultu-
rellen Aushängeschild Niederöster-
reichs geworden ist).
Besondere Schwerpunkte bildete die
Förderung von Arbeiten zur Eisenbahn-
geschichte und zum Gedenkjahr
„1938-1988", insbesondere die Ver-
gabe von Werkverträgen zur Erfor-
schung der Geschichte des Truppen-
übungsplatzes Döllersheim und zur
Übersetzung einer wissenschaftlichen
Neuerscheinung zur Interpretation der
innerösterreichischen Verhältnisse vor
1938 für die angiophone Welt.
Neben der Förderung wissenschaftli-
cher Preis-Stiftungen, wie des Ludwig
Jedlicka-Gedächtnispreises, wurden
angehenden niederösterreichischen
Wissenschaftlern auch Stipendien er-
teilt, die die Teilnahme an der Sommer-
hochschule in Strobl, am Europäischen
Forum Alpbach und am Wiener Som-
mer-Symposium ermöglichten.
Neben einigen Kommissionen der
Österreichischen Akademie der Wis-
senschaften wurden insbesondere die
im Bereich des Landes Niederöster-
reich angesiedelten Forschungsinstitu-

Museumspädagogik

Auch heuer wieder betreute das Team
der Museumspädagogen und -pädago-
ginnen bei der NÖ Landesausstellung
„Das Zeitalter Kaiser Franz Josephs,
2. Teil“ im Schloß Grafenegg in einem
Intensivprogramm mit Vor- und Nachbe-
reitung etwa 3.000 Schüler. Dieses
Team arbeitete auch die Ausstellungs-
broschüre „Mein Franz-Joseph-Buch“
aus, das in unkonventioneller Art exakte
Informationen auf Grundlage des Aus-
stellungskataloges anbietet und zu
einer weiteren Beschäftigung mit dem
Thema zu Hause anregt.
Jeder Mitarbeiter war schließlich noch
einem Museum zur Ausarbeitung
schriftlicher museumspädagogischer
Materialien zugeteilt. Werkverträge
bezweckten die Ausarbeitung vergleich-
barer Broschüren für das Afrikamuseum
in Bad Deutsch-Altenburg und das Ba-
rockmuseum in Heiligenkreuz-Guten-
brunn.
Die Möglichkeit für Besucher des Frei-
lichtmuseums Asparn/Zaya, unter Anlei-
tung töpfern, spinnen und weben zu
können, wurde insofern erweitert, als
Schulklassen bzw. Gruppen bis zu
3 Tage im Freilichtmuseum verbringen
können. Weiters wurde die Führungstä-
tigkeit im Freilichtmuseum Petronell/
Carnuntum im museumspädagogi-
schen Sinne ausgebaut.

Römische Grabungen

Erweiterung der technischen Ausstat-
tung für einen modernen Ausgrabungs-
betrieb.
• Zivilstadt Petronell (Dr. Jobst, Dr. Ru-
dolf), Entdeckung eines Tempels der
Göttin Diana;
• Amphitheater I (Dipl. Ing. Dr. Goll-
mann, TU Graz; Dr. Rudolf), Beseitigung
des seit 1887 stehenden Schutthügels
der alten Ausgrabungen;
• Projekt Pfaffenberg (Dr. Jobst,
Mag. Kremer, Dip. Ing. Dr. Thür), Sortie-
ren und Bestimmen des vom Land NÖ
angekauften Fundbestandes;
• Lehrgrabungen der Universität Wien
in der Zivilstadt Carnuntum (Dr. Jobst,
Dr. Rudolf);
• Fundbergungen an verschiedenen
Punkten des antiken Siedlungsgebie-
tes;
• Vorbereitung von Ausgrabungen in
der sogenannten Palastruine.
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Werbung

Im Jahre 1987 wurde bei sämtlichen
Werbemaßnahmen für die Kulturabtei-
lung das neue Logo „NÖ KULTUR“ ver-
wendet. Dieses kam bei sämtlichen In-
seraten und Druckwerken zur Verwen-
dung, Bei verschiedenen Werbespots
im ORF-Landesstudio NÖ und 03
wurde auf den neuen Slogan „Nieder-
österreichische Kultur - fortschrittlich
aus Tradition“ hingewiesen.
Die Abteilung beteiligte sich an folgen-
den Messen:
• TOURF87, Salzburg, 30. Jänner-
1. Februar 1987;
• Ferien 87, Wien, 18. Februar-22. Fe-
bruar 1987;
• Senior aktuell, Wien, 31 . März-3. April
1987;
• Welser Messe, 4. April—14. April
1987;
• Dornbirner Messe, I .August-
9. August 1987. ■

Heilkräutergarten Stift Geras

Die fachliche Beratung bei der Errich-
tung eines Heilkräutergartens in der
Stiftsgärtnerei in Geras wurde fortge-
setzt.

Landesarchäologie

• Aufbau eines archäologischen Refe-
rates für Niederösterreich, Herstellung
einer archäologischen Dokumentation
des Landes Niederösterreich durch Ver-
gabe von Diplomarbeiten und Disserta-
tionen. Ziel: Archäologische Landes-
kunde.

Alpengarten Rax

1.150 Besucher. Auf Grund mehrerer
Begehungen des Alpengartens auf der
Rax wurde mit Vorarbeiten begonnen,
die den Alpengarten in den nächsten
Jahren auf den neuesten Stand aus bo-
tanischer Sicht bringen sollen.

Naturwissenschaften

Botanik

Es wurden wieder einige Sammelreisen
für das Landesherbarium durchgeführt. Heimatpflege

1987 wurden die Ansuchen von 105 Ge-
meinschaften positiv erledigt.

Landesarchiv, Institut für Landeskunde (III/3)

Landesarchiv

Einrichtung des Archivdepots Bad
Pirawarth

1987 wurde die Halle I und ein Teil der
Halle II des neuen Archivdepots in Bad
Pirawarth mit Stellagen eingerichtet. Im
Sommer wurden 14.600 Bücher - fast
durchwegs schwere Folianten - und
11.700 Aktenkartons aus dem bisheri-
gen Archivdepot Herzogenburg nach
Bad Pirawarth überführt. Die bis dahin
vom Stift gemieteten Räume, für die Abt
Maximilian Fürnsinn eine andere Ver-
wendung im Auge hat, konnten zurück-
gestellt werden.
Von den vorerwähnten Beständen
konnten ca. 13.000 Bücher und ca.
8.000 Aktenkartons in Bad Pirawarth be-
reits zur Aufstellung gebracht werden.
Da nunmehr große Räume und genü-
gend Platz vorhanden ist, konnte diese
Neuaufstellung viel übersichtlicher erfol-
gen. Außerdem konnten Feinordnungs-
arbeiten in Angriff genommen werden,
die in Herzogenburg mangels eines
Ordnungsraumes und wegen der Über-
füllung des Depots nicht durchführbar
waren.

wurden abgeschlossen. Sobald die
Auslagerung von derzeit in Wien ver-
wahrten Gerichtsarchivalien nach Pira-
warth abgeschlossen ist, kann die
Übernahme dieser Bestände durch das
NÖ Landesarchiv erfolgen. Fortgesetzt
wurde die Durchsicht der Strafakten nie-
derösterreichischer Kreis- und Bezirks-
gerichte aus den Jahren 1934-1955
nach Vergehen und Verbrechen mit po-
litischem Hintergrund. Die Akten wur-
den teils in das Depot Pirawarth über-
nommen, teils zur Übernahme vorberei-
tet. Angesichts des gesteigerten Inter-
esses für Zeitgeschichtsforschung aus
Anlaß des 50-Jahre Gedenkens der Er-
eignisse rund um die Okkupation Öster-
reichs im Jahr 1988 kommt diesen Be-
ständen besondere Bedeutung zu.

Ordnungs- und
Inventarisierungsarbeiten

Trotz des großen Einsatzes der Mitar-
beiter des Landesarchivs, der für die
Bewältigung des Archivalientransportes
von Herzogenburg nach Pirawarth und
die damit im Zusammenhang stehen-
den Arbeiten notwendig war, konnten
die Ordnungs- und Inventarisierungsar-
beiten fortgesetzt, bzw. an einigen Be-
ständen neu begonnen werden. Fortge-
setzt wurde die Edition und Kommentie-
rung von Urkunden der niederöster-
reichischen Landstände, neu begonnen
die Inventarisierungsarbeiten am Be-
stand „fremde Urkunden“. Zur Samm-
lung kaiserlicher Patente im Landstän-
dischen Archiv wurde ein Schlagwortin-

dex angelegt. Die Neuinventarisierung
des Bestandes „Theresianische Steuer-
fassion“ wurde fortgesetzt, desgleichen
die Arbeiten an den im Landesarchiv
verwahrten Herrschaftsarchiven von
Neulengbach, Marchegg und Scheibbs.
Direkt von der Abt. III/2 wurde der Ak-
tenbestand „Niederösterreichische Lan-
dessammlungen 1930-1945“ übernom-
men, der ebenfalls zur Zeit geordnet,
skartiert und inventarisiert wird.

Arbeiten in fremden Archiven

Die Tätigkeit des Landesarchivs für nie-
derösterreichische Gemeindearchive,
die älteres Schriftgut verwahren, aber
über keinen hauptamtlichen Archivar
verfügen, konnte auch 1987 fortgesetzt
werden. So waren Mitarbeiter des Lan-
desarchivs bei Ordnungs- und Inventa-
risierungsarbeiten in den Archiven der
Stadtgemeinden Drosendorf, Melk und
Zwettl und in Altenmarkt/Triesting tätig.
Im letztgenannten Marktarchiv konnten
die Arbeiten zum Abschluß gebracht
werden. Landesarchivare halfen den Be-
zirksgerichten Kirchschlag, Otten-
schlag, Schwechat, Tulln, Waidhofen/
Ybbs und Zwettl bei Skartierungsarbei-
ten.
Im abgelaufenen Jahr gelang dem
NÖ Landesarchiv eine Vereinbarung
über den Austausch von Filmen mit
dem Okresni archiv pro okres Breclav in
Mikulov (Nikolsburg). Das tschechoslo-
wakische Schwesterarchiv übergab
einen Film mit 1.112 Aufnahmen der
Ratsprotokolle der Stadt Feldsberg

Neuübernahme von Archivalien

Die Vorbereitungsarbeiten für die Über-
nahme der Archivalien des Amtes der
NÖ Landesregierung bzw. des Reichs-
gaues Niederdonau für die Jahre
1935-1945 von der Zentralregistratur
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und Erziehungswesen".  Schon heuer
begannen  Vorarbeiten für die Landes-
ausstel lung 1989 „Industriel le Kultur“.

(heute Valtice) aus dem 17. und
18. Jahrhundert. Diese Stadt gehörte
bekanntlich bis 1919 zum Erzherzogtum
Österreich unter der Enns. Im NÖ Lan-
desarchiv werden die alten Gülteinla-
gen, der Josephin ische und der Fran-
ziszeische Steuerkataster der Herr-
schaft Feldsberg verfi lmt und in die
CSSR übersandt.
Diese Aktion soll fortgesetzt werden
und wird Forschungen über die 1919 an
die Tschechoslowakei abgetretenen
niederösterreichischen Gebie te  und in
der Folge vielleicht auch über Südmäh-
ren erheblich erleichtern.

Historisch-topographisches
Lexikon von Niederösterreich

Wie berei ts öfters berichtet,  stellt d ieses
Lexikon eine Fortsetzung der vom Ver-
ein für Landeskunde von Niederöster-
reich in den Jahren 1871-1926 heraus-
gegebenen  „Topographie von Nieder-
österreich" dar. Die erste Lieferung, wel-
che Artikel über Katastralgemeinden mit
den Anfangsbuchstaben Pa bis Pf zum
Inhalt hat, bef indet sich zur Zeit im
Druck. Der Abschni t t  Pi bis Po wird zur
Zeit bearbeitet.

Publikationen und redaktionelle
Arbeiten

Hierüber wird geme insam für das
NÖ Landesarchiv und das Institut für
Landeskunde am Ende des fo lgenden
Abschni t ts  berichtet.

Statistik 1987
(Benützerdienst) Zeitgeschichte

Das bevorstehende Gedenk jahr  1988
führte zu einer starken Steigerung der
Anfragen von Forschern über die Ereig-
nisse des Jahres 1938 in Niederöster-
reich und das hierüber vorhandene
Quellenmaterial.  37 Forscher  wurden
beraten;  oft wurden ihnen recht ausführ-
liche Auskünfte erteilt. Bis März 1988
soll auch ein Buch vorl iegen, we lches
die erste speziel le Gesamtdarste l lung
der Geschichte Niederösterreichs unter
nationalsozial ist ischer Herrschaft ent-
hält. Ein Mitarbeiter des Instituts für Lan-
deskunde  bearbeitet  hierfür den Ab-
schnit t  über a l lgemeine Ereignisse, Poli-
tik und Reichsgauverwaltung.

Gemeindewappen

Mitarbeiter des NÖ Landesarchivs er-
stellten Sachverständigengutachten zu
Stadt- und Markterhebungsanträgen fol-
gender niederösterreichischer Orte: As-
perhofen, Dietmanns bei Groß-Sieg-
harts, Wimpassing im Schwarzatale und
Wöllersdorf-Steinabrückl. Für 15 Ge-
meinden wurden in Zusammenarbe i t
mit dem Bürgermeister und anderen
Vertretern derse lben von einem Mitar-
beiter des NÖ Landesarchivs Gemein-
dewappen erstellt.

Wissenschaftlicher Dienst
Herren-

gasse
Teinfalt-
straße

Ins-

gesamt

Archivbenützer:
Personen 223 262 415
Tage 1.643 1.110 2.753

davon Abenddienst
(16- 19 Uhr) 153 79 232

Benützerdienst-
Aushebungen 4.605 2.262 6.867

12 Fotoaufträge für Archivbenützer, abgewickelt
über die Lichtbildwerkstätte Brandes

5 Fotoaufträge für Archivbenützer, abgewickelt
über die Lichtbildwerkstätte „Alpenland“

Mikrofilme/Schrittkamera:
22 Filme

2 Restaurierungen

Archivbibliothek:
213 Neuzugänge

Restaurierungsarbeiten

Zwei wertvolle Handschri f ten, das Urbar
der Herrschaft Li tschau aus dem
14. Jahrhundert und ein Formelbuch
des Landmarschal l ischen Ger ichts aus
dem 15. Jahrhundert,  wurden einer Ge-
neralrestaurierung unterzogen. 94
Handschriften wurden neu gebunden.

Historische Grundlagen für
Raumplanungsprojekt

Die Abt. R/2 arbeitet zur Zeit an einem
Projekt zur Planung der Hauptstadtre-
gion. Das NÖ Landesarchiv und das In-
stitut für Landeskunde wurden beauf-
tragt, hierfür die h is tor ischen Grundla-
gen zu erarbeiten.

Symposien

Vom 6. bis 8. Juli 1987 fand in Weitra
das 8. Sympos ion  des Instituts für Lan-
deskunde  statt. Das Thema der Tagung
lautete „Versuche und Ansätze zur Indu-
strial isierung des Waldviertels“.  In
11 Vorträgen wurde die Industr ie des
Waldviertels von ihren Anfängen im 16.
und 17. Jahrhundert  bis zu den Proble-
men der Gegenwart  behandel t .  Exkur-
sionen boten Gelegenhei t  zur Besicht i -
gung einer nach alten Produkt ionsmet-
hoden arbei tenden Papiermühle, einer
Glashütte und Glasschleiferei sowie
von Weitra als Gewerbe-  und Industr ie-
stadt. Zur Zeit wird das 9. Sympos ion
vorbereitet, das vom 4. bis 6. Juli 1988
in Retz stattf inden und „Probleme des
niederösterreichischen Weinbaues in
Vergangenheit  und Gegenwart “  behan-
deln wird.

Institut für Landeskunde

Bibliographie und Dokumentation

Aufgabe dieses Forschungsunterneh-
mens ist die Sammlung  aller Titel des
wissenschaft l ichen Schrif t tums über
Niederösterreich von der Erf indung des
Buchdrucks  bis zur Gegenwart  und die
Aufschlüsselung des Haupt inhaltes der
einzelnen Abhand lungen durch soge-
nannte Deskr iptoren, die sodann die
Anlage eines Sachregisters ermögl i -
chen, mit dem die Abhand lungen  für be-
s t immte Spezialgebiete rasch auff indbar
sind. Die Titelaufnahme wurde für die
Bereiche „Mit te lhochdeutsche Literatur
aus Niederösterreich",  „Ur- und Frühge-
schichte“ ,  „Bio logie“ ,  „Mitt lere und
neuere Geschichte" und „Publ ikat ionen
des Vereins für Landeskunde von Nie-
derösterreich" fortgesetzt. Ga. 3.500 Ti-
tel wurden berei ts mit allen Deskr ipto-
ren in den Personal-Gomputer  e ingege-
ben. Das Institut für Landeskunde war
auch in der Lage, einer größeren Anzahl
von Wissenschaft lern Auskunft  zur Lite-
ratur über unser Bundes land zu geben.

Mitarbeit bei wissenschaftlichen
Unternehmungen und bei
Ausstellungen

Mitarbeiter des NÖ Landesarchivs ver-
faßten für das Österreichische Biogra-
phische Lexikon die Art ikel über Joseph
Scheffer, Joseph Schöffel und Hans
Schürff, ferner die Abschni t te  über das
„Erlakloster“ und „Kleinmariazell" für
das Werk „Austria Benedict ina“.  Mitar-
beiter des Archivs wirkten ferner bei der
Ausstellung mit, welche das Museum
der Stadt Wien zum Thema „Bürgers inn
und Aufbegehren - Biedermeier  im Vor-
märz in Wien" veranstaltete, und zwar
vor allem für den Teilbereich „Schul-

Forschungen über den
Truppenübungsplatz Döllersheim

1988 jährt sich auch zum 50. Mal der
Tag, an dem die ersten Waldviert ier das
Gebiet des späteren Truppenübungs-
platzes Döl lersheim ver lassen mußten.
Das Institut für Landeskunde versucht,
die Hintergründe der Err ichtung dieser
mi l i tär ischen Anlage und ihre Verwen-
dung während  des 2. Wel tkr ieges und
zur Zeit der Besetzung Niederöster-
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ausgibt. Erschienen ist 1987 der Band 9
der „Studien und Forschungen“, der
eine Gebietsmonographie über die Mol-
luskenfauna des Kamptales von Chri-
stina Frank enthält. Zur Zeit befindet
sich der 10. Band mit dem Titel „Berg-
bau in Niederösterreich“ in Druck. Er
enthält die Vorträge und einen Bericht
über die Diskussionen, welche auf dem
6. Symposion des Instituts für Landes-
kunde im Juli 1985 in Pitten abgehalten
wurden. In Vorbereitung ist der
11. Band über „Die bayerischen Hoch-
stifte und Klöster in der Geschichte Nie-
derösterreichs“ und eine Abhandlung
von Herwig' Weigl über den Adel des
Viertels ob dem Wienerwald im Spätmit-
telalter.
Von der Zeitschrift „Unsere Heimat“ er-
schien 1987 der 58. Jahrgang in 4 Hef-
ten, vom Jahrbuch für Landeskunde von
Niederösterreich der 53. Band der
neuen Folge, der dem Leiter der Abtei-
lung III/3 zum 60. Geburtstag gewidmet
wurde. ■

Publikationen des Landesarchivs
und des Instituts für Landeskunde

Das NÖ Landesarchiv gibt Zeitschriften
„NÖLA - Mitteilungen aus dem Nieder-
österreichischen Landesarchiv" heraus,
das Institut die Schriftenreihe „Studien
und Forschungen aus dem Niederöster-
reichischen Institut für Landeskunde“.
Die letztgenannte Publikationsreihe
wurde in die „NÖ Schriften - 5 Wissen-
schaft" aufgenommen, wodurch eine
schönere und repräsentativere Gestal-
tung ermöglicht wird.
Mitarbeiter des NÖ Landesarchivs und
des Instituts für Landeskunde redigieren
auch die Zeitschriften „Unsere Heimat“
und „Jahrbuch für Landeskunde von
Niederösterreich" sowie die Schriften-
reihe „Forschungen zur Landeskunde
von Niederösterreich“, welche der Ver-
ein für Landeskunde von Niederöster-
reich mit Unterstützung des Landes her-

reichs durch Truppen der UdSSR aufzu-
klären. Die Untersuchungen sollten sich
auch auf das Schicksal der Ausgesie-
delten erstrecken, doch konnte dieser
Teil der Forschungen aus Mangel an fi-
nanziellen Mitteln noch nicht aufgenom-
men werden.
Nach Abschluß dieser Arbeiten ist eine
Tagung über dieses Thema in Aussicht
genommen.

Landesbibliothek (III/4)

Fortbildungsveranstaltungen

• Im Rahmen der Ausbildung für den
Bibliotheks- und Dokumentationsdienst
stehen der NÖ Landesbibliothek zeit-
weilig Hospitanten zur Verfügung. Um
diese Prüfungskandidaten effizient in
den Arbeits- und Organisationsablauf
der NÖ Landesbibliothek ohne Störung
der laufenden Arbeit einzuführen, wur-
den ein Ausbildungsprogramm und ein
Ausbildungsplan für die Prüfungskandi-
daten schriftlich festgelegt.
• In einem Seminar der Vereinigung
Österreichischer Bibliothekare (VÖB)
wurde das EDV-System der NÖ Lan-
desbibliothek (NÖLB) in bezug auf das
Thema „Der Benützer-  vom Betroffenen
zum Beteiligten der Bibliotheksautoma-
tion" vorgestellt.

• Hoch-, Turm- oder Vertikalbau,
• Flach- oder Horizontalbau mit Le-
sehof,
• Mischform,
und liegt zwischen 0,5 ha und 0,8 ha.
Der Raum- und Personalbedarf steigt in
dieser Größenordnung, da bei einem
Standort außerhalb Wiens zur Erfüllung
der Aufgaben als wissenschaftliche All-
gemeinbibliothek eine großzügige Be-
standserweiterung unabdingbar ist.
Heute können viele Wissenschaftsberei-
che in der Sammeltätigkeit der NÖ Lan-
desbibliothek unberücksichtigt bleiben,
da die Literaturversorgung in allen Wis-
senschaftsbereichen durch die unmittel-
bare Nähe der Wiener Universitätsbi-
bliothek und der Österreichischen Na-
tionalbibliothek gewährleistet ist.

Verzettelung der alten
Bandkataloge abgeschlossen

Die Verzettelung der alten Bandkata-
loge wurde heuer abgeschlossen. Die
Bestände der NÖ Landesbibliothek bis
zum Jahr 1968 werden dem Publikum
im Jahr 1988 gleichfalls im Zettelkatalog
angeboten.

Schwerpunkte 1987

Als moderner Dienstleistungsbetrieb
des Landes Niederösterreich ist die
NÖ Landesbibliothek bemüht, ihre Auf-
gaben als wissenschaftliche Allgemein-
bibliothek zu erfüllen und auch den An-
sprüchen als Behördenbibliothek des
Amtes der NÖ Landesregierung nach-
zukommen. Richtlinie für diese Tätigkeit
ist die „Bibliotheksordnung für die Nie-
derösterreichische Landesbibliothek"
(Wien 1981).

Raum-, Personal- und
Grundstücksbedarf

Als Grundlage für die Hauptstadtpla-
nung wurde der Raum-, Personal- und
Grundstücksbedarf für eine Neuerrich-
tung der NÖ Landesbibliothek ermittelt.
Für den Bestandsbereich (Magazine
bzw. Freihandaufstellung für 500.000
Bände, Kartensammlung, Topographi-
sche und Porträtsammlung) wurden
4.215 m2, für den Mitarbeiterbereich
(40 Personen) 762,1 m2 und für den Be-
nützerbereich (38 Plätze) 825 m2, insge-
samt also 5.802,1 m2 nach zeitgemäßen
Meßzahlen errechnet. Für die techni-
sche Gebäudeausrüstung sind 8 %, für
Verkehrsflächen 20 % und für Konstruk-
tionsflächen 6 % vorzusehen, so daß
sich ein gesamter Flächenbedarf von
7.774,8 m2 ergibt.
Der Grundstücksbedarf richtet sich
nach der im Bauprojekt geplanten Ge-
bäudeform, wie z. B.

Leihgaben

Für die Ausstellung „Die Zeit Kaiser
Franz Josephs in Gumpoldskirchen“,
„Das Bild der Welt im Barock“, „Bruck
an der Leitha“, „150 Jahre Eisenbahn -
130 Jahre Westbahn“, „Prinz Eugen, der
Feldherr und sein Lieblingsschloß" und
„Bürgersinn und Aufbegehren - Bieder-
meier und Vormärz" stellte die NÖ Lan-
desbibliothek 26 Leihgaben aus den
Sammlungen zur Verfügung; 165 Ob-
jekte dienten als Reprovorlagen.

Donin-Legat

Vom Donin-Legat wurden 437 Bände in
die Bestände der NÖ Landesbibliothek
eingearbeitet.
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PeriodicaProbleme 1987

• Die E inbez iehung  der Sonde rsamm-
lungen in die au toma t i onsun te rs tü t z te
Bib l io theksverwal tung mußte  abe rma ls
zurückgestel l t  we rden ,  da der für d iese
Aufgabe vo rgesehene  Sachbea rbe i t e r
nicht zugetei l t  wu rde .
• Die vo r l i egenden  gedruck ten  Zu-
wachsverze ichn isse konn ten  wegen  der
derzeit zu hohen  Kos ten  nicht  masch i -
nell in die Da tenbank  BIBL e i nge lesen
werden.

Topographische Sammlung,
Porträtsammlung,
Flugblattsammlung und
Exlibrissammlung

Zugang bibliographischer Einheiten:
durch Kauf 299
durch Tausch 257
als Bibliotheksstück 767
als Geschenk 506

Gesamtbestand 1.829

1986

Topographische Ansichten 20.062 (+ 6)
Ansichtskarten und Fotos 47.058 (+ 4.097)
Porträts 3.512 (+ 3)
Flugblätter 551
Exlibris 413 (+ 55)
Kupferplatten 352

An Ze i t ungen ,  Ze i tschr i f ten und sons t i -
gen pe r i od i schen  Druckschr i f ten  wer-
den 1.829 b i b l i og raph i sche  E inhe i t en
ev iden t  geha l t en .

Benutzung: 193 Pe rsonen  (W ien :  129;
NÖ: 54; Haus :  10), 561 Or t smappen ,
139 Fo to-Or te ,  16 Po r t r ä tmappen .
Auskünfte: 51 Personen  (W ien :  31; NÖ:
14; Haus :  6).

Ziele 1988

• Dem 175 jäh r igen  Bes tand  der
NÖ Landesb ib l io thek  wird eine Auss te l -
lung gew idmet .  Das B ib l i o t heks foye r
wird zu d i esem Zwecke zu e inem Aus-
ste l lungsraum umges ta l t e t ,  in dem die
einzelnen Sammlungen  der NÖ Landes -
bibl iothek anschau l i ch  vo rges te l l t  wer-
den so l len.  Im Auss te l l ungska ta l og  wird
auch die Gesch i ch te  der NÖ Landesb i -
bl iothek darges te l l t  we rden .
• Alle Vora rbe i ten  für die EDV-e rs te i l t e
Zeitschri f tenl iste, in der alle Bes tände
der Per iod i ca -Ab te i l ung  verze ichne t
sind, werden  1988 abgesch lossen  und
ein Ausd ruck  bzw. eine M ic ro f i che -Aus -
gabe hergeste l l t .
• In einem Sonde rp rog ramm  so l l en  alle
in den Bandka ta logen  der NÖ Landes -
bibl iothek bis 1969 e i nge t ragenen  Titel
in die Da tenbank  BIBL e i ngegeben  wer-
den.
• Im Zuge der War tung  des NÖLB-B i -
b l io thekssys tems soll  die Mög l i chke i t
geschaffen we rden ,  alle in Bes te l l ung
bzw. Bea rbe i t ung  be f i nd l i chen  Titel in
die Da tenbank  BIBL e inzub r i ngen .

Benützerfrequenz der
Druckschriftensammlung

Anzahl der Leser 8.565 Personen
Anzahl der Entlehner 3.690 Personen
Diverse Auskünfte 19.590
Im Lesesaal benützte Werke 33.539 Bände
Entlehnte Werke 8.113 Bände
Aus anderen
Bibliotheken entlehnt 251 Bände
Fernleihe 59 Bände

Burgenkundliche Sammlung

1985

Ansichten 21.064
Zeitungsausschnitte

(Kuverts) 1.705 (+5)
Pläne und Karten 794 (+8)
Negative 4.950
Diapositive 2.261
Korrespondenzmappen 1.966

An den 248 Ö f fnungs tagen  besuch ten
12.255 Pe rsonen  als Leser bzw. Ent leh-
ner die NÖ Landesb ib l i o t hek .  Von die-
sen Lesern  kamen  57 ,45% aus Wien,
6,82 % aus Wiene r  D iens ts te l l en  des
Amtes  der NÖ Landes reg ie rung  und
35,73 % aus N iede rös te r re i ch .
Bei den En t l ehne rn  e rgaben  sich fol-
gende  Prozen tan te i le :  Wien 60 ,87%,
Wiene r  D iens t s te l l en  des Amtes  der
NÖ Landes reg ie rung  16 ,64% und Nie-
de rös te r re i ch  22,49 %.

Benutzung: 90 Personen  (Wien :  15; NÖ:
55; Haus :  20).

Restaurierungswerkstätte

In der Res tau r i e rungswerks tä t t e  der
NÖ Landesb ib l i o t hek  wu rden  f o l gende
Arbe i ten  du rchge füh r t :

Graphiken, Aquarelle und Fotos 7 Stück

Landkarten 1.571 Blätter

Pergament-, Leder- und
Leinenbindungen 58 Bände

Broschüren, Hefte und Mappen 106 Stück

Einschlagen von Buch-
umschlägen 382 Stück

Fremdobjekte und
Ausstellungsvorbereitungen 7 Objekte

Landkartensammlung

Landkartensammlung 1986

Sachtitel 2.000 (+ 15)
Kartenblätter 11.677 (+ 109)
Atlanten 169 (+ D

Statistik 1987

Druckschriftensammlung

Bücherzuwachs durch:
Kauf
Tausch
als Bibliotheksstück
als Geschenk

785 Bände
395 Bände
771 Bände

1.593 Bände

Gesamtzuwachs 3.544 Bände

Benutzung: 64 Personen  (Wien :  37; NÖ:
76; Haus :  10), 92 S igna tu ren ,  562 Blät-
ter. Auskünfte: 28 Pe rsonen  (Wien :  19;
NÖ: 9).

Der Bücherzuwachs  be t rug  vom Jänne r
bis e inschl ießl ich Dezember  1987 nach
Abzug von 54 Aussche idungen  net to
3.544 Bände.  Das erg ib t  e inen Gesamt -
bestand von 135.993 Bänden .
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Landesschulrat (LSR)

Schulpsychologie —
Bildungsberatung

Die bereits im Vorjahr deutlich gewor-
dene Nachfrage nach längerdauernder
Beratungstätigkeit durch Schulpsycho-
logen hat sich 1987 weiter verstärkt. Im-
mer mehr Eltern, Schüler und Lehrer fin-
den den Weg in die schulpsychologi-
schen Beratungsstellen, wenn Kinder
und Jugendliche Hilfe bei der Bewälti-
gung von Schulproblemen benötigen.
Besondere Häufungen ergaben sich am
Schuljahresende und am Beginn des
neuen Schuljahres nach negativ verlau-
fenen Wiederholungsprüfungen. In die-
sem Zusammenhang wurde die Koope-
ration zwischen Schulpsychologen,
Schülerberatern und Wirtschaftsförde-
rungsinstitut intensiviert, um erstens
den jungen Menschen rechtzeitig die
Wege zu einer erfolgreichen Ausbildung
zu zeigen und zu ebnen und zweitens
„Schulabbrechern“ die vielfältigen Mög-
lichkeiten einer Berufsausbildung in der
Wirtschaft näherzubringen.

- BG Wr. Neustadt, Frauengasse, Alt-
bausanierung, 1988 Fertigstellung;

- BG Hollabrunn (in Planung);
- BG Schwechat (in Planung) für 1988

in die ASFINAG-Liste aufgenommen;
- BG und BRG Gänserndorf, Erweite-

rung (in Planung);
- BORG Wr. Neustadt, Neubau (in Pla-

nung);
- BG und BRG Baden, Biondekgasse,

Erweiterung (in Planung);
- BG und BRG Baden, Frauengasse,

Umbau, Fertigstellung 1988;
- BRG Krems, Zubau (im Bau);
- BORG und BK St. Pölten, Generalsa-

nierung und Erweiterung (in Planung).
• BBS:
- BHAK Laa/Thaya, Neubau (im Bau);
- HTBLA Krems, Generalsanierung (in

Planung), Turnsäle im Bau;
- HTBLVA Waidhofen/Ybbs, Altbausa-

nierung;
- HBLA für wirtschaftliche Berufe

St. Pölten, Betriebsküche, Hauswirt-
schaft (im Bau);

- HBLA für Mode und Bekleidungstech-
nik Krems, Zubau (in Planung);

- HTBLVA Mödling, Neubau von Werk-
stätten (in Planung);

- BHAK und BHAS Waidhofen/Thaya,
Erweiterung (in Planung);

- BFS für Fremdenverkehrsberufe Retz
(in Planung).

Schwerpunkte 1987

Der Kompetenzbereich des Kollegiums
des Landesschulrates für Niederöster-
reich ist im Bundesschulaufsichtsge-
setz und in anderen Gesetzesbestim-
mungen, wie etwa im Schulorganisa-
tionsgesetz, im NÖ Pflichtschulgesetz,
im NÖ Landeslehrerdienst-Hoheitsge-
setz, im NÖ Schulzeitgesetz usw. taxativ
aufgezählt.
Der Landesschulrat für Niederösterreich
verwaltet 60 Bundesgebäude (Schulen
und Konvikte) mit den dazugehörigen
Liegenschaften sowie 12 Leasingbauten
und Einmietungen.
Damit verbunden sind Anmietungen zu-
sätzlicher Räume und Plätze für die
Durchführung von Leibesübungen, die
Erstellung von Kauf-, Tausch- und Miet-
verträgen bis zur grundbücherlichen
Durchführung durch die Finanzprokura-
tur einerseits und die Vermietung bzw.
Überlassung von Schulräumen an
außerschulische Personen (Vereine) an-
dererseits. Hiezu zählt weiters die
Durchführung der Inneneinrichtung der
obgenannten Objekte, teilweise auch
unter vertraglicher Heranziehung von
Architektenbüros, sowie die Ausstat-
tung mit Lehrmitteln und Betriebsmit-
teln, die einen ordnungsgemäßen Un-
terricht gewährleisten. Aus der Liegen-
schaftsverwaltung resultieren Entschei-
dungen über Ansprüche gegen den
Bund als Verwahrer für abhanden ge-
kommene Gegenstände.
Zu besorgen sind ferner die Raum- und
Funktionsprogramme für beabsichtigte
Neubauten, zu überwachen ist die Ein-
haltung von Verträgen im Zusammen-
hang mit dem Hallenbäderprogramm
des Bundes. Weiters sind die entspre-
chenden Vorsorgen für die Sicherheit
der Gebäudebenützer zur treffen. Die in
den bundeseigenen Schulgebäuden
befindlichen Dienstwohnungen werden
verwaltet.
In Durchführung des Privatschulgeset-
zes sind 9 private allgemeinbildende
höhere Schulen, 9 private technische
Lehranstalten, 7 private kaufmännische
Lehranstalten, 19 private Lehranstalten
für wirtschaftliche Berufe und das Aus-
bildungsinstitut für Mitarbeiter in der Er-
wachsenenbildung der Diözese St. Pöl-
ten, somit insgesamt 45 private Lehran-
stalten zu betreuen und zu beaufsichti-
gen, wozu noch 96 Musikhochschulen
kommen.

Lehrerfortbildung

In Schulkonferenzen, Lehrerarbeitsge-
meinschaften und Seminaren wurden in
organisatorischer Kooperation mit dem
Pädagogischen Institut und in enger Zu-

Gesamtzahl der Pflichtschüler

Schulbauprojekte

• AHS:
- BG Klosterneuburg, Altbausanierung;
- BG und BRG Waidhofen/Thaya, Er-

richtung von Sportfreianlagen;
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sammenarbeit mit der Schulaufsicht all-
gemeine und aktuelle Probleme der Er-
ziehung und der Verbesserung der Lei-
stungsmotivation besprochen.

Landesschülerbeirat

Die Wahl der Mitglieder des Landes-
schülerbeirates für das Schuljahr
1987/88 fand gemäß §20 SchVG am
17. Juni 1987 im Landesschulrat für Nie-
derösterreich statt. Die Anzahl der Mit-
glieder wurde vom Landesschulrat für
Niederösterreich mit 24 festgelegt. Es
konnten aus jedem der drei Bereiche
(AHS, BHS und BMS, Berufsschulen)
8 Mitglieder und eine Anzahl von Ersatz-
mitgliedern gewählt werden. Im Rahmen
dieser Wahl wurden drei Landesschul-
sprecher bestellt.

Entwicklung der Schülerzahlen im
technisch-gewerblichen Schulwesen

10.000

9.000

8.000

Probleme 1987

Am Pflichtschulsektor gab es im vergan-
genen Schuljahr auf dem Volksschul-
sektor eine leichte Erhöhung der Schü-
lerzahlen, welche sich auch noch im
nächsten Schuljahr fortsetzen wird. Da-
nach wird es wieder einen Rückgang
der Schülerzahlen geben. Bei den
Hauptschulen, Sonderschulen und
Schulen des Polytechnischen Lehrgan-
ges gibt es noch einen Rückgang der
Schülerzahlen, wobei regional große
Unterschiede bestehen. Vor allem in
den ländlichen Gebieten führt der Schü-
lerrückgang zu großen Problemen.
Vom Schuljahr 1986/87 zum Schuljahr
1987/88 ist die Zahl der Pflichtschüler
von 122.258 auf 120.841 zurückgegan-
gen. Ein weiterer Rückgang wird auch
noch in den kommenden Jahren erfol-
gen. Im Schuljahr 1987/88 war es mög-
lich, 265 Lehrer einzustellen, wobei sich
das Problem ergab, daß etwa 35 Lehrer
den Dienst nicht antraten. Es werden je-
doch in den kommenden Jahren weni-
ger Neueinstellungen erfolgen können,
sofern sich die Rechtslage nicht ändert.
Im Bereich der mittleren und höheren
Schulen ist in weiten Bereichen ein Sät-
tigungsgrad erreicht, und es wird immer
schwieriger auch voll geprüfte Lehrer
unterzubringen. Vor allem in den Fä-
chern Biologie und Umwelterziehung,
Geschichte und in den romanischen
Sprachen herrscht bereits ein großes
Überangebot. Bei den mittleren und hö-
heren Schulen konnten im Schuljahr
1987/88 303 Lehrer aufgenommen wer-
den; 118 geprüfte Lehrer mußten jedoch
abgewiesen werden.
Die Gesamtschülerzahl ist bei den mitt-
leren und höheren Schulen von 54.025
auf 53.121 zurückgegangen. Bei den all-
gemeinbildenden höheren Schulen sind
die Schülerzahlen der 1. Klassen um 54
gestiegen, das ist ein Plus von 1 ,36 %,
bei den Oberstufenformen (5. Klassen)

1977/78 78/79 79/80 80/81

Allgemeinbildende höhere Schulen
Gesamtzahl der Schüler

82 83
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Große Probleme gibt es infolge von Ko-
stensteigerungen auch beim Sachauf-
wand für die mittleren und höheren
Schulen.

Gesamtzahl der Pflichtschüler 1987/88 1986/87

Volksschulen 63.868 62.279
Hauptschulen 48.888 51.244
Polytechnische Lehrgänge
Sonderschulen und ange-

4.274 4.842

schlossene SOS-Klassen 3.811 3.893

Insgesamt 120.841 122.258

haben wir ein Minus von 63 Schülern,
das sind 9,18 %.
Bei den kaufmännischen Schulen ist bei
den Schülern der 1. Klassen wieder
eine Verminderung um 254 Schüler, das
ist ein Minus von 8,15%, eingetreten.
Bei den technischen und gewerblichen
Lehranstalten gibt es in der 1. Klasse
um 165 Schüler mehr, das ist ein Plus
von 9,3 %. Hier ist es vor allem darauf
zurückzuführen, daß eine Reihe neuer
Fachrichtungen eröffnet wurde. Die Ge-
samtzahl der Schüler hat sich um 228,
das ist ein Plus von 2,4 %, erhöht.
Bei den humanberuflichen Lehranstal-
ten gibt es in den 1. Klassen um
10 Schüler weniger, das ist ein Minus
von 0,34 %.
Auf dem Bausektor für die mittleren und
höheren Lehranstalten ist noch ein gro-
ßer Nachholbedarf vorhanden, der aus
budgetären Gründen nur langsam ab-
gebaut werden kann. Es werden jedoch
nur mehr sehr wenige Neuerrichtungen
von Schulen erforderlich sein. General-
sanierungen und Umbauten stehen im
Vordergrund.

Statistik 1987

Personalverwaltung 1987 1986

Landeslehrer:
Lehrpersonal an al lgemein-
bi ldenden Pflichtschulen 11.793 11.717
Lehrpersonal an Berufsschulen
(pragmatisiert) 446 440

Lehrer an mittleren und höheren
Schulen 5.504 5.419
Insgesamt 17.743 17.576

Gesamtzahl der Schüler
an mitt leren und höheren
Schulen

1987/88 1986/87

AHS 25.910 26.198
BBS
Berufsschulen (Schätzung auf
Grund der Schülerzahlen

27.211 27.827

1986/87) 25.000

Pensionisten (Landeslehrer) bzw.
Versorgungsgenußempfänger
nach Landeslehrern 5.145 5.142
Nichtlehrerpersonal 1.111 1.124
Insgesamt 23.999 23.842

Schülerbeihilfen 1986/87

Anträge 8.586
Positiv erledigt 6.298
Gesamtsumme S 68,309.825,-

Landwirtschaftliches Bildungswesen (VI/5)

Die NÖ Schulordnung wurde am 7. April
1987 kundgemacht (LGBI. 5025/8-0)
und beinhaltet die Rahmenbedingungen
für die Schul- und Heimordnungen der
landwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen.
Mit Verordnung vom 9. Dezember 1985,
LGBI. 5025/3-2, wurden die Schüler-
heim-, Lern- und Arbeitsmittelbeiträge
für die Berufs- und Fachschulen, bei
den Berufsschulen pro Woche mit 440
Schilling und bei den Fachschulen pro
Monat mit 2.200 Schilling festgesetzt.
Die Verhandlungen, daß landwirtschaft-
liche Schulzeiten im gewerblichen Be-
reich in gewisser Weise angerechnet
werden (Verordnung über den Ersatz
der Lehrabschlußprüfung auf Grund
schulmäßiger Ausbildung in land- und
forstwirtschaftlichen Fachschulen,
BGBl. Nr. 462/86), werden fortgesetzt.
Die Novelle 1986 zum NÖ Weinbauge-
setz, LGBI. 6150-2, sollte vor allem die
Möglichkeit ausschalten, Auspflanz-
rechte auf andere Personen zu übertra-
gen, da dies zu Mißbrauchen geführt
hatte; mit diesen Berechtigungen wurde
nämlich Handel getrieben.
Diese Novelle führte in der Realität auch
zu Härten, weshalb die NÖ Landesre-
gierung eine weitere Novelle zum
NÖ Weinbaugesetz 1974 dem Landtag
zur Beschlußfassung vorgelegt hat; der
einstimmige Beschluß im Landtag er-
folgte am 17. Dezember 1987.
Auf Grund der Vereinbarung über die
Errichtung einer gemeinsamen Kommis-

sion der Länder Niederösterreich und
Burgenland, hat die Kommission auch
im Jahre 1987 ihre Tätigkeiten fortge-
setzt.
In besonderer Weise wird die Abteilung
aber auch durch die im Weingesetz
nunmehr aufgenommenen Förderungs-
bestimmungen betroffen, da sowohl die
Angelegenheiten der Kommission als
auch die der Ende 1986 gegründeten
Weinmarketingseryice-Gesellschaft
über die Abteilung VI/5 laufen.
Die in der Weinbaugesetznovelle 1986
vorgesehene Gliederung der Weinbau-
lagen wurde durch die Verordnung über
Weinbaulagen, LGBI. 6150/5-0, ausge-
führt.

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeiten der Dienststelle umfas-
sen:
• alle schulbehördlichen Aufgaben hin-
sichtlich der landwirtschaftlichen Be-
rufs- und Fachschulen;
• alle Verwaltungs- und Bauaufgaben
im Bereich der landwirtschaftlichen Be-
rufs- und Fachschulen;
• die land- und forstwirtschaftliche Be-
rufsausbildung;
• die Wein-, Obst-, Qualitätsklassen-
und Gartenbauangelegenheiten.
In der Führung der Schul- und Internats-
betriebe der landwirtschaftlichen Schu-
len zeichnet sich auch im Jahre 1987
eine Tendenz zur Fachschule ab. Bei
den Berufsschulen stagniert die Schü-
lerzahl.
Weiters wird festgehalten, daß infolge
Raummangels die Heranziehung des In-
ternates an der landwirtschaftlichen Be-
rufsschule Ravelsbach auch im Schul-
jahr 1987/88 für die Unterbringung von
Berufsschülern der Gartenbauschule
Langenlois bis zur Fertigstellung eines
in Bau befindlichen Nebengebäudes
sich als notwendig erwies.
Die mit der Novelle 1986 zur Schulorga-
nisationsverordnung (LGBI. 5025/1-2)
angeordnete Änderung in der Schulor-
ganisation (Einführung der 4-Stufigkeit)
ist mit Lehrinhalten auszufüllen; ebenso
ist die Fremdpraxis vorzubereiten (Aus-
wahl der Praxisbetriebe).

Ausbauvorhaben in
landwirtschaftlichen Fachschulen

• Bruck an der Leitha: Der Schwer-
punkt der Sanierungsarbeiten war die
Umstellung der Heizungsanlage auf
Gasbetrieb. Infolge ausreichender Bud-
getmittel konnten weitere Adaptierungs-
und Renovierungsarbeiten an den be-
stehenden Gebäuden ins Auge gefaßt
werden.
• Langenlois: Infolge Raummangels
sowie wegen des sehr starken Schüler-
zustroms erwies sich der rasche Aus-
bau der Schule als dringend notwendig.
Dieses Bauvorhaben konnte im Jahre
1987 so weit vorangetrieben werden,
daß mit einer Fertigstellung noch im

82



Kultur, Sport, Bildung

Frühsommer des Jah res  1988 zu rech-

nen ist.
• Mit tergrabern:  Die d r i ngend  notwen-
dige T rocken legung ,  Dachsan ie rung
und Fassadene rneue rung  konnte  im
einsehbaren Teil der Schu le  abge-
schlossen we rden .
• Tulln: Die Arbei ten zur E r r i ch tung
einer Lehrwerks tä t tenha l le  konn ten  im
Jahre 1987 insowe i t  abgesch lossen
werden, als eine t e i lwe i se  I nbe t r i eb -
nahme bere i ts  e r fo lgen  konn te .
• Warth: Der Ausbau  der landwi r t -
schaft l ichen Fachschu le  in Warth  e rw ies
sich als no twend ig .  Die Baua rbe i t en
schreiten zügig voran .  Mit e iner Fer t ig -
stellung wird eben fa l l s  im F rühsommer
1988 zu rechnen  sein.

bes tehenden  landwirtschaftlichen Be-
rufsschulen unter  Be rücks i ch t i gung  der
2. und 3. Schu ls tu fe  f o l gende  Schü le r -
zah len  auf:

len, LGBI. 5025 /1 -2 )  fo rmu l ie r ten  Ausb i l -
dungsz ie l e  im Unte r r i ch t  we i t es tgehend
er re i chen  zu können .
• We i te re r  Ausbau und Adaptierung
von Schu len ,  um den Unter r i ch t  in mo-
de rne r  Art und We ise  ges ta l t en  und wei-
te r führen  zu können .  Hiezu darf j edoch
fes tgeha l ten  we rden ,  daß i n fo l ge  der
s tänd igen  Kred i t kü rzungen  (Spa rbud -
get) der Ausbau  bzw. die Adap t ie rung
der Schu len  auch we i t e rh in  nur in e inem
äußers t  begrenz ten  Umfang  vo rgenom-
men werden  kann.
Trotzdem sind f o l gende  Vo rhaben  vor-
gesehen :
- Landwi r t scha f t l i che  Fachschu le  Ga-
ming  (Neubau ) ,  Baubeg inn  F rüh jah r
1988;
- Landwi r tschaf t l i che  Fachschu le  Ot ten-
sch lag  (Adap t i e rung  des Sch losses ,
Beg inn  der Umbaua rbe i t en  F rüh jah r
1988).
H ins i ch t l i ch  d i ese r  be iden  Bauvo rhaben
hat die NÖ Landes reg ie rung  in den Sit-
zungen  vom 15. Dezember  bzw. vom
22. Dezember  1987 die e r fo rder l i chen
Besch lüsse  gefaßt .

Fachrichtungen Schüler

Landwirtschaft 421
Ländliche Hauswirtschaft 126
Gartenbau 330

Insgesamt 877

Landwirtschaftliche Fachschulen

Zu Beg inn  des Schu l j ah res  1987/88
wurde  der Un te r r i ch t  in 26 landwi r t -
scha f t l i chen  Fachschu len  ertei l t .  D iese
we i sen  fo lgende  Schü le r zah len  auf:

Ziele 1988

• Legistik: Anpassung  des NÖ Land-
wirtschaft l ichen Schu lgese t zes  an die
gegebenen Ums tände .  Die be re i t s  ein-
geleiteten Gesp räche  s ind for tzusetzen.
Weitere Ve rhand lungen  mit dem Bun-
desmin is ter ium für Hande l ,  Gewerbe
und Industr ie  so l l en  zu e iner  noch  ver-
besserten Ane rkennung  von landw i r t -
schaft l ichen Schu lze i ten  in der gewerb-
lichen Be ru f sausb i l dung  füh ren .  Be re i t s
eingeleitete Gesp räche  im Bundesm in i -
sterium für Land-  und Forstwi r tschaf t
sollen einer we i te ren  Ve rbesse rung  der
Weingesetze 1985 d i enen .
• Permanente Schulung und Weiterbil-
dung der Lehrkräf te,  um die in den neu
verordneten Leh rp länen  (Ve ro rdnung
über die O rgan i sa t i on  und die Lehr-
pläne der ö f fen t l i chen land-  und forst-
wirtschaft l ichen Beru fs -  und Fachschu -

Fachrichtungen Schulen Schüler

Landwirtschaft, Weinbau,
Kellerwirtschaft und Garten-
bau inkl. Winterschulen

Burschen
14 1.572

Ländliche Hauswirtschaft
inkl. FS Hochstraß

Mädchen
12 812

Insgesamt 26 2.384
Statistik 1987

Landwirtschaftliche
Berufsschulen

Zu Beg inn  des Schu l j ah res  1987/88
wird der Un te r r i ch t  in acht I n te rna tsbe -
ru f sschu len  ertei l t .
Im Schu l j ah r  1987 /88  we isen  die noch

Für die Bewä l t i gung  der v ie l f achen  Auf-
gaben  in den Schu l - ,  I n te rna ts -  und
Wir tschaf tsbet r ieben der Be ru fs - ,  Fach-
schu len  und Kursstä t ten sowie  in der
E rwachsenenb i l dung  im Fö rde rungs -
und Be ra tungsd iens t  steht derze i t  fol-
gende r  Pe rsona l s tand  zur Ve r fügung :
ca. 429 Lehrer  (e insch l ieß l i ch  Leiter und
D i rek to ren )  und ca. 359 Bed iens te te  für
Schu le  und In ternat  e insch l i eß l i ch  Ver-
wa l t ungs -  und Aush i l f sk rä f te  sow ie  Be-
t r euung  der Schu lw i r t scha f ten .  ■

NÖ Schul- und Kindergartenfonds (VIII/1,  VIII/6)

Die E innahmen  d ieses  Fonds  setzen
sich aus Beda r f szuwe i sungen ,  Be i t rä-
gen der Geme inden  und Geme indeve r -
bände, aus dem Rück f luß  gegebene r
Darlehen, e inem Landesbe i t r ag  und
nicht zuletzt aus Da r l ehensau fnahmen
zusammen.  Die Ausgaben  bes tehen
aus Beihi l fen und Da r l ehen  an die Ge-
meinden und Schu lgeme inden  sowie
aus den e i genen  Ve rp f l i ch tungen  aus
den Dar lehensau fnahmen .

Die Da r l ehen ,  die an die Geme inden
gewähr t  we rden ,  haben  eine Laufzeit
von 25 Jah ren  und werden  z i nsen los
gewähr t ,  so daß die vol le Z i nsen las t  für
die Da r l ehensau fnahme  aus Fondsm i t -
teln ge t ragen  wird.
Das Budge t  des Fonds  wird auf Jahre
im vo raus  gep lan t ,  dami t  das G le i chge -
wicht  zw ischen  den Verp f l i ch tungen  aus
den au fgenommenen  Da r l ehen  und den
Forde rungen  an die Geme inden  aus ge-
währ ten  Da r l ehen  nicht  gestör t  wird.
Das Kura to r i um des Fonds  trat in 3 Sit-
zungen  zusammen .  In d i esen  S i t zungen
wurden  die Mit te l  nach f o l gendem Vor-
ansch lag  ve rgeben :

Einnahmen
Beitrag des Landes (ord. VA) S 70,000.000,-
Bedarfszuweisungen S 218,466.000,-
Schulklassenbeiträge s 4,500.000,-
Darlehensaufnahme s 330,000.000,-
Darlehensrückflüsse s 114,663.000,-
Entnahme aus Rücklage s 50,000.000,-

Einnahmen insgesamt s 787,629.000,-

Ausgaben
Tilgung der Darlehen s 178,252.000,-
Zinsen für Darlehensaufnahmen s 161,457.000,-
Spesen für Darlehensaufnahme s 2,640.000,-
Beihilfen s 176,620.000,-
Darlehen s 268,250.000,-
Sonstige Ausgaben s 410.000,-

Ausgaben insgesamt s 787,629.000,-
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Schulen (VIII/1)

• Förderung der „Landeslehrerbüche-
rei“: Es wurden 176.000 Schilling ange-
wiesen.
• Beiträge zu den Kosten der Beauf-
sichtigung von Fahrschülern an allge-
meinbildenden öffentlichen Pflichtschu-
len außerhalb des Unterrichts: Für das
Schuljahr 1986/87 wurden Beiträge in
Gesamthöhe von 2,151.896,49 Schilling
an 286 Antragsteller bewilligt. Für das
1. Semester 1987/88 sind bis 31. Okto-
ber 1987 275 Ansuchen eingelangt.
• Schulerhaltungsbeiträge: Aus dem
für das Jahr 1987 vorgesehenen Kredit
von 2 Mio. Schilling (inklusive 200.000
Schilling für die Länder) wurden Schul-
erhaltungsbeiträge in Gesamthöhe von
1,714.468,93 Schilling an die gesetzli-
chen Schulerhalter angewiesen.
• Lehrerfortbildung: 250.000 Schilling
Kredit 1987 minus 50.000 Schilling (20%
Kreditsperre); 200.000 Schilling wurden
am 15. September 1987 an das Pädago-
gische Institut Baden angewiesen.
• Förderung der Lehrmittelbeschaffung:
Für die Lehrmittelbeschaffung wurden
239 Schulerhaltern Beiträge von insge-
samt 1,200.000 Schilling gewährt und
angewiesen. Für das Jahr 1987 sind
226 Ansuchen um Förderungszu-
schüsse für Lehrmittel eingelangt.
• Förderung der Anschaffung von EDV-
Geräten: Im Zusammenhang mit der
Einführung des Informatikunterrichts an
Polytechnischen Lehrgängen mit Be-
ginn des Schuljahres 1986/87 wurden
Förderungsmittel zur Anschaffung der
EDV-Geräte in Höhe von 2,880.000
Schilling für 64 Schulerhalter (Gemein-
den) angewiesen.

lerzahlen und den örtlichen Gegeben-
heiten verwendet.

Schwerpunkte 1987

Allgemeines
Dienst- und Besoldungsrecht der
Landeslehrer

In Sitzungen der NÖ Landeslehrerkom-
mission für allgemeinbildende Pflicht-
schulen wurden 58 schulfeste Leiterstel-
len und 300 schulfeste Lehrstellen nach
Ausschreibung durch definitive Ernen-
nungen besetzt.
Gemäß § 8 LDG 1984 wurden 19 Dienst-
posten besetzt.
Im Zusammenhang mit diesen Ernen-
nungen und Besetzungen wurden 660
abweisende Bescheide erlassen.
Weiters wurden 18 Entscheidungen
über Berufungen gegen dienst- und be-
soldungsrechtliche Bescheide des Lan-
desschulrates bzw. der Landeslehrer-
kommission gefällt; ferner wurden 4 Ge-
genschriften an den Verwaltungsge-
richtshof erstattet.

Die 9. und 10. Schulorganisationsge-
setz-Novelle bedingten eine neuerliche
Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes.
Außerdem wurden in Ausführung des
§113, Abs. 1 des Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetzes - LDG 1984, Bestim-
mungen über den Schutz des Lebens
und der Gesundheit der Landeslehrer in
das NÖ Pflichtschulgesetz eingefügt.
Das Begutachtungsverfahren hiezu ist
erfolgt.
Die Einführung des Informatikunterrich-
tes an Polytechnischen Lehrgängen mit
Beginn des Schuljahres 1986/87 erfor-
derte umfangreiche organisatorische,
vor allem koordinierende Maßnahmen,
damit sichergestellt ist, daß die von den
Schulerhaltern angekauften Geräte dem
durch den Lehrplan vorgegebenen An-
forderungsprofil entsprechen. Da in ab-
sehbarer Zeit voraussichtlich der Infor-
matikunterricht auch an Hauptschulen
eingeführt werden soll, können die an
den Polytechnischen Lehrgängen ge-
machten Erfahrungen an den Haupt-
schulen bereits berücksichtigt werden.
Das NÖ Landeslehrer-Diensthoheitsge-
setz 1976, LGBI. 2600-0, mußte nach
dem Inkrafttreten des Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes - LDG 1984,
BGBL Nr. 302/1984 samt Novelle BGBL
Nr. 550/1984, den neuen bundesrechtli-
chen Regelungen angepaßt werden.
Den Erfordernissen der Praxis entspre-
chend wurden die Zuständigkeiten des
Bezirksschulrates und des Landes-
schulrates neu geregelt. Das Begutach-
tungsverfahren hiezu ist erfolgt.

Religionslehrer

Für 388 Laien-Religionslehrer, 14 islami-
sche Religionslehrer und 427 Geistli-
che, die als kirchlich bestellte Religions-
lehrer der Diözesen und Religionsge-
sellschaften an Pflichtschulen in Nieder-
österreich unterrichteten, wurden die
Anweisung der Bezüge, Fahrtkostenzu-
schüsse und Reisegebühren veranlaßt;
weiters wurden die von den einzelnen
Diözesen vorgelegten Abfertigungsan-
suchen überprüft und in entsprechen-
der Höhe zur Anweisung gebracht.

Förderungen

Zu den Aufgaben der Abteilung gehört
die Verwaltung nachstehender Förde-
rungsmittel:
• Aufwandsentschädigungen für Schul-
aufsichtsbeamte: 3,120.000 Schilling.
• Schülerbeihilfen: Für begabte und be-
dürftige Schüler und Schülerinnen an
allgemeinbildenden höheren Schulen
(1. bis einschließlich 5. Klasse) wurden
im Schuljahr 1986/87 880 Schülerbeihil-
fen im Gesamtbetrag von 1,686.500
Schilling gewährt. Für das Schuljahr
1987/88 wurden 719 Schülerbeihilfen im
Gesamtbetrag von 2,207.200 Schilling
gewährt.
• Stipendien für Südtiroler Studenten:
Für in Österreich studierende Südtiroler
Hochschüler wurden im Jahre 1987
151.500 Schilling ausbezahlt.
• Österreichischer Auslandsstudenten-
dienst: Die Jahressubvention von
60.000 Schilling und der außerordentli-
che „Jubiläumsbeitrag“ von 40.000
Schilling wurden ausbezahlt.

Bildstellenwesen

Die Tätigkeit der NÖ Landesbildstelle
besteht in
• Schulung und Information der Lehrer
und Schulleiter, der Bildstellenleiter,
Mitarbeiter sowie der Schulaufsichtsor-
gane und Schulerhalter;
• Medienverleih;
• Medienbeschaffung;
• Geräteservice;
• Führung der Mediathek.

Sonderschulen des Landes

• Waldschule Wiener Neustadt, Heim
mit medinzinisch-therapeutischer Reh-
abilitation und Sonderschule für körper-
behinderte Kinder. Die Sanierung des
Internates ist nunmehr abgeschlossen.
Die Arbeiten für die Errichtung einer Ab-
wasserbeseitigungsanlage wurden ver-
geben. Für die Sanierung und den Um-
bau des Quertraktes zum Internat wur-
den die Baumeisterarbeiten, die Liefe-
rung von Kunststotfenstern, die Sani-
tätsinstallation und die Heizungsinstal-
lation vergeben. Die Ausschreibung
und Vergabe sämtlicher anderer Arbei-
ten ist im Gange.
• Sonstige Sonderschulen des Lan-
des: Allentsteig, Hinterbrühl, Holla-
brunn, Klosterneuburg, Gugging, Waid-
hofen/Ybbs. Der für den Betrieb der fünf
Schulen im Voranschlag des Landes
zur Verfügung gestellte Kredit wurde für
die einzelnen Schulen nach den Schü-

Probleme 1987

• Die Medienanforderungen (Filme
usw.) der Schulen können wegen der zu
geringen Auflagezahlen von Filmkopien
zu den jeweiligen Themen nur teilweise
erfüllt werden. Durch den Kopienmangel
und Personalmangel stößt auch die ter-
mingerechte Zuteilung an die Schulen
auf große Schwierigkeiten.
• Die spezielle Ausbildung der im Bild-
stellenwesen tätigen Lehrer (Bildstellen-
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Ziele 1988

• Schulung der Lehrer;
• Beratung der Schulerhalter und
Schulleiter zur Beschaffung von AV-Ge-
räten und Medien sowie hinsichtlich
einer zweckmäßigen Schul- und Klas-
seninstallation;
• Medien- und Gerätebeschaffung (An-
kauf) sowie Intensivierung der landes-

leiter und Mitarbeiter) wäre dringend er-
forderlich, um den Informations- und
Schulungserfordernissen für Lehrer und
Schulerhalter besser gerecht werden zu
können.
• Die Unterbringung und Versorgung
der Bildstellen (Gerätschaften, Einrich-
tungsgegenstände und Personal) ent-
spricht noch nicht den Erfordernissen.

spezifischen Medienproduktionen mit
Planung, Begutachtung, Bewertung so-
wie Bereitstellung für den Verleih;
• Ausbau der Mediathek;
• Ausbau der Bildstellen - personell,
räumlich und ausstattungsmäßig, um
den Anforderungen der Schulen ge-
recht zu werden;
• zeitgemäße Ausbildung der Bildstel-
lenleiter und des Personals der Landes-
bildstelle. ■

Sportförderung (1/4)

Univ. Prof. Dr. Raimund Sobotka in Zu-
sammenarbeit mit den Fessel + GfK-ln-
stitut geplant und durchgeführt und
konnte am 14. Oktober 1987 im Rahmen
einer Pressekonferenz den zahlreich er-
schienen Sportjournalisten vorgestellt
werden.
Im besonderen erfaßten die Meinungs-
forscher die Verbreitung des Sports und
der verschiedenen Sportarten in der
NÖ Bevölkerung, die sozialen Merk-
male der Sporttreibenden, die Entste-
hung des Sporttreibens, die Motivation
zum Sporttreiben und die Organisa-
tionsfragen des Sporttreibens.

Eine Reihe von Veranstaltungen und
Kursen mußte daher infolge der außer-
ordentlich großen Nachfrage bereits
disloziert durchgeführt werden. Hiemit
sind allerdings verwaltungstechnische
Schwierigkeiten verbunden.
Die Sportanlagen des BSZ Südstadt
(Außen- und Innenanlagen) wurden von
der NÖ Landessportschule im Jahr
1987 mit 8580 Stunden beansprucht.
Da über die NÖ Landessportschule nur
eine beschränkte Zuweisung an das
BSZ Südstadt (lediglich 40 Betten ste-
hen zur Verfügung) erfolgen kann und
überdies auch hier der Bund ein Priori-
tätsrecht genießt, konnten Kurse, Veran-
staltungen und auch Sitzungen nur im
gegebenen Rahmen erfolgen.
Nach wie vor werden die Vorstandssit-
zungen und Generalversammlungen
der Verbände regelmäßig durchgeführt.

Fortbildung (Trainer, Lehrwarte,
Funktionäre)

Nur eine regelmäßige Fortbildung von
Lehrwarten, Trainern und Vereinsfunktio-
nären garantiert eine erfolgreiche Sport-
ausübung.
1987 wurden insgesamt 72 Kurse in Zu-
sammenarbeit mit den NÖ Dach- und
Fachverbänden durchgeführt.
Die Kosten für Referenten und Kurslei-
ter, Skriptenmaterial, Benützung der
Sportstätten trägt das Land auf Grund
der Bestimmungen des NÖ Sportgeset-
zes.

Schwerpunkte 1987

NÖ Landessportschule St. Pölten

Als wohl bemerkenswerteste Weichen-
stellung für den niederösterreichischen
Sport im Jahre 1987 kann der Beschluß
gewertet werden, die NÖ Landessport-
schule in der Landeshauptstadt St. Pöl-
ten zu errichten. Es liegt auf der Hand,
daß von dieser sportpolitischen Maß-
nahme wertvolle Impulse für die Weiter-
entwicklung des Sports in seinem ge-
samten Erscheinungsbild zu erwarten
sind. Nach Festlegung des Standortes
in St. Pölten-Ratzersdorf wurde ein
Wettbewerb für Architekten ausge-
schrieben, für welchen großes Interesse
herrschte. Innerhalb der Einreichungs-
frist wurden mehr als 100 Bewerbungen
abgegeben.
Nach Schluß der Einreichungsfrist
wurde von der Fachjury das Projekt von
Dipl. Ing. Wolfgang Mistelbauer, Archi-
tekt in Baden, ausgewählt und am
10. Dezember 1987 den Medien präsen-
tiert. Man möchte nun sehr rasch zu
den Detailplanungen kommen, so daß
unter günstigen Voraussetzungen noch
im Jahr 1988 der Baubeginn für dieses
180-Millionen-Schilling-Projekt erfolgen
kann.

Sportehrenzeichen

Am NÖ Landesfeiertag 1987 erfolgte in
festlichem Rahmen in Mödling die Ver-
leihung von Sportehrenzeichen. 107
Sportehrenzeichen wurden an 19 Aktive
und 88 Funktionäre von Landeshaupt-
mann Siegfried Ludwig überreicht.
Von den Sportlern erhielten 11 das Eh-
renzeichen in Bronze, 5 in Silber und 3
jenes in Gold. Auf die Funktionäre ent-
fielen 20 bronzene Ehrenzeichen, 44 sil-
berne und 22 goldene (2 Gold - Ver-
sehrte).
Dazu ist zu bemerken, daß die Abtei-
lung mit dem Landessportrat im Sinne
der NÖ Sportehrenzeichenverordnung
die seitens der Verbände eingehenden
Anträge prüft, die über die Abtei-
lung l/AV der Landesregierung zur Be-
schlußfassung weitergeleitet werden.

NÖ Landessportschule,
Bundessportzentrum Südstadt

Wie wichtig die Entscheidung war, eine
eigene Landessportschule in St. Pölten
zu errichten, ergibt sich aus der Rück-
schau auf die Tätigkeit der Landessport-
schule im BSZ Südstadt.
Auf Grund der mit dem Bund getroffe-
nen Vereinbarung, 20 % an den Einrich-
tungen des Bundessportzentrums Süd-
stadt benützen zu dürfen, ergibt sich,
daß eine Intensivierung des Betriebes
nicht mehr möglich ist. Es konnte daher
den gesteigerten Wünschen der
NÖ Dach- und Fachverbände weiterhin
nur im gegebenen Rahmen nachge-
kommen werden.

Das Sportverhalten in
Niederösterreich

Um den Sport in Niederösterreich
grundlegend wissenschaftlich zu durch-
leuchten und in der Folge die entspre-
chenden Schwerpunkte für die Zukunft
zu setzen, wurde auf Initiative von Lan-
desrat Liese Prokop die Studie „Das
Sportverhalten in Niederösterreich und
seine Bestimmungsfaktoren“ in Auftrag
gegeben.
Die Studie wurde von den Sportwissen-
schaftlern Dr. Roland Bässler und

Veranstaltungen und Ehrungen

• 6. NÖ Landessporttag in St. Pölten
(22.-24. Mai 1987) und Ehrung der
Staatsmeister 1986;
• 10. Lehrlingssportfest der Berufs-
schulen im BSZ Südstadt (24. Juni
1987);
• 11. NÖ Versehrtentag im BSZ Süd-
stadt (13. September 1987);
• Verleihung von Sportehrenzeichen in
Mödling (15. November 1987);
• Vorstellung und Ehrung der Sportler
des Jahres (11 . Dezember 1987).
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1987 wurden 358 Personen sportärztlich
untersucht. Neben den Tauglichkeitsun-
tersuchungen wird auch eine Beratung
der Trainer durchgeführt.
Ferner wurde eine Reihe von Erstversor-
gungen bei akuten Sportunfällen vorran-
gig getätigt (Krankenhaus Mödling).
Im sportärztlichen Ambulatorium des
A. Ö. Krankenhauses der Stadt Krems,
das von Oberarzt Dr. Urbanek geleitet
wird, wurden 120 Leistungssportler mit
modernsten sportmedizinischen Metho-
den untersucht und beraten (TZW Waid-
hofen/Ybbs, Schihauptschule Lilienfeld,
Technische Lehranstalt Krems - Sport-
zug mit Fechten, Karate, Handball und
Radfahren, Fechtverein Krems, Paddel-
verein Tulln, Volleyball und Leichtathle-
tik Purgstall, Ruderverein Krems-Stein,
Zillenfahrer der Berufsfeuerwehren
usw.).
Dazu wird noch bemerkt, daß der Leiter
des Ambulatoriums OA Dr. Urbanek
auch die staatliche Trainerausbildung
absolviert hat und somit besonders für
die Beratung von Sportlern und Trainern
geeignet ist.

Förderung des Einsatzes von
Trainern und Lehrwarten

Im Einvernehmen mit den Dach- und
Fachverbänden wurden auch heuer wie-
der die Trainersubventionen nach dem
bisherigen Verteilungsschlüssel verge-
ben.
Die Förderung des Einsatzes von Trai-
nern und Lehrwarten verbessert die in-
nere Struktur der Verbände und wirkt
sich auf das Leistungsniveau der Ver-
eine besonders günstig aus. Eine um-
fassende Trainerkartei wird in der
NÖ Landessportschule geführt.

Der bisher sehr eng gehandhabte Be-
griff der „allgemeinen Anlagen“ (Sport-
hallen, Sportplätze, Hallenbäder) ist auf
viele der bisherigen speziellen Anlagen
auszudehnen. Sportanlagen, die nur
von Spezialisten benützt werden kön-
nen (z. B. Skisprungschanzen, Radrenn-
bahnen, Bobbahnen), sollten weiterhin
eine Sonderstellung einnehmen und als
„spezielle Sportanlagen" bezeichnet
werden.
Die Zuordnung von Anlagen, die sowohl
durch sportliche Freizeitaktivitäten als
auch durch Aktivitäten des Breiten- und
allenfalls des Spitzensports genutzt
werden, bedarf noch eingehender Dis-
kussionen.
Ob und wie weitgehende Grundlagen
und Richtlinien der Sportstättenleitplan
für die Bedarfsermittlung enthalten soll,
bedarf noch eingehender Diskussionen.
Es muß jedenfalls betont werden, daß
allfällige Richtlinien und Richtwerte zur
Bedarfsermittlung nur Entscheidungshil-
fen sein sollen, daß aber zur Bedarfs-
feststellung primär regionale und lokale
Gegebenheiten den Ausschlag geben
werden.
Qualität und Ausstattung der Anlagen
sind jedenfalls zu beachten, weil diese
wesentlichen Einfluß auf den möglichen
Nutzungsgrad haben.
Ob eine Kommission in den einzelnen
Bundesländern - zusammengesetzt aus
den wesentlichen Entscheidungsträ-
gern und Nutzervertretern - zur Erstel-
lung einer Projektliste gebildet werden
soll, muß noch diskutiert werden und
wird letztlich im Entscheidungsbereich
der Länder liegen.

Sportärztliche
Untersuchungsstelle

Das sportärztliche Ambulatorium des
Landes im BSZ Südstadt-LSS unter der
Leitung von Oberarzt Dr. Barthalsky be-
währt sich für die sportärztlichen Taug-
lichkeitsuntersuchungen auch weiterhin
bestens.

Sportstättenberatung

Die Beratungstätigkeit durch die Sport-
abteilung im Hinblick auf den gezielten
Einsatz der Sportförderungsmittel für
den Sportstättenbau wurde weiter inten-
siviert.
In sehr vielen Fällen konnten dadurch
Fehlplanungen vermieden und die Ef-
fektivität der eingesetzten Sportförde-
rungsmittel erhöht werden.
Die Beratung der Gemeinden und Ver-
eine bei der Errichtung, Um- und Neu-
gestaltung von Sportstätten und Sport-
einrichtungen sowie bei der Erstellung
von Finanzierungsplänen in Zusammen-
arbeit mit anderen Abteilungen des Am-
tes der NÖ Landesregierung steht nach
wie vor im Vordergrund und hat sich
bisher bestens bewährt.

Sportstättenleitplan

Der bereits im Jahre 1980 veröffentlichte
Sportstättenleitplan des Landes Nieder-
österreich wird nach den mit 31. Dezem-
ber 1987 durchgeführten Erhebungen
auf den letzten Stand gebracht. Auf
Grund der vom Österreichischen Institut
für Schul- und Sportstättenbau (ÖISS)
erstellten Richtwerte bzw. der im Raum-
ordnungsprogramm enthaltenen Anga-
ben über die Mindestausstattung der
einzelnen Gemeinden an allgemeinen
Sportanlagen einerseits und die Fest-
stellung des Bestandes andererseits er-
gibt sich für das Jahr 1987 wieder eine
gewaltige Steigerung.
Bei der Erstellung des Sportstättenleit-
planes bzw. des Raumordnungspro-
grammes wurde im Hinblick auf die Min-
destausstattung ein relativ großzügiger
Maßstab angelegt. Durch das Anstei-
gen der Energiekosten und der gestie-
genen Verschuldung der Gemeinden
begann vor allem bei Turn- und Mehr-
zweckhallen und bei Hallenbädern ein
Umdenken. Vor allem bei den Turnhal-
len geht der Trend zu den Mehrzweck-
hallen, um bei den hohen Errichtungs-
und Betriebskosten eine möglichst
große Auslastung zu erreichen.
In diesem Zusammenhang wurde beim
Österreichischen Institut für Schul- und
Sportstättenbau ein Arbeitskreis „Sport-
stättenleitplan“ ins Leben gerufen, der
sich mit der Aktualität der Richtwerte
beschäftigt. In diesem Arbeitskreis ist
das Bundesland Niederösterreich ver-
treten. Dort wurden unter anderem
Überlegungen angestellt, wie zweckmä-
ßig der Sportstättenleitplan bzw. der
Sportstättenleitplan in der derzeitigen
Form ist und inwieweit er an das geän-
derte Freizeitverhalten der Bevölkerung
anzupassen ist. Es wurde beschlossen,
den Sportstättenleitplan in zwei Teile zu
teilen:
• Teil 1 : (bisherige Sportstätten),
• Teil 2: Freizeitanlagen mit sportlicher

Nutzung.

Probleme 1987

Die Schwierigkeiten infolge der Abhän-
gigkeit von der Terminplanung des Bun-
dessportzentrums und der Eigenbe-

LR Prokop bei der
Präsentation des
Modells der Landes-
sportschule St. Pöl-
ten.
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darfsklausel belasten naturgemäß nach
wie vor den Betrieb der NÖ Landes-
sportschule. Obwohl seitens des Bun-
des ein entsprechendes Entgegenkom-
men gegeben ist, kann die Lösung des
Problems erst mit der Eröffnung der
Schule in St. Pölten erwartet werden.
Ein weiteres Problem stellt die Diskre-
panz zwischen Subventionswünschen
der Verbände, Vereine und Gemeinden
und den tatsächlichen vorhandenen
Förderungsmitteln dar.
Auf Grund der vom NÖ Landtag am
3. Dezember 1986 beschlossenen Än-
derung des NÖ Kultur- und Sportstät-
tenschillinggesetzes (nunmehr: NÖ Kul-
tur- und Sportschillinggesetz LGBI.
3610-2) ist jedoch zu erwarten, daß dem
niederösterreichischen Sport wesent-
lich mehr Mittel zur Verfügung gestellt
werden können.

Die Entwicklung des NO Sportbudgets 1977—87

in Mio. S

Ziele 1988

Sportwissenschaftliche Studie

Die bereits erwähnte sozialwissen-
schaftliche Studie soll noch weiter ge-
führt werden und Erkenntnisse in der
Richtung bringen, welche Bedeutung
der Schulsport auf das Sporttreiben der
Niederösterreicher hat. Ein diesbezügli-
cher Fragebogen wird vom Meinungs-
forschungsinstitut mit dem Landes-
schulrat für Niederösterreich erarbeitet.
Ferner wird eine qualitative Tiefenana-
lyse des Sports durchgeführt. Von den
Ergebnissen beider Studien werden so-
dann die künftigen sportpolitischen Ziel-
setzungen und damit Förderungs-
schwerpunkte bestimmt sein.

Der Qualitätsverbesserung dienen aber
auch die Errichtung von eigenen Was-
serversorgungsanlagen zur Pflege von
Rasenspielfeldern und Tennisplätzen
sowie die Anschaffung von Rasenmä-
hern und Loipenspurgeräten.

Förderung des Jugendsportes

Die ersten Erfahrungen mit dem 1986
erstmals aufgenommenen Budgetan-
satz haben gezeigt, daß dem gehobe-
nen Jugendleistungssport wertvolle Hil-
festellungen gegeben werden konnten.
Es ist daher auch in den nächsten Jah-
ren mit gezielten Förderungen zu rech-
nen, damit eine systematische Nach-
wuchspflege und Talentfindung für den
Spitzensport gesichert ist. ■

Förderung von Mietkosten für
Sportstätten

Weiterhin wird für Vereine die Möglich-
keit geboten, bei der Sportabteilung um
einen Zuschuß für aufgelaufene Hallen-
mietkosten, die entsprechend nachge-
wiesen werden müssen, anzusuchen.
Erweitert wurde diese finanzielle Hilfe
auch auf Vereine, die Kunsteisbahnen
benützen. Die Zuteilung der Geldmittel
erfolgt auf Grund eines mit dem Landes-
sportrat ausgearbeiteten Modells.

Förderung des Sportstättenbaues

Neben der Kontrolle und Begutachtung
neuer Projekte unter Beachtung des
Raumordnungsprogrammes für Freizeit
und Erholung beim Ausbau von Sport-
stätten wird nunmehr in verstärktem
Maße auf die Verbesserung der beste-
henden Sportanlagen das Augenmerk
gerichtet. Insbesondere sollen die für
einen ordnungsgemäßen Sportbetrieb
unbedingt erforderlichen Anlagen, wie
z. B. Umkleidekabinen, sanitäre Einrich-
tungen usw. auf einen zeitgemäßen
Standard gebracht werden.
Wie bisher wird die kostensparende
Verwendung von Alternativenergie
durch Einbau von Luftwärmepumpen für
die Erzeugung von Warmwasser in Um-
kleidekabinen durch verstärkte Subven-
tionen besonders gefördert.
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Wasser-, Land- und Forstwirtschaft

Agrarbezirksbehörde (ABB)

werden, da es mit dem derzeitigen Per-
sonalstand für die Fachabteilung un-
möglich ist, diese Arbeiten durchzufüh-
ren.
Bei Holz- und Bestandespflegemaßnah-
men, die außerhalb dieses Zeitraumes
fallen, wird versucht, die Landwirte ver-
mehrt beizuziehen. Hier ist erforderlich,
in kleineren Bereichen und punktuell mit
den betroffenen Landwirten Kontakt auf-
zunehmen, um die angestrebte Zielset-
zung stufenweise zu verwirklichen.
Im heurigen Jahr wurde bei der Boden-
vorbereitung für die Auspflanzungsflä-
chen erstmals ein großer Tiefengrubber
einer Maschinengenossenschaft in
Lohnarbeit eingesetzt. Sollte sich diese
Art der Bodenvorbereitung als zweck-
mäßig erweisen, ist daran gedacht, im
nächsten Jahr diese Arbeitsmethodik
und Arbeitsvergabe bei sämtlichen Flä-
chen vorzunehmen.
Bei der Gestaltung der Bodenschutzan-
lagen werden die ökologischen Zielset-
zungen durch den verstärkten Einbau
von Weißdorn, Heckenrosen und
Schlehdorn verwirklicht.

Probleme 1987

Die Einschulung neuer Mitarbeiter ist
ein Prozeß, mit dem wir wegen der kom-
plexen Materie im abgelaufenen Jahr
ständig beschäftigt waren.
Die Betreuung von neu in den Landes-
dienst aufgenommenen Juristen stellt
ebenfalls eine beträchtliche Belastung
dar, weil der normale Dienstbetrieb da-
neben unverändert weiterlaufen muß.
Wir glauben, daß diese Belastung ihre
Früchte darin trägt, daß die Tätigkeit der
Agrarbehörden weiteren Juristenkrei-
sen im Landesdienst bekannter wird.
Die Arbeitssitzungen zur Novellierung
des Flurverfassungs-Landesgesetzes
haben trotz intensiver Arbeit noch kein
endgültiges Ergebnis gebracht. Die
Frage der Fertigstellung des Novellie-
rungsvorschlags wird außerdem infolge
der neuen Legistischen Richtlinien
nochmals überdacht werden müssen.

Die NÖ Agrarbezirksbehörde ist zum
überwiegenden Teil mit Maßnahmen der
Bodenreform befaßt. Als neue Aufgabe
kam nun auch die Dorferneuerung
hinzu.
Die Aufgaben werden von den einzel-
nen Fachabteilungen durchgeführt, wo-
bei die Arbeiten aller Fachabteilungen
vielfach ineinandergreifen, um einen
entsprechenden Ablauf der Verfahren
zu ermöglichen.
Direkt dem Amtsvorstand sind drei
Fachabteilungen unterstellt: die Rechts-
fachabteilung, die Bodenschutzfachab-
teilung und die Organisationsfachabtei-
lung.

Rechtsfachabteilung

Tätigkeit und
Schwerpunkte 1987

Die Rechtsfachabteilung muß die Aufga-
ben der NÖ Agrarbezirksbehörde in
rechtlicher Hinsicht betreuen und unter-
stützen. Dieses Arbeitsgebiet ist sehr
weit gesteckt. Die Mitarbeiter der Abtei-
lung haben daher
• 499 Verhandlungen geführt; im Vor-
dergrund standen dabei im wesentli-
chen stets Fragen, die mit dem Grund-
eigentum Zusammenhängen und des-
halb mit Fingerspitzengefühl behandelt
werden müssen, nämlich in den ho-
heitsrechtlichen Bereichen des Flurver-
fassungs-Landesgesetzes (Zusammen-
legungen, Flurbereinigungen, Einzel-
und Sonderteilungen, Regelungen), des
Güter- und Seilwege-Landesgesetzes
zur Erhaltung der Weidewirtschaft in
Niederösterreich (Weideerklärungen,
Aufhebungen der Weideerklärung);
• 551 Genehmigungen im Zusammen-
hang mit der Aufsichtspflicht über
Agrargemeinschaften erteilt (§§ 47 und
48 des Flurverfassungsgesetzes);
• 4.176 Feststellungsbescheide im
Siedlungsverfahren und
• 708 Feststellungsbescheide im Flur-
bereinigungsverfahren (nach Vorlage
entsprechender Verträge) erlassen;
• an der Betreuung der Agrargemein-
schaften mitgewirkt, indem verschie-
denste rechtliche Probleme behandelt
und Fragen beantwortet wurden, die
sich in diesen Gemeinschaften erga-
ben.
Zahlenmäßig nicht erfaßbar sind dar-
über hinaus die vielen anderen Be-
scheide, Verordnungen, Verfügungen
und sonstige Mitteilungen, die das
Haus in schriftlicher Form verlassen ha-
ben.

Ziele 1988

• Klausurtagungen und Mitarbeiterbe-
sprechungen mit dem Ziel, eine einheit-
liche Vorgangsweise bei der Bearbei-
tung verschiedenster Materien zu fin-
den;
• Weiterbildung im Rahmen der NÖ-
VAK;
• weitergehende Verbesserung der in-
nerbehördlichen Zusammenarbeit mit
den anderen Fachabteilungen;
• verstärkte Kontakte mit den Oberbe-
hörden;
• nach Möglichkeit Abschluß der Vorar-
beiten zur Novellierung des Flurverfas-
sungs-Landesgesetzes ;
• weitere Betreuung von Ausbildungs-
juristen.

Bodenschutz-
fachabteilung
Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1987

Die Bodenschutzfachabteilung befaßt
sich mit der Errichtung bzw. Pflege von
Bodenschutzanlagen.
Bei den Arbeiten, die über die dreijäh-
rige Intensivpflege hinausgehen, hat
sich die Bodenschutzfachabteilung be-
müht, die Mithilfe der Landwirte zu akti-
vieren.
Der geforderte Rückschnitt der überhän-
genden Randreihen wird zwangsläufig
auf Grund der technischen Geräte, über
die die Bodenschutzfachabteilung ver-
fügt, von dieser vorgenommen. Die Auf-
arbeitung und Verwertung des Oberhol-
zes mußte den Landwirten überlassen

Probleme 1987

Bei der Wiederbegründung von alten
Bodenschutzanlagen kann eine solche
von der Bodenschutzfachabteilung nur
maschinell erfolgen. Die Heranziehung
der Landwirte (Entfernung der Wurzel-
stöcke, händische Neuaussetzung der
Bäume), bereitet gewisse Schwierigkeii-
ten, da die Bereitschaft hiezu nicht sehr
groß ist.

Ziele 1988

Um dem Wunsch einer naturnahen
Pflanzenauswahl gerecht zu werden,
wurde im heurigen Jahr begonnen, Er-
hebungen von naturnahen Standorten
(Hecken, Feldgehölze, Waldränder u. a.)
durchzuführen, um auch in Zukunft die
Pflanzenproduktion und in der Folge die
Gestaltung der Anlagen darauf abzu-
stimmen.

Statistik 1987

1987 wurden von der Bodenschutzfach-
abteilung folgende Leistungen erbracht:
• Neuauspflanzungen (Frühjahr 1987).
Es wurden in 35 KG’s 135 Bodenschutz-
anlagen mit einer Gesamtlänge von
31 Kilometer, das sind 31 Hektar, aus-
gepflanzt. Davon wurden allein 80 Anla-
gen im Zuge von 17 Z-Verfahren errich-
tet. Der Rest von 55 Anlagen entfiel auf
Vorhaben, die auf Grund von Privatan-
trägen durchgeführt wurden. Für die
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teln neben der Auspflanzung und der
dreijährigen Intensivpflege noch weitere
umfassende Arbeiten vorgenommen
wurden, wie z. B. Drainabsicherungen,
Bestandes- und Holzpflegemaßnahmen
sowie die umfangreichen Pflegearbeiten
des Heckenschnittes.

Organisations-
fachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1987

• Öffentlichkeitsarbeit.
• Neben der Öffentlichkeitsarbeit ist die
Kulturtechnische Sachverständigentä-
tigkeit der Organisationsfachabteilung
zugeordnet. Diese umfaßt:
- die Erstellung von Einleitungsgutach-
ten bei Flurbereinigungsverfahren,
- die Überprüfung der Bauprojekte
(Fremdprojekte) der Abteilungen B/6
und B/3-B des Amtes der NÖ Landes-
regierung zum Plan der gemeinsamen
Anlagen bei Agrarverfahren,
- die kulturtechnische Beratung der
Operationsleiter,
- die Erstellung von Eigenprojekten
und Variationsvorschlägen mit Kosten-
schätzungen bei Rückverweisung im
Zuge von Berufungen und Parteienan-
trägen,
- die Begutachtung von Güterwegpro-
jekten nach dem Güter- und Seilwegge-
setz;
• Koordinierung der Dorferneuerungs-
aktivitäten;
• Sonstige Aufgaben der Abteilung
sind:
- die Führung einer Kartei über die sta-
tistischen Daten bei Zusammenlegun-
gen,
- das Sammeln aller wissenschaftli-
chen Veröffentlichungen über Bodenre-
formmaßnahmen des In- und Auslan-
des,
- die Redigierung des Tätigkeitsberich-
tes der NÖ Agrarbezirksbehörde,
- die Führung eines Mängelkataloges
des Flurverfassungs-Landesgesetzes
und Mitarbeit an Vorschlägen zur Ände-
rung des Flurverfassungs-Landesgeset-
zes (FLG),
- die Ausarbeitung der Stellenbe-
schreibung bei der NÖ Agrarbezirksbe-
hörde,
- die Herausgabe des Nachrichtenblat-
tes der NÖ Agrarbezirksbehörde,
- die Mitarbeit bei der Dezentralisation
der Behörde.

Probleme 1987

Die finanzielle Bedeckung der Öffent-
lichkeitsarbeit ist ungeklärt. Eine Koordi-
nierung der Ausstellungsaktivitäten mit
anderen Abteilungen des Landes ist
wünschenswert und wird angestrebt.

Neuanlagen wurden 144.000 Pflanzen
benötigt.
• Wiederbegründungen (Frühjahr
1987). Es wurden in 13 KG's 19 Boden-
schutz- und LFI-Anlagen mit einer
Länge von 8 Kilometern, das sind
5 Hektar, wiederbegründet. Dafür wur-
den etwa 22.000 Pflanzen benötigt. Die
Leistung der gesamten Frühjahrsaus-
pflanzung beträgt daher: 154 Anlagen in
48 KG’s, das sind 39 Kilometer oder
36 Hektar. Dazu wurden 166.000 Pflan-
zen benötigt.
• Herbstackerung (September, Okto-
ber 1987). Diese umfaßt die Bodenvor-
bereitung jener Bodenschutzanlagen,
die im Frühjahr 1988 neu ausgepflanzt
werden; es wurde in 35 KG's 44 Kilome-
ter, das sind 37 Hektar, tiefgeackert
bzw. tiefgegrubbert.
• Herbstackerungen für Wiederbe-
gründungen (September, Oktober
1987). Hiebei handelt es sich um die Er-
neuerung sanierungsbedüftiger Boden-
schutzanlagen oder Anlagen, die durch
die Landesforstinspektion errichtet wur-
den. Es wurden in 17 KG’s 11 Kilometer,
das sind 7 Hektar, derartige Anlagen
geschlägert oder gerodet und eine Tie-
fackerung, Tiefenlockerung durchge-
führt, bzw. es erfolgte bei den geschlä-
gerten Anlagen die Erneuerung mittels
Erdbohrers. Die Leistung der gesamten
Bodenvorbereitung beträgt demnach
55 Kilometer, das sind 44 Hektar in
52 KG’s.
• Drainabsicherungen (1. Jänner bis
31. Oktober 1987). Um im Kreuzungsbe-
reich von Bodenschutzanlagen mit
Drainsystemen das Einwachsen der
Wurzeln in die Tonrohre zu verhindern,
werden Drainabsicherungen durchge-
führt. Das Ausmaß von verlegten PVC-
Rohren und aktiven Supplementärsträn-
gen beträgt 940 Laufmeter. Derartige
Absicherungen wurden in 5 Gemeinden
bei 12 Baupunkten durchgeführt. Die
Kosten hiefür betrugen 180.000 Schilling
(inklusive Mehrwertsteuer).
• Pflegearbeiten und Nachbesserun-
gen. Die Pflegearbeiten erstrecken sich
auf die dreijährige Intensivpflege (ma-
schinelle und chemische Unkrautbe-
kämpfung, Wildabwehr, Schädlingsbe-
kämpfung usw.) und die Holzpflege bei
älteren Anlagen (Heckenschnitt, Durch-
läuterung, Schlägerung, Teilrodung,
Nachbesserung). Es wurden insgesamt
440 Hektar Bodenschutzanlagen ge-
pflegt, das sind 1.400 Einzelflächen in
145 Gemeinden. An Nachbesserungs-
pflanzen wurden etwa 30.000 Stück ver-
setzt.
• Kostenberechnung. Für die Berech-
nung der Kosten dient das im Jahr 1986
zugewiesene Budget (Sachausgaben)
in der Höhe von 6,5 Mio. Schilling. Mit
diesen Budgetmitteln wurden 39,8848
Hektar errichtet. Das ergibt einen Hekt-
arsatz von 165.000 Schilling (inklusive
Mehrwertsteuer). Es wird jedoch aus-
drücklich vermerkt, daß mit diesen Mit-

Ziele 1988

Weitere verstärkte Öffentlichkeitsarbeit,
vor allem im Bereich Dorferneuerung
und Landschaftspflege. Ausarbeitung
von konkreten Dezentralisierungsüber-
legungen. Erstellung einer Stellenbe-
schreibung für die Behörde.

Agrartechnische
Abteilung

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Die Agrartechnische Abteilung wird vom
Technischen Leiter geführt. Sie umfaßt
fünf technische Fachabteilungen:
• die Landwirtschaftliche Fachabtei-
lung;
• die Fachabteilung für Teilung, Rege-
lung und Forstwirtschaft und
• drei Zusammenlegungsfachabteilun-
gen.
Die Haupttätigkeit der Landwirtschaftli-
chen Fachabteilung lag in der Bewer-
tung der Grundstücke in Zusammenle-
gungsverfahren, in der Ausarbeitung
von Richtlinien für die Bewertung und in
der Erstellung von Gutachten für alle
Bodenreformmaßnahmen. Der Schwer-
punkt der Tätigkeit der Fachabteilung für
Teilung, Regelung und Forstwirtschaft
lag bei der Teilung von agrargemein-
schaftlichen Grundstücken, teilweise in
Verbindung mit einem Zusammenle-
gungsverfahren. Regelungsverfahren
und die in diesem Zusammenhang an-
fallenden forstlichen und vermessungs-
technischen Arbeiten sind ein weiterer
Tätigkeitsbereich. Gutachten und Stel-
lungnahmen für Rodungen, Bringungs-
rechte, Weideangelegenheiten, Auffor-
stungen und Flurplanungen wurden
ebenfalls durchgeführt.
Die Zusammenlegungsfachabteilungen
betreuen die einzelnen Zusammenle-
gungs- und Flurbereinigungsverfahren.
Aufklärung und ständige fachliche Bera-
tung der Operationsleiter gehören
ebenso zur Aufgabe der Zusammenle-
gungsfachabteilungsleiter wie die Erfül-
lung von Spezialaufgaben wie EDV,
Gruppenflurbereinigung und Stellung-
nahmen zu Gesetzesentwürfen.

F lurp lanung

Die Flurplanung dient den Gemeinden
als Entscheidungshilfe für die Einleitung
eines Zusammenlegungs- oder Flurbe-
reinigungsverfahrens. Darüber hinaus
kann auch der vielfach gewünschte
Wegeausbau sinnvoll erfolgen. Richtet
er sich nach der Flurplanung, dann
kann er ein später nachfolgendes Agrar-
verfahren nicht behindern. Die Gemein-
den bekommen als Ergebnis der Flur-
planung, Planungsunterlagen (Luftbil-
der, Wegenetzvorschläge, Kosten-
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ten Fläche von den Landwirten aufge-
bracht werden muß, damit die ange-
strebten 2 bis 3 % linienhafte Elemente
erreicht werden können.
Da nun die ersten Gemeinden, die unter
den gewandelten Bedingungen begon-
nen wurden, zur Übergabe gelangen,
stellt sich nun sehr dringend die Frage
der Erhaltung und Pflege der Grünanla-
gen. Unter dem Schlagwort Biotopma-
nagement werden umfassende Überle-
gungen für eine gesicherte Pflege dis-
kutiert.

Agrargemeinschaf ten

Die Fachabteilung für Teilung und Rege-
lung, die für die Agrargemeinschaften
Niederösterreichs fachlich zuständig ist,
führte, um eine bessere Bewirtschaf-
tung der einzelnen Agrargemeinschaf-
ten zu erreichen, 8 Waldbauseminare
für deren Mitglieder durch. Die durch-
schnittliche Teilnehmerzahl je Seminar
lag bei 50 Personen.
Für die österreichische Forsttagung
1987 in Prottes wurde ein Exkursionstag
in den Agrargemeinschaftswald Hohen-
ruppersdorf organisiert. Die Probleme
des Eichensterbens durch die Eichen-
mistel und durch die allgemeine Um-
weltsituation wurde drastisch vor Augen
geführt.

dien zu betreuen. Die Dorferneuerungs-
betreuer haben neben den Ersterhebun-
gen in den Gemeinden, der Erstellung
eines Mängelkataloges, den Ausschrei-
bungen an die Architekten, der Hilfestel-
lung bei der Gründung eines Dorfver-
eins, noch eine Unmenge von Arbeiten
zu leisten. Sie müssen über Förde-
rungsmöglichkeiten informieren, sie
müssen die notwendige Aufklärung
über Sinn und Umfang der Aktion den
Bürgern, den Gemeindevertretern, aber
auch den Planern erläutern. Sie müssen
Spannungen, die sich bei konkreten
Planungen zwischen den einzelnen mit
der Dorferneuerung befaßten Gruppen
zwangsläufig ergeben, auszugleichen
versuchen.
Die NÖ Agrarbezirksbehörde hat sich in
der Grundlagenbeschaffung und -erhe-
bung sehr stark engagiert. Die für die
Erstellung von Dorferneuerungsplänen
erforderlichen Planunterlagen wie Kata-
sterpläne und Luftbilder (Orthophotos)
können über die NÖ Agrarbezirksbe-
hörde bezogen werden. Die Ausarbei-
tung eines Mängelerhebungsbogens
wurde ebenfalls durchgeführt. Ein EDV-
Programm auf PC-Basis ist im Moment
in Erprobung, um die immer größer wer-
dende Zahl von betreuten Gemeinden
besser erfassen zu können.

plane), die ihnen die Entscheidung:
„Kommassierung ja oder nein“ erleich-
tern.

Landeshauptstadt  und
Flurplanung

Im engsten Einvernehmen mit der Stadt-
gemeinde St. Pölten und dem Haupt-
stadtmanagement werden in den zur
Stadt St. Pölten gehörenden Umlandge-
meinden Flurplanungen durchgeführt.
Neben der Berücksichtigung der künftig
notwendigen Verkehrsinfrastruktur wer-
den dem Hauptstadtmanagement Hilfen
beim Erwerb von Grundstücken zu spä-
teren Tauschzwecken geboten.

Alm und Weide

Neben den im gesetzlichen Rahmen zu
erfolgenden Agrarverfahren:
• Servitutsregelungen,
• Trennung Wald - Weide (Rodungs-
verhandlungen),
• Erstellung und Verhandlung von
Pachtverträgen und
• Erstellung von Weidewirtschaftsplä-
nen
wurden seitens des Alminspektorates
verschiedene Aktivitäten gesetzt.
• Fortführung des Luftbildprojektes
Hochwechsel mit den Schwerpunkten:
- Information über Vegetation,
- das Geländemodell bei der stereo-
skopischen Betrachtung,
- Bodenkenndaten und
- Flächenfeststellungen.
Weiters ist es möglich, bei Maßnahmen
wie Wegebau und Schipistenbau im
äußerst sensiblen Alm- und Weidebe-
reich vorausschauend „sanfte Eingriffe"
zu planen, diese zu dokumentieren und
eine begleitende Kontrolle auszuüben.
• Trockenrasenbewirtschaftung. Der
Trockenrasen gehört zu den am mei-
sten gefährdeten Biotopen in Europa.
Trockenrasen sind deswegen von gro-
ßer Bedeutung, weil sie folgende Funk-
tionen erfüllen:
- Artenschutz,
- Wissenschaftliche Argumente,
- Landwirtschaftliche Aspekte und
- kulturhistorische Bedeutung.
Um die Trockenrasengebiete vor der
Verbuschung zu bewahren, wird in Nie-
derösterreich durch Wanderschafher-
den versucht, diese Flächen durch Be-
weidung freizuhalten (Projekt Hunds-
heim, Projekt Weikendorfer Remise,
Projekt Petronell Heidentorwiese).

Agrarökologie

Die verstärkte Berücksichtigung agrar-
ökologischer Belange in unseren Zu-
sammenlegungs- und Flurbereinigungs-
verfahren wird fortgesetzt. Nachdem
schon für alle im Jahr 1985 begonnenen
Verfahren eine ökologische Bestands-
aufnahme zwingend vorgeschrieben
wurde, die schließlich in einen Land-
schaftsgestaltungsplan zu münden
hatte, kann man heute schon etwas
über die tatsächliche Umsetzung aussa-
gen.
Die von uns erhaltenen bzw. neu ge-
schaffenen Landschaftselemente sollen
als vernetztes System, es hat sich dafür
der Begriff Biotopverbundsystem einge-
bürgert, eine stärker ökologisch orien-
tierte Landwirtschaft ermöglichen. Es
soll die Erosion mindern, das Kleinklima
verbessern und ein funktionierendes
Schädlings-Nützlingssystem aufbauen
helfen.
Die Landwirte zeigen sich teilweise der
Erosionsproblematik und der Kleinkli-
maverbesserung gegenüber aufge-
schlossen. Wenig Verständnis wird
dem Artenschutz und einem reagieren-
den Schädlings-Nützlingssystem entge-
gengebracht. Es bedarf oft vieler Aufklä-
rungen und Verhandlungen, um die
Landwirte von der Notwendigkeit dieser
Maßnahmen zu überzeugen.
Ganz allgemein kann gesagt werden,
daß für ökologische Maßnahmen zu-
sätzlich etwa 1 bis 2 % der eingebrach-

Öffentlichkeitsarbeit

Neben einer Unzahl von Aufklärungsvor-
trägen für zusammenlegungsinteres-
sierte Gemeinden wurde auch die Zu-
sammenarbeit mit den landwirtschaftli-
chen Schulen intensiviert. Auf Grund
des Erfolges des Projektunterrichtes
„Landschaftsplanung“ an der landwirt-
schaftlichen Fachschule Edelhof wird
mit heurigem Schuljahr an 3 weiteren
Schulen mit einem Projektunterricht be-
gonnen.
Landwirte und Ökologen der Agrarbe-
zirksbehörde unterstützen dabei die
Lehrer in fachlicher Hinsicht.
Kontakte zu verschiedenen Institutionen
wie Raiffeisenverband, NÖ Akademie,
Landesjagdverband, Marchfeldkanalge-
sellschaft, World Wild Life Found, ORF
und Universitätsinstitute haben sich vor
allem durch die laufenden Forschungs-
projekte ergeben.

Probleme 1987

• Abhängigkeit von Entscheidungen
bei örtlichen Projekten (Marchfeldkanal,
Straßen- und Autobahnbau);
• Terminprobleme bei Vermessung und
Absteckung speziell zum Zeitpunkt von
Arbeitsspitzen im Herbst;
• Belassung und Einbau von Land-
schaftselementen unter Verzicht auf

Dorferneuerung

Die NÖ Agrarbezirksbehörde als eine
der 4 technischen Abteilungen des Lan-
des, die gemeinsam die Dorferneue-
rung in Niederösterreich betreuen, hat
derzeit 43 Dorferneuerungsverfahren in
den unterschiedlichsten Verfahrenssta-
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Statistik 1987

Technisch abgeschlossene Verfahren

günstig geformte Bewirtschaftungsflä-
chen;
• fehlende Entscheidungen der Oberin-
stanzen, inwieweit die geplanten Grün-
maßnahmen „gemeinsame Anlagen“ im
Sinne des Flurverfassungs-Landesge-
setzes sind.

Agrargemeinschaften

Verfahren Fläche
in ha Parteien

8 Revisionen 645 461
8 Einzelteilungen 239 150
4 Regelungen 673 207
2 Flurbereinigungen 267 12

Insgesamt 1.824 830

Verfahren Fläche
in ha Parteien

14 Zusammenlegungs-
verfahren 4.347 1.637

33 Flurbereinigungsverfahren 906 277

Insgesamt 5.253 1.914

Agrarrecht (VI/4)

die Vorbereitung und Teilnahme an der
Durchführung von Jagdprüfungen und
Jagdaufseherprüfungen und nicht zu-
letzt die Herausgabe einschlägiger Vor-
schriften und Erlässe.

Veterinärrechtsangelegenheiten

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung als Berufungsinstanz in Veterinär-
strafsachen, insbesondere bei Übertre-
tungen von Rechtsvorschriften, die zum
Schutze von Tier und Mensch vor Seu-
chen, vor allem der Wutkrankheit, erlas-
sen wurden, tätig. Weiters fallen in den
Aufgabenbereich der Abteilung die Ko-
ordinierung der legistischen Tätigkeit
der Unterbehörden, insbesondere bei
Erlassung von Verordnungen mit örtlich
begrenztem Geltungsbereich im Falle
des Auftretens von Tierseuchen
(Schweinepest, Wutkrankheit u. ä.).
Schließlich obliegen der Abteilung legi-
stische Arbeiten, wie Durchführungsver-
ordnungen nach dem Tierseuchenge-
setz, RGBl Nr. 177/1909, in der Fassung
der Tierseuchengesetznovelle 1978,
BGBl. Nr. 220, nach dem Fleischunter-
suchungsgesetz, BGBl. Nr. 522/1982,
sowie nach der Vollzugsanweisung be-
treffend die Verwertung von Gegenstän-
den animalischer Herkunft in Tierkörper-
verwertungsanstalten (Tierkörperverwer-
tung), StGBI. Nr. 241/1919, in der Fas-
sung BGBl. Nr. 660/1977.

Angelegenheiten der
Tierzuchtförderung

Der Abteilung obliegt die Vollziehung
des NÖ Tierzuchtförderungsgesetzes
1975, LGBI. 6300-1, und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Verord-
nungen (Erteilung von Bewilligungen für
erhöhte Kuhumlagen, Widerruf der Zu-
lassung als Besamungstechniker, Ent-
scheidungen über Einsprüche gegen
den Ausspruch der Hengstkörkommis-
sion).

Die Abteilung ist in I. und II. Instanz zur
Vollziehung der auf dem Gebiet des
Agrarwesens im weitesten Sinn erlasse-
nen Gesetze und Verordnungen zustän-
dig. Dazu gehören vor allem die Angele-
genheiten des Grundverkehrs, des Aus-
ländergrundverkehrs, des Marktwe-
sens, des Kulturflächenschutzes, des
Jagd-, Fischerei-, Forst- und Veterinär-
wesens und schließlich die Angelegen-
heiten der NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer, der NÖ Landarbeiterkammer
und der NÖ Tierärztekammer.
Zum weiteren Aufgabenbereich zählt die
Wahrnehmung des Aufsichtsrechtes
über die NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer, die NÖ Landarbeiterkammer,
die NÖ Tierärztekammer und über den
NÖ Landesjagdverband.

Fischereiangelegenheiten

Auch in diesem Rechtsbereich wird die
Abteilung in I. und II. Instanz tätig und
arbeitet auch hier mit der Abteilung VI/
11, welche die Amtssachverständigen
stellt, zusammen. Revierbildungs- und
-Umbildungsarbeiten, die Kontaktnahme
mit den einzelnen Fischereirevieraus-
schüssen und die Teilnahme an den ge-
meinsamen Sitzungen derselben er-
möglichen eine praxisnahe Vollziehung
der fischereirechtlichen Normen. Ein
Entwurf einer Novelle zum NÖ Fische-
reigesetz wurde ausgearbeitet.

Forstrechtsangelegenheiten

Hier hat die Abteilung zum Teil in I... zum
Teil in II. und zum Teil in letzter Instanz
tätig zu werden.

Grundverkehrsangelegenheiten

• Grundverkehrs-Landeskommission.
Bei der Abteilung ist die Geschäftsstelle
der als Berufungsbehörde tätigen
Grundverkehrs-Landeskommission ein-
gerichtet. Der Vorsitzende und der Be-
richterstatter sowie deren Stellvertreter
werden aus dem Stand der Bedienste-
ten der Abteilung gestellt.
• Ausländergrundverkehr. In erster In-
stanz entscheidet die bei der Abteilung
eingerichtete Ausländergrundverkehrs-
kommission, wobei Beamte den Vorsit-
zenden und den Berichterstatter stellen.
Über Berufungen gegen Bescheide der
Ausländergrundverkehrskommission
entscheidet in zweiter Instanz die Abtei-
lung.
• NÖ Grundverkehrsgesetz. Zu die-
sem Gesetz wurde eine Novelle ausge-
arbeitet.

Schwerpunkte 1987

Jagdangelegenheiten

Auf dem Gebiet des Jagdwesens bzw.
bei der Vollziehung dieser Normen war
insbesondere darauf Bedacht zu neh-
men, daß im Rahmen der Abschußpla-
nung beim Schalenwild die Interessen
an der Erhaltung des Waldes berück-
sichtigt wurden. Auf Grund der bisher
erfolgten Abschußplangestaltung
konnte erreicht werden, daß keine er-
heblichen neuen Wildschäden aufgetre-
ten sind.
Die Abteilung wird in Vollziehung der
jagdrechtlichen Vorschriften sowohl in I.
als auch in II. und letzter Instanz tätig.
Sie bereitet darüber hinaus die Arbeiten
der Landeswahlkommission für Jagd-
ausschußwahlen vor, verwertet Stel-
lungnahmen des von ihr einzuberufen-
den Landesjagdbeirates und die Gut-
achten der Amtssachverständigen und
nimmt in Wahrnehmung ihres Aufsichts-
rechtes durch einen Vertreter an den
Sitzungen der Organe des Landes-
jagdverbandes teil. Zum weiteren Auf-
gabenbereich zählt die Kontaktauf-
nahme mit verschiedenen Interessens-
vertretungen und Institutionen in Ange-
legenheiten des Jagdwesens, ebenso

Landarbeitsrecht

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung vorwiegend legistisch tätig. Es ob-
liegt ihr die Erarbeitung von Gesetzes-
entwürfen in Ausführung des Landar-
beitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, so-
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• NÖ Fischereigesetz, Änderung;
• Saatgutverordnung, Änderung;
• NÖ Bienenzuchtgesetz, Änderung;
• NÖ Tierzuchtförderungsgesetz, Ände-
rung;
• NÖ Landarbeiterkammergesetz, Än-
derung;
• NÖ Landarbeiterkammer-Wahlord-
nung, Änderung;
• Verordnung über die Vornahme der
Tierärztlichen Untersuchung von Tieren
bei der Beförderung mit Eisenbahnen,
Schiffen, Kraftfahrzeugen (Anhängern)
und Luftfahrzeugen in Niederösterreich,
Änderung.

dende Wildschäden Antragsrecht und
Parteistellung zukommt. Dadurch erge-
ben sich erhebliche Auswirkungen auf
die Vollziehüng des NÖ Jagdgesetzes
1974.
Der Forstdirektor gehört dem Landes-
jagdbeirat mit beratender Stimme an.
Es wird notwendig sein, diesbezüglich
gesetzliche Änderungen vorzunehmen,
da es nicht vereinbar scheint, daß der
Forstdirektor in Verfahren betreffend
Waldschäden nach §§ 98 und 100 des
NÖ Jagdgesetzes 1974 einerseits als
Partei und andererseits als Behörden-
vertreter im Verfahren Gutachtertätigkeit
besorgt. Dem Forstdirektor unterstehen
als Leiter der Forstabteilung Forstaka-
demiker, die in diesen Verfahren als
Amtssachverständige herangezogen
werden. Ist nun der Forstdirektor Partei
im Verfahren, ergibt sich die Frage, in-
wieweit eine objektive Gutachtertätigkeit
gewährleistet ist.
Mit der Viehwirtschaftsgesetz-Novelle
1987 wurden jene Tierarten, deren Hal-
tung Beschränkungen unterworfen ist,
erweitert. Auf Grund der Novelle ist die
Zuständigkeit des Landeshauptmannes
gegeben, Ausnahmen von den Be-
schränkungen zu genehmigen.

wie des Gleichbehandlungsgesetzes,
BGBl. Nr. 108/1979, in der Fassung des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 290/1985.
Weiters fällt in den Aufgabenbereich der
Abteilung die Abgabe von Stellungnah-
men und die Erstattung von Berichten
zu internationalen Übereinkommen auf
dem Gebiete des Landesarbeitsrechtes
sowie des Schutzes land- und forstwirt-
schaftlicher Dienstnehmer. Schließlich
ist bei der Abteilung eine Gleichbe-
handlungskommission errichtet, die
sich mit allen die Diskriminierung weibli-
cher oder männlicher Dienstnehmer bei
der Festsetzung des Entgeltes, bei der
Gewährung freiwilliger Sozialleistungen,
die kein Entgelt darstellen, sowie Maß-
nahmen bei der Aus- und Weiterbildung
auf betrieblicher Ebene beruhenden
Fragen zu befassen hat.

Bescheide:
Jagdrecht 72
Forstrecht 96
Fischereirecht 16
Veterinärstrafrecht 35
Kulturflächengesetz 11
Futtermittelgesetz 3
Mindestpflanzabstände 5
Ausländergrundverkehr 211
Grundverkehr 26
Berufungsentscheidungen
gegen Bescheide der
Ausländergrundverkehrs-
kommission 49
Landarbeitsordnung 8

Jagdprüfungsansuchen 155
Jagdaufseherprüfungsansuchen 21
Kollektivvertragshinterlegungen 4
Rechtliche Stellungnahmen,
Begutachtungen 96
Beschwerden:

Verfassungsgerichtshof 5
Verwaltungsgerichtshof 24

Ausländergrundverkehrssitzungen 9
Grundverkehrssitzungen 4
Jagdprüfungstage 19
Jagdaufseherprüfungstage 4

Obereinigungskommission

Auf Grund der NÖ Landarbeitsordnung
1973, LGBI. 9020-11, ist bei der Abtei-
lung die Obereinigungskommission ein-
gerichtet. Diese hat vorwiegend die Re-
gistrierung und Kundmachung der hin-
terlegten Kollektivverträge sowie deren
Abänderung oder Verlängerung zu be-
sorgen.

Ziele 1988

Ungeachtet der beendeten Rechtsberei-
nigung ist es eine Zielsetzung der Abtei-
lung, die geltenden Rechtsnormen je-
weils den neuen Anforderungen ent-
sprechend zu gestalten, wobei den In-
tentionen der Deregulierung und der
sprachlichen Verständlichkeit Rech-
nung getragen werden soll.
Durch eine Novellierung des Grundver-
kehrsgesetzes soll angestrebt werden,
daß insbesondere im Bereich des land-
wirtschaflichen Grundverkehrs durch
eine klare Abgrenzung zwischen Land-
wirt und Nebenerwerbslandwirt die Voll-
ziehung erleichtert wird. Mit einer Novel-
lierung des NÖ Bienenzuchtgesetzes
soll insbesondere eine Vereinfachung
hinsichtlich der Aufstellung von Wan-
derbienenständen erreicht werden.

Angelegenheiten der
Viehwirtschaft

Auf diesem Rechtsgebiet ist die Abtei-
lung vorwiegend mit der Überwachung
der Kontrolle der Einhaltung der gesetz-
lichen bzw. bewilligten Bestandesgrö-
ßen durch die Unterbehörden nach dem
Viehwirtschaftsgesetz 1983, BGBL
Nr. 621, in der Fassung der Viehwirt-
schaftsgesetz-Novelle 1987, BGBl.
Nr, 325, betraut.Es obliegt ihr überdies
die Abfassung des jährlichen Kontroll-
berichtes an das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft zwecks Wei-
terleitung an den Hauptausschuß des
Nationalrates. Auf Grund der in der
Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 1987 ent-
haltenen Erweiterung der einer Hal-
tungsbeschränkung unterliegenden
Tierarten und der damit in Zusammen-
hang vorgesehenen Übergangsbestim-
mung sind Bescheide betreffend Aus-
nahmebewilligungen von den Haltungs-
beschränkungen zu erlassen.

■

Statistik 1987

Legistische Arbeiten

• Verordnung über die Festsetzung der
Entgelte für die Abholung und unschäd-
liche Beseitigung der Kadaver, Konfis-
kate und tierischen Abfälle;
• NÖ Jagdverordnung, Änderung;
• NÖ Klärschlamm- und Müllkompost-
gesetz;
• NÖ Grundverkehrsgesetz, Änderung;
• Verordnung Gebietsweise Schonung
von Rebhuhn, Fasanhenne, Feldhase,
Änderung;

Probleme 1987

Am 1. Jänner 1988 soll die Forstgesetz-
Novelle 1988 in Kraft treten, die unter
anderem eine Verfassungsbestimmung
dahingehend vorsieht, daß dem Leiter
des Forstaufsichtsdienstes beim Amt
der Landesregierung in den landesge-
setzlich vorgesehenen Verfahren zum
Schutze des Waldes gegen waldgefähr-
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Förderung der Landwirtschaft (VI/ 12)

Schwerpunkte 1987

Das Land als Träger von Privatrechten
ist verpflichtet, durch Förderungsmaß-
nahmen beizutragen, den Bestand und
eine zeitgemäße Entwicklung der Land-
und Forstwirtschaft in Niederösterreich,
insbesonders in ihren Formen der Voll-,
Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, zum
Wohle der Allgemeinheit zu sichern (§ 1
des NÖ Landwirtschaftsgesetzes, LGBI.
6100-3).
• Realisierung von Förderungspro-
grammen für strukturschwache ländli-
che Gebiete (Sonderprogramme für die
Land- und Forstwirtschaft);
• Durchführung von Grundaufstok-
kungsprojekten;
• Abwicklung der landwirtschaftlichen
Wohnbauförderung und Bauberatung
sowie Planung von landwirtschaftlichen
Wohn- und Wirtschaftsgebäuden, vor
allem unter Berücksichtigung einer orts-
bildangepaßten Baugestaltung;
• Förderung der Anwendung neuer
Energiequellen und Beratung hinsicht-
lich der Verwendung von Alternativener-
gieanlagen, der Wärmedämmung und
des Energiesparens;
• Organisation des Dorfhelferinnen-
dienstes und der sozialen Betriebshilfe
durch den Einsatz von Zivildienern;
• Förderung der Behebung von Kata-
strophenschäden;
• Erstellung des Berichtes über die
wirtschaftliche und soziale Lage der
Land- und Forstwirtschaft in Nieder-
österreich;
• Geschäftsführung des NÖ landwirt-
schaftlichen Siedlungsfonds;
• Verwaltung des NÖ landwirtschaftli-
chen Wohnbauförderungsfonds;
• Durchführung der Förderungsmaß-
nahme „Jungübernehmerförderung“;
• Laufende Anpassung der einschlägi-
gen Förderungsrichtlinien an die sich
ändernden Gegebenheiten;
• Teilnahme der Aktion „Baugestaltung
landwirtschaftlicher Bauten in Nieder-
österreich“ an insgesamt 8 Ausstellun-
gen bzw. Messen;
• Redaktion und Herausgabe der Infor-
mationsbroschüre „Baugestaltung land-
wirtschaftlicher Bauten in Niederöster-
reich".

summe pro Betrieb zur Besserung der
wirtschaftlichen Verhältnisse gewähren
zu können.
Hinsichtlich der schlechter werdenden
Zahlungsmoral bei der Ratentilgung von
gewährten Landesdarlehen ist festzu-
stellen, daß vermehrt Mahnungen und
zum Teil auch Zwangsmaßnahmen getä-
tigt werden müssen, wodurch ein ver-
mehrter Verwaltungsaufwand erforder-
lich ist.
Im Bereich der Grundaufstockung ist
durch die Änderung des Grunderwerb-
steuergesetzes eine Abnahme der Kauf-
lust zu bemerken, darum waren im Jahr
1987 weniger AIK-Mittel erforderlich. Da-
her fielen die geringen Bundesmittel
nicht so stark ins Gewicht. Jedoch ist
bei steigender Kauflust wieder mit
einem AIK-Engpaß zu rechnen.
Bei Alternativenergieheizungen ist eine
der Förderungsvoraussetzungen das
Erfordernis, daß die Heizungsanlagen
den Bestimmungen des NÖ Luftreinhal-
tegesetzes entsprechen müssen. Bei
strohbefeuerten Kleinanlagen gibt es
derzeit keine technisch entsprechend
ausgereiften Konstruktionen.

• Verstärkter Einsatz der Förderungs-
mittel in Pilotprojekten (Flachsschwung-
anlage, Fernheizwerke usw.);
• Organisation und Durchführung der
zweiten Agrarenquete und
• Redaktion und Herausgabe von Bro-
schüren über einzelne Aufgabenberei-
che der Abteilung Vl/12.

Statistik 1987

Landwirtschaftliches Siedlungswesen

Landwirtschaftliche Aussiedlungen,
Baumaßnahmen nach Hoferwerb

27 Projekte, davon 6 fertiggestellt:
Landesmittel -
Bundesmittel S 10.000, -
Wohnbaudarlehen S 760.000,-
Al-Kredite S 6,050.000,-
Eigenmittel 8 13,468.000,-

Gesamtinvestitionskosten S 20,288.000,-

Grundaufstockung

4 Projekte;
Fläche: 56,26 Hektar
Kaufpreis (gerundet) 8 19,301.770,-Ziele 1988

• Verbesserung der Infrastruktur des
ländlichen Raumes, insbesondere Fort-
führung des Sonderprogrammes für
den Ausbau und die Erhaltung des
ländlichen Wegenetzes und Vollversor-
gung mit Telefonanschlüssen, be-
stimmte Elektrifizierungsmaßnahmen;
• Förderung der Besitzaufstockung zur
wirtschaftlichen Festigung der Betriebe;
• Verhinderung der Abwanderung aus
Problemgebieten durch einkommensi-
chernde Maßnahmen (Weiterführung
der Sonderprogramme für das Grenz-
land, das Waldviertel, die Wachau, den
Wienerwald, das Berggebiet-Süd, das
Steinfeld und das Nördliche Weinviertel,
Gewährung von Ausgleichszahlungen
zur Erhaltung der Kultur- und Erholungs-
landschaft);
• Verstärkung der Bauberatung vor al-
lem im Hinblick auf arbeitswirtschaftli-
che Aspekte, Kosteneinsparung, Wär-
medämmung und Baukörpergestaltung,
Mitarbeit bei der Dorferneuerung;
• Verstärkte Förderung des Einsatzes
von wirtschaftlich vertretbaren Alterna-
tivenergieanlagen (Holzschnitzelheizun-
gen, Wärmepumpen usw.);
• Förderung von alternativen Produk-
tionszweigen zur Verminderung der
Agrarimporte;
• Förderung von gemeinsamen Ver-
marktungseinrichtungen, insbesondere
für land- und forstwirtschaftliche Pro-
duktionsalternativen;

Passiver Hochwasserschutz,
insbesondere Aussiedlung Marchland-Süd

4 Landesbeihilfen S 95.170,—
4 Bundesbeihilfen S 295.440,—

Verbesserung der Wohnverhältnisse
in der Landwirtschaft

Darlehen aus dem NÖ landwirtschaftlichen Wohn-
bauförderungsfonds
(Neubauten, Um-, Zu- und Aufbauten, Bau-
gestaltungsmaßnahmen, Wärmeschutz-
maßnahmen, Holzheizungen)

540 Anträge genehmigt S 54,124.000,—
578 Darlehen ausbezahlt S 56,769.500,—

Landarbeitereigenheimbau (Förderungsmittel)

Überweisung an die
NÖ Landarbeiterkammer S 960.000 —

Probleme 1987

Im Bereich der Notstandsmaßnahmen
ist eine steigende Verschuldung der
bäuerlichen Betriebe, insbesondere bei
spezialisierten Betrieben festzustellen.
Im Jahr 1987 wurde die Darlehens-
summe von 200.000 Schilling auf
00.000 Schilling erhöht, um in beson-

deren Fällen eine höhere Darlehens-
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Sozialmaßnahmen

Dorfhelferinnendienst
Verbesserung der Infrastruktur im
ländlichen Raum

Jungübernehmerförderung

2%iger Zinsenzuschuz zu einem aufgenommenen
Agrarinvestitionskredit
162 Bewilligte Ansuchen,

Kreditvolumen S 25,557.000,—
Ausbezahlte Zinsenzuschüsse S 2,581.921,33

Elektrifizierung Personalstand zum 31. Dezember 1987:
45 Dorfhelferinnen (davon 18 in Karenz)
10.199 Arbeitstage zu durchschnittlich 10 Arbeits-
stunden in 601 Einsätzen (972 Kinder betreut)

Vollelektrifizierung: 82 Projekte
Landesbeihilfe S 3,360.950,-

Restelektrifizierung:
28 Anschlüsse

Landesbeihilfe
Siedlungselektrifizierung:
401 Anschlüsse

S 1,135.078,-

Landesbeihilfe
Hausanschlußverstärkungen:
14 Verstärkungen

s 2,392.880,-

Landesbeihilfe s 405.078,-

Insgesamt 8 7,293.986,-

Betriebshilfe (Maschinenringeinsätze)

Landesbeitrag Einsatzstunden S 271.552,30
Förderung der Anwendung neuer Energiequellen
(Alternativenergien)

Wärmerückgewinnungsanlagen, Strohheizungen,
Holzheizungen, Solaranlagen usw.:
313 Anträge ausbezahlt

Landesdarlehen S 22,350.000,—

Berufsausbildung

Landesmittel an die
NÖ Landarbeiterkammer S 1,500.000,—

Sonstige Förderungen

Viehabsatzförderung

Zur Stützung des Mast- und Schlachtvieh- sowie
des Zucht- und Nutzviehexportes wurden an die
NÖ Landes-Landwirtschaftskammer überwiesen:
Landesmittel S 142,000.000,—

Grenzlandsonderprogramm
Telefonanschlüsse

Aus Landesmitteln wurden bisher an die mit der
Durchführung des Programmes beauftragten
Dienststellen und Institutionen überwiesen:
NÖ Landes-Landwirtschaftskammer

Landw. Regionalförderung S
Verkehrserschließung S
Forstaufschließung S
Geländerkorrektur S

4,200.000,—
2,500.000,—
2,450.000,—

900.000,-
Abteilung B/6 und ABB

Verkehrserschließung, agrari-
sche Operationen und ge-
meinsame Anlagen S 11,746.085,59

Abteilung B/3-B
Landw. Wasserbau S 5,500.000,-

Abteilung VI/11
Forstaufschließung
Schlempenentsorgungsaktion

S
S

2,450.000,—
253.914,41

Insgesamt S 30,000.000,-

Landesmittel für weitere Sonderprogramme

Waldviertelsonderprogramm
Wienerwaldsonderprogramm
Wachausonderprogramm
Sonderprogramm
Berggebiet-Süd
Steinfeld
Nördliches Weinviertel

S
S
S

S
S
S

10,000.000,—
500.000,—

3,000.000,—

5,000.000,—
1,000.000,—
3,500.000,-

162 Anschlüsse fertiggestellt, Akonto-Zahlungen
für 1 in Bau befindliche Gemeinschaft
Landesbeihilfen S 782.253,-
Bundesbeihilfen S 172.580,-

Insgesamt S 954.833,-

Förderung der Behebung von
Katastrophenschäden

1.522 Beihilfen Landesmittel S 19,285.000,—
Abteilung B/6 (Güterwegschäden) S 11,000.000,—

Insgesamt S 30,285.000,—

Güterwegsonderprogramm

An die Abt, B/6 wurden zur Abwicklung des
Programms weitergeleitet:
Landesmittel S 80,000.000,—

Unterstützungen zur Verbesserung
der Produktionsgrundlagen, der
Produktivität und der Erhaltung der
Existenz bäuerlicher Betriebe
Unterstützungen zur Erhaltung bäuerlicher Be-
triebe
(Notstands- und Besitzfestigungsdarlehen, Not-
standsbeihilfen, Besitzfestigungsbeihilfen)

Prämienverbilligung zur Hagelversicherung

Zuschuß als Landesmitteln S 17,450.000,—

Gartenbauförderung

Landesmittel an die NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer S 350.000,—142 Notstandsdarlehen

27 Notstandsbeihilfen
5 Besitzfestigungsdarlehen
2 Besitzfestigungsbeihilfen

S 23,530.000,-
S 384.948,66
S 590.000,—
S 8.000,-

Landesmittel insgesamt S 24,512.948,66

Beiträge an Interessenvertretungen

NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer S 105,000.000,—
NÖ Landarbeiterkammer S 5,300.000,—

Insgesamt S 110,300.000,—

Forstwirtschaft (VI/11)

Das Aufgabengebiet der Abteilung
VI/11 - Landesforstdirektion - umfaßt im
wesentlichen drei Bereiche:
• Durchführung der Hoheitsaufgaben;
• Bewältigung der forstlichen Förde-
rung (waldbauliche Maßnahmen, Forst-
aufschließung, Aufklärung und Bera-
tung);
• Führung der Wirtschaftsbethebe, der
Landesforstgärten und des Bauhofes
Simmering.

Allgemeine
Hoheitsaufgaben

Schwerpunkte 1987

• Die Überprüfung der vorgelegten
Waldentwicklungspläne durch das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft wurde abgeschlossen. Die
4 Waldentwicklungs-Teilpläne für die

politischen Bezirke Amstetten, Lilien-
feld, St. Pölten und Scheibbs sind be-
reits genehmigt. Die Waldentwicklungs-
Teilpläne für die restlichen Bezirke wer-
den zur Zeit überarbeitet und sodann
dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zur Genehmigung vorge-
legt.
• Im Bereich der Forstschutzagenden
der Abteilung VI/11 erfordern die nie-
derösterreichischen Erhebungen be-
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Amstetten (Grein) nach §52 FG 1975
angelaufen. Die Ergebnisse der Waldzu-
standsinventur 1987 zeigen annähernd
gleichbleibende Verhältnisse bzw. eine
leichte Verbesserung des Waldzustan-
des beim Nadelholz. Beim Laubholz
hingegen konnte eine Verschlechterung
des Waldzustandes festgestellt werden.
Für die annähernd gleichbleibenden
Verhältnisse beim Nadelholz können
möglicherweise die Witterungsverhält-
nisse im Frühjahr und Sommer 1987 als
Ursache angesehen werden. Eine ent-
scheidende Verbesserung des Waldzu-
standes kann in den nächsten Jahren
nicht erwartet werden; es ist insbeson-
dere beim Laubholz mit einer weiterge-
henden dramatischen Verschlechterung
zu rechnen.
• Beim Forststraßenbau sind vermehrt
Schwierigkeiten mit den Interessen des
Naturschutzes und des Landschafts-
schutzes zu erwarten. Hier wird es in
Zukunft immer schwieriger, in der tech-
nischen Ausführung den wachsenden
Anfordernissen des Naturschutzes ge-
recht zu werden.
• Die Jagdgebietsfeststellungen konn-
ten abgeschlossen werden. Im Vorder-
grund der jagdfachlichen Tätigkeit steht
zur Zeit die Wildstandsbewirtschaftung.
Insbesondere wird auf eine entspre-
chende Abschlußplanung das Hauptau-
genmerk gelegt.
• Schwierigkeiten ergeben sich bei der
Bewältigung der angeführten Probleme
durch die gespannte Personalsituation
in der Abteilung einerseits und durch
die Beschränkung der Außendienste
der Bezirksforstinspektionen. Insbeson-
dere durch die Verstärkung der Bera-
tungstätigkeit in den einzelnen Bezirks-
forstinspektionen ist ein wesentlich er-
höhter Arbeitsanfall gegeben.

züglich Immissionsbelastung der Wäl-
der und Entwicklung der Waldschäden
wie in den Jahren zuvor erhöhte An-
strengungen zu deren Bewältigung. In
den ersten Monaten des Jahres 1987
wurden bisher getätigte Aufnahmen der
Bioindikatorerhebung, der Waldzu-
standsinventur sowie die Daten aus den
Luftgütemessungen in drei Waldgebie-
ten Niederösterreichs (durchgeführt
durch die Abteilung R/1) erstmalig in
einem ausführlichen Bericht („Bericht
über den Zustand des Waldes in NÖ")
zusammengefaßt und interpretiert. Die
heurigen Erhebungen zur Taxierung der
Kronenzustände im Zuge der Waldzu-
standsinventur wurden mit der Forstli-
chen Bioindikation in der ersten Okto-
berhälfte des Jahres abgeschlossen.
Die angeführten Erhebungsarbeiten
werden in Zusammenarbeit mit der
Forstlichen Bundesversuchsanstalt
durchgeführt. In ähnlicher Arbeitsauftei-
lung hat in Niederösterreich im Herbst
1987 die für das gesamte Bundesgebiet
vorgesehene Waldbodenerhebung be-
gonnen. Unter Mitarbeit des Forst-
schutzreferates der Landesforstdirektion
wurden in Niederösterreich heuer von
rund 85 Standorten Bodenproben ent-
nommen. Vorbereitungen zur Erweite-
rung und Ergänzung des in Niederöster-
reich bereits bestehenden Grundnetzes
um rund 100 Standorte haben bereits
begonnen.
• Forstfachliche Begutachtung von Flä-
chenwidmungsplänen, Gefahrenzonen-
plänen und Planungen der überörtli-
chen Raumordnung;
• Neuaufnahmen von Bestandsaner-
kennungen in Niederösterreich.
• Im Aufgabenbereich des klassischen
Forstschutzes der Kontrolle und Über-
wachung biotischer Schädlinge, insbe-
sondere von Borkenkäfer- und Nonnen-
kalamitäten, konnten die anhaltenden
Niederschläge im Frühjahr keine andau-
ernde warme Trockenphase die be-
fürchteten starken Gradationen hintan-
halten. Trotz dieser Witterungsverhält-
nisse traten in den Bezirken Tulln,
St. Pölten, Krems und Melk teilweise
verstärkte Schäden durch Kupferstecher
und Buchdrucker und im Waldviertel
durch Waldgärtner auf.

Probleme 1987

• Auch 1987 war die gesamte Abteilung
mit Erhebungen bezüglich Umwelt-
schutz (forstschädliche Luftverunreini-
gungen) stark belastet. So waren meh-
rere Mitarbeiter 3 Monate lange aus-
schließlich für die Erhebungen im Zuge
der Waldzustandsinventur und der Be-
erntung von Nadelmaterial im Zuge der
Bioindikatornetzuntersuchungen tätig.
Bezüglich des Auftretens von forst-
schädlichen Luftverunreinigungen sind
1987 ein Verfahren im Bezirk Melk
(Ostrong) und ein Verfahren im Bezirk

Statistik 1987

72 Sachverständigengutachten in forstrechtlichen
Berufungsverfahren

13 forstliche Sachverständigengutachten für die
Grundverkehrslandeskommission

3 Gutachten für den Landesagrarsenat
39 jagdliche Sachverständigengutachten
11 Überprüfungen von Gefahrenzonenplänen
48 fischereifachliche Sachverständigengutachten
20 Fachgutachten zu Flächenwidmungsplänen

und Raumordnungsprogrammen
13 Begutachtungen und Erstellungen forstlicher

Raumpläne
15 Naturschutzgutachten bzw. Stellungnahmen
9 Gutachten bzw. Stellungnahmen zu ERP-Kre-

ditansuchen

Forstaufschließung

Schwerpunkte 1987

• Planung neuer Forststraßen;
• Durchführung der Arbeiten durch Ma-
schinen des landeseigenen Bauhofes;
• Überprüfung der technischen Durch-
führung und Abrechnung beim Forst-
straßenbau.

Probleme 1987

• Die Baustellen werden immer mehr in
technisch schwierigere Gebiete verla-
gert. Insbesondere der Felsbau bringt
große Schwierigkeiten bei der Vermei-
dung von Schäden durch abrollendes
Gestein mit sich.
• Viele Projekte sind nur als Gemein-
schaftsprojekte mehrerer Besitzer
durchführbar. Dies bringt eine wesentli-
che Verstärkung der Verwaltungstätig-
keit (Genossenschaftsgründung, Beizie-
hung von widerstrebenden Minderhei-
ten) mit sich.

Ziele 1988

• Möglichst einheitliche Handhabung
der forstgesetzlichen Bestimmungen
durch den gesamten Forstaufsichts-
dienst des Bundeslandes;
• Erfassung der neuartigen Waldschä-
den und Feststellung ihrer Ursachen,
insbesondere auch verstärkte Erhebun-
gen des Waldbodenzustandes;
• rasche und fundierte Erstellung von
Sachverständigengutachten für Forst,
Jagd, Fischerei, Grundverkehr, Agrarse-
nat und dergleichen;
• einheitliche Ausrichtung und fachli-
che Beratung der Forstschutzmaßnah-
men im gesamten Bundesland;
• Schutz des Waldes vor biotischen
und abiotischen Schäden.

Ziele 1988

Forcierte Planung und Durchführung
von Forstraßenbauten, besonders im
Bereich des Kleinwaldes. Endziel ist
eine Aufschließungsdichte mit 50 Ifm/ha
Waldfläche.

Statistik 1987

1987 wurden 112 Projekte mit einer Ge-
samtlänge von 107,659 km projektiert.
60 Projekte mit einer Länge von 66,258
km wurden mit Maschinen des Bauho-
fes Simmering angelegt. Insgesamt
(Bauhof Simmering plus Fremdeinsatz)
wurden 96 Projekte mit einer Baulänge
von 103,984 km gebaut. Weiters wurden
76 Projekte mit einer gesamten Länge
von 105,551 km und Baukosten von
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• einheitliche Vergabe der Förderungs-
mittel durch alle forstlichen Dienststel-
len, daher Vereinbarungen von gleichen
Förderungssätzen und Förderungs-
schwerpunkten mit der NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer;
• Vergabe von Baumschutzsäulen für
Versuchs- und Beispielflächen sowie
von Zäunen für Naturverjüngungsbei-
spielflächen.

Probleme 1987

• Motivierung der Waldbesitzer zur
Durchführung von Stammzahlreduktio-
nen und Erstdurchforstungen;
• Suche nach geeigneten Rodungs-Er-
satzflächen;
• Erschwernis der Beratung und Durch-
führung der Projekte durch schlechte
Absatzlage;
• späte Überweisung der Bundesmittel,
zu geringe Landesmittel.

Ziele 1988

• Vermehrung des Fachwissens der
Kleinwaldbesitzer und des Forstperso-
nals, um eine fachlich richtige Bewirt-
schaftung der Wälder zu gewährleisten,
besonders hinsichtlich wesentlich inten-
siver Waldpflege;
• Verbesserung einer positiven Wald-
gesinnung der gesamten Bevölkerung
besonders im Hinblick auf die Waldöff-
nung.
• Verstärkte Aufklärung der gesamten
Bevölkerung und besonders der Ju-
gend im Hinblick auf die Probleme des
Waldsterbens. Dazu ist im Schuljahr
1987/88 die Durchführung der
„1. NÖ Waldjugendspiele“ geplant.
• Ausbau entsprechend ausgestalteter
Erholungseinrichtungen im Walde unter
Bedachtnahme auf den örtlichen Be-
darf. Vermehrtes Augenmerk auf die Er-
haltung und Pflege der bereits einge-
richteten Erholungseinrichtungen im
Walde;
• Neugestaltung von Erholungswald-
einrichtungen.

Statistik 1987

Für die durchgeführten Maßnahmen der
Forstlichen Aufklärung wurden bisher
insgesamt Landes- und Bundesförde-
rungsmittel von 135.486,08 Schilling auf-
gewendet. Die Summe ergibt sich aus
den in diesem Jahr ausgegebenen Bun-
des- und Landesmitteln für Aufklärung
sowie Erholungswirkung des Waldes.

Waldbauliche
Maßnahmen

Schwerpunkte 1987

• Intensivierung der forstlichen Bera-
tung gemeinsam mit der NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer. Anlage von
Beispielsflächen von Standraumregulie-
rung, Erstdurchforstung und Wald-Wild-
Bewirtschaftung. Durchführung von Be-
ratungsveranstaltungen der verschiede-
nen Sonderprogramme (Waldviertel,
Weinviertel, Berggebiet Süd, Steinfeld
und Wienerwald);
• Begründung von Kulturen mit Misch-
baumarten (363 ha);
• Förderung von Läuterungsmaßnah-
men (610 ha);
• Sonderaktion des Bundesministe-
riums für Land- und Forstwirtschaft zur
Neuaufforstung von landwirtschaftlichen
Flächen (412 ha wurden mit 5,5 Mio. ge-
fördert);
• Durchführung und Betreuung von Re-
gionalprojekten in Hochlagen im
Schutzwaldbereich;
• Neubewaldungsprojekte nach §18
(3) FG 1975;

30,240.551,84 Schilling kollaudiert. Der
Laufmeterpreis hiefür beträgt 286.50
Schilling.

Förderungsmittel 1987

Bundesmittel
Landesmittel
Grenzlandmittel

S 2,337.000,—
S 4,000.000,-
S 2,450.000,-

Insgesamt S 8,787.000,-

Die Gesamtkosten der Projekte betra-
gen 20,742.000 Schilling.

Forstliche Aufklärung
und Beratung

Schwerpunkte 1987

• Abrechnung, Kollaudierung und Eröff-
nung des Erholungswaldprojektes
„Seebenstein-Türkensturz" ;
• Abrechnung, Kollaudierung und Eröff-
nung des Erholungswaldprojektes
„Forstmeile Leithaau“ in Lanzenkirchen;
• Beginn und Fertigstellung des Erho-
lungswaldprojektes „Hammerleiten" in
Zwettl;
• Beginn des Erholungswaldprojektes
„Herrensee" in Litschau;
• Exkursionen mit Waldbesitzern zur
Weiterbildung in forstlichen Fragen;
• Vorträge und Exkursionen in Schulen
zur Darstellung der' Forstwirtschaft so-
wie zur Konfrontation der Jugend mit
dem Problem „Waldsterben“;
• Vorbereitungsarbeiten für die Durch-
führung der „1. NÖ Waldjugendspiele“.

Ziele 1988

Die Ziele für das Jahr 1988 sind unter
anderem:
• Verstärkte Durchführung von Bera-
tungsveranstaltungen und Gründung
von forstlichen Beratungsringen;
• Verbesserung der Betriebsstruktur
und der Produktionskraft der forstlichen
Betriebe;
• Verbesserung der Schutz-, Wohl-
fahrts- und Erholungswirkungen des
Waldes als überwirtschaftliche Funktion
zum Nutzen der Allgemeinheit;
• Förderung der Eichenentmistelung;
• Anlage von Naturverjüngungsbei-
spielsflächen;
• Planung von Samenplantagen zur Si-
cherung der genetischen Vielfalt und
Saatgutversorgung gemeinsam mit der
Forstlichen Bundesversuchsanstalt.

Probleme 1987

Das immer größer werdende Erholungs-
bedürfnis der Bevölkerung, insbeson-
dere in der Nähe der Ballungszentren,
führt auch zu einer verstärkten Inan-
spruchnahme des Erholungsraumes
Wald. Dadurch bedingt werden auch in
vermehrtem Ausmaß die forstlichen Er-
holungswaldeinrichtungen benützt, was
auch zu einer vermehrten Beschädi-
gung an den vorhandenen Erholungs-
einrichtungen führt. Dies bedingt eine
verstärkte Kontrolltätigkeit der vorhan-
denen Anlagen und führt somit zu einer
wesentlichen Mehrbelastung des Forst-
personals.
Die in den letzten Jahren in den Vorder-
grund getretenen Probleme der Forst-
wirtschaft (Waldsterben) machen eine
verstärkte Aufklärungstätigkeit des
Forstpersonals speziell in den Schulen
notwendig. Auch dies führt zu einer zu-
sätzlichen Belastung des Forstperso-
nals.

Statistik 1987

1987 konnten mit den zur Verfügung
stehenden 6,9 Mio. Schilling an Bun-
des- und Landesmitteln auf 1.302 ha
Kleinwald forstliche Maßnahmen geför-
dert werden. 71 Neubewaldungspro-
jekte gemäß § 18 (3) FG 1975 mit einer
Gesamtfläche von 142 ha wurden mit
2,6 Mio. Schilling gefördert. 21 neue
Projekte wurden erstellt, 8 Projekte
konnten kollaudiert werden.
Folgende Maßnahmen wurden geför-
dert: Ödlandaufforstungen, Aufforstun-
gen von landwirtschaftlichen Böden,
Hochlagenaufforstung und Schutz-
waldsanierung, Bestandesumwandlung
von ertragsschwachen Laub- und Na-
delwäldern, Kultur- und Bestandesdün-
gung, Wiederaufforstungen nach Kata-
strophenschäden, Zäunung von Misch-
waldaufforstungen, Läuterung und
Standraumregulierung und Anlage von
Versuchs- und Beispielflächen.
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Ziele 1988

• Ve rso rgung  besonde rs  des bäuer l i -
chen K le i nwa ldes  mit hochwer t igem
und pre iswer tem Pf lanzgut  passende r
Herkun f t ;
• vermehr te  Anzucht  von wünschens -
wer ten he im ischen  M ischbaumar ten ,
deren  P roduk t i on  für die Pr ivatwir tschaf t
n icht  ren tabe l  ist;
• Qua l i t ä t s -  und Pre is regu la to r  beson -
ders gegenübe r  Impor tp f l anzen .

Landesforstgärten

Schwerpunkte 1987

Vermehrte Anzucht  von M isch -  und so-
genannten Gas tbaumar ten .

Probleme 1987

• Überangebot  von F i ch tenp f l anzen  ei-
nerseits und rück läu f ige  Nach f rage  von
Fichtenpflanzen machen  den Verkau f
schwierig.
• Beschaffung von gee igne tem he im i -
schen Saatgut ;
• Schaffung einer l änger f r i s t i gen  Saat-
gutreserve.

Statistik 1987

Derze i t  we rden  3 Landes fo rs tgär ten  in
O t tens te in ,  Gansbach  und Paudor f /He l -
lerhof  mit e iner  P roduk t i ons f l äche  von
28 ha (Gesamt f l äche  33 ha) und e inem
Pf lanzenbes tand  von 10 Mio.  Stück be-
t r i eben .  Bei der d i es j äh r i gen  Fors tp f lan-
zenak t i on  des Fors tau fs ich tsd iens tes
wurden  i nsgesamt  rund 3 Mio.  Forst-
p f lanzen vermarktet .  ■

Landesagrarsenat, Agrartechnik (VI/3)

der Ve rwendungsnachwe i se  sow ie  die
Prü fung  der Pro jekte auf Übe re ins t im -
mung mit den R ich t l in ien .

Überprüfung der
technischen Operate

Überp rü fung  der t echn i schen  Operate
im Verfahren von ag ra r i schen  Ope ra t i o -
nen vor E r l assung  des Zusammen le -
gungs - ,  F lu rbe re in i gungs - ,  Te i l ungs -
und Rege lungsp lanes  du rch  sachver -
s tänd ige  Beamte .
Überprü f t  wu rden  14 ag ra r i sche  Ope-
rate mit e iner e i nbezogenen  F läche  von
2.789 Hektar  und 819 Par te ien .

Forstwirtschaftliche
Begutachtungen

Schwerpunkte 1987

Fors tw i r t scha f t l i che  Amtssachve rs tänd i -
gen tä t igke i t  im Rahmen  von Grunde in l ö -
sungen  für Bundes -  und Landess t raßen
sowie  von Regu l i e rungsvo rhaben .
1987 war eine Te i l nahme  an 155 Erhe-
bungen  und Ve rhand lungen  erforder-
l ich. Dabe i  wu rden  235 schr i f t l i che  Gut-
ach ten  in Kurzform und 31 schr i f t l i che
Gu tach ten  g röße ren  Umfanges  ers te l l t .

Landesagrarsenat —
Bodenreform

Schwerpunkte der Tä t igke i ten  s ind An-
gelegenheiten der Boden re fo rm ,  sowe i t
diese von der Landes reg ie rung  zu be-
sorgen sind, admin is t ra t i ve  Ange legen -
heiten des Landesag ra rsena tes  und die
Amtssachvers tändigentät igke i t  für den
Landesagrarsenat.
Weiters ist der Landesag ra rsena t  Beru-
fungsinstanz im Agrarverfahren. Er ist
eine we isungsf re ie  ko l l eg ia l e  Verwal -
tungsbehörde des Landes ,  der 8 Mit-
glieder angehö ren :  3 R ich te r ,  4 Beamte
(davon 2 Jur is ten  und 2 Techn i ke r )  und
1 landwirtschaft l icher Sachve rs tänd ige r .
Überwiegender A rbe i t sbe re i ch  ist die
Entscheidung über Be ru fungen  gegen
Bescheide der I. I ns tanz  (NÖ Agra rbe-
zirksbehörde). Die Zahl der bea rbe i te -
ten Berufungsfäl le b l ieb nahezu  kon-
stant. In 24 Sena tss i t zungen  wu rden
118 En tsche idungen get rof fen.
In einer Reihe von Besp rechungen  mit
der NÖ Ag ra rbez i r ksbehö rde  wu rden
umfangreiche Nove l l i e rungsvo rsch läge
für das F lu rve r fassungs -Landesgese tz
1975, LGBI. 6650-3,  e ra rbe i te t .

Kollaudierungen,
Überprüfungen der
Geldgebarung,
Kreditüberwachung

Schwerpunkte 1987

Tät igkei tsschwerpunkte b i l den  die tech-
nisch-wirtschaft l iche und f inanz ie l le
Überbrückung der Baua rbe i t en  im Rah-
men der Fö rde rung  der Verkehrser -
schließung länd l i che r  Geb ie te  und der
agrarischen Ope ra t i onen ;  we i te rs  die

Statistik 1987

Kollaudierungen:
Örtliche Endüberprüfungen
Abgeschlossene

241

Bauvorhaben
Hievon Verkehrserschließung

225

ländlicher Gebiete
Agrarische Operationen,

191

Gemeinsame Anlagen 34

Entlastete Baukosten S 400,136.403,70
Hievon Verkehrserschließung S 269,430.183,50
Agrarische Operationen

Kreditverwaltung:
Für die Refundierung von
Kosten der Schätzmänner zur
Bewertung der Grundstücke
im Rahmen der Durchführung
von 12 Zusammenlegungs-
und 12 Flurbereinigungs-
verfahren mit einer ein-
bezogenen Fläche von

S 130,706.220,20

5.349 Hektar
Landesmittel für Maßnahmen

S 519.760,-

des Bodenschutzes
Für Maßnahmen der

8 6,124.979,05

Landschaftsgestaltung
Für den Amtssachaufwand

S 2,830.240,—

der NÖ Agrarbezirksbehörde S 5,943.276,58

Übe rp rü fung  der Ge ldgeba rung  und die
K red i t übe rwachung  der be re i tges te l l t en
Bundes -  und Landesmi t t e l  h ins i ch t l i ch
des Sach-  und Zweckau fwandes  der
NÖ Agra rbez i r ksbehö rde .
Die Ab te i l ung  VI/3 hat vo rzusorgen ,  daß
die für die Du rch füh rung  der agrar i -
schen  Ope ra t i onen  (mit Ausnahme  des
länd l i chen  Wegebaues )  e r fo rde r l i chen
Mit te l  vo rhanden  sind und in den Voran-
sch lägen  des Bundes  und des Landes
Be rücks i ch t i gung  f i nden .  Die dami t  ver-
bundene  Tät igke i t  umfaßt  auch die Be-
a rbe i t ung  der A rbe i t sp rog ramme und

Ziele 1988

Wei te r füh rung  und Absch luß  der ge-
me insamen  Arbe i t sgesp räche  zw ischen
NÖ Agra rbez i r ksbehö rde  und Landes -
ag ra rsena t  h i ns i ch t l i ch  e iner umfassen -
den Nove l l e  des F lu r ve r f assungs -Lan -
desgese tzes  1975 unter  Beach tung  der
NÖ Leg i s t i s chen  R ich t l i n ien  1987. ■
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Land- und Forstwirtschaftsinspektion (VI/ 10)

ist, läßt sich bei jüngeren Dienstneh-
mern eine unwahrscheinliche hohe Ar-
beitsleistung und, damit verbunden, ein
überdurchschnittliches Einkommen be-
obachten. Diese körperliche Ausbeu-
tung führt jedoch leider nur allzuoft zu
frühzeitigem Ausscheiden infolge ge-
sundheitlicher Dauerschäden.
Die wirtschaftlich ungünstige Situation
in der Land- und Forstwirtschaft kann in
manchen Fällen auch dazu führen, daß
veraltete Betriebsmittel verwendet wer-
den, die dem heutigen Sicherheitsstan-
dard und den ergonomischen Richtli-
nien nicht mehr voll entsprechen.

• Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind auch begutach-
tende Fachorgane auf dem Gebiet der
Sicherheitstechnik und der Unfallverhü-
tung. Über Antrag von Verwaltungsbe-
hörden und Verwaltungsstellen werden
entsprechende Stellungnahmen abge-
geben.
• Ständige und direkte Kontaktnahme
mit Behördenvertretern anderer Auf-
sichtsbereiche und Aufsichtsregionen
(Bundesländer) zwecks Vermeidung
von unterschiedlichen Auslegungen der
Bestimmungen über den Arbeitnehmer-
schutz.

Schwerpunkte 1987

• Fortlaufende Betriebskontrollen in
Dienstnehmerbetrieben der Land- und
Forstwirtschaft. Es wird die Einhaltung
aller dem Schutz der land- und forstwirt-
schaftlichen Dienstnehmer dienenden
Gesetze, Verordnungen und Verfügun-
gen überwacht.
• Betriebskontrollen in bäuerlichen Be-
trieben mit familieneigenen Arbeitskräf-
ten, vorrangig in Lehrbetrieben. Bei der
sicherheitstechnischen Begutachtung
dieser Betriebe und bei den Lehrlings-
kontrollen wird auch auf Beratung und
auf die Zusammenarbeit mit den Sozial-
versicherungsträgern, der Abteilung
VI/5, Landwirtschaftliche Bildungsange-
legenheiten, und der NÖ Land- und
forstwirtschaftlichen Lehrlings- und
Fachausbildungsstelle Wert gelegt. Alle
Lehrbetriebe (ihre Zahl liegt bei etwa
1.000 Betrieben) wurden über die si-
cherheitstechnischen Erfordernisse
eines Lehrbetriebes informiert. Die An-
erkennung als Lehrbetrieb erfolgt nach
positiver Rückmeldung.
• Maßnahmen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und der men-
schengerechten Gestaltung der Arbeit
in der Land- und Forstwirtschaft durch
Veröffentlichungen in der Fachpresse,
Einrichtung und Betreuung der Sicher-
heitsstraßen in den landwirtschaftlichen
Fachschulen und Ausbildungsstätten,
Information der Lehreltern durch Vor-
träge anläßlich von Lehrelterntagungen,
Mitwirkung bei der Ausbildung von
Staplerfahrern, Abhaltung von Schu-
lungskursen gemeinsam mit der
NÖ Landarbeiterkammer und der Allge-
meinen Unfallversicherungsanstalt im
Bildungszentrum der LAK in Drosen-
dorf.

Ziele 1988

Der Aufgabenbereich der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion ist in der
NÖ Landarbeitsordnung gesetzlich ge-
regelt. Es ist somit in erster Linie auch
künftig dem Auftrag zur Durchführung
fortlaufender Betriebskontrollen Rech-
nung zu tragen.
Schwerpunkte werden die Nachkontrol-
len in Dienstnehmerbetrieben und die
Kontrolle von Lehrbetrieben in den ver-
schiedenen Produktions- und Ausbil-
dungssparten darstellen.
Die aus dem Unfallgeschehen gewon-
nenen Erkenntnisse werden die Grund-
lage für Information und Aufklärung im
Rahmen der Tätigkeit der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion darstellen.

Probleme 1987

Eine Vereinheitlichung der Arbeits-
schutzbestimmungen für gleichartige
Betriebe und die Betreuung aller dieser
Betriebe durch nur eine Aufsichtsbe-
hörde, wie dies vor 1974 der Fall war,
konnte nicht erreicht werden. Dies er-
gibt nicht nur eine Rechtsunsicherheit,
sondern hinterläßt auch in der Praxis
Spuren, wenn beispielsweise in gleich-
artigen Forstbetrieben unterschiedliche
Arbeitsmethoden „aus Sicherheitsgrün-
den“ zur Anwendung kommen. Es wäre
wieder eine einheitliche Regelung des
Dienstnehmerschutzgesetzes für alle
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
richtig und wünschenswert. Es sollten
daher wieder alle diese Betriebe der
Land- und Forstwirtschaftsinspektion
als Spezial-Arbeitsaufsichtsbehörde un-
terstellt werden.
Das Bemühen um Leistungssteigerung
als Ausgleich für geringere Einnahmen
infolge stagnierender oder sinkender
Preise für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse wirkt sich ungünstig auf Leben
und Gesundheit der Betroffenen, aber
auch auf das Unfallgeschehen aus. Be-
sonders dort, wo Akkordlohn die Regel

Statistik 1987

Als Aufgabe der Hoheitsverwaltung hat
die Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion 1.329 Betriebe besichtigt, die einen
Beschäftigungsstand von 7.027 Arbeits-
kräften, davon 915 Lehrlingen, aufwie-
sen. ■

Veterinärangelegenheiten (VI/2)

Schwerpunkte 1987

Wutkrankheit

Die Wutkrankheit zeigte ebenso wie im
Vorjahr im gesamten Bundesland stark
rückläufige Tendenz: In den Bezirken
Bruck/Leitha, Gänserndorf, Neunkir-
chen, Wiener Neustadt und Zwettl wur-
den nur mehr Einzelfälle (bis zu 3 Krank-
heitsfälle) von Wutkrankheit diagnosti-
ziert. Vermehrt aufgetreten (zwischen
5 Fällen in Gmünd und 20 Fällen in
Waidhofen/Thaya) ist die Krankheit in

den Verwaltungsbezirken Gmünd, Hol-
labrunn, Horn, Mistelbach, Krems/Do-
nau und Waidhofen/Thaya.

seuchte Weiden aufgetriebenen Rinder
gegen Rauschbrand schutzgeimpft wor-
den. Im Jahre 1987 hat die Zahl der an
Rauschbrand erkrankten Tiere um 8 Er-
krankungsfälle gegenüber dem Vorjahr
zugenommen.Rauschbrand

Die Weidegebiete im Alpenvorland sind
mit dem Erreger des Rinderrauschbran-
des verseucht. In den Verwaltungsbezir-
ken Amstetten, Baden, Lilienfeld, Neun-
kirchen, Scheibbs, St. Pölten, Wiener
Neustadt und der Stadt mit eigenem
Statut Waidhofen/Ybbs sind alle auf ver-

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung

Von der NÖ Landeskammer der Tier-
ärzte wurde Antrag auf Erhöhung der
Gebühren und Antrag auf die Errichtung
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einer Ausgleichskasse zur Einhebung
der Fleischuntersuchungsgebühren so-
wie der Auszahlung der Anteile der
Fleischuntersucher, der Bezahlung der
Kosten für die bakteriologischen, chemi-
schen, physikalischen, serologischen
und sonstigen Untersuchungen (z. B.
Rückstandsuntersuchungen), der Ko-
sten der Fortbildung der Fleischuntersu-
chungsorgane und des sonstigen Sach-
aufwandes gestellt. Damit soll die Ver-
rechnung nicht mehr durch die Gemein-
den erfolgen, sondern der neu zu schaf-
fenden zentralen Ausgleichskasse über-
tragen werden.
Die im Fleischuntersuchungsgesetz an-
geordneten regelmäßigen Kontrollen
der Fleischhauerei- und Schlachtbe-
triebe sowie die Kontrollen der
Schlachttier- und Fleischuntersuchung
wurden weitergeführt. Ebenso wurde
die Überprüfung von Schlachtschwei-
nen auf Antibiotikarückstände durch
Ziehung von 19.387 Stichproben durch
die Fleischuntersuchungstierärzte
durchgeführt.
In der Folge des Reaktorunfalles von
Tschernobyl wurden stichprobenweise
Einsendungen des Fleisches von
Schlachtbetrieben zur Untersuchung auf
radioaktive Kontamination durchgeführt.

Rindertuberkulose und
-brucellose

Das Bundesland Niederösterreich ist
weiterhin tuberkulöse- und bangfrei.
Der Verseuchungsgrad liegt weit unter
den geforderten Grenzwerten.

Rinderleukose

Bei den periodischen Untersuchungen
auf Tuberkulose und Brucellose wurden
die Rinder auch auf Leukose untersucht.
Das Bundesland Niederösterreich ist
zum leukosefreien Gebiet erklärt wor-
den.

rung von Geruchsemissionen die Abluft
des Betriebes über einen Biofilter nach
außen abgegeben. Für die Entsorgung
der Abwässer wurde eine neue Kläran-
lage errichtet, die mit Jahresmitte in Be-
trieb genommen wurde.
Zur Verbesserung der Verarbeitungska-
pazität wurde ein neuer Sterilisator in-
stalliert und mit der Montage einer
neuen Entlüftungsanlage begonnen.
Durch die schnellere Verarbeitung wer-
den auch Geruchsprobleme vermindert.

Euter- und
Schweinegesundheitsdienst

Erkrankungen der Milchdrüse (des Eu-
ters) von Kühen rufen jährlich Milchpro-
duktionsverluste in der Höhe von meh-
reren Millionen Schilling hervor. In Zu-
sammenarbeit mit der NÖ Landes-Land-
wirtschaftskammer und den zuständi-
gen Molkereien konnte der große volks-
wirtschaftliche Verlust durch amtstier-
ärztliche Kontrollen und Beratungstätig-
keiten im Rahmen des Eutergesund-
heitsdienstes verringert werden.
Durch die Arbeit im Schweinegesund-
heitsdienst wurde die Erzeugung von
hochwertigem Schweinezuchtmaterial,
von Ferkeln und Schlachtschweinen be-
ster Qualität ermöglicht.
Zur Verbesserung der Konkurrenzfähig-
keit der niederösterreichischen Schwei-
nehalter wurde eine neue Koordination
in der Zusammenarbeit zwischen Land-
wirtschafts- und Tierärztekammer ge-
schaffen. Der niederösterreichische
Schweinegesundheitsdienst soll unter
Einbeziehung einer großen Zahl von
qualifizierten Tierärzten auf wesentlich
mehr Schweineproduktionsbetriebe
ausgedehnt werden.

Pasteurisierte Frischmilch „Baby“

Seit 1985 wird die gesamte Frischmilch
„Baby" von der Bundeshaupstadt Wien
aus Niederösterreich bezogen. Frisch-
milch liefernde Betriebe werden perio-
disch amtstierärztlich überwacht, wobei
der Gesundheitszustand der Tiere und
die Einhaltung der einschlägigen Hygie-
nevorschriften überprüft werden.

Tuberkulose- und
Bangseuchenbekämpfung

Es wird neuerlich auf die im Seuchenfall
erschwerte Identifikation der Rinder hin-
gewiesen, die sich durch die für Rinder
erst im Alter ab zwei Jahren vorge-
schriebene Kennzeichnung ergibt.

Statistik 1987

Tuberkulose- und
Bangseuchenbekämpfung 3

• Periodische Untersuchungen. In
14.667 Betrieben wurden 134.961 Rin-
der auf Tuberkulose untersucht. Bei wei-
teren 73 Rindern mußten Wiederho-
lungsuntersuchungen durchgeführt wer-
den. Hiebei wurden 2 Reagenten festge-
stellt. Bei Nachuntersuchungen wurden
in einem Bestand 20 Reagenten festge-
stellt. Weiters wurden 134.954 Blutpro-
ben entnommen und auf Abortus-Bang
untersucht. Hiebei wurde in einem Be-
trieb 1 Bang-Reagent festgestellt.
• Sonstige Untersuchungen. Gemäß
§ 11 Bangseuchengesetz waren in
112 Verwerfensfällen Erhebungen anzu-
stellen; Seuchenherd wurde jedoch kei-
ner aufgedeckt.

Rinderleukose

Bei 134.954 auf Rinderleukose unter-
suchten Tieren wurden in 2 verseuchten
Betrieben 2 Serorreagenten ermittelt.
Bei Nachuntersuchungen wurden 4 Se-
roreagenten in 3 altverseuchten Betrie-
ben ermittelt. Die erfolgreiche Bekämp-
fung der Rinderleukose kann somit als
abgeschlossen betrachtet werden, was
in der Anerkennung Niederösterreichs
als leukosefreies Gebiet seinen Nieder-
schlag findet.

Wutkrankheit

Die Anträge auf Erstattung von Prämien
für das Töten von 748 Füchsen,
141 Dachsen und 544 Mardern wurden
positiv erledigt und die Auszahlung der
Prämien in der Höhe von 214.950 Schil-
ling veranlaßt.
Bei 64 Füchsen, 1 Dachs, 5 Mardern,
1 Feldhase, 1 Wildschwein und 1 Katze
wurden positive Wutbefunde erhoben.

Rauschbrand

Im Zuge der Rauschbrandschutzimp-
fung wurden 31.369 Rinder geimpft. Die
anfallenden Impfstoffkosten waren dem
Bundeskanzleramt in Rechnung zu stel-
len. Für Unterstützungen nach Viehver-
lusten durch Rauschbrand wurden
536.266,33 Schilling zuerkannt.

Tierkörperbeseitigung

Die unschädliche Beseitigung von
Schlachtabfällen und Tierkörpern in der
Tierbeseitigungsanstalt Tulln dient nicht
nur zur Verhinderung der Verbreitung
von Krankheitserregern, sondern auch
dem Umweltschutz.
Sämtliche im Landesgebiet anfallenden
Kadaver und Schlachtabfälle sind an
diese Anstalt abzuführen.
Aus den Abfällen und Kadavern werden
Tierkörpermehl und Tierkörperfett er-
zeugt. Das Tierkörpermehl stellt ein be-
gehrtes eiweiß- und mineralstoffreiches
Tierfutter dar. Das Tierkörperfett wird in-
dustriell weiterverarbeitet.
Den Erfordernissen des Umweltschut-
zes muß auch die Betriebsanlage selbst
gerecht werden. So wird zur Verringe-

Probleme 1987

• Die gesetzlichen Grundlagen für die
Einrichtung einer Ausgleichskasse dürf-
ten nicht fundiert sein.
• Die Frage der Rückstandsuntersu-
chungen soll demnächst von der Veteri-
närverwaltung beim Bundeskanzleramt
neu geregelt werden.
• Die Untersuchungen auf radioaktive
Kontamination könnte man nunmehr
einstellen.
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(ca. 16 Teilnehmer pro Kurstag) veran-
staltet. Ebenso wurde ein Kurs für
7 Fleischuntersucher (Laienfleischbe-
schauer) nach §14 FUG durchgeführt.
Für 12 Trichinenschauer wurde im
Schlachthof St. Pölten ein Ausbildungs-
lehrgang mit anschließender Eignungs-
prüfung nach § 15 FUG organisiert.

Bekämpfung der
Dassellarvenkrankheit der Rinder

24.166 Rinder in 3.524 Betrieben in 80
Gemeinden im Alpenvorland wurden
gegen die Dassellarvenkrankheit be-
handelt. An Förderungsmitteln wurden
275.000 Schilling aufgewendet. ■

Beseitigung von Tierkörpern und
Schlachtabfällen

In der NÖ Tierkörperbeseitigungsgesell-
schaft m. b. H. wurden 38,225.270 kg
Schlachtabfälle, 2,852.975 kg Blut und
3,710.128 kg Kadaver zu 7,942.000 kg
Tierkörpermehl und 4,173.000 kg Tier-
körperfett verarbeitet. 1,387.028 Kilome-
ter wurden von den Einholfahrzeugen
der TKBA bei 86.008 Ausfahrten zurück-
gelegt.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung

Für 143 Schlachttier- und Fleischunter-
suchungstierärzte wurden 9 eintägige
Fortbildungslehrgänge nach §13 FUG

Eutergesundheitsdienst

Die Milch von 10.595 Kühen wurde bak-
teriologisch untersucht, und die bakte-
riologisch positiven Kühe wurden tier-
ärztlich behandelt.

Pasteurisierte Frischmilch „Baby“

7.401 Kühe in 636 „Babymilch"-erzeu-
genden Betrieben wurden 1987 dreimal
kontrolliert.

Schweinegesundheitsdienst

1.901 Bestände mit insgesamt 31.044
Zuchtschweinen und 444.008 Ferkeln
wurden überwacht und die jeweils erfor-
derlichen Maßnahmen angeordnet.

Wasserbau (GB/3)

Bauaufsicht oder die Baudurchführung
in Eigenregie ein. Umfangreiche Aufga-
bengebiete sind die Wahrnehmung der
Interessen der Schutzwasserwirtschaft
in baubehördlichen, gewerberechtli-
chen und wasserrechtlichen Verfahren,
die Unterstützung der Wasserverbände
bei ihren Instandhaltungsaufgaben, die
Tätigkeit als Gewässeraufsichtsorgan
und im übertragenen Wirkungsbereich
- als Bundeswasserbauverwaltung -
die Mitwirkung bei der Verwaltung des
öffentlichen Wassergutes sowie die Ver-
tretung der Republik Österreich bei
Maßnahmen an Bundesflüssen und
Grenzgewässern.
Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt im
Rahmen der Abteilung B/3-A in den
nachstehenden Fachbereichen:
• Bundes- und Interessentengewässer,
• Angelegenheiten der Wildbach- und
Lawinenverbauung,
• Wasserverbände,
• Donau, March und schiffbare Strecke
der Thaya,
• Grenzgewässer,
• Wiener Neustädter Kanal,
• Talsperrenaufsicht,
• Flußbauhof Plosdorf und
• wasserrechtliche Bauaufsicht und
Sondertätigkeiten (Gewässeraufsicht).
Die Schwerpunkte für die Tätigkeiten
der Abteilung werden sowohl in räumli-
cher als auch in zeitlicher Hinsicht von
der Natur gesetzt. 1987 ist unser Bun-
desland, abgesehen von lokalen Unwet-
tern im nördlichen Waldviertel und im
Einzugsgebiet der Ybbs, von größeren
Hochwasserereignissen verschont ge-
blieben.
Als Schwerpunkte für die von der Abtei-
lung betreuten, in Durchführung stehen-
den schutzwasserwirtschaftlichen Maß-
nahmen sind zu nennen:

Fachbereich
Kreditverwaltung und
Rechnungswesen

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1987

Dem Fachbereich obliegt die Besor-
gung der Kreditverwaltung und des
Rechnungswesens in Zusammenarbeit
mit den Abteilungen B/3-A, B/3-B, B/
3-C und B/3-D.
Es sind im einzelnen zu besorgen:
• Ausarbeitung der Teilvoranschlags-
entwürfe;
• Anforderungen von eventuellen Nach-
tragskrediten;
• Einhaltung und Überwachung des
Voranschlages;
• Bearbeitung von Anträgen auf Zutei-
lung von Verstärkungsmitteln;
• Virements zwischen den einzelnen
Kreditansätzen;
• Führung von Kreditevidenzen;
• Aufteilung der Kassenmittel;
• Bearbeitung der vom Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft, vom
ehemaligen Bundesministerium für Bau-
ten und Technik bzw. Umwelt- und Was-
serwirtschaftsfonds sowie vom Bundes-
ministerium für Finanzen eingelangten
Erlässe finanzieller Belange in Verbin-
dung mit den Abteilungen.
Zum Zwecke der Kreditüberwachung
werden geführt:
• Bewilligung von Landeshilfen;
• Umbuchung der Kreditmittel;
• monatliche Zusammenstellung der
Einnahmen und Ausgaben der Voran-
schlagsansätze;
• Kassenmittelbedarf an monatlichen
Reisekosten;

• Abstimmung der von der LAD-EDV-A
vorgelegten Kreditstandslisten betref-
fend den Jahreskredit, die Verfügungs-
reste und die monatlichen Beitragsreste
nach Einführung des Mehrphasenbuch-
haltungssystems;
• Bearbeitung von Exekution, Erledi-
gung von Beschlüssen der Bezirksge-
richte im Zusammenhang von Besitz-
und Rechtsverhältnissen bei Veräuße-
rung und Abtretung von Grundstücken
sowie Löschungen im Grundbuch.

Statistik 1987

Einnahmen von insgesamt ca. 12 Mio.
Schilling standen Ausgaben von
202,924.000 Schilling gegenüber. An va-
riablen Reisekosten fielen 5,182.000
Schilling an.

Schutzwasserbau (B/3-A)

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1987

Der Arbeitsumfang der Abteilung B/3-A
umfaßt vor allem jene Maßnahmen, die
auf einen möglichst wirtschaftlichen
Hochwasserschutz für Wohn-, Sied-
lungs- und Industriegebiete sowie der
landwirtschaftlich intensiv genutzten Zo-
nen unseres Bundeslandes hinzielen.
Er beginnt bei der Bearbeitung diesbe-
züglicher Ansuchen von Gemeinden,
Körperschaften usw. und schließt die
Planung sowie die Überwachung der
von Zivilingenieuren durchgeführten Pla-
nungen, die Erwirkung der behördlichen
und finanziellen Genehmigungen, die
Ausschreibung, die Bauleitung und die
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was zurückgedrängt; Tatsache aber ist,
daß viele Siedlungsgebiete Niederöster-
reichs keinen ausreichenden Schutz ge-
gen Hochwässer aufweisen. Aus den
Chroniken zahlreicher Gemeinden wis-
sen wir, daß schon vor Jahrhunderten
hochwasserführende Flüsse und Bäche
die Menschen und ihr Hab und Gut
schwerstens bedrohten und zerstörten.
Und dies zu Zeiten, wo noch keine Re-
gulierungen den Ablauf eines Hochwas-
sers beschleunigten und eine Versiege-
lung der Landschaft durch Verkehrsbau-
ten und Siedlungstätigkeit die Versicke-
rung noch nicht behinderte.
Auf unser Staatsgebiet fällt ein mittlerer
Jahresniederschlag von rund 100 Mrd.
Kubikmeter Wasser, und aus dem Aus-
land fließen - hauptsächlich durch Do-
nau und Inn - weitere 35 Mrd. Kubikme-
ter zu. Österreich ist daher ein wasser-
reiches Land, und dementsprechend
wird es auch von Fluß- und Bachläufen
von über 100.000 Kilometer Gesamt-
länge durchzogen. Auf Niederösterreich
entfallen davon rund 18.000 Kilometer.
Diesen Wasserreichtum verteilt die Na-
tur zeitlich und örtlich sehr unterschied-
lich, und sie setzt ihre Schwerpunkte
nach uns unbekannten Gesetzen. In
dem Maße, wie der Mensch seine Sied-
lungs-, Wirtschafts- und Verkehrsräume
immer weiter ausdehnte, mit seiner Er-
holungswirtschaft immer mehr bisher
kaum oder gar nicht genützte Gebiete
erschloß, gerieten die neuen Siedlun-
gen, Wirtschafts- und Verkehrsanlagen
immer tiefer in die Gefahrenzonen der
Hochwässer hinein. Die Naturgewalten
finden dadurch heute weit mehr An-
griffspunkte als früher, und dementspre-
chend ist auch das Schutzbedürfnis der
Bevölkerung gestiegen.
Bis vor ca. 15 Jahren waren die schutz-
wasserbaulichen Maßnahmen auf diese
Leitvorstellungen ausgerichtet. Es wur-
den möglichst wenig Grund beanspru-
chende Bauweisen mit strenger Linien-
führung gewählt, um eine Ausweitung
der landwirtschaftlichen Produktionsflä-
che und den Schutz der Menschen und
ihres Siedlungsraumes zu erreichen.
Auf die Umwelt und auf die Einpassung
von schutzwasserwirtschaftlichen Maß-
nahmen in die Landschaft wurde wenig
Rücksicht genommen.
Seit den siebziger Jahren hat ein Um-
denken der Bevölkerung und damit
auch in den Planungen der Schutzwas-
serwirtschaft stattgefunden. Bei der Pro-
jektierung und der Bauausführung wird
versucht, einen annehmbaren Kompro-
miß zwischen den ökologischen Erfor-
dernissen und den berechtigten Wün-
schen der Bevölkerung nach Schutz vor
Verheerungen durch Überschwemmun-
gen zu erreichen. Bei den naturgemäß
meist gegensätzlichen Standpunkten
der Anrainer und der Vertreter des Na-
turschutzes war es nicht immer möglich,
Maßnahmen konfliktfrei durchzuführen.
Im Jahre 1987 wurde, wie auch schon in

den Vorjahren, den Hochwasser-Rück-
halteanlagen gegenüber den linearen
Regulierungen der Vorrang eingeräumt.
In den letzten Jahren konnten
ca. 70 Hochwasserrückhaltebecken, de-
ren Einzelspeichervolumen von 2.000
Kubikmeter bis 2,5 Mio. Kubikmeter
reicht, errichtet werden. Acht Rückhalte-
becken sind derzeit in Bau, und 25 wei-
tere werden geplant.
Ein großes Problem stellt die Finanzie-
rung der notwendigen schutzwasser-
baulichen Maßnahmen nach dem Was-
serbautenförderungsgesetz dar. Die
vom Bund zur Verfügung gestellten Mit-
tel stammen zum Großteil aus dem Ka-
tastrophenfonds und haben daher, we-
gen des kausalen Zusammenhanges
mit den Erträgen der Lohn- und Einkom-
mensteuer, eine relativ stark steigende
Tendenz. Im Gegensatz dazu müssen
die Landes- und lnteressenten-(Ge-
meinde-jmittel im Rahmen der ordentli-
chen Budgets aufgebracht werden und
weisen eine fallende Tendenz auf.
Es konnte daher auch im Jahre 1987
das aus der Sicht der zur Verfügung ste-
henden Bundesmittel mögliche Bauvo-
lumen im Schutzwasserbau nicht er-
reicht werden.

Gesamtbaukosten
in Mio. S

Bundesflüsse:
Leitha, Reg.
Sarasdorf-Traut-
mannsdorf
Leitha, Reg.
Rückhaltebecken
Lichtenwörth
Leitha, Reg.
Rohrau-Pachfurth
Leitha, Reg.
Götzendorf-Pischels-
dorf
Traisen, Reg.
Schrambach
Ybbs, Reg.
Mündungsstrecke
Interessentengewässer:
Bärndorfergraben,
Reg. Zwentendorf-
Reidling, 2. BA.
Herrnbaumgarten,
HW-Schutz 1. BA
Piesting, Reg.
Wollersdorf 2. BA
Prottes, HW-Schutz
Theyernbäche, Reg.
Nußdorf, 1. BA.

35,0

81,3

41,8

24,2

40,4

24,2

24,4

16,2

18,5
24,6

34,0

Ziele 1988

Wenngleich alle Planungen von den ört-
lichen Gegebenheiten her unterschiedli-
che Parameter aufweisen, sind doch die
Zielvorgaben, die in einer umweltbe-
wußten Zeit an ein Projekt des Schutz-
wasserbaues und an die Konsequenzen
der in die Natur umgesetzten Planungen
gestellt werden, immer dieselben.
Diese Zielvorgaben können wie folgt
formuliert werden:
• Ausgleich zwischen extremen Hoch-
wasser- und Niederwasserabflüssen
durch Schaffung von Speichern zwecks
optimaler Nutzung des verfügbaren
Wassers;
• Vermeidung von Maßnahmen, die
den Wasser- und Geschiebeabfluß un-
nötig intensivieren;
• klare Abgrenzung der Abfluß- und
Gefährdungsräume der Gewässer von
den Intensivzonen der Besiedlung, der
Wirtschaft und des Verkehrs;
• Schutz der Intensivzonen vor ver-
meidbaren Wasserverheerungen;
• Anpassung der Bewirtschaftung ge-
wässernaher Zonen an die Möglichkeit
exzessiver Abflüsse unter Berücksichti-
gung der Widerstandskraft und Scha-
densanfälligkeit der Bewirtschaftungs-
formen;
• Anwendung naturnaher, landschafts-
gerechter und wirtschaftlich sparsamer
Bauformen zur Erreichung einer mög-
lichst großen Schutzwirkung mit mög-
lichst kleinen Eingriffen in das natürliche
Geschehen;

Probleme 1987

Wie bereits erwähnt, ist unser Land, wie
schon in den letzten Jahren, von Hoch-
wasserereignissen größeren Ausmaßes
verschont geblieben. Im Juli 1987 kam
es jedoch im nördlichen Waldviertel,
aber auch südlich der Donau an der Er-
lauf, Mank und im Einzugsgebiet der
Ybbs zu räumlich begrenzten exzessi-
ven Niederschlägen, die große örtliche
Schäden verursachten. Auch im Sep-
tember trat z. B. der Kaltenbach in
Waidhofen/Thaya bei einem solchen
singulären Ereignis über die Ufer. Dies
führte ebenfalls zu großen Schäden am
Bach und am umliegenden Siedlungs-
gebiet. Für die Behebung der dringend-
sten Schäden wurde ein „Sofortpro-
gramm“ mit 15 Maßnahmen und einem
Bauvolumen von ca. 6,5 Mio. Schilling
erstellt. Nach Genehmigung durch
Bund und Land wurde mit den Sanie-
rungsmaßnahmen umgehend begon-
nen. Sie konnten größtenteils bis
Jahresende 1987 abgeschlossen wer-
den. Da nur ein Teil der Kosten des „So-
fortprogrammes“ durch zusätzliche Bun-
des- und Landesmittel gedeckt werden
konnte, mußte die Finanzierung dieser
zusätzlichen Maßnahmen durch Kürzun-
gen bei anderen, laufenden Bauvorha-
ben sichergestellt werden. Die Erfah-
rung lehrt uns, daß wir auch weiterhin
damit rechnen müssen, von Hochwäs-
sern, Lawinen und Muren bedroht zu
werden. Dies ist zwar im Bewußtsein
der Bevölkerung, als Folge der „trocke-
nen Jahre“ im Zeitraum 1970-1984, et-

101



Wasser-, Land- und Forstwirtschaft

sich auf die Erhaltung der auf Grund der
seinerzeitigen Donauregulierungsge-
setze ausgeführten Schutz- und Damm-
bauten im Bereich von Krems bis zur
Landesgrenze bei Hainburg, auf die Er-
haltung, den Betrieb und die Verwaltung
der damit zusammenhängenden Anla-
gen und Grundflächen und auf die
Dammverteidigung im Hochwasserfall.
Partner der DHK sind der Bund und die
Bundesländer Niederösterreich und
Wien. Geschäftsführende Stelle ist die
Wasserstraßendirektion. Die Tätigkeit
der DHK im Bereich des Bundeslandes
Niederösterreich erstreckte sich im
Jahre 1987 auf Erhaltungsmaßnahmen
an der Hochwasserschutzmauer in
Hainburg, die Räumung des Staubek-
kens am Stempfelbach einschließlich
der Sanierung der Hochwasserschutz-
mauer in Markthof und die Sanierung
der Roßschwemme in Hainburg.
Die Zielvorgaben in der DHK waren
durch den Haushaltsplan der DHK für
1987, der vom Ausschuß der DHK be-
schlossen worden ist, gegeben. Für
den Bereich der Donau kann als gene-
relle Zielvorgabe die Wahrung der was-
serwirtschaftlichen Interessen Nieder-
österreichs bei allen Bauvorhaben und
geplanten Maßnahmen, die an der oder
in der Donau durchgeführt werden sol-
len, genannt werden.
Zum Schutze der Gemeinden nördlich
der Donau zwischen Stockerau und
Grafenwörth gegen Donauhochwässer
wurde der „Donauhochwasserschutz-
Wasserverband Tullnerfeld-Nord" ge-
gründet.
Mitglieder dieses Wasserverbandes
sind die Gemeinden Stockerau, Haus-
leiten, Stetteldorf/Wagram, Tulln, Abs-
dorf, Königsbrunn/Wagram, Kirchberg/
Wagram und Grafenwörth. Derzeit wird
von einem Zivilingenieurbüro - unter
Einbeziehung des mathematischen Ab-
flußmodells der Donau (DOKW) - ein
Hochwasserschutz-Projekt für den Ver-
bandsbereich erarbeitet.
Der bestehende ca. 16 km lange Hoch-
wasserschutzdamm, der den Pol der
Theiß umschließt, wurde auf eine Länge
von ca. 4 km unter Einsatz eines Rüttel-
druckgerätes verdichtet und stabilisiert.
Diese Sanierungsarbeiten sollen im
Jahre 1988 in einem weiteren Abschnitt
von ca. 5 km Länge fortgesetzt werden.
Die im Bau befindlichen bzw. geplanten
Maßnahmen am linken Donauufer zwi-
schen Krems und Stockerau werden
einen überörtlichen regionalen Hoch-
wasserschutz für 23 Ortschaften in
13 Gemeinden bzw. den Schutz für eine
Fläche von ca. 35 Quadratkilometer ge-
währleisten.
Bei den Neu- und Umbauten sowie bei
den Instandsetzungen von Rollfähren,
Hafen- und Ländeneinrichtungen be-
steht die Tätigkeit in der Förderung der
Schiffahrt durch Gewährung von Lan-
desbeihilfen für die Betriebsabgänge
von Rollfähren und durch Zuteilung von

• vorbeugende Ordnung des Gewäs-
sernetzes anstelle nachträglicher Scha-
densbehebung.
Diese Zielvorstellungen sind eng mit
denen der Raumordnung verknüpft. Die
Erstellung von Grundsatzkonzepten und
Gefahrenzonenplänen sowie die Einbin-
dung der daraus resultierenden Ergeb-
nisse in die Flächenwidmungspläne der
Gemeinden ist verstärkt durchzuführen.
Für Siedlungen und Wirtschaftsanlagen
wird im allgemeinen die Gewährleistung
eines Schutzes bis zu Hochwasserer-
eignissen mit hundertjährlicher Häufig-
keit anzustreben sein, für gewässer-
nahe Bereiche mit land- und forstwirt-
schaftlicher Nutzung wird vielfach ein
Schutz vor Hochwässern mit fünf- bis
zehnjährlicher Häufigkeit ausreichend
sein. Hochwasserschutzmaßnahmen
werden sich daher vermehrt auf Sied-
lungsgebiete erstrecken.
In jedem Einzelfall wird zu prüfen sein,
ob der Hochwasserschutz durch Hoch-
wasserrückhaltemaßnahmen anstelle
von linearen Maßnahmen zu erreichen
ist. Der Erhaltung und Instandhaltung
sowohl von regulierten als auch von na-
türlichen Gewässern wird verstärkte
Aufmerksamkeit zugewendet werden.
Im Rahmen der Erhaltungsarbeiten sind
Maßnahmen zur besseren Einbindung
von alten Regulierungen in die Land-
schaft vorgesehen.
Revitalisierungsmaßnahmen, die den
Rückbau von derzeit aus der Sicht des
Hochwasserschutzes funktionsfähigen
Anlagen beinhalten, können nach dem
Wasserbautenförderungsgesetz 1985
vom Bund nicht finanziert werden. Für
solche Maßnahmen ist eine entspre-
chende Novellierung des Gesetzes an-
zustreben.

(in Mio. Schilling) 1986 1987

Bundesmittel für Bauarbei-
ten 73,502 67,339
davon für Maßnahmen an:

Bundesflüssen 22,650 26,031
Interessentengewässern 50,852 41,308

Mittel des Landes NÖ
für den Schutzwasserbau 39,256 36,734

Bauvolumen ca. 134,0 125,0

Angelegenhei ten der Wi ldbach-
und Lawinenverbauung

1987 wurden vom Forsttechnischen
Dienst für Wildbach- und Lawinenver-
bauung Landesmittel in der Höhe von
7,7 Mio. Schilling beansprucht. Dies wa-
ren um ca. 1,3 Mio. Schilling weniger
als in den Vorjahren.
Da der Landesbeitrag zu den einzelnen
Bauvorhaben durchschnittlich etwa
19,3 Prozent beträgt, errechnet sich im
Jahre 1987 ein Gesamtbauvolumen in
der Höhe von ca. 39,9 Mio. Schilling,
das zur Gänze für die Verbauung von
Wildbächen in Niederösterreich benö-
tigt wurde.

Wasserverbände

In Niederösterreich bestanden bis Sep-
tember 1987 64 Wasserverbände. Am
29. September 1987 wurde mit GZ. III/
1 -1534/1-V-87 die Gründung des Brau-
naubach-Reißbach-Wasserverbandes
genehmigt und damit die Anzahl auf 65
erhöht. Bei 18 Verbänden ist das Land
Niederösterreich Mitglied und hat hiefür
Pflichtausgaben in Höhe von 3,88 Mio.
Schilling bereitgestellt.
Die übrigen 47 Wasserverbände erhal-
ten je nach Bedürftigkeit alternierend
Subventionen in der Höhe von 30.000
bis 100.000 Schilling.

Donau, March und schi f fbare
Strecke der Thaya

In der niederösterreichischen Donau-
strecke gelangten im Jahre 1987 keine
nennenswerten Hochwässer zum Ab-
fluß. An der March und Thaya kam es in
der ersten Jahreshälfte 1987 zu mehre-
ren Hochwässern mit langer Dauer und
damit zu einer starken Beeinträchtigung
der anliegenden landwirtschaftlich ge-
nutzten Gebiete. Die Wasserfracht der
March betrug im ersten Halbjahr 1987
ca. 1.500 Mio. Kubikmeter mehr als in
einem „Normaljahr". Als Spitzenabfluß
wurden in der March ca. 700 Kubikme-
ter pro Sekunde ermittelt.
Die Tätigkeit der Donauhochwasser-
schutz-Konkurrenz (DHK) ist durch das
Bundesgesetz über die Bildung einer
Donauhochwasserschutz-Konkurrenz,
BGBL Nr. 371/1927 in der Fassung
BGBl. Nr. 95/1934 bzw. gleichlautende
Landesgesetze, umrissen und erstreckt

3

Statistik und Detailbeschreibung

Bundes -  und
In teressentengewässer

1987 standen 160 Bauvorhaben in
Durchführung, und zwar an Konkurrenz-
gewässern 137, an den Bundesflüssen
23 Bauvorhaben. Hiebei wurden an
96 Kilometer Flußstrecken Erhaltungsar-
beiten durchgeführt bzw. neue Hoch-
wasserschutzanlagen geschaffen.
Durch diese Maßnahmen konnte für Ge-
biete im Ausmaß von zusammen
135 Hektar ein erhöhter Hochwasser-
schutz erzielt bzw. für weitere
183 Hektar konnten die Voraussetzun-
gen für eine bessere Bewirtschaftung
geschaffen werden. Im Zuge dieser
Bauvorhaben wurden sieben Brücken
und Stege sowie acht Sohlstufen neu
errichtet.
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zwischenstaatlichen Kollaudierungen
und Abrechnungen der Maßnahmen „In-
standsetzung des Bründlbaches in der
KG Drasenhofen", „Verwaltung, Betrieb
und Erhaltung des Gurwitzer-Wehres
und des Thaya-Mühlbaches“ und die
Abrechnung der „Funkwarnanlage Tal-
sperre Frain-Hardegg“ für das Jahr
1986 genehmigt. Bei der Funkwarnan-
lage „Frain-Hardegg“ wurden wesentli-
che Anlagenteile in Frain erneuert, so
daß die Funktionstüchtigkeit der Anlage
gewährleistet erscheint.
Weitere Schwerpunkte der Tätigkeit im
Rahmen der GGK sind die Mitwirkung in
den Arbeitsgruppen für die Thayaregu-
lierung, für den Hochwasserschutz Petr-
zalka-Wolfsthal und für die hydrologi-
sche Studie über die Festlegung der na-
türlichen und minimalen Abflüsse in der
March und der Thaya.
Die Bauarbeiten am Hochwasserschutz-
damm am rechten Donauufer zwischen
Wolfsthal und Petrzalka, die zur Gänze
von österreichischen Baufirmen durch-
geführt werden, konnten programmge-
mäß weitergeführt werden und stehen
vor dem Abschluß; auch treten bei der
zwischenstaatlichen Abrechnung kei-
nerlei Probleme auf. Bei der Regulie-
rung der Thaya von der Mündung bis
zum Grenzpunkt XI wird derzeit der
letzte Durchstich im Bereich Rabens-
burg ausgeführt. Die österreichische
Delegation teilte bei der 18. Tagung der
GGK mit, daß der rechtsufrige Hoch-
wasserschutzdamm zwischen Damm-
km 5,0 und der Mündung des Rabens-
burger Mühlbaches in Damm-km 3,0
erst nach Vorliegen der Bewilligung der
Naturschutzbehörde errichtet werden
kann. Da die tschechoslowakische
Seite ihr Dammsystem bereits ge-
schlossen hat, ist eine eheste Schlie-
ßung der Dammlücke auf österreichi-
schem Gebiet erforderlich.
Im Juni 1987 fand die 24. Tagung der
Grenzkommission in Wien statt. Die
25. Tagung wurde im September in Prag
abgehalten. Eine gemeinsame Grenz-
besichtigung wurde im August dieses
Jahres durchgeführt. An diesem Treffen
haben Vertreter der Abteilung zeitweilig
teilgenommen.

Wiener Neustädter  Kanal

Die Tätigkeit dieses Fachbereiches um-
faßt die Durchführung und Überwa-
chung der Erhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten des im Eigentum des
Landes Niederösterreich befindlichen
Wiener Neustädter Kanals.
Die Verwaltung des Wiener Neustädter
Kanals wird von der Abteilung B/3-A in
technischer Hinsicht und hinsichtlich fi-
nanzieller Belange auch unter Mitwir-
kung der Landesbuchhaltung, Abtei-
lung 4, durchgeführt.
Die Erhaltung der 36 Kilometer langen
Kanalstrecke und des 7 Kilometer lan-
gen Katzelsdorfer Zuleitungsgerinnes

zinsenlosen Darlehen des Landes für
wasserbauliche Maßnahmen und ver-
kehrstechnische Einrichtungen im Do-
nauhafen Krems. Anträge der Marktge-
meinde Weißenkirchen und der Markt-
gemeinde Spitz/Donau um Gewährung
einer Landesbeihilfe für große Abgänge
aus ihrem Rollfährenbetrieb konnten po-
sitiv behandelt werden.
Durch die Förderung von Rollfähren, die
von Gemeinden betrieben werden, sol-
len diese in die Lage versetzt werden,
den für die Nahkommunikation überaus
wichtigen Rollfährenbetrieb trotz durch-
wegs defizitärer Gebarung aufrechtzuer-
halten.
Der Kremser Hafen- und Industriebahn
Ges. m. b. H. wurde im Sinne der Zusi-
cherung des Jahres 1986 auch im Jahre
1987 ein zinsenloses Darlehen für einen
Gleisanschluß gewährt.
Die Tätigkeit bei der March und schiff-
baren Strecke der Thaya besteht in der
technischen Betreuung der March-
schutzdamm-Wasserverbände Angern-
Hohenau und Marchegg-Zwerndorf so-
wie des Thaya-Wasserverbandes Hohe-
nau-Bernhardsthal. Bei diesen drei Ver-
bänden ist das Land Niederösterreich
Mitglied. Damit ist eine entscheidende
Mitwirkung bei der Verbandsarbeit
durch die Vertreter des Landes gege-
ben.
Seit dem Jahre 1983 werden 90% der
Erhaltungsausgaben dieser drei Ver-
bände vom Bund übernommen. Da-
durch ist eine wesentliche Entlastung
der Mitgliedsgemeinden und auch des
Landes Niederösterreich eingetreten.
Die Erhaltungsarbeiten und die von der
Abteilung B/3-A durchzuführende Ver-
rechnung mit dem Bund funktionieren
klaglos.

Grenzgewässer

Aufgabe bei den Grenzgewässern ist
es, eine geordnete Wasserwirtschaft in
den Grenzräumen zur CSSR im Sinne
des Hochwasserschutzes, der Regulie-
rung des Bodenwasserhaushaltes und
der Wasserversorgung von Siedlungen
und Industrie sicherzustellen. Weiters
sind der Charakter und die Erkenntlich-
keit der nassen, festen Staatsgrenze
gegenüber der CSSR zu erhalten.
Diese Aufgaben werden unter Wahrung
der Interessen des Landes Niederöster-
reich von Vertretern der Abteilung B/3-A
ausgeführt, die als Experten an Bespre-
chungen und Tagungen teilnehmen.
Einen Schwerpunkt dieser Tätigkeit
stellt die jährliche Tagung der österrei-
chisch-tschechoslowakischen Grenzge-
wässerkommission (GGK) dar. Im Rah-
men dieser Tagung wird über die im ab-
gelaufenen Jahr erbrachte Tätigkeit be-
richtet und das für das laufende Jahr er-
forderliche Arbeitsprogramm erstellt.
Die 18. Tagung der GGK fand in der Zeit
vom 23. März bis 3. April 1987 in Wien
statt. Dabei wurden unter anderem die

einschließlich der 34 Schleusen und
8 Kanalbrücken wurde von zwei Kanal-
wärtern mit Unterstützung des Eigenre-
giebautrupps des Schwechat-Wasser-
verbandes durchgeführt.
Neben der normalen ganzjährigen Er-
haltungstätigkeit (Ziehen des Schlamm-
grases, maschinelles und händisches
Mähen der Kanalböschungen, Turbinen-
dienst, Streckenkontrolle, Erhaltungsar-
beiten am Katzelsdorfer Zuleitungsge-
rinne) bildete die diesjährige Hauptab-
kehr vom 6. bis 12. September 1987
einen Arbeitsschwerpunkt. Insbeson-
dere mußten vordringliche Räumungsar-
beiten in Wiener Neustadt, Baden, Tri- (
buswinkel und Pfaffstätten ausgeführt
werden.
Unter Heranziehung von Rücklagen
konnte die Turbine 2 einer Generalsa-
nierung unterzogen werden und steht
künftig für die Erzeugung elektrischer
Energie wieder zur Verfügung.
Probleme verursachen die in den Jah-
ren 1936/37 errichteten sieben Klein-
kraftwerke, deren Lebensdauer als er-
schöpft angesehen werden kann. Dem-
zufolge und infolge des geringen Was-
serdargebotes (Verluste durch Wasser-
entnahmen) ist die Stromproduktion
drastisch zurückgegangen. Die Jahres-
arbeit betrug im Jahre 1987 nur mehr
573.971 Kilowattstunden.
Die für die Erhaltung des Wiener Neu-
städter Kanals derzeit bereitgestellten
Landesmittel sind gerade ausreichend,
um die notwendigsten Instandhaltungs-
arbeiten an den Kanalanlagen durchfüh-
ren zu können. Darüber hinaus wird für
notwendig erachtet, durch laufende In-
standsetzungsprogramme und deren
entsprechende Dotierung die Voraus-
setzung für die ordnungsgemäße Erhal-
tung der Anlagen des Kanals (Schleu-
sen, Haltungen, Kanalbrücken, Klein-
kraftwerke) zu schaffen. Ziel für die fol-
genden Jahre muß daher sein, dem
Verfall der Anlagen Einhalt zu gebieten
und den Erhaltungszustand des Wiener
Neustädter Kanals allmählich zu verbes-
sern.

Talsperrenaufs icht

Die Überwachung erstreckte sich auf
folgende Anlagen:
• Talsperre Ottenstein (NEWAG/Kamp),
• Talsperre Dobra (NEWAG/Kamp),
• Talsperre Thurnberg (NEWAG/Kamp),
• Talsperre Erlaufklause (NEWAG/
Große Erlauf),
• Staudamm Wolfsgraben (Wien/Wien-
fluß),
• Hochwasserrückhaltedamm Krons-
egg (Gemeinde Langenlois/Loisbach).
Die von den Wasserberechtigten an
den Talsperren und Staubecken im
Jahre 1986 durchzuführenden Messun-
gen und abzufassenden Berichte wur-
den bearbeitet und im Jahre 1987 an
die Staubeckenkommission beim Bun-
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ken und vereinzelt im Laaer Becken. All-
gemein ist festzustellen, daß die Bedeu-
tung der Feldbewässerung stark zu-
nimmt.
Seit vielen Jahren findet die wasserspa-
rende Tropfbewässerung lebhaftes In-
teresse bei den Weinbaubetrieben in
der Wachau. Durch den Einsatz dieser
Bewässerungstechnik wurde es mög-
lich, den Terrassenweinbau in dieser
Region zu erhalten.

Regul ierung k le iner  Gewässer

Mit der Regulierung kleiner Gewässer
sollen häufige Überflutungen von land-
wirtschaftlich genutzten Kulturflächen
vermindert und im Bereiche von melio-
rativen Maßnahmen eine zweckdienli-
che Vorflut geschaffen werden.
Ebenso berechtigt ist der Anspruch der
Bevölkerung im ländlichen Raum auf
hochwasserfreie Wohn- und Wirt-
schaftsgebäude, auf befestigte Ortsstra-
ßen und auf ein ansprechendes Orts-
bild.

jeweils geltenden Vorschriften sowie
Projektsüberprüfungen,
• Mitwirkung bei Genehmigungs- und
Überprüfungsverfahren,
• Baufinanzierung, Bauausschreibung
und Bauvergabe,
• Bauaufsicht und Gebarungskontrolle,
• Bauabrechnung, Kollaudierung und
Liquidierung,
• Gutachten und Stellungnahme und
• Meliorationskataster sowie Aufsicht
und Betreuung der Wassergenossen-
schaften und Wasserverbände.

Entwässerungen

Diese Maßnahmen werden nur mehr
dort ausgeführt, wo im rein landwirt-
schaftlich genutzten Bereich der ökono-
mische Einsatz von technischen Mitteln
der Landwirtschaft zu gewährleisten ist
(Zeitgerechte Bodenbearbeitung, Um-
stellung auf Alternativkulturen usw.).
Grundsätzlich werden in ökologisch
schützenswerten Bereichen (Feuchtbio-
tope, Moore) keine meliorativen Maß-
nahmen gesetzt. 1987 wurden für rund
710 ha Kulturflächen diese bodenver-
bessernden Maßnahmen durchgeführt.
Der überwiegende Teil dieser Fläche
liegt in den landwirtschaftlichen Gebie-
ten des Waldviertels in den Bezirken
Gmünd, Waidhofen, Horn und Zwettl so-
wie im Viertel ober dem Wienerwald, in
den Bezirken Melk, Scheibbs und Am-
stetten.
In diesen Gebieten hat die Regelung
des Bodenwassergehaltes durch Ent-
wässerung eine besondere wirtschaftli-
che Bedeutung, was an dem hohen An-
teil der Kleinanlagen und einigen ge-
nossenschaftlichen Anlagen zu ersehen
ist. Sie bilden die Voraussetzung für die
Erhaltung der Kulturlandschaft, wirken
besitzfestigend, ermöglichen den Ma-
schineneinsatz in ökonomischer Weise
und vermindern auch die Produktions-
kosten.
Im Rahmen der Grenzlandförderung
werden in den nördlichen Zonen des
Bundeslandes diese Maßnahmen be-
vorzugt behandelt.

Bewässerungen

Diese Maßnahmen dienen vor allem in
den niederschlagsarmen Regionen des
Bundeslandes zur Sicherung von
gleichbleibenden Erträgen und der
Qualitätsverbesserung sowie der Ver-
hinderung der Verödung der Kulturland-
schaft durch Nichtbearbeitung. Für
1.499 ha wurde die Bedeckung des zu-
sätzlichen Wasserbedarfes in der Vege-
tationsperiode geschaffen, somit ist für
eine Fläche von 63.857 ha im Bundes-
land Niederösterreich eine ökonomi-
sche Wasseraufbringung möglich.
Der Schwerpunkt auf dem Bewässe-
rungssektor liegt nach wie vor in den
fruchtbaren Niederungen im Marchfeld,
im Tullnerfeld, im südlichen Wiener Bek-

desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft weitergeleitet.
Vom Unterausschuß der Talsperren-
kommission (Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft) wurden unter
Beiziehung von Sachverständigen und
Vertretern der Talsperrenaufsicht des
Landes NÖ die Sperrenanlagen der NE-
WAG-NIOGAS im Rahmen eines ca.
fünfjährigen Regelintervalls überprüft.
Es wurde festgestellt, daß sich die Anla-
gen in einem einwandfreien, dem Kon-
sens entsprechenden Zustand befin-
den. Lediglich bei den Sicherheitsüber-
wachungseinrichtungen wurden zusätz-
liche Verbesserungen empfohlen.
Beim Hochwasserrückhaltebecken
Kronsegg wurde ein umfangreiches Be-
obachtungsprogramm durchgeführt.
Weiters wurde eine zusätzliche Bohrung
und ein Meßwehr mit Schreibpegel am
Zulauf errichtet.
Die gewonnenen Meßdaten sollen
Grundlagen für eine geplante Verbesse-
rung der Dichtheit des Dammkörpers
einschließlich des Untergrundes erbrin-
gen.
Im November 1987 wurde eine Überprü-
fung des Staudammes Wolfsgraben am
Wienerwald-Stausee durchgeführt.
Laut Schreiben der Zentralanstalt für
Meteorologie und Geodynamik hatten
die gemessenen Erdbebenwellen im
Bereich der Kamptalsperren keinerlei
nachteilige Wirkung auf die Bauwerke.

Flußbauhof P losdor f

Der Beschäftigungsstand im Flußbauhof
Plosdorf beträgt derzeit 20 Arbeitskräfte
(1 Bauhofverwalter, 19 Bedienstete), die
mit der Überholung und Instandsetzung
von Maschinen, Werkzeugen und Gerä-
ten voll beschäftigt werden.
Die Einnahmen des Flußbauhofes Plos-
dorf betrugen im Jahre 1987
11,775.133,35 Schilling. Diesen stehen
Ausgaben in etwa gleicher Höhe gegen-
über.

Wasserrecht l iche Bauaufs icht  und
Sonder tä t igke i ten

Wasserrechtliche Bauaufsichten wur-
den 1987 nicht durchgeführt.
Die für und namens der Marchfeldkanal-
Errichtungsgesellschaft im Jahre 1986
projektierten sechs Pegelstationen an
Zubringern zum künftigen Marchfeldka-
nal wurden im ersten Halbjahr 1987 fer-
tiggestellt.

Landwirtschaftlicher
Wasserbau (B/3-B)

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeit umfaßt im wesentlichen:
• Projektierung gegen Verrechnung der
dafür aufgelaufenen Kosten gemäß den

Probleme 1987

Probleme bei der Planung, Durchfüh-
rung und Finanzierung von Anlagen des
landwirtschaftlichen Wasserbaues erge-
ben sich unter anderem auch durch den
nicht vorhersehbaren Witterungsablauf.
Großteils sind diese Maßnahmen nur in
der vegetationsarmen Zeit durchführbar,
somit von der jeweiligen Feldbebauung
abhängig. In vielen Fällen müssen die
Arbeiten während der Vegetationszeit
eingestellt werden, so daß praktisch nur
der Spätherbst und je nach Witterungs-
verlauf die Wintermonate für die Arbei-
ten übrig bleiben.
Bei den Bewässerungsanlagen erge-
ben sich Probleme bei der Beschaffung
des erforderlichen Wassers.
Die fortwährenden Lohn- und Preisbe-
wegungen, die zunehmende Anzahl von
Voranschlagspositionen sowie die stän-
dig sinkenden Förderungsbeiträge er-
schweren ebenfalls eine vorausschau-
ende, sich über mehrere Jahre erstrek-
kende Planung.
Die Voraussetzung für einen zügigen
und ökonomischen Baufortschritt der
bereits begonnenen, aber auch der neu
zu beginnenden Baumaßnahmen ist,
daß die entsprechenden Beiträge der
öffentlichen Hand in den nächsten Jah-
ren zur Verfügung gestellt werden.

Ziele 1988

Die Zielvorstellung der Tätigkeit der Ab-
teilung B/3-B, Landwirtschaftlicher Was-
serbau, besteht in der zeitgerechten Be-
handlung und Förderung der eingelang-
ten Ansuchen um bodenverbessernde
Maßnahmen sowie um Regulierung klei-
ner Gewässer für den Hochwasser-
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schütz, für Hochwasser-Rückhaltemaß-
nahmen, Bodenschutzmaßnahmen und
die Vorflutbeschaffung im Rahmen der
jeweils geltenden Bestimmungen im
Einklang mit den allenfalls laufenden
agrarischen Operationen und im Einver-
nehmen mit dem Natur-, Landschafts-
und Umweltschutz.
Den größten Umstellungsprozeß seit
dem 2. Weltkrieg von allen Wirtschafts-
zweigen hat die Landwirtschaft durchge-
macht. Die bisherige Zugtierkraft wurde
vollständig durch die Maschine ersetzt,
welche dem Boden größere Anforderun-
gen abverlangt und den Landwirt zur
Spezialisierung zwingt. Eine wesentli-
che Voraussetzung hierfür ist die Rege-
lung des Bodenwassergehaltes, damit
der gesunde Boden als Produktions-
grundlage für die Landwirtschaft weiter-
hin erhalten und bearbeitet werden
kann. Alle diese Maßnahmen zur Rege-
lung des Bodenwassergehaltes wirken
arbeitsplatzsichernd und besitzfesti-
gend im ländlichen Raum und tragen
wesentlich zur Erhaltung der Kulturland-
schaft bei.

Statistik 1987

Zum Bauvolumen von 64,786.000 Schil-
ling für 1987 trug der Bund 13,223.000
Schilling, das Land 16,368.000 Schilling
und die Interessenten 35,195.000 Schil-
ling bei.

Siedlungswasserwirt-
schaft (B/3-C)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Der allgemeine Arbeitsumfang umfaßt
folgende Tätigkeiten:
• die aktenmäßige Behandlung der An-
suchen von Wasserverbänden, Wasser-
genossenschaften, Gemeinden und
sonstigen Interessenten für die Durch-
führung von siedlungswasserwirtschaft-
lichen Maßnahmen;
• Erhebungen und Erledigungen im
Aufgabenbereich „Technische Gewäs-
seraufsicht“;
• die Erarbeitung von Planungsvorstel-
lungen und Projektstudien für einen
sinnvollen, technisch und wirtschaftlich
vertretbaren Ausbau der Wasserversor-
gung und der Abwasserbeseitigung;
• die Projektierung von verhandlungs-
und baureifen Wasserversorgungs- und
Abwasserbeseitigungsanlagen. Die Ver-
rechnung der dafür auflaufenden Kosten
erfolgt entsprechend den bezüglichen
Erlässen der Landesamtsdirektion. In
der Mehrzahl der Fälle werden jedoch
diese Planungsarbeiten auf Grund der
Personalsituation im Auftrag der Ge-
meinden, Wasserverbände oder Was-
sergenossenschaften im Einvernehmen
mit der Abteilung und unter Beachtung

der von dieser erstellten Planungskon-
zepte von Ziviltechnikern durchgeführt.
• Die Überprüfung und Begutachtung
der von Wasserverbänden, Wasserge-
nossenschaften, Gemeinden, Betrieben
und sonstigen Antragstellern an den
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds
im Wege des Landeshauptmannes vor-
gelegten Förderungsanträge entspre-
chend den Bestimmungen des Wasser-
bautenförderungsgesetzes, BGBL Nr.
148/1985;
• die Wahrnehmung der Aufgaben der
staatlichen Bauaufsicht bzw. der örtli-
chen Bauleitung entsprechend den
Durchführungserlässen des ehemaligen
Bundesministeriums für Bauten und
Technik zum Wasserbautenförderungs-
gesetz;
• die Bauabrechnung und Baukollau-
dierung gemäß § 31 des Wasserbauten-
förderungsgesetzes;
• die technische Begutachtung der An-
träge um Förderungsmittel aus dem
NÖ Landes-Wasserwirtschaftsfonds;
• Planung und Durchführung von hy-
drogeologischen Aufschlüssen zur
Grundwassererkundung und -erschlie-
ßung;
• Stellungnahme zu Entwürfen von Ge-
setzen und Verordnungen, die die Sied-
lungswasserwirtschaft betreffen.
Die Tätigkeit der Abteilung in der Auf-
tragsverwaltung des Bundes begründet
sich auf die vom ehemaligen Bundesmi-
nisterium für Bauten und Technik zum
Wasserbautenförderungsgesetz mit
GZ. 561.046-IV-27/70 vom 14. August
1970 erlassenen Durchführungsbestim-
mungen über die Mitwirkung der Lan-
deshauptmänner bei der Förderung von
Siedlungswasserbauten.
Im besonderen erfordert die Situation
der heutigen Zeit im verstärkten Aus-
maß Bemühungen um die Erhaltung
ausreichender und qualitativ einwand-
freier Grundwasservorkommen und um
die Oberflächengewässer, die in einem
für die Umwelt erträglichen Zustand zu
erhalten sind. Diese Bestrebungen ste-
hen vielfach stark im Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit und rufen Kritik hervor, weil
sie Maßnahmen erfordern, die auch den
einzelnen Landesbürger kostenmäßig
belasten und zu Einschränkungen ver-
halten.
Es wird noch mehr als bisher notwendig
sein, die nicht immer angenehmen was-
serwirtschaftlichen Tatsachen aufzuzei-
gen und durch eine objektive und von
Ambitionen freie Beratung dahingehend
einzuwirken, daß im wasserwirtschaftli-
chen Bereich Maßnahmen eingeleitet
und gesetzt werden, die auch in Zukunft
eine gedeihliche wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landes gewährleisten.

Kredi tverwal tung und a l lgemeine
Ange legenhe i ten

Mit LGBI. Nr. 1300-3 wurde der NÖ Lan-
des-Wasserwirtschaftsfonds geschaf-

fen. Gemäß §14 (1) des zit. Gesetzes
obliegt die Aufsicht des Fonds der Lan-
desregierung. Entsprechend der Ge-
schäftseinteilung des Amtes der
NÖ Landesregierung sind die damit ver-
bundenen Angelegenheiten der Abtei-
lung B/3-C zugeordnet.
Als Schwerpunkt in diesem Bereich
kann das Bemühen gewertet werden,
die finanziellen und verwaltungsmäßi-
gen Angelegenheiten rasch und pro-
blemlos abzuwickeln, wobei der hohe
Verwaltungsaufwand bei den Vorhaben,
die durch den Bundeswasserwirt-
schaftsfonds und den NÖ Landes-Was-
serwirtschaftsfonds gefördert werden,
die zur Verfügung stehenden Mitarbeiter
besonders fordert.
Für die Beurteilung der Wirtschaftlich-
keit der empfohlenen und gesetzten
Maßnahmen ist es mehr denn je not-
wendig, die rechnungsmäßigen Unterla-
gen zu erarbeiten und zur Verfügung zu
stellen.

Großräumige
Sied lungswasserwi r tschaf t

Dieser Aufgabenbereich kann als Basis
der Tätigkeit der Abteilung hinsichtlich
einer technisch und wirtschaftlich sinn-
vollen Konzeption der Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung ange-
sehen werden und äußert sich nicht nur
in der Empfehlung für entsprechende
Planungen, sondern vor allem in der Er-
arbeitung der entsprechenden Ent-
scheidungsgrundlagen.
Der Umwelt- und Wasserwirtschafts-
fonds verlangt in jedem Fall bei der Be-
urteilung eines Antrages um Fondsmit-
tel eine Aussage darüber, ob die vorge-
legte projektierte Lösung die technisch
und wirtschaftlich optimale und den
Konzeptionen des Landes voll entspre-
chende ist.
Die dazu notwendigen Behelfe sind im
Rahmen dieses Aufgabenbereiches zu
erarbeiten.
Im Rahmen von Studien werden regio-
nale, überörtliche und örtliche Lösun-
gen für die Abwasserbeseitigung auf
Grund von eingehenden Untersuchun-
gen und Berechnungen vorgeschlagen.
Die Ergebnisse dieser Arbeit werden
bei den künftigen Planungen Berück-
sichtigung finden.
Die Schwerpunkte für die Vorbereitung
und Planung von Abwasserbeseiti-
gungsanlagen liegen nach wie vor im
Bereich der Donau, im oberen Ybbstal
(polit. Bezirk Amstetten), im Steinfeld
(polit. Bezirk Wiener Neustadt), aber
auch in den ländlichen Gebieten nörd-
lich der Donau.
Die Planung der Wasserversorgung er-
folgt in der Regel im engsten Einverneh-
men und in Zusammenarbeit mit der
NÖSIWAG. Untersuchungen und Pla-
nungen erstrecken sich auf die Gebiete
des Waldviertels, das südliche Tullner-
feld und das Marchfeld, wo der größte
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sowie der in Planung befindliche wei-
tere Ausbau der Kläranlage der Stadtge-
meinde Mödling.
Im Bereich der Verfahrenstechnik der
Abwasserreinigung werden in den letz-
ten Jahren im verstärkten Ausmaß alter-
native, natürliche Systeme diskutiert. Da
die Meinungen über diese Verfahren
sehr unterschiedlich sind und verwert-
bare praktische Ergebnisse noch nicht
vorliegen, hat die Landesregierung die
Errichtung einer Versuchsanlage in
Mannersdorf/Leithaberg beschlossen.
Die wissenschaftliche Betreuung dieses
Versuches hat das Institut für Wasser-
wirtschaft der Universität für Bodenkul-
tur übernommen.
Ein weiterer Bericht über die Ergeb-
nisse des Jahres 1986 konnte im Juli
1987 veröffentlicht werden; er wurde im
In- und im Ausland wieder mit großem
Interesse aufgenommen.

Feuer löschan lagen,  Bäder

Im ländlichen Bereich, vor allem dort,
wo keine ergiebigen Grundwasservor-
kommen zur Verfügung stehen und
auch noch keine zentrale Wasserversor-
gung eingerichtet werden konnte, ist es
nach wie vor notwendig, entsprechende
Löschwasserbehälter für eine wirksame
Brandbekämpfung einzurichten. Die
Baumaßnahmen erstrecken sich vor al-
lem auf das Waldviertel. Die Tätigkeit im
Aufgabenbereich „Bäder“ beschränkt
sich wie bisher vor allem auf die Bera-
tung bei der Einrichtung notwendiger
Badewasseraufbereitungsanlagen.

Die Ausbauschwerpunkte liegen bei der
Herstellung der Grundversorgung im
Wald- und Weinviertel und bei den Er-
weiterungs- und Ergänzungsarbeiten im
Industrieviertel, in dem fast sämtliche
Bewohner an zentrale Anlagen ange-
schlossen sind. Im Viertel ober dem
Wienerwald konzentrieren sich die Bau-
arbeiten auf das Gebiet des Dunkelstei-
nerwaldes und den Bezirk Amstetten.

Abwasserbese i t igung

Dieser Fachbereich ist derzeit sowohl
hinsichtlich der Planung als auch der
Baudurchführung der umfangreichste.
Es ist eine Tatsache, daß die Wasser-
güte unserer Vorflutgerinne durch die
Umwelteinflüsse, vor allem die Einlei-
tung von ungereinigten Abwässern aus
Siedlungen und Betrieben, stark beein-
trächtigt wird.
Der Ausbau von ordnungsgemäßen Ab-
wasserbeseitigungsanlagen stellt somit
eine zwingende Notwendigkeit dar.
Vielfach wird mit dem Bau von Abwas-
serbeseitigungsanlagen nur deshalb
begonnen, weil infolge sanitärer Miß-
stände und wegen unzulässiger Gewäs-
serverunreinigungen eine bescheidmä-
ßige Verpflichtung durch die Wasser-
rechtsbehörde erteilt wurde.
In Ballungsgebieten schließen sich Ge-
meinden vereinzelt zu Abwasserverbän-
den zusammen, die derzeit schon einen
wesentlichen Beitrag zur Reinhaltung
der Gewässer leisten.
Auf Grund der bestehenden Gewässer-
güte der Vorfluter wird von den Wasser-
rechtsbehörden in jedem Fall eine bio-
logische Reinigung der Abwässer ver-
langt, wobei in der Regel ein Reini-
gungseffekt von über 90 % gefordert
wird.
Die Ausbauschwerpunkte liegen im
südlichen Wiener Becken, wo die Ver-
bände „Raum Bad Vöslau", „Piesting-
tal“, „Oberes Piestingtal“, „Wiener Neu-
stadt-Süd“, „Mittleres Schwarzatal“,
„Oberes Schwarzatal“ und „An der Trie-
sting“, durch ihre Maßnahmen einen
wesentlichen Beitrag zur Erhaltung der
Güte des Grundwassers des Wiener
Beckens leisten.
Weitere Schwerpunkte liegen nach wie
vor bei den Abwasserverbänden „Anz-
bach-Laabental“, „Raum Pöchlarn“,
„Ybbsfeld“ und „Raum Amstetten“.
Auch die Abwasserverbände des Wald-
und Weinviertels, die Verbände „Ravels-
bach-Maissau“, „Horn“, „Wagram-
West", „Wölkersdorf - Pillichsdorf -
Großengersdorf“, „Mittleres Rußbach-
tal“, „Oberes Rußbachtal“ und „Harraser
Bach“ investieren große Summen in
den Ausbau ihrer Anlagen.
Zu den größten Bauvorhaben auf dem
Kläranlagenbereich zählen derzeit der
Bau der Kläranlagen des Abwasserver-
bandes „Wiener Neustadt-Süd“ und
des Abwasserverbandes „Schwechat“

Teil der Gemeinden noch keine zentrale
Wasserversorgung besitzt. Einen be-
sonderen Schwerpunkt des Aufgaben-
bereiches bildet die Erkundung und Si-
cherung von Grundwasser- und Quell-
vorkommen, wo gleichfalls die NÖSI-
WAG in den meisten Fällen als Kon-
sensträger tätig wird.

Hei lbäder  und natür l iche
Hei lvorkommen

1987 wurden die Untersuchungen zur
Erschließung von Mineralwässern im
Gemeindegebiet von Hochneukirchen
abgeschlossen. Die vermuteten Wässer
weisen einen hohen Kohlensäure- und
Magnesiumgehalt auf, so daß nunmehr
die Gemeinde an eine weitere Verwer-
tung dieser Wässer denken kann.

3

Wasserversorgung

Nach wie vor besteht im Bundesland
ein Nachholbedarf an zentralen Anla-
gen, wobei in den unversorgten Ge-
meinden das zur Verfügung stehende
Wasser der Hausbrunnen in der Regel
den sanitären Anforderungen nicht ent-
spricht und es in Trockenzeiten zu Ver-
sorgungsschwierigkeiten kommt. Auch
der weitere Ausbau von bestehenden
Anlagen ist durch die bevölkerungsmä-
ßige und wirtschaftliche Entwicklung in
einzelnen Landesteilen zu einem vor-
dringlichen Problem geworden. Da für
diese Erweiterungs- und Ergänzungs-
vorhaben Förderungsmittel aus dem
Wasserwirtschaftsfonds angesprochen
werden können, wird die Abteilung mit
jedem dieser Projekte befaßt.
Vielfach stehen die erforderlichen Was-
sermengen von Natur aus nicht mehr in
der erforderlichen Qualität zur Verfü-
gung. Mehr als bisher ist es deshalb
notwendig, Aufbereitungsanlagen zu
bauen, um das vorhandene Wasser als
für den menschlichen Genuß geeignet
abgeben zu können und über oft lange
Transportleitungen von einer wasserrei-
chen in eine wasserarme Region zu
schaffen. Die dazu notwendigen Einrich-
tungen sind nicht nur in der Anschaf-
fung relativ kostspielig, sondern stellen
auch im Betrieb der Anlage einen be-
deutenden Kostenfaktor dar.
So wie in anderen Bundesländern ist
auch in Niederösterreich vor allem in
den Großgemeinden und in jenen Lan-
desteilen, wo in den fünfziger und sech-
ziger Jahren Wasserversorgungsanla-
gen errichtet wurden, eine zweite Aus-
bauphase eingetreten. Einzelanlagen
werden zu größeren Versorgungsgrup-
pen zusammengefaßt und an leistungs-
fähige Wasserspender angeschlossen.
Im Gegensatz zur Meinung vor
15-20 Jahren ist es jetzt unbestritten,
daß großräumige Anlagen nicht nur we-
sentlich betriebssicherer sind, sondern
auch wirtschaftlicher betrieben werden
können.

Probleme 1987

Im Bereich der großräumigen Sied-
lungswasserwirtschaft, in dem die
grundlegenden Planungsvorstellungen
und Entscheidungsbehelfe zu erarbei-
ten sind, ist es mehr als früher notwen-
dig, Fachinstitute mit der Bearbeitung
der oft sehr ins Detail gehenden Fragen
einer Problemlösung zu beauftragen,
um zu praxisgerechten Aussagen zu
kommen.
Von Bedeutung ist, daß die fachtech-
nisch und wirtschaftlich optimale Lö-
sung einer Detailplanung zugeführt
wird.
Beim Ausbau der Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung macht sich
mehr denn je die wirtschaftliche Situa-
tion der Gemeinden in der Form be-
merkbar, daß zugesicherte Förderungs-
mittel des Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds wegen des schleppenden
und Bauzeitplänen nachhinkenden Bau-
fortschrittes nicht voll in Anspruch ge-
nommen werden können. Vielfach wird
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Hydrologie (B/3-D)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Entsprechend den zugewiesenen Auf-
gaben gliedert sich die Tätigkeit der Ab-
teilung in folgende Hauptgebiete:

Oberflächenhydrologie

• Weiterbearbeitung einer Klimatogra-
phie von Niederösterreich, statistische
Auswertung des Beobachtungskollek-
tivs von Ombrometerstationen hinsicht-
lich Jahresmaxima und Gewitterhäufig-
keit (einschließlich Berücksichtigung
des seit 1977 bestehenden Sondermeß-
netzes zur Starkregenbeobachtung) so-
wie Einsatz von Wippenmeßgeräten zur
Erfassung von Minutenregenereignis-
sen, Überprüfung der Starkregen hin-
sichtlich der hundertjährigen Häufigkeit
und ihrer Verteilung in Niederösterreich;
• Erarbeitung und Überprüfung des
Hochwasserkollektivs aller niederöster-
reichischen Pegelstationen und Erstel-
lung von Hochwasserspendenlinien für
einzelne Flußgebiete, speziell der Fluß-
gebiete südlich der Donau;
• Weiterbearbeitung der Erstellung der
Niederwasserspenden der niederöster-
reichischen Gerinne (dient z. B. für die
Vorschreibung von Hochwassermen-
gen), Bearbeitung zahlreicher Anfragen
über charakteristische Wasserführung
und über aufgetretenen Starkregen;
• Stellung von hydrologischen Amts-
sachverständigen bei Wasserrechtsver-
handlungen.

Geohydrologie

• Bearbeitung der Anfragen über cha-
rakteristische Grundwasserstände,
Grundwasserströmungsrichtungen und
Grundwasserabstandsgeschwindigkei-
ten;
• zahlreiche geohydrologische Unter-
suchungen im Zusammenhang mit Pla-
nungen und Erweiterungen von Wasser-
versorgungsanlagen von Gemeinden,
Wassererschließungen für Bewässerun-
gen, Weiterbearbeitung der geohydrolo-
gischen Regionaluntersuchungen des
Weinviertels, der Gmünder Bucht, des
Ybbstales, Karsthydrologie des Reisal-
penstockes (Haibachtal) und die Karst-
hydrologie des Helenentales. Die Bear-
beitung der Mitterndorfer Senke steht
unmittelbar vor dem Abschluß.
• Stellungnahmen und Gutachten hin-
sichtlich Wassererschließungen, Müll-
deponien usw.;
• Beweissicherungsmaßnahmen, ins-
besondere bei Kanalisationen;
• Stellung von geohydrologischen
Amtssachverständigen bei WR-Ver-
handlungen.

auch die Meinung vertreten, daß sich
die Mehrzahl der Gemeinden die aus
sanitärer Sicht notwendige und im Hin-
blick auf die Erhaltung unserer Umwelt
unbedingt erforderliche zeitgemäße Ab-
wasserbeseitigung nicht leisten könne.
Ähnliche Ansichten werden fallweise
auch bezüglich zentraler Wasserversor-
gungsanlagen vertreten.
Es wurde deshalb durch die Gründung
des NÖ Landes-Wasserwirtschafts-
fonds ein Instrumentarium geschaffen,
welches den Gemeinden die Finanzie-
rung dieser infrastrukturell sehr notwen-
digen Maßnahmen ermöglicht und
gleichzeitig Bedacht auf die zu erwar-
tenden Folgekosten nimmt und Einbe-
ziehung dieser in die Förderung ge-
währleistet.

Hydrographie

• Verdichtung des Niederschlags- und
Temperaturmeßnetzes, verstärkter Ein-
satz von Schreibgeräten;
• qualitative Verbesserung des Pegel-
netzes an den niederösterreichischen
Gerinnen, um das Abflußgeschehen ge-
nauer erfassen zu können (Maßnahmen
gegen Einfrieren des Steigrohrschach-
tes, Sohlrampen zur Stabilisierung der
Gerinnesohle, Ausbau der Pegelhütten
usw.);
• Instandhaltung des bestehenden
Grundwassernetzes, Vertiefungsarbei-
ten an trockengefallenen GW-Meßson-
den, Einrichtung von Temperaturprofil-
meßstellen.

Wasserstandsnachrichtendienst

• Durchführung des täglichen Interna-
tionalen Wasserstandsnachrichtendien-
stes;
• Einrichtung eines Pager-Rufdienstes
für den Hochwasserfall.

Ziele 1988

Trotz der derzeit vorhandenen Schwie-
rigkeiten besteht die Absicht, bis zum
Ende der achtziger Jahre die nieder-
österreichische Bevölkerung zur Gänze
in zentralen Wasserversorgungsanla-
gen zu erfassen, soferne nicht Streu-
siedlungen einen wirtschaftlichen An-
schluß ausschließen. Dort sollten je-
doch ordnungsgemäße Einzelwasser-
versorgungsanlagen, die auch in die öf-
fentliche Förderung einbezogen sind,
ausgebaut werden.
In der Abwasserbeseitigung müßte es
in diesem Zeitraum möglich sein, für
60 % der Bevölkerung Abwasserbeseiti-
gungsanlagen bereitzustellen. Dieser
Prozentsatz sollte mindestens erreicht
werden, um stärkere Auswirkungen auf
die Güte unserer Grund- und Oberflä-
chengewässer zu verhindern.
Da die großen zusammenhängenden
Siedlungsgebiete in Niederösterreich
bereits abwassermäßig entsorgt sind
bzw. sich deren Abwasserbeseitigungs-
anlagen bereits im Ausbau befinden,
wird zukünftig der Schwerpunkt der Er-
richtung von neuen Anlagen im ländli-
chen Raum liegen.
Die Planung dieser kleinen Abwasser-
beseitigungsanlagen wird, vor allem
durch die gestiegenen Anforderungen
an den Gewässerschutz, einen höchst-
möglichen Ausgleich zwischen Ökolo-
gie und Ökonomie zu berücksichtigen
haben.

Probleme 1987

Es wird neben den in früheren Berichten
aufgezeigten Problemen wieder auf die
Schwierigkeiten bei der Erstellung einer
neuen 24-Stunden-Prognose für die Do-
nau hingewiesen (Kraftwerksausbau an
der Donau).
Ein verstärkter Einsatz der Datenverar-
beitung ist durch die fehlende Daten-
übermittlung seitens des Hydrographi-
schen Zentralbüros zur Zeit leider nicht
möglich.

Ziele 1988

Auf dem Gebiet der Oberflächenhydro-
logie bestehen weiterhin folgende län-
gerfristig zu bearbeitende Ziele:
• die Untersuchung über Starkregener-
eignisse fortzuführen, um Aussagen
über die Eintrittswahrscheinlichkeit von
Starkregen zu verbessern; die Erfas-
sung von Trockenperioden;
• die charakteristischen Hochwasser-
abflüsse in Kleineinzugsgebieten durch
intensive Beobachtung und Auswertung
aufgetretener Ereignisse und durch den
Ausbau entsprechender Abfluß- und
Niederschlagsstationen besser zu er-
fassen (Fernübertragung von Nieder-
schlagsstationen zur Verbesserung des
Hochwasserdienstes);
• Erforschung der Zusammenhänge
geophysikalischer Natur zwischen Nie-
derschlags- und Abflußgeschehen (Ab-
flußfrachtuntersuchungen, Erarbeitung
von Abflußbeiwerten, Trockenwetterab-
fluß);
• neue Methoden zur Charakterisierung
gebietsspezifischer Wasserführungen
zu erproben und EDV-Modelle einzuset-
zen.

Statistik 1987

Zur Förderung der Baumaßnahmen
standen 1987 zur Verfügung:
• an Bundesmitteln: ca. 900 Mio. Schil-
ling als Darlehen und ca. 5,5 Mio. Schil-
ling als nicht rückzahlbarer Beitrag aus
dem Wasserwirtschaftsfonds;
• an Landesmitteln: 128,847.000 Schil-
ling;
• an Mitteln aus Bedarfszuweisungen:
124,755.000 Schilling.
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Statistik 1987

Die 1987 zugeteilten Bundesmittel be-
trugen 2,989.000 Schilling. Die Höhe der
Landesmittel betrug 1,5 Mio. Schilling. ■

ten des EDV-Einsatzes verstärkt genutzt
werden. Hiebei ist zunächst an die Er-
stellung von Grundwasserschichtenplä-
nen und Differenzplänen mittels Plotters
gedacht, um Veränderungen im Grund-
wasserhaushalt besser und schneller
erkennen zu können.

Bei allen diesen Untersuchungen sollen
die Möglichkeiten des der Abteilung B/
3-D zur Verfügung stehenden Personal-
computers verstärkt genutzt werden.
Im Bereich der Geohydrologie wird
nach wie vor angestrebt, die im Rahmen
von Einzeluntersuchungen gewonnenen
Daten in Form eines Grundwasserkata-
sters darzustellen. Des weiteren sollen
auch in diesem Gebiet die Möglichkei-

Wasserrecht, Schiffahrt ( I I I / l )

• Überprüfung alter Wasserrechte zum
Zweck der Anpassung des Wasserbu-
ches an den aktuellen Stand;
• Mitarbeit im Rahmen der Österreichi-
sch-tschechoslowakischen Grenzge-
wässerkommission;
• Soforteinsätze auf Grund von tages-
aktuellen Ereignissen und Medienbe-
richten;
• Bildung einer Arbeitsgruppe „Wasser
Altlasten“ und Inangriffnahme der nöti-
gen Vorarbeiten zur Erfassung der Altla-
sten (Altlastenkataster);
• abteilungsüberschreitende Behand-
lung der Grundwasserverunreinigungen
durch erhöhten Atrazin- und Nitratge-
halt;
• Mitarbeit in den Arbeitskreisen Bo-
denschutz, forstschädliche Einwirkun-
gen, Feuchtbiotope, Umweltdatenbank
und Deponie in Theresienfeld;
• Mitarbeit in Arbeitsgruppen des
Österreichischen Wasserwirtschaftsver-
bandes und bei der Akademie für Um-
welt und Energie.

sondere im Bereich potenter Grundwas-
serkörper (Mitterndorfer Senke, March-
feld, Tullnerfeld);
• weitere Verbesserung der Wasser-
güte von Flüssen und Seen;
• Überprüfung der bewilligten Wasser-
benutzungsanlagen (Wasserversor-
gungsanlagen, Abwasserbeseitigungs-
anlagen, Deponien, Teiche) in bezug auf
ihre Funktion, Auswirkung bzw. Wasser-
güte;
• weitere intensive Mitarbeit im Rah-
men der Österreichisch-tschechoslowa-
kischen Grenzgewässerkommission;
• Verfahren betreffend die Badehütten
im nördlichen Hochwasserabflußgebiet
der Donau in den Gemeinden Tulln und
Zeiselmauer;
• weiterer Abbau des Vollzugsdefizites
auf dem Gebiet der Gewässerpolizei;
• Aktualisierung des Wasserbuches
(Überprüfung der Gewässermappen,
Neuerstellung der Übersichtskarten und
Gewässerblätter);
• Reform auf dem Gebiet der Gewäs-
seraufsicht;
• Erlaßbereinigung;
• Verfahren betreffend Badehütten ent-
lang von March und Thaya.

Schwerpunkte 1987

Wasserrecht

• Auswirkungen des Reaktorunfalles
von Tschernobyl;
• Marchfeldkanal;
• Donaukraftwerk Altenwörth (Verände-
rungen des Grundwasserstandes sowie
land- und forstwirtschafliche Beweissi-
cherung);
• Donaukraftwerk Greifenstein (Verän-
derungen des Grundwasserstandes so-
wie land- und forstwirtschaftliche Be-
weissicherung);
• Donaukraftwerk Wien (Auswirkungen
auf Niederösterreich);
• Grundwasserverunreinigungen im
(Einzugs)bereich der Mitterndorfer
Senke (insbesondere Überprüfungen
von Mülldeponien und Sanierung von
Mißständen);
• landwirtschaftliche Beregnungsanla-
gen im Wiener Becken;
• Wasserrechtsverfahren betreffend
Wasserversorgungsanlagen, insbeson-
dere III. Wiener Wasserleitung, NÖSI-
WAG und sonstige vom Wasserwirt-
schaftsfonds geförderte Anlagen;
• Wasserrechtsverfahren betreffend
Abwasserbeseitigungsanlagen, insbe-
sondere von Abwasserverbänden,
Großindustrie und sonstige vom Was-
serwirtschaftsfonds geförderte Anlagen;
• Verfahren zur Anpassung von Abwas-
serbeseitigungsanlagen und Mülldepo-
nien an den derzeitigen Stand der Tech-
nik;
• Entschädigungsverfahren im An-
schluß an das Donauhochwasser 1981
und 1985 und Aktivitäten, um die Aus-
wirkungen zukünftiger Hochwasserer-
eignisse zu minimieren;
• Badehütten im nördlichen Hochwas-
serabflußgebiet der Donau in den Ge-
meinden Tulln und Zeiselmauer;
• „Grüne Tonne" im Verwaltungsbezirk
Neunkirchen;
• gezielter Einsatz der Technischen Ge-
wässeraufsicht;
• Erstellung einer Datei zum Zwecke
der Evidenthaltung von periodischen
Abwasser- und Wasseruntersuchungen
(unter Einbeziehung der EDV);

Schiffahrt

• Vollzug der Schiffsführerschulenver-
ordnung;
• Umsetzung der Ergebnisse der Re-
form des Schiffsführerprüfungswesens;
• Neuordnung der schifffahrtsrechtli-
chen Verhältnisse nach Fertigstellung
des Donaukraftwerkes Greifenstein;
• Überprüfungen der Schiffahrtsanla-
gen für den Personenverkehr und für
Zwecke des Mineralölumschlages bzw.
-handels (Tanklager, Schiffstankstellen);
• Ländenkataster.

Schiffahrt

• Umsetzung der Ergebnisse der Re-
form im Bereich der praktischen Ausbil-
dung von Schiffsführern;
• Überprüfung der Schiffahrtsanlagen
für den Personenverkehr und für
Zwecke des Mineralölumschlages bzw.
-handels (Tanklager, Schiffstankstellen);
• EDV-Einsatz. ■

Ziele 1988

Wasserrecht

• Überarbeitung der Wasserschonge-
biete in Niederösterreich;
• Donaukraftwerk Wien;
• weitere Behebung von „Altlasten" in
bezug auf aufgelassene Mülldeponien;
• weiterer Grundwasserschutz insbe-
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Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft (Planungsorgan, Sachverständige, Gewässeraufsicht) (B/9)

nigung sowie das gestiegene Umwelt-
bewußtsein erfordern im Bereich der
Abwassertechnik besondere Anstren-
gungen, um eine entsprechende Lö-
sung der Abwasserproblematik herbei-
zuführen. Zu diesem Zweck werden di-
verse Untersuchungen auch von bis-
lang weniger praktizierten Formen der
Abwasserbehandlung durchgeführt.
Derzeit in Ausarbeitung sind:
• „Literaturstudie Abwasserteiche“;
• „Einfluß von Karpfenteichen auf die
Wasserqualität im Vorfluter“;
• „Art und Umfang weitgehender Ab-
wasserreinigungsmaßnahmen bei Auto-
waschboxen“;
• „Reinigungsleistung von unbelüfteten
Abwasserteichen im Winterbetrieb“;
• „Beseitigung von Senkgrubeninhalt in
Niederösterreich“.
Ein Großteil der Arbeiten wurde 1987
abgeschlossen.
Die Abfallwirtschaft und Abfallbeseiti-
gung wurden weiter in Richtung Opti-
mierung der Abfallwirtschaft bei Mini-
mierung der negativen Umwelteinflüsse
fortgesetzt.
Die „Müllkartei“ über die ehemaligen
bzw. derzeit bestehenden Müllbeseiti-
gungs- bzw. Behandlungsanlagen im
Landesbereich wurde ergänzt und fort-
geführt.
Im Hinblick auf einen umfassenden bzw.
zielführenden Grundwasserschutz wer-
den in Zusammenarbeit mit der Raum-
planung bei Materialentnahmen (Naß-
und Trockenabbaggerungen) Abbau-
pläne für einen flächenmäßig zusam-
menhängenden Abbau einschließlich
Sanierung vorhandener Entnahmestel-
len erstellt.
Bei Fach- und Informationsveranstaltun-
gen wurden verschiedene Vorträge be-
züglich Wasser- und Abfallwirtschaft ge-
halten.

Wasserwirtschaft,
wasserwirtschaftliches
Planungsorgan

Ziel ist die Koordinierung der in Nieder-
österreich gesetzten wasserbaulichen
Maßnahmen zur ökologisch und wirt-
schaftlich optimalen Nutzung der natürli-
chen Wasservorkommen in jenem Rah-
men, der durch die Bestimmungen des
Wasserrechtsgesetzes gegeben ist. Für
die Erreichung dieser wasserwirtschaft-
lichen Zielsetzung stellen drei Arbeits-
bereiche die dominierende Tätigkeit des
wasserwirtschaftlichen Planungsorga-
nes dar:
• Erfassung und Bewirtschaftung der
Grund- und Quellwasservorkommen so-
wie Nutzung der Oberflächenwässer
einschließlich der damit verbundenen
Gütefragen;
• kommunale und gewerblich-industri-
elle Abwasserwirtschaft;
• Grundwassergütewirtschaft im Zu-
sammenhang mit der Materialentnahme
und der Abfallstofflagerung.

Amtssachverständigen-
tätigkeit

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1987

Die technischen Amtssachverständi-
gentätigkeit wird in folgende Gruppen
unterteilt:
• Wasserkraftanlagen, Wasserversor-
gungsanlagen, landwirtschaftlicher
Wasserbau, Flußbau, Bauten im Hoch-
wasserabflußbereich, Wärmepumpen;
• Sand- und Schotterentnahmen, Müll-
und sonstige Ablagerungen, Grundwas-
serteiche, Lagerung und Leitung was-
sergefährdender Stoffe;
• Abwassertechnik;
• Abfallwirtschaft;
• Technische Angelegenheiten des
Sonderabfallgesetzes;
• Chemie, chemische Technologie;
• Technische Binnenschiffahrt.
Die Sachverständigentätigkeit erstreckt
sich auf das Gebiet der Wasserversor-
gung, der Abwassertechnik und bei den
Mülldeponien zunehmend auf Pro-
bleme, bestehende Anlagen den aktuel-
len Anforderungen des Umweltschutzes
anzupassen. Durch die Errichtung zu-
sätzlicher Reinigungsstufen wurde z. B.
in der Abwassertechnik ein wesentli-
cher Beitrag zur Verbesserung der Ge-
wässergüte der niederösterreichischen
Gewässer geleistet. Bei wasserrechtli-
chen Verfahren für Wasserkraftanlagen
und im Flußbau wird verstärkt auf die
ökologischen Erfordernisse Bedacht
genommen.
Im Bereich der Technischen Angelegen-
heiten des Sonderabfallgesetzes, wel-
che erst mit dem Inkrafttreten des Son-
derabfallgesetzes mit Beginn 1984
wahrzunehmen sind, liegen die Schwer-
punkte derzeit bei
• der Erstellung von Gutachten zu Fest-
stellungsbescheiden,
• der Beurteilung von Sonderabfall
nach Gefährlichkeit und
• der Erlaubniserteilung als Sonderab-
fallsammler und Sonderabfallbeseitiger.
Unabhängig davon wurden in verschie-
denen Bereichen Niederösterreichs
weiterhin Probesammlungen von häusli-
chem und gewerblichem Sondermüll,
welcher nicht unter das Sonderabfallge-
setz fällt, mit großem Erfolg durchge-
führt.
In der Technischen Binnenschiffahrt er-
folgt vorwiegend die Überprüfung von
Wasserfahrzeugen und von Anlagen
und schiffahrtstechnischen Einrichtun-
gen. Als Grundlage für die Beurteilung
von Anlagen auf der Donau wird ein
Ländenkataster erarbeitet.

Schwerpunkte und Probleme
1987

Der derzeitige Schwerpunkt liegt bei der
Durchführung räumlich begrenzter De-
tailuntersuchungen mit stärkerer Be-
rücksichtigung qualitativer Aspekte.
Gemeinsam mit dem Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft wur-
den im Rahmen des Wasserbautenför-
derungsgesetzes mit gemeinsamer Fi-
nanzierung durch Bund und Land fol-
gende wasserwirtschaftliche Studien
ausgearbeitet:
• „Grundwasserwirtschaftliche Untersu-
chung mit Hilfe eines mathematischen
Grundwassermodeils im Bereich des
Unteren Traisentales“;
• „Studie über die Ursachen der Ent-
wicklung und mögliche Bekämpfung
der Verkrautung des Kampes“.
Über Finanzierung des Landes Nieder-
österreich allein wurde die Studie „Was-
serwirtschaftliche Untersuchung des
Reisenbaches im Hinblick auf die Was-
serentnahme für landwirtschaftliche Be-
wässerung“ abgeschlossen.
In Bearbeitung ist eine grundwasser-
wirtschaftliche Untersuchung im „Nördli-
chen Wienerfeld“.
Die Errichtung von Schongebieten zum
Schutz und zur Sicherung von potentiel-
len Grundwasservorkommen für die ge-
genwärtige und vor allem auch zukünf-
tige Trinkwasserversorgung wurde fort-
gesetzt.
Die im Wasserrechtsgesetz normierte
Verpflichtung zu einer dem Stand der
Technik entsprechenden Abwasserrei-

Ziele 1988

• Aufbau einer Datenbank für alle Teil-
bereiche der Wasserwirtschaft. Mit der
EDV-unterstützen Evidenthaltung von
Grundwassergütedaten wurde bereits
begonnen. Auswertungen können be-
reits durchgeführt werden.
• Bewältigung von Altlasten durch wei-
tere Dokumentation und Risikobeurtei-
lung. Diesbezüglich sind auch bereits
konkrete Sanierungsmaßnahmen hin-
sichtlich von Altlasten im Gange.
• Weitergehende Sanierung großflächi-
ger Grundwasserkontaminationen vor
allem durch Lösungsmittel.
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Ziele 1988

Durch eine gezielte Tätigkeit der Ge-
wässeraufsicht sollen Mißstände rasch
erfaßt werden, so daß die Behörde die
notwendigen rechtlichen Schritte für
eine Behebung solcher Mißstände
durchführen kann. Als Fernziel wird an-
gestrebt, daß die heimischen Gewässer
in einen dem Wasserrechtsgesetz ent-
sprechenden Zustand gebracht werden.

• Gewässerpolizeiliche Tätigkeit;
• Gewässerzustandsaufsicht;
• Gewässergüteaufsicht;
• Schutz des Grundwassers.
Die Agenden der Technischen Gewäs-
seraufsicht werden derzeit von den was-
serbautechnischen Amtssachverständi-
gen wahrgenommen.

Technische
Gewässeraufsicht

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1987

Die Tätigkeit der Technischen Gewäs-
seraufsicht ist im 10. Abschnitt des
Wasserrechtsgesetzes 1959 festgelegt.
Der Umfang der Aufsicht erstreckt sich
auf:
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Fremdenverkehr (V/4)

tungen zu Großveranstaltungen (z. B.
Slowakischer Weltkongreß 89) werden
organisatorisch unterstützt.
• Fachveranstaltungen. Um Nieder-
österreich Angebote an Reiseveranstal-
ter heranzubringen, wurden zusammen
mit NÖ-Anbietern folgende Fachveran-
staltungen besucht:
atb Wien, BIT in Mailand (Borsa
Int. d.Tourismo), ITB Berlin, Fachmesse
Utazas in Budapest, Tagung des Öster-
reichischen Reisebüroverbandes in
Badgastein, Workshop Florenz, Work-
shop in Amsterdam, Travel Trade Work-
shop in Montreux, Reiseveranstalter-
Messe „Tour“ in Amsterdam, Workshop
in Colmar (Frankreich). Finanzielle und
organisatorische Unterstützung erfolgte
bei folgenden Veranstaltungen: MITCAR
(Busfachmesse) in Paris, BTF-Brussels
Travel Fair in Brüssel.
• Sonderaufgaben.
- Begleitendes Marketing zur NÖ Lan-
desausstellung 1988 in Seitenstetten:
Diese seitens der ECO-Plus im Rahmen
der Regionalisierung erstmals instal-
lierte Koordinationsstelle wird laufend
beraten und wird in ihrer Tätigkeit durch
die Verkaufsförderung programmiert
und kontrolliert.
- Der 1986 gegründete Waldviertier
Fremdenverkehrsbeirat wurde laufend
administrativ und bei der Projektgestal-
tung unterstützt.
- Bildschirmtext: In Zusammenarbeit
mit der Reservierungszentrale des
NÖ Landesbüros wurde ein Pilotver-
such für „BTX-Angebote für deutsche
Reisebüros“ durchgeführt. Das Projekt
wird 1988 nicht fortgesetzt.
- NÖ ist Mitglied bei der ARGE Rhein-
Main-Donau/Alpenland. Die ARGE be-
wirbt mittels Prospekt und Pressedienst
die Donauroute von Aschaffenburg bis
Wien bzw. den Alpenrand München-
Salzburg-Wien.
- Schneeberichte werden im Winter
laufend erhoben und an die Medien und
Multiplikatoren weitergeleitet.

Schwerpunkte 1987

Werbung

Niederösterreich konzentriert seine Akti-
vitäten laut Marketingkonzept ab 1987
auf folgende Märkte: Österreich, BRD,
NL, Belgien, Frankreich, Schweiz, Ita-
lien, Ungarn (Werbemittel werden daher
je nach Markteinsatz zum Teil auch in
Fremdsprachen produziert.).
• Druckwerke. Hotelpreisliste Sommer
und Winter, Broschüre Winterspaß
(Lifte, Loipen, Pauschalangebote), Win-
ter- und Sommerfolder für aktuelle Ein-
drücke. Freizeitkarte Camping, Reiten
und Fischen, Donauprospekt mit Do-
nauradweg, diverse Informationsblätter
(Hobbykurse usw.), 16 Bogenplakate,
Broschüre Seminare und Tagungen,
NÖ Reisebürokatalog (ausschließlich
für Verkauf über Reisebüros), Gruppen-
tarife inklusive Pauschalangebote für
Busveranstalter, Angebotsfolder für
Frankreich, Ausflugsbroschüre mit spe-
ziellen Routen, Erlebnis und Kurzur-
laubsbroschüre, Landschulwochen-Bro-
schüre, diverse 1-Bogenplakate, Nach-
druck des Landesprospektes in neuer
Creativlinie.
• Massenmedien - Inland. Affichierung
von Plakaten in Ostösterreich, Rund-
funkwerbung, Anzeigenwerbung in
Printmedien. Erstmals wurde dabei ver-
stärkt für den Ausflugsfremdenverkehr
und für Kurzurlaube geworben.
Aus Budgetgründen mußte der Massen-
medieneinsatz auf Ostösterreich be-
schränkt werden.
• Massenmedien - Ausland. Für die
Sommerwerbung wurden ausgewählte
Printmedien in Deutschland, Holland,
Belgien, Schweiz, Italien und Ungarn
belegt.
Um einen Wettbewerbsvorteil zu erzie-
len, hat Niederösterreich einziges Bun-
desland in Ungarn TV-Werbung ge-
macht.
In Italien wurde Radio Adria belegt.
Die Gebietsverbände ergänzten die
Landeskampagne durch eigene Budget-
mittel. Der Mediaplan wurde von der
NÖ Fremdenverkehrswerbung koordi-
niert.
• Direktwerbung. Da verstärkt zielgrup-
penspezifisch vorgegangen wird, ge-
winnt die Direktwerbung für Nieder-
österreich weiter an Bedeutung. Ange-
schriebene Hauptzielgruppen:
100.000 Opinion-Leaders in Österreich,
Ärzte in Österreich, 5.000 Firmen wur-
den mit Tagungsangeboten versorgt.
Die Kuponeinsender des Vorjahres wur-
den mit aktuellen Angeboten versorgt.
• Messen und Ausstellungen. Nieder-
lande. Vacantie 87 in Utrecht; BRD: Ca-

ravan Motor, Tourismus 87 in Stuttgart,
Reisen 87 in Hamburg, Camping +
Touristik 87 in Essen; Belgien: Salon
des Vacances in Brüssel; Italien: BIT in
Mailand; Frankreich: Foire de Stras-
bourg; Österreich: Ferienmesse interna-
tional und Senior Aktuell in Wien, Tou-
rist 87 in Linz, Fremdenverkehrs-
messe 87 in Wels. Bei der Wiener Früh-
jahrsmesse war Niederösterreich durch
die Regionen, bei der ungarischen Fe-
rienmesse (UTAZAS) durch die Region
„ALPIN“ vertreten.
• Regionale Betreuung. Die Gemein-
den, die 22 Gebietsverbände und die
5 Großregionen sowie der neu geschaf-
fene „Waldviertel Beirat“ wurden bei der
Werbeplanung und der Herausgabe der
Werbemittel beraten und finanziell un-
terstützt.
Der Einsatz der Werbemittel wurde ko-
ordiniert und bei den Massenmedien-
kampagnen des Landes berücksichtigt.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Die NÖ Fremdenverkehrswerbung gibt
monatlich einen eigenen Pressedienst
heraus, der an ca. 670 Redaktionen im
In- und Ausland versendet wird. Dazu
kommen diverse Sonderaussendungen
zu aktuellen Anlässen, mehrere Presse-
konferenzen in Österreich und laufende
Recherchen für die Pressearbeit der
Österreichischen Fremdenverkehrswer-
bung.
Auf Grund dieser Aktivitäten wird in den
in- und ausländischen Medien kontinu-
ierlich über das Ferienland Niederöster-
reich berichtet. Gemeinsame Aktionen
mit elektronischen Medien (z. B. Ferien-
kalender für Kinder im deutschen und
österreichischen Fernsehen, Radio 4/4,
die Sendung „Spiel, Hobby, Sport“ im
Winter oder die deutschsprachige Ur-
laubssendung „Radio Adria“) waren
durchaus erfolgreich. Anläßlich der ita-
lienischen Ferienmesse BIT in Mailand
und der atb in Wien, fanden Pressege-
spräche mit ausländischen Journalisten
statt.
Durch spezielle Recherchen und Einzel-
betreuungen von Journalisten (vorwie-
gend aus dem Ausland) konnten die
Kontakte zu den verschiedenen Redak-
tionen weiter vertieft werden.

Probleme 1987

Der internationale Wettbewerb wird im-
mer stärker. Die strukturellen Probleme
wie z. B. Lage im Osten von Österreich,
wenig Zweisaisongebiete, Qualität des
Angebotes, teilweise Überalterung tradi-
tioneller Gästeschichten, mangelnde
Fremdsprachenkenntnisse der Vermie-
ter usw. wirken sich daher stärker als
früher aus.
Der Konkurrenzdruck von Wien (ca.
5.000 neue Hotelbetten) wird sich vor al-
lem beim Gruppengeschäft für Nieder-
österreich negativ bemerkbar machen.

Verkaufsförderung

Hauptaufgabe ist die Erstellung von
chancenreichen NÖ-Angeboten und de-
ren Weiterleitung an Wiederverkäufer
und spezielle Zielgruppen.
Großveranstaltungen wie z. B. DER-
Nachkongreßreisen 88 oder Vorberei-
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Übernachtungen
Jänner bis September 1 987
(vorläufige Ergebnisse)

Um neue, qualitativ hochstehende Gä-
steschichten zu gewinnen, muß das An-
gebot laufend den Erfordernissen des
Marktes angepaßt werden und neue
Zielgruppen im In- und Ausland ange-
sprochen werden.

Statistik 1987

Mit nur 6 % der Gästebetten erzielt NÖ
in der Hotellerie und der Gastronomie
ca. 10 % des Umsatzes von ganz Öster-
reich. Allein daraus ist die Bedeutung
des Ausflugs-Fremdenverkehrs für NÖ
zu entnehmen.
Durch gezielte Werbemaßnahmen ist es
gelungen im Vergleichszeitraum mehr
Gäste als im Vorjahr nach NÖ zu brin-
gen.

Ankünfte in Niederösterreich
Jänner bis September 1987

NÖ absolut
Veränderung in %

NO Öst.

Inländer 3,437.947 -1 ,3 -1 ,3
Ausländer 1,582.990 + 4,1 + 0,2

Insgesamt 5,020.937 + 0,4 -0 ,2Ziele 1988

Gästestruktur und Fremdenverkehrsge-
sinnung sollen stufenweise weiter ver-
bessert werden.
Der Bekanntheitsgrad von Niederöster-
reich als Ferienland soll im Ausland ver-
bessert werden.
Oberstes Ziel der Fremdenverkehrspoli-
tik des Landes NÖ ist die Steigerung
der Lebensqualität der einheimischen
Bevölkerung.

Fremdenverkehrsförderung

Nicht rückzahlbare Landesbeiträge
an Fremdenverkehrsgemeinden und
-vereine/Fremdenverkehrseinrich-

NÖ absolut
Veränderung in %

NO Öst.

Inländer
Ausländer

595.000
495.000

+ 1,9
+ 8,7

+ 0,6
+ 3,2

Insgesamt 1,090.000 + 4,9 + 3,2

tungen und -anlagen S 21,195.564
Inanspruchnahme der Landeshaf-
tung für Gamsstein S 1,304.436
Nicht rückzahlbare Landesbeiträge/
Kurorte und Heilbäderausbau S 3,000.000
Zinsenlose Darlehen an Gemeinden
und Fremdenverkehrsvereine/Frem-
denverkehrseinrichtungen S 9,206.000
Wirtschaftshilfeaktion des Landes
NÖ - ausbezahlte Darlehen S 35,164.000

Besonders erfreulich ist die überpropor-
tionale Zunahme der Gäste und Nächti-
gungen in den höherwertigen Ange-
botskategorien. Dadurch konnten sogar
die Rückgänge im Sozialtourismus
kompensiert werden.

Fremdenverkehrs-Förderungsfonds:
Anschlußaktion zur Hausaktion für
Sicherungsmaßnahmen (Sanierun-
gen); Privatzimmer-Förderungsak-
tion; Gasthaus-Niederösterreich-Ak-
tion; Aktion Energiesparende Maß-
nahmen im Fremdenverkehr; Zin-
senzuschuß Gewerbestruktur-An-
schlußförderung, Existenzgrün-
dungsaktion, Kinoaktion, Landes-
grenzlandförderung ; Regionalförde-
rung; Prämienaktion „Komfortzim-
mer und Sanitärräume"; Prämienak-
tion „Jederzeit warme Küche“ S 42,389.105
Zinsenzuschüsse: Anschluß zur
Bürges-Gewerbestrukturverbesse-
rungsaktion: Zusagen für Kredite in
derHöhevon S 19,830.000
Förderung der Fremdenverkehrs-
werbung der Gemeinden, Fremden-
verkehrsvereine, Fremdenverkehrs-
regionen S 26,976.000
Zuschüsse zur Urlaubsaktion für
Senioren S 4,004.000
Zuschüsse zu Darlehen im Rahmen
der seinerzeitigen NÖ Fremdenver-
kehrskreditaktion (ausgelaufen
1978): Überweisung von S 1,030.000



Wirtschaft, Gewerbe, Fremdenverkehr, Energie

Geschäftsstelle für Energiewirtschaft (BD)

Schwerpunkte 1987

• Leitlinien der NÖ Energiepolitik. Die
Umsetzung wichtiger Teilbereiche der
im Herbst 1984 vorgestellten Leitlinien
der NÖ-Energiepolitik war auch 1987
ein vorrangiger Schwerpunkt in der Ar-
beit der Geschäftsstelle.
• Flußstudien. In den „Leitlinien der
NÖ Energiepolitik“ sind die Vorausset-
zungen zur Nutzung der Wasserkraft in
Niederösterreich definiert: „Zur Feststel-
lung der Prioritäten sind für alle ausbau-
würdigen Flußläufe Niederösterreichs
entsprechende Studien zu erstellen,
weil nur so eine umfassende Beurtei-
lung und breite Zustimmung erreicht
werden kann." Damit werden möglicher-
weise auftretende Nutzungskonflikte
durch einen Ausgleich der Interessen
überwunden. Der Auftrag zur Ausarbei-
tung der „Flußstudie Fitten“ wurde von
der Geschäftsstelle für Energiewirt-
schaft an das Institut für Wasserwirt-
schaft der Universität für Bodenkultur
vergeben. Am 21. Mai 1987 wurde in der
Landeshauptstadt St. Pölten die Veran-
staltung „Revitalisierung von Fließge-
wässern“ und „Traisen-Konferenz“ ab-
gehalten, in der eine Bestandsanalyse,
eine Präzisierung der Zielvorstellungen
und Hinweise auf die zu lösenden The-
men und Problemkreise erörtert wur-
den.
• Wasserkraftanlagen. 1987 wurden
für 5 Wasserkraftanlagen Stellungnah-
men im Sinne des § 18 WRG 1959 (Aus-
nutzung der Wasserkräfte durch das
Land) abgegeben.
• Energie aus Holz. Eines der Haupt-
ziele des NÖ Energiekonzeptes ist die
Stärkung der regionalen Wertschöpfung
durch den Ersatz importierter (fossiler)
Brennstoffe durch heimische erneuer-
bare Energie (Biomasse). Dabei geht
von der öffentlichen Hand bei der Um-
stellung der derzeit überwiegend mit
fossilen Brennstoffen beheizten Ge-
bäude eine beachtliche Beispielswir-
kung aus.
• Energie aus Stroh. Die energetische
Verwertung von Stroh in kleineren Anla-
gen (unter 100 kW) hat sich aus umwelt-
schutztechnischen Gründen als proble-
matisch erwiesen. Die derzeit verfügba-
ren Strohkessel sind nicht in der Lage,
jene Grenzwerte für Staub und Gesamt-
Kohlenstoff zu erbringen, die vom
NÖ Luftreinhaltegesetz gefordert wer-
den. Anders verhält es sich bei Anlagen
im Mittel- und Großleistungsbereich, bei
denen der Einbau entsprechender Ab-
gasreinigungsanlagen auch wirtschaft-
lich möglich ist. Die Fernwärmeanlage
in Horn (3-MW-Strohkessel, 3,5-MW-
Erdgaskessel) steht vor der Auftragsver-
gabe. Es ist zu erwarten, daß am Bei-
spiel der ersten niederösterreichischen

Projekte (Seibersdorf, Sitzendorf) eine
Weiterentwicklung der Energie-Stroh-
nutzung eintreten wird.
• Fernwärmeversorgung. Im laufenden
Jahr wurde an 32 Projekten koordinie-
rend und unterstützend (im Rahmen der
Grobplanung, Wirtschaftlichkeitsab-
schätzung und -prüfung sowie der Ein-
reichung gemäß dem Bundes-Fernwär-
meförderungsgesetz) mitgearbeitet.
8 Förderungsanträge wurden 1987 neu
eingebracht. Für 9 Projekte konnte das
Förderungsverfahren abgeschlossen
und der Zuschuß des Landes ausbe-
zahlt werden. 2 Fernwärmestudien wur-
den fertiggestellt. 1987 konnte jedoch
nur ein Biomassefernheizwerk in Be-
trieb gehen. Das Interesse an kleinräu-
migen Fernwärmeversorgungsanlagen
besteht jedoch weiterhin, wie die große
Anzahl an Grobanalysen und Beratun-
gen in diese Richtung beweisen.
• Energie im Fremdenverkehr. In Zu-
sammenarbeit mit der Abt. V/4 wurde
im Rahmen der Förderungsaktion
„Energiesparende Maßnahmen im
Fremdenverkehr“ die Beratung der För-
derungswerber und die technische Be-
gutachtung von 18 Förderungsansu-
chen durchgeführt. Der Trend, die Wär-
mepumpe für die Warmwasserbereitung
außerhalb der Heizsaison zu verwen-
den, hat sich auch heuer weiter fortge-
setzt. Die Anträge für Ölfeuerungsanla-
gen haben bedingt durch den günsti-
gen Ölpreis weiter an Bedeutung ge-
wonnen. Es kommen allerdings nur
mehr richtig dimensionierte Anlagen,
die dem neuesten Stand der Technik
entsprechen, zum Einsatz. Bei den
Hackgutanlagen haben sich die Ansu-
chen von ca. 50 % im Vorjahr auf ca.
10 % reduziert.
• Energiekostensenkung in gemein-
deeigenen Gebäuden. Im Rahmen der
„Allgemeinen Landes-Finanzsonderak-
tion für Gemeinden" wurde eine eigene
Sparte zur Förderung energiesparender
Investitionen bei gemeindeeigenen, öf-
fentlichen Zwecken dienenden Gebäu-
den geschaffen. Mit dieser Aktion ist
nicht nur eine Förderung von Maßnah-
men bei bereits bestehenden Gebäu-
den möglich, sondern es kann auch ein
erhöhter Wärmeschutz bei Neubauten
gefördert werden. Weiters werden Fern-
heizprojekte auf Basis alternativer
Brennstoffe (Biomasse) gefördert, bei
denen die Gemeinde Bauträger und
Wärmeabnehmer für gemeindeeigene
Liegenschaften ist. 10 eingelangte För-
derungsansuchen konnten positiv be-
gutachtet werden.
• Hallenbädersanierung. 1987 wurden
für 5 Hallenbäder und 1 Freibad Sanie-
rungsvorschläge erarbeitet. Am 3. Juni
1987 wurde in Zusammenarbeit mit der
Stadtgemeinde Krems/Donau die Fach-

tagung „Vernetzte Energiesysteme am
Beispiel der Badearena Krems“ abge-
halten.
• Energie im Krankenhaus. In Zusam-
menarbeit mit der Abteilung B/1-D wur-
den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
beim Projekt „Blockheizkraftwerk“ für
die Neubauten Stockerau und Holla-
brunn durchgeführt. Für die Kranken-
häuser Krems, Waidhofen/Ybbs, Kor-
neuburg sowie bei den Landeskranken-
häusern Gugging und Mauer wurde an
der Erstellung von Energiekonzepten
beratend mitgewirkt.
• Energiebuchhaltung in Landesge-
bäuden. Die Landesverwaltung muß bei
der Lösung des Energie- und Umwelt-
schutzproblems mit gutem Beispiel vor-
angehen. Eine sparsame Betriebsfüh-
rung bei bestehenden Heizungsanlagen
ist in vielen Fällen ohne großen finan-
ziellen Aufwand durch energiebewußtes
Verhalten, unter anderem auch mit Hilfe
chronologisch geordneter Verbrauchs-
aufzeichnungen möglich.
Mit 1. Jänner 1983 wurde bei allen
NÖ Landesgebäuden die Energiebuch-
haltung eingeführt, die aus monatlichen
Aufzeichnungen des Energieverbrau-
ches und aus einer zweimal jährlichen
Bestimmung der Abgasverluste der
Heizkessel besteht. Aus den monatli-
chen Verbrauchsaufzeichnungen wird
ein Jahresverbrauch errechnet und eine
Energiebilanz erstellt.
Ziel der Energiebuchhaltung ist es, ne-
ben der Stabilisierung des Energiever-
brauches, jederzeit kurzfristig Aufschluß
über auftretende Mängel zu erhalten.
Auf Grund der Energiebuchhaltung
konnten für 8 Landesgebäude Sanie-
rungskonzepte mit Wirtschaftlichkeits-
berechnungen erstellt und diese Vorha-
ben noch vor Beginn der Heizsaison
87/88 realisiert werden.
Um die mit der Betreuung der Heizungs-
anlagen betrauten Bediensteten zu in-
formieren und zu motivieren, wurde erst-
mals vor Beginn der Heizsaison 87/88
eine Pilotveranstaltung „Heizerseminar“
durchgeführt. Eine Weiterführung dieser
Aktion ist geplant.
• Überprüfungen nach dem NÖ Luft-
reinhaltegesetz. Ende 1987 wurde das
Betriebsbuch für die Energiebuchhal-
tung überarbeitet und auf die durch das
Erscheinen der „Verordnung über die ±
Überprüfung von Feuerungsanlagen"
geänderten Erfordernisse angepaßt. Die
Geschäftsstelle konnte mit der Neuauf-
lage der entsprechenden Formblätter
einen Beitrag im Sinne der landesinter-
nen Bestrebungen zur Verwaltungsver-
einfachung leisten.
• Bürgermeisterkonferenzen. Vom
Dienststellenleiter bzw. den Energiebe-
auftragten bei den Gebietsbauämtern
wurden bei 11 Bürgermeisteramtstagen
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nen durch die Einsparung an Energie
derzeit zu gering, um über eine Wirt-
schaftlichkeitsrechnung vermehrte zu-
sätzliche Anreize zu bieten.
• Energieberatung. Die Tätigkeit der
Energiebeauftragten bei den Gebiets-
bauämtern in Form von Vorträgen und
„Energiesprechtagen'' für Landesbürger
hat wie schon in den vergangenen Jah-
ren gezeigt, daß die besten Besuchsfre-
quenzen außerhalb der festgelegten
Dienstzeit (zwischen 15.00 und
20.00 Uhr) liegen.
• Messen und Ausstellungen. Für die
Betreuung des Informationsstandes fal-
len besonders am Wochenende Über-
stunden an, deren finanzielle Absiche-
rung nicht immer zufriedenstellend ist.

Probleme 1987

• Fernwärmeförderung. Durch die ge-
ringe Dotation der Fernwärmeförde-
rungsmittel konnten die Förderungen
nur sehr schleppend ausbezahlt wer-
den, wodurch den Förderungswerbern
durch die erforderlichen Zwischenfinan-
zierungen erhebliche Belastungen er-
wachsen sind. Das gemäß Fernwärme-
förderungsgesetz förderbare Investi-
tionsvolumen von 8 Mrd. Schilling ist
bereits seit 30. September 1987 ausge-
schöpft. Bis zum Auslaufen des Geset-
zes (Ende 1988) können Neuansuchen
nur vorbehaltlich einer Aufstockung sei-
tens des Bundes entgegengenommen
werden. Auf Grund der somit bis auf
weiteres eingestellten Fernwärmeförde-
rung und auf Grund der derzeit niedri-
gen Energiepreissituation bei Heizöl
und Erdgas wären für die weitere For-
cierung der heimischen Biomasse we-
sentlich höhere Investitionsbeiträge er-
forderlich.
• Sanierungsvorhaben. Zur raschen
Realisierung umfangreicher Sanierungs-
konzepte sind auch in Zukunft nur in
sehr beschränktem Ausmaß Mittel zu
erwarten. Eine rasche Verwirklichung al-
ler erarbeiteten Vorschläge wäre daher
unter Beibehaltung der traditionellen Fi-
nanzierungspraxis nur in sehr kleinen
Schritten möglich. Die Mehrzahl der Alt-
anlagen ist technisch überholt und eine
Sanierung dringend erforderlich. Dafür
werden zusätzliche Mittel bereitzustel-
len sein.

• Energiekostensenkung in gemein-
deeigenen Gebäuden. Diese Sparte
der Landes-Finanzsonderaktion wird -
verstärkt durch den Energiepreissturz -
eher zögernd und keinesfalls im ur-
sprünglich erwarteten Ausmaß in An-
spruch genommen. Zudem ist das Aus-
maß der Refinanzierung der Investitio-

317 Gemeinden über die Energiebera-
tung des Landes NÖ informiert.
• Energieberatung. Ein wesentlicher
Punkt zur Erreichung der energiepoliti-
schen Ziele des Landes Niederöster-
reich ist der in den NÖ Energieleitlinien
angeführte Bereich der Beratung und In-
formation in Energiefragen. Das Land
Niederösterreich hat 1982 eine Landes-
Energieberatung eingerichtet und in je-
des der vier G.ebietsbauämter einen
Techniker als Energiebeauftragten ent-
sendet. Die Energiebeauftragten haben
den Auftrag, den Landesbürgern, den
Gemeinden, den Verbänden und Verei-
nen in Energiefragen beratend zur Ver-
fügung zu stehen.
• Landesenergieberatungsstellen an
den Gebietsbauämtern. Die Arbeits-
schwerpunkte waren 1987 die Energie-
nutzung aus heimischer Biomasse, die
Schaffung regionaler, biomassebetrie-
bener Fernwärmeversorgungsanlagen
sowie die gutachterische Tätigkeit für
die Sanierung bestehender Gebäude
und deren energietechnischer Anlagen.
Sanierungsschwerpunkte: Nachträgli-
che Dämmung der obersten Geschoß-
decke, Modifizierung der Heizungsre-
gelanlagen, Verbesserung des Kessel-
wirkungsgrades und Jahresnutzungs-
grades bei konventionell befeuerten An-
lagen.
• Messen und Ausstellungen. Die Ge-
schäftsstelle beteiligte sich im Jahre
1987 mit einem Informationsstand an
folgenden Veranstaltungen:
- Energiesonderausstellung Energie-
tage '87, Hollabrunn, 3. bis 5. April
1987;
- BAU - Tulln '87 vom 7. bis 10. Mai
1987;
- Ortsbildmesse '87, 27. Juni 1987, Wei-
kersdorf/Steinfeld;
- NÖ Bau & Energie '87, Wieselburg,
15. bis 18. Oktober 1987.

Statistik 1987

Energieberatungen

Kurzberatungen (mündlich) 1.140
Ausführliche Beratungen (Berechnungen) 424
Projektbearbeitungen 91
Vorträge mit ca. 2.600 Personen 52

Publikationen

• Broschüre „Energiesparen - Förde-
rung für private Haushalte in Nieder-
österreich 1987";
• Broschüre „Wohnbaufibel - Energie-
gerecht Bauen";
• Broschüre „Additivenergiesysteme in
Niederösterreich, Energieverbundan-
lage - Badearena Krems/Donau“;
• Broschüre „Additivenergiesysteme in
Niederösterreich Sportzentrum und
Schulgebäude Matzen";
• NÖ Energiebericht 1987;
• Energiebuchhaltung für NÖ Gemein-
den. ■

Gewerbe (V/l)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Die Abt. V/1 ist ausschließlich ein
Rechtsreferat. Die Tätigkeit umfaßt im
wesentlichen
• die Vollziehung des Gewerberechtes
mit den Nebengesetzen (mittelbare
Bundesverwaltung) in erster und zweiter
Instanz, des Rohrleitungsgesetzes, des
Altölgesetzes, des Berufsausbildungs-
gesetzes, des Betriebsaktionenverbots-

gesetzes, des Sonn- und Feiertags-Be-
triebszeitengesetzes, des NÖ Buschen-
schankgesetzes und des NÖ Privatzim-
mervermietungsgesetzes (Landesver-
waltung);
• die Erlassung von Verordnungen
über die Festsetzung von Höchsttarifen
für das Gewerbe der Rauchfangkehrer
in Niederösterreich;
• die Erlassung von Verordnungen, mit
welcher gebietsweise Abgrenzungen für
die Ausübung des Rauchfangkehrerge-
werbes verfügt werden;

• die Erlassung von Verordnungen
über die Höchstzahlen von Kraftfahrzeu-
gen für das Platzfuhrwerk-Gewerbe in
einigen Städten und Marktgemeinden
Niederösterreichs;
• die Erlassung von Verordnungen
über die Festsetzung eines verbindli-
chen Tarifes für das Taxigewerbe in eini-
gen Bezirken und Städten Niederöster-
reichs;
• die Begutachtung von Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen;
• die Abhaltung von Konzessionsprü-
fungen;

114



Wirtschaft, Gewerbe, Fremdenverkehr, Energie

bei ter  im a l l geme inen  die höchs ten ,
qua l i ta t i ven  An fo rde rungen  ste l l t ,  be-
sonde rs  stark im S te igen  begr i f fen ist.

Ziele 1988
Die Z ie l vo rgabe  b le ib t  we i te rh in  die Ra-
t i ona l i s i e rung  und Vere in fachung  der

• die Du rch füh rung  von Ausb i l de rp rü -
fungen nach dem Be ru f sausb i l dungsge -
setz;
• die Ausb i l dung  von Ju r i s t en ;
• die münd l i che  Be ra tung  von Par te ien
und D iens ts te l lenver t re te rn .

Probleme 1987

Das Haup tp rob lem l iegt im s te i genden
Arbeitsanfal l  und in dessen  Bewäl t i -
gung mit dem vo rhandenen  Pe rsona l -
stand. Für den s te i genden  Arbe i t san fa l l
sind veran twor t l i ch :
• Die wei ter  anha l t ende  Flut neuer  Ge-
setze und Ve ro rdnungen  sow ie  die lau-
fenden Nove l l i e rungen  von Gesetzen
und Ve ro rdnungen  (z. B. ist die A l tö lver -
o rdnung  am 1. Sep tember  1987 in Kraft
getreten und hat zusä tz l i che  Vo l l zug -
saufgaben für den Landeshaup tmann
gebracht) .  Durch  die Scha f f ung  stets
neuer Vorschr i f ten s te ig t  e i ne rse i t s  die
Zahl der anhäng igen  Ver fahren ,  ande-
rerseits s ind aber bei Du rch füh rung  der
einzelnen Ver fah ren  s tänd ig  zusä tz l i che
und komp l i z ie r te re  Vorschr i f ten zu vol l-
ziehen.
• Der Auftrag zur pe r i od i schen  Über-
prüfung von Gewerbebe t r i eben ,  von de-
nen eine Ge fäh rdung  der Umwe l t  aus-

gehen könn te ;  die Sch l i eßung  von Ge-
werbebet r ieben bei Vo r l i egen  der ge-
setzl ichen Vo rausse t zungen ;
• die komp l i z i e r ten  Lebensve rhä l t n i sse ,
die Wi r tscha f tsk r i se ,  die Umwel tp ro -
bleme und die Bürger in i t i a t i ven .  D iese
Ums tände  bew i r ken ,  daß der Teil der
anfa l lenden A rbe i t en ,  der an die Bear-

A rbe i t ,  wenn mög l i ch  künf t ig  unter  Zuh i l -
f enahme  der e l ek t ron i schen  Datenverar-
be i t ung  und Ausbau  der Textverarbei -
tung.  Auf Grund  der Ve rwendung  d iese r
t echn i schen  H i l f smi t te l  sol l  eine ra-
schere  E r l ed igung  im In te resse  einer
bü rge rnahen  Verwal tung er re ich t  wer-
den.

Statistik 1987 21 Verordnungsprüfungen
1 Ausverkaufsordnung

11 Verordnungen (3 über die Festsetzung
eines verbindlichen Tarifes für das Taxige-
werbe und 6 über die Höchstzahlen von
Kraftfahrzeugen für das Platzfuhrwerk-Ge-
werbe)

95 Bewilligungen für Altölsammler und -Verwer-
ter

3.232 Beförderung von Gütern über die Grenze
gemäß § 7 a des Güterbeförderungsgeset-
zes

Anhängige Ansuchen

419 Konzessionsverleihungen und Gleichstellun-
gen mit Inländern

155 Konzessionserweiterungen
152 Verlegungen des Betriebes
161 weitere Betriebsstätten

5 Verpachtungen
163 Geschäftsführerbestellungen
19 Genehmigungen für neue Tankstellen

416 Genehmigungen für die Änderung beste-
hender Tankstellen und Betriebsanlagen

1.032 Nachsichten
157 Betriebsanlagen-Berufungen
223 Strafberufungen
179 sonstige Berufungen
20 Märkte
19 Genehmigungen für Schädlingsbekämpfung
6 Brückenwaagentarife

29 Beschwerden
40 Rauchfangkehrer-Schlichtungsstelle

183 diverse Anfragen
7 Auszeichnungen gemäß §68 GewO 1973

Konzessionsprüfungen

492 Gastgewerbe
25 Immobilienmakler und Immobilienverwalter
20 Reisebüros
47 Mietwagen-Gewerbe, Taxi usw.
39 Güterbeförderungsgewerbe

2 Waffengewerbe
3 Drogistengewerbe

374 Ausbilderprüfungen

Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft (1/5)

durch  die betroffene Bevö lkerung  und
die H in tans te l l ung  des E igennu tzes  vor
dem a l l geme in  No twend igen  und dabe i
bei Schaf fung der Rechtsvoraussetzun-
gen für d i esen  Le i t ungsbau  kein An-
s tand .
Dabe i  wird se i t ens  der NEWA N IOGAS
dem Schutz  des Landscha f t sb i l des
größte  Au fmerksamke i t  gew idme t .  Der
Baukö rpe r  des Umspannwerkes  Grub-
berg wu rde  ha rmon i sch  in die Land-
schaf t  e i nge füg t .
Wegen  der eben fa l l s  s t änd ig  s te i gen -
den Nach f rage  nach e lek t r i sche r  Ener-
gie im Be re i che  des Wa ldv ie r te l s  und
wes t l i chen  We inv ie r te l s  ist die Er r i ch -
tung einer 1 10 -kV-Fre i l e i t ung  vom Um-
spannwerk  Dü rn roh rzum  vo rgesehenen
Umspannwerk  Eggenbu rg  unabd ingba r
er fo rder l i ch .  Das E rm i t t l ungsve r fah ren
über die de ta i l l i e r te  T rassen füh rung
steht  kurz vor dem Absch luß .

Die Tät igkei t  der Ab te i l ung  umfaßt  im
besonde ren :
• die Vo l l z iehung  der Vorschr i f ten auf
dem Geb ie te  des E lek t r i z i tä tswesens
und der Elekt r iz i tä tswir tschaf t ,  des Elek-
t r iz i tätsrechtes,  der Gaswir tschaf t ,  des
Dampfkesse l s ,  des Damp fkesse lem is -
s i onsgese tzes ,  der E lek t ro techn ik  und
des S t rah lenschu tzes ;
• die Begu tach tung  von Gesetzes-  und

Vero rdnungsen twü r fen .

dere Häu fung  von Le i t ungsbauve rhand -
l ungen .  Besonde rs  nö rd l i ch  der Donau
(Ysper ta l )  wu rde  die b i she r i ge  unzure i -
chende  Ve rso rgung  der S t reugeb ie te
deu t l i ch ,  wesha lb  dort rasche  Ne tzaus-
bau- und S i che rungsbaumaßnahmen
er fo rder l i ch  wu rden .  In d i esem Zusam-
menhang  ist der Bevö lkerung  beson-
dere Ane rkennung  für ihr Ve rs tändn i s
zu zo l l en .  Eine für die Bevö l ke rung  ähn-
l iche S i tua t i on  ergab sich im Raume
Lackenho f -Gaming ,  wo zur S i che rung
der E lek t r i z i tä tsversorgung wegen  der
stark s te i genden  Nach f rage  für e lek t r i -
sche Ene rg ie  eine 1 10 -kV-Fre i le i tung
zum Standor t  des neuen  Umspannwer -
kes am Grubbe rg  we i t e r zubauen  war.
Dank der sach l i chen  In fo rma t i on  und
Zusammenarbe i t  der NEWAG N IOGAS
mit der Bevö l ke rung  und den Behö rden
ergab  sich die Ane rkennung  der Not-
wend igke i t  der Le i t ungsbaumaßnahmen

Schwerpunkte 1987
Wie aus führ l i ch  im Vor jahresber ich t  dar-
gestel l t ,  bewi rk te  die In teg ra t i on  der
wes t l i chs ten  Teile N iede rös te r re i chs
nörd l i ch  und süd l i ch  der Donau  in das
Ve rso rgungsgeb ie t  der N iederös te r -
re i ch ischen  Landesgese l l s cha f t  NE-
WAG N IOGAS auch 1987 eine beson -
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Werke, auch bei großvolumigen Bauten,
Gegenstand von Beschwerden.
Aus dieser Sicht heraus erfolgt immer
häufiger und rascher die Kündigung von
Verträgen über die Ermöglichung der
Gaslieferung durch die Wiener Gas-
werke seitens der niederöster-
reichischen Gemeinden im Umland von
Wien und die Bemühung dieser Ge-
meinden, an das Gasnetz der NEWAG
NIOGAS angeschlossen zu werden.
Dies wiederum bewirkt eine erhöhte
Zahl von Genehmigungsverhandlungen.
Auch 1987 war die Zahl der beantragten
Zwangsrechte nach dem NÖ Stark-
stromwegegesetz äußerst gering. Von
den insgesamt vier Anträgen wurde in
einem Fall das Verfahren durch gütliche
Einigung abgeschlossen, zwei Verfah-
ren wurden rechtskräftig beendet, eines
ist noch anhängig.
Daraus und aus den nahezu ausnahms-
los anstandslosen Verhandlungsergeb-
nissen geht deutlich das Verständnis -
besonders der bodenständigen Bevöl-
kerung - für unvermeidliche Eingriffs-
maßnahmen in deren Grundeigentum
hervor, und zeugt vom hohen Verant-
wortungsbewußtsein des Einzelnen ge-
genüber der Gemeinschaft, sei es Ge-
meinde, Land oder Gesamtstaat.
Allerdings ist darin eingebunden eine
geduldige, aber oft zeitaufwendige Ver-
handlungsbeteiligung von allen Betrof-
fenen zur möglichst umfassenden Sach-
information, wozu alle Mitarbeiter dieser
Abteilung und die beigezogenen amtli-
chen und sonstigen gerichtlichen Sach-
verständigen selbstlos bereit sind.

zen, wodurch auch örtliche und regio-
nale Wirtschaftsimpulse möglich wer-
den. Schließlich wurde die Landesge-
sellschaft verpflichtet, auf Wunsch des
Kunden diesen nicht nur hinsichtlich der
für ihn wirtschaftlich am günstigsten wir-
kenden Tarifart zu beraten, sondern
überhaupt über den Einsatz von Ener-
gie, wodurch eine Bedarfsminimierung
und damit ein wirksamer Energiesparef-
fekt erzielt wird; ferner, daß diese Bera-
tung unentgeltlich erfolgen muß.
Gleichartiges ergab sich bei der Geneh-
migung der „Allgemeinen Tarife“ und
„Anschlußbestimmungen“. Es wurde
auch durch Abbau der Kontrollmaßnah-
men eine Verbesserung der Wahrung
der Privatsphäre erzielt. Weiters sehen
die nunmehrigen Tarifierungsmöglich-
keiten eine Verbesserung für den Ein-
satz sogenannter alternativer Energie-
formen vor, insbesonders der Bio-
masse und der heimischen Wasserkraft
in den Sommermonaten durch Nutzung
des Energiespartarifes für die Brauch-
wasserbereitung sowie einen Energie-
spareffekt durch die Erweiterung der In-
anspruchnahme des Schwachlasttarifes
für energiesparende Wärmepumpenan-
lagen zur Raumheizung in Verbindung
mit Pufferspeichern.
Dadurch wird ein beachtlicher Beitrag
zur Ölsubstitution im Sinne der von
Österreich eingegangenen Verpflichtun-
gen gegenüber der Internationalen
Energieagentur in Paris (IEA) bewirkt.
Insgesamt ist es dadurch möglich ge-
worden, besser als bisher auf die spezi-
fischen niederösterreichischen Differen-
zierungen sozio-ökonomischer und
ökologischer Art bei der Nutzung von
leitungsgebundenen Energien und zur
Verknüpfung der Nutzung von Alterna-
tivenergien Rücksicht zu nehmen.

Überdies waren umfängliche Bauarbei-
ten im Gelände des Umspannwerkes
Ernsthofen (an der Enns gelegen) der
Verbundgesellschaft zu genehmigen,
weil auch dort die Nachfragesteigerung
nach elektrischer Energie aus dem
Raum Oberösterreich noch Erweiterun-
gen notwendig machte.
Zur Sicherung einer überregional und
regional ausreichenden Elektrizitätsver-
sorgung wurde das Kohle-Gas-Kraft-
werk Dürnrohr errichtet. 1987 endete die
umfängliche Prüfung aller Kraftwerks-
komponenten. Dabei erwiesen sich die
getroffenen Luftreinhaltemaßnahmen als
äußerst wirksam. Wegen dieser an-
standslosen Prüfungsergebnisse
konnte diesem modernsten und effizien-
ten Kraftwerk dieses Typs die energie-
rechtliche Betriebsbewilligung erteilt
werden. Die laufende Überwachung der
Luftreinhaltung ist effizient und in das
NÖ Luftmeßnetz integriert.
Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit lag
1987 auf legistischem Gebiet. Der Ent-
wurf des neuen NÖ Elektrizitätswesen-
gesetzes wurde fertiggestellt, seine Ver-
sendung steht unmittelbar bevor. Darin
werden zentrale Bereiche des Elektrizi-
tätswirtschaftsrechtes sachlich neu ge-
regelt (Allgemeine Bedingungen, Ver-
hältnis des Aufsichts- und Beschwerde-
rechts, Maßnahmen zur sinnvollen Ener-
gienutzung und Hintanhaltung von Ener-
gieverschwendung.
Ein weiterer Schwerpunkt dieser elektri-
zitätswirtschaftlichen Aufsichtstätigkeit
war die Prüfung der von der NEWAG
NIOGAS völlig umgestalteten „Allgemei-
nen Bedingungen für die Lieferung elek-
trischer Energie an Tarifkunden“ und die
Prüfung „allgemeiner Tarife“ - abgese-
hen von der Preisfestsetzung -, desglei-
chen der Anschlußpreisbestimmungen.
Die nunmehr verbindlichen „Allgemei-
nen Bedingungen“ geben den Bezie-
hern elektrischer Energie (Kunden) aus
dem Versorgungsnetz der NEWAG NIO-
GAS einen sonst nirgends erreichten
Schutz vor Benachteiligung und sind
sprachlich so gestaltet, daß sie auch für
Nichtjuristen lesbar und verständlich
bleiben, so daß die wechselweisen
Rechte und Pflichten besser erkannt
und Mißverständnisse wirksam vermie-
den werden können. Auch wurde die
unentgeltliche Inanspruchnahme eines
Grundstückes für Leitungsbaumaßnah-
men in einer der rechtlichen und techni-
schen Nachkontrolle standhaltenden
Form geregelt und auf das technisch
und rechtlich unvermeidbare Maß be-
schränkt. Eine weitere kundenfreundli-
che Regelung besteht darin, daß das
Elektrizitätsversorgungsunternehmen
bei Herstellung der Versorgung (An-
schluß) oder der Erweiterung des Ver-
sorgungsumfanges dem Kunden die
Möglichkeit gibt, nur diesem zugängli-
che Kostenvorteile bei Auswahl des ge-
werbebehördlich konzessionierten Elek-
troinstallationsunternehmens auszunüt-

3

Ziele 1988

Verabschiedung des Elektrizitätswesen-
gesetzes, Gewährleistung und Setzung
aller erforderlicher Maßnahmen zur
Schaffung gleichartiger rechtlicher und
wirtschaftlicher Bedingungen für die
Versorgung der Bevölkerung und der
Wirtschaft mit leitungsgebundener Ener-
gie, Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit und Verfügbarkeit über lei-
tungsgebundene Energie unter Abwä-
gung der Sicherung von Gesundheit
und Umwelt.

Probleme 1987

Wie schon im vorausgehenden Jahres-
bericht angedeutet, nimmt der Unmut
der Bevölkerung im Umland von Wien
über die Wiener Stadtwerke, E-Werke
bzw. Gaswerke zu; besonders über de-
ren sachlich nicht erklärbare Differenzie-
rung der Anschlußkosten und da be-
sonders über die Kosten des Anschlus-
ses an das öffentliche Gasnetz (nach
überprüften Angaben betragen u. a. die
Kosten für die Herstellung des Gasan-
schlusses bei den Wiener Gaswerken
bis zum Dreifachen gegenüber jenen
Kosten, die von der NEWAG NIOGAS
hiefür begehrt werden). Nach wie vor ist
aber auch die Abrechnung der An-
schlußkosten an das Stromversor-
gungsnetz der Wiener Stadtwerke, E-
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Statistik 1987

(E-Anlage = Leitungsanlage für Hoch-
spannungsanlagen; G-Anlage = Hoch-
druck- oder Mitteldruckanlage)
259 Verhandlungstage, dabei:

• Bau- und Betriebsbewilligungen von
292 E-Anlagen;
• Baubewilligung für 82 G-Aniagen;
• Überprüfung von 308 E-Anlagen;
• Betriebsbewilligung für 57 G-Anla-
gen;

• Bau- und Betriebsbewilligungen für
30 medizinische Röntgenanlagen nach
dem Strahlenschutzgesetz;
• Bau- und Betriebsbewilligung von
17 Neonanlagen.

Ein Nö Kleinkraft-
werk, das man nicht
gleich als solches
erkennt.

Sonstige Genehmigungen

150.260 m Leitungen bis 30 kV
233 Trafos

7 Umspannwerke
3 Netzstromaggregate
8 Notstromaggregate
3 Eigenanlagen

22 Änderungsbescheide
2 Genehmigungen von Vorarbeiten für

Gasanlagen
2 Genehmigungenen von Vorarbeiten für

E-Anlagen
4 Einräumungen von Leitungsrechten,

davon 1 Einigung, 2 durchgeführt und 1
noch nicht abgeschlossen

72.040 m Hochdruck-Erdgasleitungen
3.935 m Mitteldruck-Erdgasleitungen

57 Erdgasregelstationen

Sparkassenaufsicht, Konsumentenschutz (IV/2)

• Erlöszusammenstellung, Stromab-
gabe und Erlöse von 29 kleinen und
mittleren EVU's;
• Teilnahme an öffentlichen Diskussio-
nen über Probleme des Konsumenten-
schutzes;
• Teilnahme an Preisbehördentagun-
gen.

Stiftungsaufsicht

• Überprüfung der Rechnungsab-
schlüsse der Stiftungen und Fonds
nach den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und unter Beachtung, daß das
Stammvermögen der Stiftung in einer
der Vorschriften über Mündelgeld ge-
mäßen Art und Weise angelegt ist;
• Beachtung der gesetzlichen Frist zur
Vorlage der Rechnungsabschlüsse bis
Ende Juni des folgenden Jahres;

Preisrechtliche Angelegenheiten
und Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes

• Monatliche Preiserhebungen über
Auftrag des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Angelegenheiten;
• Berufungsbehörde in Verwaltungs-
strafsachen wegen Übertretungen nach
dem Preisgesetz bzw. darauf basieren-
der Verordnungen und nach dem Kon-
sumentenschutzgesetz;
• Bearbeitung von Preisbeschwerden;
• Stellungnahmen zu Gesetz- und Ver-
ordnungsentwürfen in Preis- und Kon-
sumentenschutzangelegenheiten;
• Bearbeitung der Monats- und Wo-
chenausweise der MA 59 und 60 der
Gemeinde Wien zu Vergleichszwecken;
• Regelung der Strompreise für die
kleinen und mittleren Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen;

Schwerpunkte 1987

Sparkassenangelegenheiten

• Teilnahme an den Schlußbespre-
chungen über die Bilanz des jeweiligen
Geschäftsjahres unter besonderer Be-
rücksichtigung eventueller Problemfälle;
• Genehmigung von Spendenansu-
chen;
• Bestellung und Abberufung der
Staatskommissäre, Vorschreibung und
Anweisung der Funktionsgebühren;
• Überwachung der Einhaltung der Be-
stimmungen des Kreditwesen- und
Sparkassengesetzes;
• Führung des Sparkassenregisters;
• Teilnahme an Sparkassenfachtagun-
gen;
• Vormerkung und Überwachung per-
soneller Änderungen in den Organen
der Sparkassen.
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Statistik 1987

Sparkassenangelegenheiten

Im Bundesland Niederösterreich beste-
hen zur Zeit 44 selbständige Sparkas-
sen mit insgesamt 222 Zweigstellen.
An Spenden wurde im Berichtszeitraum
ein Betrag von 3,293.817,39 Schilling
bewilligt, der sozialen Einrichtungen,
wichtigen kommunalen sowie lokal und
regional bedeutsamen kulturellen Vor-
haben zugute kam.

Preisrechtliche Angelegenheiten
und Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes

Folgende Artikel bzw. Gewerbebetriebe
wurden im Hinblick auf Preise und
Preisauszeichnung bei rund 8.000 Be-
trieben überprüft:
Wildbret, Friseure, Wurstwaren im Le-
bensmitteleinzelhandel, Röstkaffee,
Dampfbügeleisen, Sonnenschutzmittel,
alkoholische und alkoholfreie Getränke
sowie Gebäck in Gaststätten, Restau-
rants und Diskotheken, Krankenhaus-
buffets, Fleischwaren, Chemisch-Put-
zereien und Autoreifen.
Nur hinsichtlich Preisauszeichnung wur-
den Blumengeschäfte, der Verkauf land-
wirtschaftlicher Produkte am Straßen-
rand und Waren in Geschäftsstraßen
überprüft.

Stiftungsaufsicht

Die Erhaltung der teilweise sehr alten
Stiftungshäuser, die kaum oder nur ge-
ringen Ertrag abwerfen (Substandard)
ist sehr schwierig, weil nur bedingt nach
dem Mietengesetz vorgegangen wer-
den kann, da der ursprüngliche Stif-
tungszweck in den meisten Fällen die
Unterbringung „bedürftiger Bürger“ in
dem Stiftungsgebäude vorsah.

• Satzungsänderungen (Anpassung
der Stiftbriefe an die Bestimmungen
des Gesetzes und an die geänderten
sozialen Verhältnisse);
• Auflösung von Stiftungen und Fonds
bei Vorliegen eines gesetzlichen Auflö-
sungsgrundes;
• Beratung bei Neuerrichtung von Stif-
tungen.

Probleme 1987

Sparkassenangelegenheiten

Auf Grund der derzeitigen wirtschaftli-
chen Lage besteht seitens der Bevölke-
rung eine hohe Sparbereitschaft, die
Kreditnachfrage läßt jedoch weiterhin zu
wünschen übrig, so daß sich die Spar-
kassen derzeit gewissen Veranlagungs-
schwierigkeiten gegenübersehen. Die
derzeitige Wirtschaftslage führte leider
auch wieder zu erhöhten Kreditausfäl-
len, so daß die Erzielung notwendiger
Gewinne schwieriger wird.
Die Auswirkungen der Novellen des
Kreditwesen- und Sparkassengesetzes
müssen erst abgewartet werden, ein
Drittel der niederösterreichischen Spar-
kassen erreicht derzeit schon die durch
die KWG-Novelle bis 1996 vorgeschrie-
bene erhöhte Eigenmittelausstattung.
Durch die ordnungspolitischen Verein-
barungen des Kreditapparates konnte
der Konditionenwettbewerb einge-
dämpft werden und die Gewinne sind
im allgemeinen höher als im Vorjahr.

Ziele 1988

Sparkassenangelegenheiten

Zielvorgabe ist die Verhinderung von
Unregelmäßigkeiten durch Überwa-
chung der Einhaltung der Bestimmun-
gen des Kreditwesen- und Sparkassen-
gesetzes.

Preisrechtliche Angelegenheiten
und Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes

Zielvorgabe ist die Verhinderung von
ungerechtfertigten Preiserhöhungen
bzw. von ungerechtfertigt hohen Preisen
im Interesse der Konsumenten und die
Überwachung der Einhaltung der Preis-
auszeichnung.

Stiftungsaufsicht

• Einhaltung und Erfüllung des Stif-
tungs- bzw. Fondszweckes als Voraus-
setzung für die Abgabenbefreiungen
und Abgabenbegünstigungen für die
Stiftungen und Fonds;
• Aufklärung gegenüber den Verwal-
tungsorganen über den Sinn und die
Tätigkeit einer Stiftung bzw. eines
Fonds in der heutigen Zeit.
• Beratung und Beaufsichtigung der
Verwaltungsorgane, damit die Erhaltung
der Stiftungshäuser gewährleistet ist
(Erhöhung der Mieten, Erhaltungsbei-
trag, Instandsetzung usw.).

Stiftungsaufsicht

Beaufsichtigt werden: 84 Landesstiftun-
gen, 10 Landesfonds, 24 Bundesstiftun-
gen, 2 Bundesfonds. ■

Preisrechtliche Angelegenheiten
und Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes

Um ungerechtfertigte Preiserhöhungen
zu verhindern, wurden verstärkte Preis-
überwachungen angeordnet.

Veranstaltungen, Kinos (VIII/3)

Veranstaltungen

Schwerpunkte 1987

• Erteilung von Veranstaltungsbewilli-
gungen, vor allem für Theater, Schau-
steller, Motorsportvereine, Spielautoma-
tenunternehmer;
• Erteilung von Betriebsanlagengeneh-
migungen für die obenstehend ange-
führten Veranstaltungen. Bei den Be-

triebsanlagengenehmigungen für Mo-
torsportveranstaltungen wird stets auch
ein Sachverständiger für Umweltschutz
beigezogen, um eine Beeinträchtigung
der Umwelt durch Lärm, Staub und Ab-
gase hintanzuhalten. Bescheide dieser
Art werden im allgemeinen derart einge-
schränkt, daß nur eine Veranstaltung
jährlich abgehalten werden darf.
• Genehmigung und Überprüfung von
Theatergebäuden und deren Betriebs-
einrichtungen. Auf Grund des NÖ Ver-

anstaltungsbetriebsstättengesetzes
sind Veranstaltungsbetriebsstätten mit
Voll- und Mittelbühne oder mit beson-
deren technischen Einrichtungen aus-'
gestatteten Kleinbühnen bzw. Szenen-
flächen jährlich von der Landesregie-
rung zu überprüfen. Gleichzeitig wird
auch eine Überprüfung nach dem Elek-
trotechnikgesetz durchgeführt.
Die laufend durchgeführten Überprüfun-
gen der Theatergebäude und deren Ein-
richtung hat ergeben, daß sich diese in
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Ziele 1988

• Schutz der Jugend vor Filmen mit
schädlichem Einfluß; diese Bestrebun-
gen werden jedoch weitgehend da-
durch in Frage gestellt, daß es im Er-
messen der Erziehungsberechtigten
liegt, welche Filme der Jugend im Fern-
sehen zugänglich sind.
• Rasche und zuvorkommende Abwick-
lung des Parteienverkehrs;
• Förderung des kulturell wertvollen Fil-
mes;
• rasche Entscheidung über einge-
brachte Anträge unter Verwendung von
abteilungsinternen Formularen zur Ge-
währleistung eines rationellen Arbeits-
einsatzes.
• Auf Grund des Dezentralisierungs-
konzeptes der NÖ Landesregierung
vom 14. Juli 1987 erweist sich eine No-
vellierung des NÖ Lichtschauspielge-
setzes als erforderlich.

betriebstechnischer Hinsicht fast durch-
wegs in ordnungsgemäßem Zustand
befinden. Die Behebung verschiedener
Mängel geringfügiger Natur wird jeweils
vorgeschrieben und überwacht.

Probleme 1987

Auch im vergangenen Jahr hat sich ge-
zeigt, daß immer wieder versucht wird,
den Bestimmungen des NÖ Spielauto-
matengesetzes zuwider, Geldauszah-
lungen im Zusammenhang mit dem Be-
trieb von Automaten durchzuführen. In
allen bekanntgewordenen Fällen wurde
energisch eingeschritten und es wurden
empfindliche Geldstrafen verhängt.

Kinos

Schwerpunkte 1987

• Überprüfung von Betriebsstätten
und Betriebseinrichtungen in 5jährigen
Abständen nach dem NÖ Lichtschau-
spielgesetz und dem Elektrotechnikge-
setz; Genehmigung von Neu-, Zu- und
Umbauten von Betriebsstätten und Be-
triebseinrichtungen. Erteilung von Licht-
schauspielbewilligungen.
• Filmbewertung. Mitarbeit in der Ge-
meinsamen Filmbewertungskommis-
sion der Österreichischen Bundeslän-
der bei der Begutachtung eingereichter
Filme auf ihren kulturellen Wert; Festset-
zung von Filmbewertungen und deren
laufende Veröffentlichung.
• Jugendschutz bei Filmen. Zulassung
von Filmen, die zur öffentlichen Vorfüh-
rung vor Kindern oder Jugendlichen bis
zum vollendeten 16. Lebensjahr be-
stimmt sind. Mitarbeit in der Jugendfilm-
kommission des Bundesministeriums
für Unterricht und Kunst.

Ziele 1988

Folgende legistische Maßnahmen sind
vorzubereiten:
• Novellierung des NÖ Veranstaltungs-
gesetzes und des NÖ Tanzschulgeset-
zes (Dezentralisierungskonzept der
NÖ Landesregierung vom 14. Juli 1987);
• Novellierung des NÖ Veranstaltungs-
betriebsstättengesetzes zum Zwecke
der Anpassung an die neue NÖ Bau-
ordnung und allenfalls an das Europä-
ische Übereinkommen über Gewalttätig-
keiten und Fehlverhalten von Zuschau-
ern bei Sportveranstaltungen.

Statistik 1987

Statistik 1987

In Niederösterreich bestehen derzeit
143 Lichtschauspielbewilligungen.
106 Kinos sind in Betrieb, 37 Kinobe-
triebe sind derzeit stillgelegt. Weiters
sind 3 Wanderkinobewilligungen in Gel-
tung, die nicht zur Vorführung von Spiel-
filmen berechtigen. 1987 wurden 25 Ki-
nobetriebe überprüft.
Der Gemeinsamen Filmbewertungs-
kommission der Bundesländer wurden
108 Filme vorgeführt. Es wurden 25 Fil-
men das Prädikat „Besonders wertvoll“
verliehen; 20 Filme erhielten das Prädi-
kat „Wertvoll" und 36 Filme das Prädikat
„Sehenswert“.
1987 wurden 205 Zulassungsbescheini-
gungen ausgestellt, aus denen die Ein-
stufung .der betreffenden Filme hinsicht-
lich ihrer Jugendzulässigkeit zu ersehen
ist. ■

Probleme 1987

Die Rechtmäßigkeit der Zulassungsbe-
schränkung von Filmen für die Vorfüh-
rung vor Kindern und Jugendlichen
wurde durch eine Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofes, die aller-
dings ein anderes Bundesland betraf, in
Frage gestellt. Die Bundesländer bemü-
hen sich, den Bundesgesetzgeber zu
einer Änderung der Bundesverfassung
zu bewegen, durch die eine entspre-
chende Zulassungsbeschränkung von
der ersten öffentlichen Vorführung an er-
möglicht wird, wie dies etwa in der
Schweiz oder der Bundesrepublik
Deutschland möglich ist.

1987 standen im Bundesland Nieder-
österreich auf dem Veranstaltungssek-
tor folgende Berechtigungen in Kraft:

Theaterbewilligungen 25
Tanzschulbewilligungen 33
- davon mit festem Standort 17
- davon Wanderbetriebe 16
Variete- und Zirkusbewilligungen 15
Schaustellerbewilligungen 93
Durchreisebewilligungen für auswärtige
Schausteller 48
Bewilligungen für musikalische Darbie-
tungen 3
Bewilligung für die Aufstellung von
Spielautomaten:
- Spielautomaten (ca.) ca. 3.860
- Aufsteiler 180
Bewilligungen für Motorsportveranstal-
tungen 32
Bewilligungen für diverse andere Veran-
staltungen 10

46 Berufungen in Verwaltungsstrafver-
fahren wurden bearbeitet.
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Wirtschaftspolitik, Wirtschaftsförderung (V/2)

• Aktivierung des Messegeschehens in
Krems;
• Konzept für Messezentrum Wr. Neu-
stadt;
• Handwerker- und Handelshof Poys-
dorf;
• Ausbau der Industriezone Heiden-
reichstein;
• Errichtung einer Schälmühle in
Raabs/Thaya;
• Betriebsansiedlungen und -erweite-
rungen in den Gemeinden Berndorf,
St. Ägyd, Hohenberg, Traisen, Ternitz,
Zistersdorf und Heidenreichstein.
Der im Vorjahr unter Mithilfe des NÖ
Wirtschaftsförderungs- und Strukturver-
besserungsfonds gegründete Industrie-
park „ECO-TECH“ in Seibersdorf stellte
jungen Unternehmen vermehrt seine
Serviceleistungen zur Verwirklichung in-
novativer oder hochtechnologischer
Projekte zur Verfügung.

NÖ Wirtschaftsenquete 1987

Unter dem Titel „Internationalisierung
und Wettbewerbsfähigkeit der nieder-
österreichischen Wirtschaft“ veranstal-
tete die Abteilung V/2 am 14. Oktober
1987 die NÖ Wirtschaftsenquete 1987.
Fünf Arbeitskreise befaßten sich mit ein-
schlägigen Problemen aus dem Blick-
winkel der Industrie, des Fremdenver-
kehrs, der Chancen für Export und
Wachstum, der Wissenschaft und For-
schung sowie aus der Sicht von Ener-
gie und Umwelt. Aus der Fülle von Anre-
gungen der Expertengespräche werden
nur einige herausgegriffen: Maßnahmen
für die Wirtschaft wie Joint Ventures,
außereuropäisches Marketing, koopera-

Problemgebiete zusätzlich begünstigt.
Eine weitere Aufgabe der Wirtschaftsför-
derung lag in der Hilfestellung für Unter-
nehmen, die infolge von Insolvenzen
Forderungsausfälle erlitten haben. Für
Unternehmen die aus besonderen
Gründen in Liquiditätsschwierigkeiten
gerieten, wurde vermehrt eine Sonder-
förderung in Form von Zinsenzuschüs-
sen durchgeführt, wobei auch eine
nachträgliche Förderung von Investitio-
nen möglich ist.

Schwerpunkte 1987

Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds

Der im Jahr 1984 geschaffene NÖ Wirt-
schaftsförderungs- und Strukturverbes-
serungsfonds hat sich in der kurzen Zeit
seines Bestehens als äußerst zweckmä-
ßiges Instrument zur Durchführung aller
Maßnahmen, die der Förderung der ge-
werblichen Wirtschaft dienen, erwiesen.
Die Hauptaufgabe des NÖ Wirtschafts-
förderungs- und Strukturverbesserungs-
fonds liegt in der Gewährung von zin-
senlosen oder zinsenbegünstigten Dar-
lehen oder Krediten an Betriebe der ge-
werblichen Wirtschaft (mit Ausnahme
des Fremdenverkehrs) sowie in der Ge-
währung von Beiträgen, Zinsenzuschüs-
sen oder der Leistung des Zinsendien-
stes.
Eine weitere wichtige Aufgabe erfüllt der
Fonds durch die Übernahme von Rück-
bürgschaften für Darlehen oder Kredite,
für welche die NÖ Kreditbürgschaftsge-
sellschaft mbH haftet, sowie durch die
Übernahme von Bürgschaften für Betei-
ligungen, die über die NÖ Kapitalbeteili-
gungsgesmbH abgewickelt werden.
Durch die Vielzahl der im Rahmen des
NÖ Wirtschaftsförderungs- und Struk-
turverbesserungsfonds abgewickelten
Förderungsaktionen wird den Bedürf-
nissen der gewerblichen Wirtschaft
nach Verbesserung der Finanzierungs-
möglichkeiten und Abdeckung von Inve-
stitionsrisiken Rechnung getragen. In
einer Reihe von Fällen wird auch Hilfe-
stellung im nichtinvestiven Finanzie-
rungsbereich geleistet.
Einen besonderen Schwerpunkt stellen
die Förderungen für Problemregionen
dar. Betriebe des Grenzlandes und in
zweiter Linie auch des Südraumes wur-
den wie in den vergangenen Jahren in
allen Förderungsaktionen mit Vorzug
behandelt.
Die Landesgrenzlandförderung sowie
die Gemeinsamen regionalen Sonder-
förderungen Bund-Land Niederöster-
reich wurden 1987 erstmals direkt über
den Fonds abgewickelt. Die auf einer
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG ba-
sierenden Gemeinsamen Sonderförde-
rungsaktionen zur Schaffung von indu-
striell-gewerblichen Arbeitsplätzen in
enlwicklungs- und strukturschwachen
Gebieten erstrecken sich auf die Förde-
rungsregionen Waldviertel, nördl. Wein-
viertel und Niederösterreich-Süd.
Durch Beteiligung des Landes an den
Förderungen der BÜRGES-Kleinge-
werbe-Kreditaktion und der BÜRGES-
Förderung nach dem Gewerbestruktur-
verbesserungsgesetz 1969 für Betriebe
des Wald- und Weinviertels wie der
Südregion werden Niederösterreichs

Betriebsansiedlung,
Standortberatung,
Regionalisierung

Der Abteilung V/2 obliegt die Verwal-
tung der Anteile des Landes an der
„Ennshafen Entwicklungs- und Be-
triebsgesellschaft mbH“, der „EGO-
PLUS Betriebsansiedlung und Regiona-
lisierung in Niederösterreich GesmbH“
sowie der „NÖ Grenzlandförderungsge-
sellschaft mbH".
In Kooperation mit den genannten Be-
triebsansiedlungsgesellschaften wur-
den im Rahmen der Standortberatung
hauptsächlich gewerbliche und indu-
strielle Interessenten in bezug auf Be-
triebsgrundstücke und -Objekte, Förde-
rungen, Arbeitsmarkt usw. beraten.
Bei Regionalisierungsprojekten ist die
Abteilung V/2 Kontaktstelle zur ECO-
PLUS für alle Verwaltungsstellen des
Landes; in den engeren Aufgabenbe-
reich der Abteilung fielen folgende Re-
gionalisierungsvorhaben:
• Gründerzentrum Berndorf;
• Agrarwissenschaftliches Forschungs-
zentrum Tulln; Eiweißkonzentraterzeu-
gung;

In St. Pölten fand
Mitte Oktober eine
weitere Wirtschafts-
enquete statt. Es
ging dabei um Fra-
gen der Internatio-
nalisierung und In-
novation und damit
eine höhere Wettbe-
werbsfähigkeit.
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tive Expo r to rgan i sa t i onen ,  we i te rs  Aus -
b i l dung  hochqua l i f i z i e r t e r  Fachkrä f te ,  in-
tens i ve  Zusammenarbe i t  i ndus t r i e l l e r
und un i ve rs i t ä re r  Fo rschungse in r i ch tun -
gen sow ie  Ausbau  der  Wi r tschaf tsbe-
z i ehungen  zu den  wes t l i chen  I ndus t r i e -
s taa ten ,  abe r  auch  mit COMECON-Län -
dern.

Statistik 1987 Gemeinsame Sonderförderungs-
aktion Bund - Land NÖ für das
Waldviertel:
8 Fälle: Arbeitsplatzprämien
und Investitionsprämien
Gemeinsame Sonderförderungs-
aktion Bund - Land NÖ für das
nördliche Weinviertel:

S 10,762.000,-

4 Fälle: Arbeitsplatzprämien
und Investitionsprämien S 3,633.250,-
Gemeinsame Sonderförderungs-
aktion NÖ-Süd:
12 Fälle: Arbeitsplatz- und
Investitionsprämien S 24,124.500,-

Forschungs- und
Entwicklungsförderung
7 Fälle S 2,388.100,-

Notstandsmaßnahmen für
Angehörige der gewerblichen
Wirtschaft:
34 Fälle S 1,994.000,-

WBO-Entschädigung
für Gewerbetreibende S 3,063.905,-

Ausbau der Lehrlingsheime S 1,500.000,-

Ausbildungsbeihilfen s 1,745.000,-

Wirtschaftsförderungsinstitut
St. Pölten S 13,500.000,-

Andere Wirtschafts-
förderungsmaßnahmen s 5,296.340,-

Industriepark ECO-TECH s 3,838.857,-

NÖ Kreditbürgschafts-GesmbH :
Rückbürgschaften in 7 Fällen -
Haftungsvolumen s 17,900.000,-

NÖ Kapitalbeteiligungsgesell-
schaftges. m. b. H. (NÖBEG):
Bürgschaft in 1 Fall -
Haftungsvolumen s 1,500.000,-

Wirtschaftsförderungs- und Strukturverbesserungs-
fonds und andere Landesbeiträge 1987

Gemeinsame Kreditaktion Bund
- Land - Handelskammer NÖ:
103 Darlehen - Gesamtbetrag S 7,980.000,-

Wirtschaftshilfeaktion des Lan-
des Niederösterreich:
754 Darlehen - Gesamtbetrag S 124,086.000,-

NÖ Betriebsinvestitionsfonds:
99 Darlehen - Gesamtbetrag S 126,350.000,-

Existenzgründungen
(Landesanteil):
Zinsenzuschüsse für
451 Firmen - Gesamtkapitalbe-
trag S 84,013.000,-

Zinsenzuschußaktion
für MERKANTIL-Darlehen (inkl.
Sonderaktion für Lebensmittel-
nahversorger):
319 Anträge - Gesamtkapitalbe-

trag S 81,855.000,-

Zinsenzuschußaktion
für INVEST-Darlehen:
161 Anträge -
Gesamtkapitalbetrag S 178,950.000,-

Pro-Gewerbe-Aktion:
Zinsenzuschüsse für
391 Firmen - Gesamtkapitalbe-
trag S 104,151.000,-

Pro-Industrie-Aktion:
Zinsenzuschüsse für
55 Firmen - Gesamtkapitalbe-
trag 391,950.000,-

NÖ Innovationsförderung:
Zinsenzuschüsse für
30 Firmen - Gesamtkapitalbe-
trag S 140,595.000,-

Zinsenzuschuß-Sonderaktion:

85 Anträge - Gesamtkapitalbe-
trag S 117,070.000,-

Anschlußförderung für BÜRGES-
Kleingewerbekreditaktion und
BÜRGES-Gewerbestrukturver-

besserung:
296 Anträge - Gesamtkapitalbe-
trag S 266,278.000,-

Zinsenzuschuß NÖBEG-Beteili-
gungen
3 Anträge - Gesamtkapitalbe-
trag S 9,600.000,-

Arbeitsmarktförderung:

14 Fälle S 25,000.000,-

Landesgrenzlandförderung
und Zusatzförderung:
49 Fälle - Zuschüsse für
321 Dauerarbeitsplätze S 6,780.000,-

Probleme 1987

Die de rze i t i ge  schwache  Kon junk tu r l age
macht  un te r  den  gegebenen  w i r t scha f t l i -
chen Randbed ingungen  d ie Unte rs tü t -
zung du rch  d ie  ö f fen t l i che Hand  für Be-
t r i ebe ,  i nsbesonde re  bei  a rbe i t sp la t z -
schaf fenden ode r  - s i che rnden  Inves t i -
t i onen ,  une r l äß l i ch .  Die se i t ens  des  Lan-
des N iede rös te r re i ch  für 1987  bere i tge-
s te l l t en  Fö rde rungsm i t t e l  wu rden  wie in
den ve rgangenen  Jah ren  von der  Wir t -
schaf t  vol l  in Ansp ruch  genommen .  Ver-
stärkt  wu rde  der  And rang  auf d ie  Förde-
rungse in r i ch tungen  des  Landes  noch
dadu rch ,  daß der  Bund  im Zuge  der
Budge tkonso l i d i e rung  r igo rose  Kü rzun -
gen se ine r  Fö rde rungsausgaben  vorge-
nommen  hat ,  was  e ine  Re ihe  w i ch t i ge r
be t r i eb l i che r  Vo rhaben  vor  besonde re
F inanz ie rungsp rob leme  s te l l t e .

Ziele 1988

Die von der  W i r t scha f t s fö rde rungsab te i -
lung ve rans ta l te te  „NÖ Wi r tscha f tsen-
que te  1987 “  b rach te  deu t l i ch  zum Aus -
d ruck ,  daß auch  N iede rös te r re i ch  n i ch t
am In te rna t i ona l i s i e rungs t rend  der  Wir t -
schaft  vo rbe igehen  kann .  Es gi l t ,  d ie
We t tbewerbs fäh igke i t  ös te r re i ch i sche r
Produk te  am eu ropä i schen  und  i n te rna -
t i ona len  Mark t  zu ve rbesse rn .  Forc ie r te
Innova t i onen ,  ve rmehr te  Zusammenar -
beit  von Wi r t scha f t ,  W issenscha f t  und
Fo rschung  e rsche inen  no twend ig .  In
d iesem L ich te  ist auch  das  Pro jek t
„G ründe r  und  Techno log ie t r ans fe r zen -
t rum GTZ“ in St. Pö l t en  zu sehen ,  we l -
ches  j ungen  Un te rnehmungen  ode r  bei

Neuen tw i ck l ungen  auch  e tab l i e r t en  Be-
t r i eben  se ine  Bü ro -  und  Fo rschungse in -
r i ch tungen  zur Ve r fügung  s te l l en  wi l l .
Ähn l i che  Ak t i v i t ä ten  s i nd  auch  im „Re-
g iona l - l ndus t r i e -  und  I nnova t i onszen -
t rum Wr. Neus tad t ,  RIZ" gep lan t .
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Amtssachverständige: Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik (B/4)

Fachgebiet Agrartechnik

• Das NÖ Raumordnungsgesetz ent-
hält einige der Entwicklung der Land-
wirtschaft abträgliche Regelungen. Dies
gilt etwa für die Bereinigung der Ziel-
konflikte hinsichtlich landwirtschaftlich
wertvoller Böden, die Klärung des Stel-
lenwertes der Leitziele, die Auflösung
des Widerspruches über die Siedlungs-
tätigkeit in isolierter Lage, die fehlenden
Kriterien der rationellen Bearbeitung,
die Berücksichtigung der Aktion Urlaub
auf dem Bauernhof, die fehlenden Maß-
stäbe für die Zulässigkeit des Ausge-
dingehauses, die Abgrenzung des Be-
griffes „erhaltenswerter Bau“, die man-
gelnde Absicherung landwirtschaftlicher
Betriebsstandorte und die Verbesse-
rung der Entschädigungsbestimmun-
gen. Die Lösung der damit zusammen-
hängenden Aufgaben stellt die Amts-
sachverständigen vor große Probleme.
• Das Gesetz betreffend landwirtschaft-
liche Kulturflächen enthält den zu allge-
meinen und daher unterschiedlich inter-
pretierbaren Begriff des öffentlichen In-
teresses an der Erhaltung einer gesun-
den und leistungsfähigen Landwirt-
schaft.
• Das NÖ Kulturpflanzenschutzgesetz
wird in der Praxis sinnwidrig vor allem
für im Bauland liegende Grünflächen
hergezogen.
• Mangelhafte Unterlagen für die Beur-
teilung von Bauten im Grünland - oder
die Bewertung landwirtschaftlicher Lie-
genschaften - wie fehlenden Betriebs-
konzepte oder fehlende Grundbesitzbö-
gen und Grundpreissammlungen - er-
fordern einen umfangreichen Zeit- und
Verwaltungsaufwand.
• Widersprüchliche Regelungen der
ÖKL-Baumerkblätter und der VDI-Richt-
linien 3.471 und 3.472 verunsichern
Konsenswerber und erschweren die Ar-
beit der Amtssachverständigen.

beitung von Empfehlungen für Beurtei-
lung von Geruchsimmissionen aus Stal-
lungen, Vorbereitung eines NÖ Grund-
preiskatasters für die Bewertung von
Grundstücken im Grünland;
• Erstellung von Schätzungsgutachten
über den Verkehrswert von Grundstük-
ken im Grünland bzw. landwirtschaftlich
genutzter Liegenschaften.

Fachgebiet Verkehrstechnik

• Legistische Tätigkeit: Mitarbeit an der
Novellierung des NÖ Landesstraßenge-
setzes, Mitarbeit an der Neukonzeption
der Belange der Verkehrssicherheit für
die Bebauungsplanung;
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Bundes, des
Landes Niederösterreich und der Ge-
meinden, Erstellung Verkehrs- und stra-
ßenbautechnischer Gutachten;
• Einrichtung einer Straßen- und Ver-
kehrssicherheitsdatenbank, für Land-
straßen und Ausbau derselben auf Bun-
desstraßen; Mitarbeit in dem vom Bun-
desministerium für Verkehr gebildeten
Arbeitsausschuß zur Erstellung eines
österreichischen Generalverkehrskon-
zeptes (GVk-Ö);
• Erarbeitung verkehrstechnischer
Richtlinien als Ergänzung fehlender ge-
setzlicher Regelungen.

Schwerpunkte 1987

Fachgebiet Bautechnik

• Legistische Tätigkeiten: Mitarbeit am
Entwurf einer NÖ Bauordnung, Mitarbeit
am Entwurf einer NÖ Schutzraumver-
ordnung, Mitarbeit an der Neukonzep-
tion der Bebauungsplanung, Vorberei-
tungen für eine Harmonisierung der
technischen Bauvorschriften für den Fall
einer EG-Integration.
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigenkeit für die Ho-
heitsverwaltung des Bundes, des Lan-
des Niederöstereich und der Gemein-
den sowie einer Sachverständigentätig-
keit für die Wirtschaftsverwaltung des
Landes Niederösterreich und der Ge-
meinden. Erstellung bau-, brandschutz-
und sicherheitstechnischer Gutachten.
Vorbereitung eines Nö Grundpreiskata-
sters für Grundstücke im Bauland.
• Erlassung von Bescheiden über die
baupolizeiliche Zulassung von neuen
Baustoffen und Bauweisen (Bauarten).
Die Tätigkeit setzt mangels einer Rege-
lung durch Normen wissenschaftliches
Niveau voraus und erstreckte sich unter
anderem auf Fertighäuser, Betonstähle,
Dämm- und Isoliersysteme, Sonder-
rauchfänge, Lüftungssysteme und
Kunststofflagerbehälter.
• Erarbeitung bundeseinheitlich an-
wendbarer Verwendungsgrundsätze für
Kunststoffplatten und Sportbahnen.
• Ausarbeitung von Schätzungsgutach-
ten über den Verkehrswert von Grund-
stücken in Bauland bzw. baulich genutz-
ter Liegenschaften.
• Im Rahmen der Vereinbarung gemäß
Art. 15 a BVG über die gemeinsame Be-
urteilung von Baustoffen wurden die In-
teressen des Landes Niederösterreich
im Bundesländerausschuß (BABB) ver-
treten. Außerdem wurde in diversen
Normausschüssen mitgewirkt. Weiters
wurden die Interessenten des Landes
Niederöstereich im Verwaltungsaus-
schuß der Landesstelle für Brandverhü-
tung wahrgenommen.

Probleme 1987

Fachgebiet Bautechnik

• Als besonderes Problem stellt sich
für die Amtssachverständigen das wei-
ter zunehmende kritische Interesse des
Bürgers. Die Bürgerinitiativen zwingen
zu einer noch sorgfältigeren Interes-
sensabwägung und ziehen einen immer
umfangreicheren Verwaltungsaufwand
nach sich.
• Der Aufbau der novellierten NÖ Bau-
ordnung auf eine fehlende oder unzu-
längliche Ortsplanung (Bebauungspla-
nung) erschwert die Sachverständigen-
tätigkeit ebenso wie die Interpretation
unzulänglicher Bestimmungen des
NÖ Raumordnungsgesetzes.
• Die schwer verständlichen, gelegent-
lich auch widersprüchlichen Bestim-
mungen der NÖ Bauordnung und der
Baunebengesetze lassen eine unter-
schiedliche Gesetzesauslegung zu. Die-
ser Umstand läßt den Bürger Willkür
vermuten, schadet dem Ansehen der
Amtssachverständigen bzw. der Behör-
den und erhöht das Unbehagen gegen-
über der Verwaltung.

Fachgebiet Verkehrstechnik

• Als Folge beziehungweise in Ver-
nachlässigung ordnungsgemäßer Be-
willigungsverfahren für die Errichtung
von Bundes-, Landes- und Gemeindes-
traßen sehen sich die Amtssachverstän-
digen bei der Beurteilung von Verkehrs-
problemen oft vor vollendete Tatsachen
gestellt. Dieser Umstand führt immer
häufiger zu Anrainerbeschwerden und
ist eine der maßgeblichen Ursachen für
das Entstehen von Bürgerinitiativen.
• Fehlende, unvollständig belegte und
umstrittene Verkehrskonzepte der über-
örtlichen oder örtlichen Raumordnung
führen zu Planungsmängeln und er-
schweren die verantwortungsvolle Tätig-

Fachgebiet Agrartechnik

• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Landes Nieder-
österreich und der Gemeinden sowie
einer Sachverständigentätigkeit für die
Wirtschaftsverwaltung des Bundes und
des Landes Niederösterreich. Erstel-
lung agrartechnischer Gutachten;
• Mitarbeit an der Erstellung von Richt-
linien des Österreichischen Kuratoriums
für Landtechnik; Mitwirkung an der Erar-
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keit der in der Regel zu spät herangezo-
genen Amtssachverständigen. Ähnli-
ches gilt für die Erhebung der für die
Verkehrssicherheit maßgeblichen Daten
und die Unvollständigkeit der soge-
nannten Zählblätter des Statistischen
Zentralamtes.
• Die Bestimmungen des NÖ Landes-
straßengesetzes und der NÖ Bauord-
nung über die Anlage und Ausführung
von Landes- und Gemeindestraßen
nehmen wenig Rücksicht auf örtliche
Verkehrssituationen. Dies führt zu unnö-
tigen Konflikten zwischen Behörden und
Parteien.
• Die Angelegenheiten des Verkehrs
sind in vielen Gesetzesmaterien veran-
kert und bei Behördenverfahren nach
unterschiedlichen Gesichtspunkten zu
beurteilen. Dies führt gelegentlich zu dif-
ferierenden Gutachten und damit zu
einem Spannungsverhältnis, welchem
der Bürger wenig Verständnis entge-
genbringt.

• Korrektur des NÖ Landesstraßenge-
setzes und Einbau von nach Rangord-
nung gereihten Kriterien für die Sicher-
heit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des
Verkehrs in das Gesetz;
• gesetzliche Verpflichtung zur Erstel-
lung von Verkehrskonzepten bei der
Durchführung von Raumordnungspro-
grammen, der Dorferneuerung und dem
Städtebau.
• Erstellung von die gesetzlichen Be-
stimmungen ergänzenden, handhabba-
ren Richtlinien über die technischen Be-
lange der Sicherheit, Leichtigkeit und
Flüssigkeit des Verkehrs.

• Reformierung des Zulassungswe-
sens durch den Einsatz moderner Tech-
nologien mit dem Ziel einer schnelleren
Erledigung der Anträge. Verbesserung
der Information durch Aufstellung eines
Zulassungskatasters; Anlegung eines
NÖ Grundpreiskatasters in Form einer
Grundpreisdatenbank;
• Vermittlung der legistischen Kennt-
nisse und der praktischen Erfahrung an
andere Dienststellen, Behörden und In-
teressenten durch Lehrtätigkeit bei Se-
minaren und Kursen.

Fachgebiet Agrartechnik

• Korrektur der die Belange der Land-
wirtschaft beeinträchtigenden Bestim-
mungen des NÖ Raumordnungsgeset-
zes 1976, des Gesetzes über landwirt-
schaftliche Kulturflächen und des
NÖ Kulturpflanzenschutzgesetzes 1978;
• Korrektur des NÖ Raumordnungsge-
setzes mit dem Ziel einer Partizipation
des Bürgers.

Fachgebiet Verkehrstechnik

• Intensive Mitwirkung an der im Rah-
men der GVk-Ö gebildeten Serviceein-
richtung des Bundesministeriums für
Verkehr zu den Datenerfassungs-, Da-
tenaufbereitungs- und Datenkontroll-
funktionen des Arbeitsausschusses 3
(Verkehrssicherheit);
• Einbau der Bundesstraßen und Kraft-
fahrverkehrslinien in die für die Land-
straßen bereits eingerichtete Straßenda-
tenbank;

Statistik 1987

Tätigkeit Jänner—Oktober 1987

Fachgebiet A B C D

Agrartechnik 476 433 723 629
Bautechnik
Verkehrstech-

476 490 149 286

nik 842 1.798 209 212

Teilsumme 1.794 2.721 1.081 1.127

Tätigkeit Jänner-■Dezember 1987

Agrartechnik 595 516 910 790
Bautechnik
Verkehrstech-

531 528 169 325

nik 1.019 2.130 254 251

Endsumme 2.145 3.174 1.333 1.366

A Außendiensttage
B Kommissionelle Verhandlungen
C Beweisaufnahmen
D Gutachten im Innendienst

Ziele 1988

Fachgebiet Bautechnik

• Endgültige Fertigstellung der
NÖ Bauordnung;
• Mitwirkung an der Neukonzeption
einer Ortsplanung (Bebauungsplan) mit
den Zielen einer Intensivierung der Bür-
gerbeteiligung und des Einbaues von
Zielvorstellungen wie z. B. von Ver-
kehrs-, Ver- und Entsorgungs-, Fern-
wärme-, Umwelt-, Schutzbau- und Ge-
staltungskonzepten;

Amtssachverständige des technischen Dienstes (B/5)

Schwerpunkte 1987

• 1987 ergab sich ein vermehrter Ein-
satz der Sachverständigen bei der Be-
gutachtung von Heizungsanlagen für
Einfamilienhäuser. Im Zuge der Umstel-
lung auf Gasfeuerung durch Anschluß
an die öffentliche Gasversorgung bzw.
der Errichtung von Propangasanlagen
ergab sich eine vermehrte Tätigkeit
durch Begutachtungen nach dem Gas-
sicherheitsgesetz. Weiters wurden Be-
gutachtungen von Heizungsanlagen zur
Verfeuerung von Biomasse für die Bau-
behörde I. und II. Instanz im Zuge von
Anrainerbeschwerden durchgeführt.
• Genehmigungsverfahren und Bau-
kontrollen im Zuge der Erweiterung der
Gasversorgung für das nördliche Wald-
viertel, der Errichtung der Trans-Austria-
Gasleitung und Erschließung des Erd-
gasfeldes Höflein der ÖMV AG.

Tätigkeitsbereiche

Teilnahme als technische Amtssachver-
ständige an kommissionellen Verhand-
lungen der
• Abteilungen der NÖ Landesregie-
rung,
• Bezirkshauptmannschaften,
• Gemeinden und Magistrate,
• Berghauptmannschaft;
• Bundesministerium für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr;
• Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten.
Gegenstand der Verhandlungen:
• Lagerung brennbarer Flüssigkeiten
und Gase,
• Heizungsanlagen und Lüftungsanla-
gen,

• Dampfkesselanlagen,
• Fernleitungen für Gas und Mineralöl,
• Energiewesen und Energiewirtschaft,
• elektrotechnische Belange der Elek-
trifizierung, Leitungsanlagen, Tarifange-
legenheiten, Röntgenanlagen, Neonan-
lagen und Radaranlagen,
• Förderanlagen, Sessel- und Schlepp-
lifte, Aufzüge, Materialseilbahnen.
Mitarbeit:
• Mitarbeit im Normungsinstitut bei der
Erstellung einschlägiger Normen,
• Mitarbeit im Österreichischen Ver-
band für Elektrotechnik bei der Erstel-
lung einschlägiger Vorschriften,
• Mitarbeit bei der Ausarbeitung von
Gesetzen,
• Prüfung der konzessionierten Gas-
und Wasserleitungsinstallateure und
der Prüfer für Feuerstätten.
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Statistik 1987

Kommissionelle Verhandlungen
und Erhebungen

Verhand-
lungen

halbe

Stunden

Gemeinden und Magistrate 1.171 2.146
Bezirkshauptmannschaften
Abteilungen der NÖ Landesre-

1.953 5.532

gierung 1.563 3.933
Berghauptmannschaft 54 400

Für die Überwachung technischer Anla-
gen wurden folgende Beträge eingeho-
ben:

Dampfkesselwesen
Aufzugsanlagen
Seilliftanlagen, Hebezeuge

S 2,939.663,80
S 501.610—
S 113.280 —

Baudirektion (BD)

menden Jahr auf die Region Unteres
Erlauftal ausgeweitet wird.
Auf dem Sektor der Rohstofforschung
wurden 1987 insgesamt 26 Neu- und
Fortführungsprojekte bearbeitet. Aus
dem Vorjahr konnten 15 Projekte abge-
schlossen werden. Bei der Bearbeitung
der Projekte zeigte es sich, daß die
Schwerpunkte der Forschungsvorhaben
in den nächsten Jahren auf den Gebie-
ten der biogenen und der Energieroh-
stoffe sowie im Umweltschutz liegen
werden.
Im Sommer 1987 wurde der Entwurf
eines Forschungsprogrammes für die
Jahre 1988-1990 ausgearbeitet. Dieser
Entwurf soll bis zum Frühjahr 1988 über-
arbeitet und dann der Landesregierung
zur Beschlußfassung vorgelegt werden.
Im Frühjahr 1987 wurde das bereits seit
längerer Zeit beantragte, neue Erschüt-
terungsmeßgerät geliefert. Dieses Gerät
ermöglicht die Messung von Spreng-,
Maschinen-, Verkehrs- und sonstigen
Erschütterungen entsprechend den
Richtlinien der ÖNORMen S 9001 und
S 9020. Mit dem neuen Gerät wurden
bereits drei Messungen durchgeführt.
In fünf Verfahren der Bergbehörde
wurde die Parteistellung des Landes
Niederösterreich gemäß Berggesetz
1975 vertreten. Für den Baugrundkata-
ster wurden 1987 rund 700 geologische
Dokumente neu erfaßt und in die Daten-
bank eingegeben. Der EDV-Kataster
umfaßt somit derzeit 1.730 geologische
Einzelinformationen.
Wie in den Vorjahren, teilten sich die
vom geologischen Dienst ausgearbeite-
ten Gutachten, Stellungnahmen und Be-
richte hauptsächlich auf folgende Ge-
biete auf:

den Straßenbau, den Katastrophen-
fonds und andere Dienststellen. Um-
fangreiche geologische Erhebungen
und Untersuchungen waren unter ande-
rem für das Projekt Standorte von Son-
derabfalldeponien erforderlich
(28 Außendiensttage). Für die Begut-
achtung eines großen Murenabganges
in Waidhofen/Ybbs, durch den die
Bahnlinie und Wohnhäuser bedroht
wurden, sowie die Beratung der Stadt-
gemeinde bei der Planung der Sanie-
rungsmaßnahmen waren ebenfalls zahl-
reiche Außendienste notwendig.
Ein weiterer Schwerpunkt war, wie in
den vergangenen Jahren, die geologi-
sche und hydrogeologische Sachver-
ständigentätigkeit in Verfahren der Ge-
werbe-, Wasserrechts-, Forst- und Na-
turschutzbehörde sowie der Baubehör-
den der Gemeinden.
Die Außendiensttätigkeit ist demnach
gegenüber dem Vorjahr auch etwas an-
gestiegen. Im Zuge dieser Außendienst-
tätigkeit wurden 53 behördliche Ver-
handlungen beschickt sowie 168 geolo-
gische Erhebungen und 53 Begutach-
tungen für den Katastrophenfonds
durchgeführt. Für das regionale Raum-
ordnungsprogramm der Region St. Pöl-
ten wurden Erhebungen über die Quarz-
sand- und Tonlagerstätten am Südrand
des Dunkelsteiner Waldes durchgeführt
und ein Vorschlag für die Sicherung der
Rohstoffbasis in den nächsten Jahr-
zehnten ausgearbeitet. Der in den Vor-
jahren erstellte Kiesleitplan Unteres Trai-
sental wurde ergänzt. Auf Ersuchen der
Bezirkshauptmannschaft Gmünd wur-
den Erhebungen über die Sandabbau-
tätigkeit im Raum Gmünd begonnen.
Für die Gemeinde Purgstall soll ein
Kiesleitplan erstellt werden, der im kom-

Am 14. Juli 1987 wurde die Geschäfts-
einteilung des Amtes der NÖ Landesre-
gierung geändert, wobei die Gruppe
Baudirektion reorganisiert wurde (vgl.
Kapitel 1 : Geschäftseinteilung). Durch
diese Umstrukturierung wurde die zen-
trale Bedeutung der Baudirektion als
Stabs- und Anlaufstelle für einschlägige
technische Angelegenheiten besonders
unterstrichen.
Durch den Umstand, daß der Leiter der
Gruppe Baudirektion auch mit der Lei-
tung der Gruppe Hochbau betraut ist,
wurde das Informationsinstrument zwi-
schen den Bereichen Baudirektion und
Hochbau verstärkt, wovon eine Effekti-
vierung von Arbeitsabläufen erwartet
wird.
Schwerpunkte für 1988:
• Erfassung von Problembereichen,
Schaffung von Voraussetzungen, um
diese Problembereiche künftig mit er-
höhter Wahrscheinlichkeit ausschalten
zu können;
• Erarbeitung von Organisationsmodel-
len zu dem in der Sitzung der NÖ Lan-
desregierung vom 14. Juli 1987 be-
schlossenen Dezentralisierungskon-
zept. Als eine der ersten Maßnahmen
wird das Gebietsbauamt I - Umgebung
Wien im März 1988 nach Korneuburg
übersiedeln und das Gebietsbauamt III
- St. Pölten zum gleichen Zeitpunkt eine
Außenstelle in Amstetten erhalten.

Geologischer Dienst

Schwerpunkte 1987

Der Hauptschwerpunkt der Tätigkeit des
geologischen Dienstes lag 1987 bei der
Gutachtertätigkeit für die Raumplanung,
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• Untersuchung und Beurteilung von
Grundstücken auf ihre Eignung als Bau-
land bzw. ihre Bebaubarkeit;
• Untersuchung und Begutachtung von
Rutschungen, Felsstürzen, Muren und
anderen Naturkatastrophen und Ausar-
beitung von Sanierungsvorschlägen;
• Untersuchungen und Begutachtun-
gen für Hoch- und Tiefbauten und Stra-
ßenvorhaben;
• hydrogeologische Untersuchungen
und Begutachtungen für Wasserversor-
gungen, Abwasserbeseitigungen, Müll-
und Sonderabfalldeponien, Wasser-
kraftanlagen, Schutzgebiete von Heil-
quellen, Friedhöfe usw.;
• Untersuchung und Beurteilung von
Naturstein- und Massenrohstoffvorkom-
men, Sachverständigentätigkeit bei der
Genehmigung von Steinbrüchen, Sand-
Kiesgruben und anderen Abbauen;
• Sachverständigentätigkeit auf dem
Gebiet des Sprengwesens und der
Überprüfung von Sprengerschütterun-
gen.
Im Sommer 1987 wurden die Baumaß-
nahmen für die U-Bahn im Hof des
NÖ Landesmuseums abgeschlossen,
so daß im Herbst mit der Renovierung
der Museumsräume begonnen werden
konnte. Im Zuge dieser Renovierung
sollen bis zum Frühjahr 1988 nicht nur
der geologische Schauraum neu einge-
richtet, sondern neben den zoologi-
schen und botanischen Schauräumen
auch die Abteilung für Mineralogie und
Bergbau völlig umgestaltet und den mo-
dernen museologischen Erfordernissen
angepaßt werden.

Ziele 1988

• Weitere Erfassung von Rohstoffsiche-
rungsgebieten;
• weitere Sammlung von Geodäten und
beschleunigte Erfassung und Eingabe
in die Datenbank;
• Erstellung und Genehmigung eines
Forschungsprogrammes für die Jahre
1988-1990;
• Neuaufstellung des geologischen
und mineralogischen Schauraumes im
NÖ Landesmuseum.

Dienst- und
Konzessionsprüfungen

In diesem Bereich erfolgte die Bearbei-
tung von rund 300 Ansuchen um Zulas-
sung zu den Dienstprüfungen für die
Bau- und technischen Dienste A, B, C,
D und Bauführerdienst sowie zu den
Konzessionsprüfungen in den Bauge-
werben, im Elektroinstallationsgewerbe,
im Gewerbe der Errichtung von Blitz-
schutzanlagen und im Gewerbe der
Gas- und Wasserleitungsinstallation.

Konzessionsprüfungen

Gewerbe ange-
treten bestanden

Baumeister 12 4
Baumeister-Teilprüfung 47 27
Zimmermeister 15 9
Steinmetzmeister 3 1
Elektroinstallation 49 24
Errichtung von
Blitzschutzanlagen 2 2
Gas- und/bzw.
Wasserleitungsinstallation 66 30
Ausbilderprüfung 95 82

Ingenieurkammer- und
Ziviltechnikerangelegen-
heiten

Es wurden 402 Akten bearbeitet und an-
läßlich von Befugniserteilungen 16 Ver-
eidigungen vorgenommen.

Sachverständigentätig-
keit für Naturschutz

1987 lag das Schwergewicht der Natur-
schutzsachverständigentätigkeit in den
Bereichen:
• Änderungen örtlicher Raumordnungs-
programme von Gemeinden und Wid-
mungsfestlegungen in Landschafts-
schutzgebieten;
• Gutachtenerstellung im Rahmen von
Naturdenkmalerklärungen nach § 9 des
NÖ Naturschutzgesetzes;
• Stellungnahmen zu flußbaulichen
Maßnahmen und Regulierungsprojekten
und Abstimmung der Naturschutzinter-
essen mit der zuständigen Flußbau-
Fachabteilung;
• Gutachtertätigkeit in sämtlichen Beru-
fungsverfahren der Naturschutzbehörde
des Landes Niederösterreich;

Dienstprüfungen

Zu den technischen Dienstprüfungen
sind im Oktober und November 12 A-,
19 B-, 15 C-, 10 D-Bedienstete und
1 Bauführer angetreten.

Probleme 1987

Da die Erfassung und Vorbereitung der
geologischen Dokumente (Gutachten,
Bohrprofile usw.) für die Eingabe in die
Datenbank nach wie vor relativ langsam
vorangeht, wurde für den geologischen
Dienst die Zuteilung einer weiteren
Fachkraft auf Werkvertragsbasis für
diese Arbeit beantragt. Im Zusammen-
hang damit und mit den zu erwarten-
den, vermehrten Abfragen wird es auch
notwendig sein, ein weiteres Bild-
schirmterminal anzufordern und zusätz-
liche Bedienstete für die Eingabe einzu-
schulen.
Ein weiteres Problem stellt die Doku-
mentation und Archivierung der For-
schungsergebnisse aus der Rohstoffor-
schung dar. Um allen Interessenten
einen Zugriff zu den Berichten zu er-
möglichen, ist geplant, die Ergebnisse
auf EDV-Basis zu dokumentieren und in
einer allgemein zugänglichen Bibliothek
aufzubewahren.
Außerdem sollen sämtliche For-
schungsberichte auf den Gebieten der
biogenen und Energierohstoffe den
landwirtschaftlichen Schulen zur Verfü-
gung gestellt werden.

Die 3. Österreich!-
sehe Ortsbildmesse
in Weikersdorf mit
einem „Jahrmarkt
der Ideen“ gestalte-
te sich als großer
Erfolg, vor allem bei
der Jugend.
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Ehrenurkunden für eine vorbildliche
Ortsbildgesinnung.
• Ausstellungen. So wie jedes Jahr
wurden im Ausstellungraum in der Her-
rengasse 19 diesmal drei Ausstellun-
gen der Aktion „Niederösterreich schön
erhalten - schöner gestalten“ gezeigt.
Ausstellungen für 1988 in Langenlois
(zusammen mit der Abteilung III/2) und
in Stübing (ebenfalls zusammen mit der
Abteilung III/2) sind in Planung. Weitere
Ausstellungen der Aktion fanden in der
Bezirkshauptmannschaft Amstetten im
Rahmen der einwöchigen Ausstellung
„Mostviertier Impulse“, bei der Wieselb-
urger Messe, bei den Pflüger-Weltmei-
sterschaften in Niederweiden und bei
der Wiener Messe statt. Bei diesen
Ausstellungen wurden Tafeln bezüglich
der Arbeitsweise der Aktion, Video-
Clips, Tonbild-Schauen und Gestal-
tungsobjekte gezeigt beziehungweise
vorgeführt. Im Rahmen des 1. Europä-
ischen Dorferneuerungskongresses
wurde seitens der Aktion eine auf Video
überspielte Tonbild-Schau gezeigt.
• Kolloquien. 1987 wurden ein Kollo-
quium über organische (anthroposophi-
sche) Architektur und zwei Kolloquien
über Straßenbau abgehalten.
• Seminare. Es wurden 1987 insge-
samt acht Seminare mit unterschied-
lichstem Publikum abgehalten. Der
Adressatenkreis reichte von lediglich
daran interessierten Personen bis zu
Zielgruppen, wie z. B. das Pädagogi-
sche Institut in Hollabrunn und die bei-
den Gemeindevertreterverbände der
ÖVP und SPÖ. Es erfolgte in diesem
Sinne eine Teilnahme an einem ÖAV-
Seminar in Großenzersdorf in Form
eines Seminarbeitrages.
• Vorträge. 1987 wurden 40 Vorträge
für Gemeinden, Vereine, Schulen usw.
von den beiden Mitarbeitern Dipl. Ing.
Fischer und Dipl. Ing. Obleser gehalten.
Diese Vorträge wurden in jeweils 3 Teile
gegliedert: ein Einstimmungsteil, auf
den ein Teil über Gestaltungsphiloso-
phie folgt und als dritter Teil ein Umset-
zungsteil in die Praxis.
• Tonbild-Schau. Mit dem Bildmaterial
der genannten Vorträge wurde in Zu-
sammenarbeit mit dem Studio Schwarz
eine Tonbild-Schau erstellt, welche Ge-
staltungsphilosophie bringt. Diese Ton-
bild-Schau wurde, wie oben bereits er-
wähnt, wiederholt eingesetzt und auf
Video überspielt.
• Broschüren. Auch 1987 wurden wie-
der 4 Broschüren der Aktion „Nieder-
österreich schön erhalten - schöner ge-
stalten“ herausgegeben. Er erfolgte
eine geringfügige Umgestaltung der
Broschüren in der Art, daß ein Kernteil
aus Umweltschutzpapier für aktuelle Be-
richte geschaffen wurde. Die laufenden
Serien über Energie und Grünraumgest-
altung wurden beibehalten. Es wurde
vermehrt versucht, auch alternative The-
men in der Broschüre direkt oder indi-
rekt einzubringen. Dies war z. B. der Fall

• Nominierung von Mitarbeitern in
Fachnormausschüsse und Arbeitsgrup-
pen des Österreichischen Normungsin-
stitutes.

• Beratung von Gemeinden bzw. priva-
ten Personen bei der Anlage von
Feuchtbiotopen in ökologischer Hin-
sicht;
• Bearbeitung und Begutachtung von
Förderungsansuchen an die Natur-
schutzabteilung;
• Erstellung von Gutachten für die Ertei-
lung von Sammelbewilligungen für wild-
wachsende Pflanzen- bzw. Tierbestände
durch die Naturschutzbehörde gemäß
§ 10, Abs.3 des NÖ Naturschutzgeset-
zes;
• Bearbeitung von Genehmigungsan-
trägen im Rahmen des Washingtoner
Artenschutzübereinkommens;
• Behandlung von Naturparkangele-
genheiten.
Besonderes Augenmerk wurde im Rah-
men der Tätigkeit der Naturschutzsach-
verständigen der Baudirektion auf den
Bereich des Landschaftsschutzgebietes
„Wienerwald“ gelegt, wobei versucht
wurde die Aussagen der „Wienerwald-
Deklaration“ zum Schutze des Wiener-
waldes entsprechend zu berücksichti-
gen.

Liegenschafts-
schätzungen

Erstellung von Schätzungen bebauter
und unbebauter Liegenschaften und Be-
wertungen von Objekten auf Grund von
Anforderungen seitens der Gemeinden
und diverser Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung.

Förderung der Ortspflege

Schwerpunkte 1987

• Ortsbildmesse 1987. Die Ortsbild-
messe 1987 fand am 27. Juni in der Ge-
meinde Weikersdorf am Steinfeld statt.
Diese Gemeinde ist eine Dorferneue-
rungsgemeinde. Es wurde das ganze
Gemeindegebiet bis auf wenige außen-
liegende Zonen in die Ortsbildmesse
miteinbezogen. Es nahmen 70 Ausstel-
ler aus Niederösterreich und teilweise
auch aus den Bundesländern am Jahr-
markt der Ideen teil. Auch zahlreiche
Besucher aus den Bundesländern wa-
ren anwesend. Insgesamt wurden ca.
20.000 Besucher gezählt. An der Aus-
gestaltung der Ortsbildmesse waren ca.
500 Personen tätig und als Standbe-
treuer fungierten ca. 200 Personen.
Außer dem Jahrmarkt der Ideen waren
so wie jedes Jahr die verschiedenen
Landesämter und die Agrarbezirksbe-
hörde mit Fachausstellungen vertreten.
Seitens der Gemeinde wurde eine
Landmaschinenschau, ein Bauernmarkt
und diverse Firmenausstellungen getä-
tigt. Den Besuchern der Ortsbildmesse
stand ein kostenloses Beratungsange-
bot auf dem Bau- und Gestaltungssek-
tor und auf dem Sektor Bepflanzung zur
Verfügung. Es gab wie in den Vorjahren
einen eigenen Teil mit Kinderprogramm.
Als besondere Attraktion wurde ein
Ortsbildlehrpfad quer durch die Ge-
meinde errichtet, auf dem man Gestal-
tungsfragen anhand aktueller Beispiele
erkennen und diskutieren konnte. Im
Zentrum des Festes wurde zweimal am
Tag das von der Baudirektion-Ortsbild-
pflege gebaute Spiel „Ökolopoly“ von
Frederic Vester mit Publikum gespielt.
• Wettbewerb - Verleihung der Gol-
denen Kelle. An die Preisträger des
Ortsbild-Wettbewerbs 1986 wurde im
Frühjahr 1987 die Goldene Kelle verlie-
hen. Aus den insgesamt 47 Beispielen
der 4 Hefte 1986 wurden wieder fünf
Preisträger eruiert: ein ehemaliges reno-
viertes Gasthaus in Dietmanns, die Sa-
nierung der Hauptschule in Pulkau, die
Gestaltung eines Baches in der Pfalzau
(Großgemeinde Preßbaum), ein Zubau
in Form eines Passagenhofes in der
Gemeinde Purkersdorf und ein Buswar-
tehäuschen in Eggendorf. Die Verlei-
hung der Goldenen Kellen wurde von
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Er-
win Pröll im Anwesen des Preisträgers
in der Gemeinde Dietmanns vorgenom-
men. Die dazu eingeladenen Bürger-
meister der genannten Gemeinden er-
hielten so wie jedes Jahr Plaketten und

Allgemeine Bauwirtschaft

Erstellung eines Bauwirtschaftskatalo-
ges für den weiteren Amtsgebrauch der
Landesdienststellen einschließlich der
Gebietsbauämter:
• Preisgrundlagen,
• Preisermittlung (laut Standardlei-
stungsverzeichnissen),
• Preisveränderungen,
• Baukostenschätzungen.

Katastrophenschutz

Evidenthaltung des Katastrophen-
schutzplanes und des Alarmplanes für
den Zusammentritt des Hilfsdienstes
Räum- und technischer Dienst.

Normenwesen

• Bearbeitung und Koordinierung der
Stellungnahme der Abteilungen des
Amtes der NÖ Landesregierungen zu
den monatlich vorgelegten Entwürfen
von ÖNORMEN und DIN-Normen;
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Probleme 1987

• Bei vollem Einsatz aller freiberuflichen
Mitarbeiter und des vorhandenen Per-
sonals (3 Sachbearbeiter und
5 Schreibkräfte) gab es keine erwäh-
nenswerten Probleme. Es war aller-
dings im Jahre 1987 einige Male soweit,
daß die reine Verwaltungsarbeit die Ka-
pazität dieses erwähnten Personenkrei-
ses überstieg und nur mehr unter Bei-
ziehung von Hilfskräften durchgeführt
werden konnte. So ist z. B. die gesamte
Arbeit der Aktion „Niederösterreich
schön erhalten - schöner gestalten“
ohne den freiberuflichen Mitarbeiter für
Öffentlichkeitsarbeit nicht mehr denkbar
und es mußte z. B. für die Aufrechterhal-
tung und Ordnung der Diasammlung
eine weitere freiberufliche Kraft beigezo-
gen werden.
• Durch den an den Amtstagen beson-
ders starken Parteienvekehr war es oft
nicht möglich, in den Amtsräumen
selbst Besprechungen durchzuführen
und man mußte auf andere Lokalitäten
ausweichen. Dies vor allem mit Kontakt-
leuten anderer Ämter wie z. B. dem Bun-
desdenkmalamt usw.
• Die Bearbeitung von Förderungsan-
suchen insbesondere der Buswarte-
häuschen ist nur mehr möglich, wenn
hiefür ein freiberuflicher Mitarbeiter ein-
gesetzt wird.
• Die Zusammenarbeit mit anderen
Ämtern der Landesregierung ist dage-
gen 1987 wesentlich besser geworden.

in der Nr. 23 in Form eines Berichtes
über einen besonderen Bau einer Ein-
segnungshalle. Ab der Broschüre
Nr. 22 wurde regelmäßig ein satirischer
Beitrag unter dem Titel „Das Kuk-
kucksei“ gebracht und im Sinne der je-
weiligen Inhalte illustriert. Außerdem
wird ab der Nr. 24 regelmäßig ein Car-
toon über ein aktuelles Ortsbildthema in
satirischer Form gebracht. Die Bro-
schüre soll allgemein in Richtung eines
Magazins über aktuelle Ortsbildfragen
weiterentwickelt werden, wobei der jähr-
liche Wettbewerb unter den Lesern der
Broschüre aufrecht erhalten wird.
• Die in den Vorjahren bereits laufen-
den Förderungen für Buswartehäus-
chen und Grüngestaltung wurden auch
nach Maßgabe der vorhandenen Geld-
mittel 1987 weitergeführt. Desgleichen
Unterstützungsaktionen für tätige Ver-
schönerungsvereine, wenn diese Orts-
bildinventare erstellen.
• Da auch im Jahr 1987 die Beratungs-
tätigkeit weiter anwuchs, beträgt derzeit
die Anzahl der freiberuflichen Mitarbei-
ter 15 Personen. 6 davon sind als Grün-
raumberater eingesetzt und 9 Berater
für Architektur. Die freiberuflichen Mitar-
beiter erhalten so wie bereits im Vorjahr
für jeden Beratungsfall einzelne Bera-
tungsaufträge, welche auch einzeln ab-
gerechnet werden. Es war notwendig,
Zeitlimits für die Beratungstätigkeit aus-
zuarbeiten, damit die damit verbunde-
nen Kosten in einem vertretbaren Rah-
men gehalten werden. Mit den freiberuf-
lichen Mitarbeitern werden regelmäßige
Besprechungstermine abgehalten, um
ein gemeinsames Vorgehen im Sinne
der Ziele der Aktion zu gewährleisten.
• Im Rahmen der Dorferneuerungsak-
tion kam der Baudirektion-Ortsbild-
pflege so wie bereits in den Vorjahren
immer mehr die Rolle des ideologi-
schen Beraters zu, da Projektbetreuer
auf Grund der mangelnden Mitarbeiter-
zahl nicht gestellt werden können.
• Es kristallisiert sich immer mehr her-
aus, daß vor allem bei der Basis der Be-
völkerung das Interesse an echten Al-
ternativen ständig wächst. Die Baudi-
rektion-Ortsbildpflege trägt dem inso-
fern Rechnung, als sie bereits im Jahr
1987 vermehrt bemüht war, Alternativen
wie z. B. Baubiologie, Geobiologie,
Geomantie und allgemein gesehen das
Gebiet der Radiästesie in ihre Arbeit
und Beratungstätigkeit mit einzubezie-
hen. Auf dieser Ebene wurden sehr
gute Kontakte mit dem Bundesdenkmal-
amt hergestellt, welches ebenfalls vor
allem auf dem Gebiet des Sakralbaues
(wobei darunter alles verstanden wer-
den muß - vom Marterl bis zur Kirche)
großes Interesse zeigt. So wurde die
Baudirektion-Ortsbildpflege auch zum
Vermittler von Alternativen, die sich bis
zum Schutz von Naturdenkmälern usw.
ziehen und eine weitere Hilfestellung für
die Bevölkerung bei Bauvorhaben dar-
stellen.

Teiles der vorhandenen Tonbild-Schau
und weitere Überspielungen auf Video.
• Im Rahmen des praktizierenden Ge-
samtheitsdenkens, welches auch einen
Lerneffekt für die Bevölkerung darstellt,
sollen vermehrt Mitarbeiter auch aus
dem nicht technischen Gebiet herange-
zogen werden, falls dies die zu behan-
delnden Themen erfordern.

Statistik 1987

1987 wurden in Höhe der nachstehend
aufgezeigten Kreditmittel Finanzierungs-
zusagen getroffen bzw. Auszahlungen
durchgeführt:

Aktion „Niederösterreich schön
erhalten - schöner gestalten®,
Förderung von Grünflächengest-
altungen, Buswartehäuschen,
Planungs- und Einstiegsprojekte
zur Dorferneuerung Ausstattung,
Broschüren, Mitarbeiterhonorare,
Ortsbildmesse und Sonstiges S 29,964.464,41
Wasserwirtschaft, Planung
(Abt. B/9):
Sonderabfallstoffe aus Haushal-
ten, Erfassung und Beseitigung S 309.957,52
Wasserwirtschaftliche Planungen
und Untersuchungen
Umweltschutz, Untersuchung
und Behebung von Verunreini-

S 6,100.000,-

gungen S 3.022.407,70
Forschung (Rohstoffe, Energie,
Umwelt) S 3,443.500,50
Geschäftsstelle für Energiewirt-
schaft S 290.593,51
Fernwärmeförderung S 1,329.465,10

Ziele 1988

• Allgemein sollen, und man wird be-
strebt sein, das auch zu erfüllen, sämtli-
che angeführte Aktivitäten dem Bedarf
der Basisebene, für die sie gemacht
werden, angepaßt werden. Das heißt,
daß eine Steigerung der Aktivitäten zu
erwarten ist.
• In diesem Sinne sollen auch die Se-
minare und Kolloquien vermehrt Alterna-
tivthemen im Rahmen der Gestaltung
bringen bzw. bearbeiten.
• Die Abhaltung der jährlichen Ortsbild-
messe soll auch 1988 wieder erfolgen,
wobei als Veranstaltungsort ein Ort im
nördlichen Niederösterreich in Betracht
gezogen wird.
• Auch 1988 soll wieder der Wettbe-
werb mit der Verleihung der Goldenen
Kelle und Prämierung der Gemeinden
abgeschlossen werden.
• Es ist gedacht, 1988 statt 4 Broschü-
ren 5 oder auch 6 Broschüren herauszu-
geben, um über aktuelle Ereignisse
besser und zeitgerechter berichten zu
können.
• Aufrechterhaltung und Intensivierung
der inneramtlichen Kontakte mit ande-
ren Abteilungen der Landesregierung,
wobei diese nicht nur technische Abtei-
lungen sein müssen;
• Ausbau und Erstellung eines zweiten

Mit Beschluß des Landtages von Nie-
derösterreich wurde im außerordentli-
chen Teil des Voranschlages 1987 für
die Finanzierung des Marchfeldkanales
ein Beitrag seitens des Landes Nieder-
österreich für 1987 von 10 Mio. Schilling
bereitgestellt. Auf Grund des Baufort-
schrittes wurde eine Erhöhung des Lan-
desbeitrages 1987 auf insgesamt
31 Mio. Schilling beantragt.

Gebietsbauamt I Wien
Umgebung

Schwerpunkte 1987

• Entsendung von Amtssachverständi-
gen zur Mitwirkung und Abgabe von
Gutachten in Gewerbe-, Bau-, Wasser-
und Naturschutzverfahren bei den Be-
zirkshauptmannschaften Bruck/Leitha,
Gänserndorf, Hollabrunn, Korneuburg,
Mistelbach, Mödling und Wien-Umge-
bung;
• Überprüfung von Bescheiden, die
von diesen Behörden erlassen wurden,
an Ort und Stelle;
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„Energieberatung“ werden die Sachver-
ständigen über Antrag der Gemeinden,
privater Bauwerber und im Auftrag der
zuständigen Stellen des Amtes der
NÖ Landesregierung laufend und ver-
mehrt herangezogen.
• Planungen und Bauaufsichten bei
Landesbauten, Bauberatung und Bau-
aufsichten bei Gemeindebauten;
• Schätzungen und Gutachten für
Grund- und Objektseinlösungen für
Bundes- und Landesbauten;
• Beratung und Mitarbeit bei der Erstel-
lung von Flächenwidmungsplänen, Be-
bauungsplänen und Fassadenaktionen
in den Gemeinden;
• vermehrte Sachverständigentätigkeit
für alle beim Bau der Schnellstraße S6
Gloggnitz-Semmering anfallenden Pro-
bleme im Hinblick auf den Landschafts-
schutz und wasserbauliche Maßnah-
men;
• Erstellung von Gutachten diverser Art
für die verschiedenen Abteilungen des
Amtes der NÖ Landesregierung.

Diverses

• Bauberatung und Beistellung von
Amtssachverständigen für alle bei den
Gemeinden anfallenden Bauproblemen
mit Abgabe von Gutachten (Parzellie-
rungen, Objekt- und Grundschätzun-
gen);
• Überprüfung von Kostenvoranschlä-
gen für diverse Gemeindebauvorhaben
über Auftrag des Gemeindereferates
bzw. über Ersuchen der Gemeinden
(maßgebende Erhöhung gegenüber
1986);
• ständiger Sprechtag einmal in Monat
bei den Bezirkshauptmannschaften Ba-
den und Neunkirchen;
• Energieberatung im Rahmen der Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft des
Amtes der NÖ Landesregierung mit Er-
stellung von Gutachten und Vorschlä-
gen.

sche Überprüfungen der fertiggestellten
Vorhaben. Die Arbeitsleistung beinhal-
tet einen Großteil der Arbeiten. Grund-
sätzlich wird dazu bemerkt, daß der Ar-
beitsumfang gegen 1986 entweder
gleich blieb oder noch immer bis zu 5 %
steigend ist.
• Gewerberecht. Infolge der erhöhten
Anforderungen im Rahmen des Umwelt-
schutzes und zum Schutz der Anrainer
durch die dichte Verbauung in den Ort-
schaften bzw. geringen Abständen zu
den einzelnen Ortschaften werden die
Sachverständigen bereits bei der Pla-
nung von neuen Betrieben beratend
herangezogen. Dadurch tritt zur Amts-
sachverständigenkeit im Rahmen der
Hoheitsverwaltung eine erhöhte Bera-
tertätigkeit ein.
• Wasserrecht. Auf Grund der räumlich
dichten Verbauungen im Arbeitsbereich
des großen Wasserschutzgebietes Mit-
terndorfer Senke, der großen Anzahl
von Schottergruben (Ausmaß und Um-
fang) im Wr. Neustädter-Neunkirchner
Schotterkegelbereich und Sanierung
von Schottergruben usw. war eine zu-
sätzliche Tätigkeit der Wasserbausach-
verständigen betreffs Grundwasser-
schutz gegeben. Außerdem wurden die
Sachverständigen für die Sanierung von
Grundwasserverseuchungen im Auf-
trage des Amtes der Nö Landesregie-
rung Abteilung B/9 herangezogen.
• Naturschutz. Auf Grund der erhöhten
Anzahl von Einsprüchen von Anrainern
und Vorliegen von Bürgerinitiativen
müssen im Naturschutzverfahren ver-
mehrt kommissionelle Verhandlungen
erfolgen, was eine zusätzliche Außen-
diensttätigkeit nach sich zieht. Es fallen
wohl quantitativ weniger Akten an (auf
Grund des neuen Naturschutzgeset-
zes), wobei jedoch die Vorhaben im
Grünland arbeitsintensiver wurden. Auf
Grund der ausgedehnten Waldgebiete
im Arbeitsbereich werden vermehrt
Forststraßen in den Landschaftsschutz-
gebieten angelegt.
• Bauverfahren. Die Tätigkeit der Amts-
sachverständigen im Rahmen der Bau-
bewilligung für die Bundesbauten ist
weiterhin steigend, die Gemeinden als
Baubehörden I. und II. Instanz nehmen
die Amtssachverständigen vermehrt in
Anspruch um die anfallenden Bauvorha-
ben exakt und möglichst ohne Berufun-
gen einwandfrei erledigen zu können.
Sachverständigentätigkeit für Katastro-
phendienst in bezug auf Hochwasser,
Sturmschäden und Ölunfälle. Sachver-
ständigentätigkeit im Rahmen des
Denkmalschutzes.

Wir tschaftsverwal tung

Im Rahmen der Aktionen des Amtes der
NÖ Landesregierung betreffs „Schöne-
res Bauen in Niederösterreich“, „Schö-
neres Bauernhaus“, „Schöneres Gast-
haus", „Ortsbildpflege", „Ortsbildgestal-
tung“, „Grünlandflächengestaltung“ und

• Teilnahme an Verfahren der Agrarbe-
zirksbehörde;
• Begutachtung und Einholung von Ko-
stenvoranschlägen für Bauvorhaben der
Gemeinden bei Anträgen um Bedarfszu-
weisungen;
• Sachverständigentätigkeiten im Bau-
verfahren der Baubehörde I. und II. In-
stanz. Sachverständigentätigkeiten bei
Unwetterschäden, bei Ölunfällen und
Unfällen mit sonstigen grundwasserge-
fährdenden Stoffen und schließlich bei
den diversen Aktionen im Rahmen des
„Schöneren Bauens“ usw., aber auch
bei Grundeinlösungen und Schätzun-
gen von Grundstücken und Gebäuden.

Probleme 1987

Der Arbeitsumfang und die Zahl der Er-
ledigungen im abgelaufenen Jahr hat
sich kaum geändert. Die Tätigkeit der
Sachverständigen hat sich zweifellos in-
soferne verschoben, als das Hauptau-
genmerk auf die Belange des Umwelt-
schutzes gerichtet ist. In der Folge war
es notwendig, eine Vemehrung der
Außendiensttätigkeit in Kauf zu nehmen.
Die Mitarbeiter sind wegen der fehlen-
den Zeit auf der Dienststelle auch
gezwungen, sich in ihrer Freizeit weiter-
zubilden. Angebotene Seminare konn-
ten manchmal nicht beschickt werden.

Ziele 1988

Teilnahme an Seminaren, die in letzter
Zeit vermehrt angeboten wurden, um
eine bessere Schulung und somit noch
bessere Ausbildung zu erreichen; dies,
um den höheren Anforderungen, die an
den einzelnen gestellt werden, gerecht
zu werden. Es ist sicherlich auch im In-
teresse des einzelnen Landesbürgers
gelegen, der sich mit Recht Hilfe im Um-
gang mit den Behörden erwartet. Dies
ist aber nur dann möglich, wenn dem
hiesigen Amt auch mehr Personal zuge-
wiesen wird. Probleme 1987

Durch die dichte Verbauung des Dienst-
bereiches, das Vorhandensein viele Mit-
tel- und Großbetriebe, die Größe der
Landschaftsschutzgebiete, die Größe
der Mitterndorfer Senke (Grundwasser-
schutzgebiet), den Bau der S 6 und
viele Schottergruben trat eine vermehrte
Heranziehung der Amtssachverständi-
gen ein. Bei den diesbezüglichen
Schwierigkeiten der Verfahren können
auch nur für die einzelnen Bereiche
speziell geschulte Sachverständige ein-
gesetzt werden. Mit den derzeit vorhan-
denen Mitarbeitern konnte diese Tätig-
keit nur mit erhöhtem Außendienst und
entsprechenden Mehrdienstleistungen
erfolgen. Eine weitere Steigerung der
Arbeitsleistung trotz Vorhandensein al-
ler erforderlichen technischen Einrich-
tungen ist praktisch nicht mehr möglich,

Gebietsbauamt II
Wr. Neustadt

Schwerpunkte 1987

Hohei tsverwal tung

Das Amt stellt die technischen Amts-
sachverständigen für alle bei den Be-
zirkshauptmannschaften Baden, Neun-
kirchen und Wr. Neustadt anfallenden
Verfahren betreffs Gewerbe, Wasser,
Naturschutz und Bundesbauvorhaben
zur Verfügung. Diese Tägigkeit erstreckt
sich von technischer Vorprüfung der
diesbezüglichen Akten, Abgabe von
Gutachten, Teilnahme bei den kommis-
sionellen Verhandlungen und techni-
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zurück, jedoch waren Schätzungen in
Katastrophenfällen in vermehrtem Aus-
maß notwendig.
Bauberatungen für Gemeinden wurden
für denkmalwürdige Bauten durchge-
führt. Die Unterstützung der Gemeinden
war durch Prüfung von Kostenvoran-
schlägen zur Vorlage an das Gemeinde-
referat und durch Beratung bei der Bau-
ausführung gegeben.
Auf dem Gebiet der Denkmalpflege ist
eine laufende fachliche Zusammenar-
beit mit dem Bundesdenkmalamt Tradi-
tion geworden und bedeuten die Pla-
nungen und Bauleitungen bei der Re-
staurierung des Schlosses Zeillern, der
Karthause Gaming und des Schlosses
Judenau und bei anderen landeseige-
nen Bauten eine sehr aufwendige Inan-
spruchnahme des Gebietsbauamtes.

Diverses

Die Beratungstätigkeit im Rahmen der
Aktion „Niederösterreich schön erhalten
- schöner gestalten“ wurden für viele
Einzelfälle und auch Ortsbildaktionen,
Vorträge usw. wie bisher durchgeführt.
Die Beratungen im Rahmen der Aktio-
nen „Der schöne Bauernhof“ und „Das
schöne Gasthaus" brachten in Einzelfäl-
len wieder besondere gestalterische Er-
folge.
Die energierechtlichen Beratungen glie-
derten sich in:
• Beratung von Privatpersonen in allen
Energiefragen;
• Energieberatung für kommunale Ein-
richtungen und für Anlagenbetreuer in
Landesgebäuden;
• Vorträge;
• Energiesprechtage;
• Betreuung von Fernwärmeprojekten
mit Biomasse als Brennstoff (Erstellung
von Wirtschaftlichkeitsberechnungen
solcher Projekte).
Die Inanspruchnahme der Bausprech-
tage bei den Bezirkshauptmannschaten
und bei den Schwerpunktgemeinden
zeigt die Effizienz dieses Arbeitsberei-
ches besonders deutlich.

so daß das Hauptproblem 1987 die ex-
akte Erledigung der großen Anzahl an-
fallende Akten war.

für die Bezirke Amstetten, Scheibbs und
Melk die Verwirklichung einer bürgerna-
hen Verwaltung deutlich zum Ausdruck
bringt. Dabei sind als Schwerpunkte die
Bereiche Baugestaltung und Umwelt
neben der Sachverständigentätigkeit
hervorzuheben und wird die Verlegung
von Einzelagenden der zentralen Lan-
desverwaltung in diese Außenstelle Am-
stetten eine wesentliche Verstärkung
der Bürgernähe der Tätigkeit des Ge-
bietsbauamtes bringen. Besonderes
Augenmerk liegt allerdings auch auf der
fachlichen Weiterbildung der Mitarbei-
ter, die durch die Entwicklung der Tech-
nik und Problemstellungen immer mehr
Zeit in Anspruch nimmt.

Ziele 1988

Aufstockung des technischen Mitarbei-
terstabes im Rahmen der vom Amt der
NÖ Landesregierung vorgesehenen De-
zentralisierung.

Gebietsbauamt III St.
Pölten

Schwerpunkte 1987

Hoheitsverwaltung

Der Arbeitsumfang und der Aufgaben-
bereich der Amtssachverständigentätig-
keit in Wasserrechts-, Gewerbe-, Natur-
schutz- und Bauverfahren bei den Be-
zirkshauptmannschaften Amstetten, Li-
lienfeld, Melk, St. Pölten, Scheibbs und
Tulln und durch das Magistrat der
Stadt/Waidhofen/Ybbs ist gegenüber
dem Vorjahr in etwa gleich geblieben.
• Kulturtechnischer Bereich. Die zeit-
aufwendige Gutachtertätigkeit auf die-
sem Gebiet wurde durch Delegierungen
von heiklen Wasserrechtsangelegenhei-
ten durch das Amt der NÖ Landesregie-
rung zusätzlich belastet. Sonderein-
sätze bei Tankwagenunfällen und
grundwassergefährdenden Sondermüll-
ablagerungen haben stark zugenom-
men.
• Gewerbeverfahren. Die Umweltver-
träglichkeit von Betrieben, aber auch
die Behandlung von laufenden Be-
schwerden über Emissionen waren vor-
wiegend Gegenstand der Verhand-
lungstätigkeit.
• Naturschutzverfahren. Die Amts-
sachverständigentätigkeit in Natur-
schutzverfahren konnte weitgehend
durch zunehmende und sehr effiziente
Beratungstätigkeit ersetzt werden.
• Bauverfahren. Die steigende Inan-
spruchnahme der Bausachverständigen
des Gebietsbauamtes durch Gemein-
den und Bezirkshauptmannschaften vor
allem bei schwierigen Bauverhandlun-
gen und in Berufungsverfahren, ist als
Zeichen der Qualität der Gutachtertätig-
keit auf dem Gebiet des Baurechtes zu
werten. Es wurde dabei der Beratungs-
arbeit bei Gestaltungsmaßnahmen bei
Einzelbauten und für gesamte Ortsbil-
der besonderes Augenmerk gewidmet
und konnten in vielen Fällen an Stelle
behördlicher Interventionen in unbüro-
kratischer und sehr bürgernaher Weise
besondere Erfolge erzielt werden.

Wir tschaftsverwal tung
Die Anzahl der Schätzungen bei Grund-
einlösungsverhandlungen ging etwas

Gebietsbauamt IV Krems

Schwerpunkte 1987

Der Aufgabenbereich ist etwa im Rah-
men des vorhergehenden Jahres ge-
blieben, die Anzahl der Interventionen
hat sich etwas erhöht, wobei die Anteile
der Sparten gegenüber dem Vorjahr
etwa gleichgeblieben sind.
Die seit Jahren erkennbare Tendenz zu
komplexeren, schwierigeren und damit
arbeitsintensiven Einzelfällen hat weiter-
hin angehalten.

Hohei tsverwal tung

Diese Sparte beansprucht, bedingt
durch die Stellung von Amtssachver-
ständigen für die Bezirkshauptmann-
schaften, mehr als die Hälfte der ge-
samten Amtstätigkeit.
• Gewerberecht (Anteil an Gesamtan-
fall ca. 21 %). Der Anfall ist gegenüber
dem Vorjahr neuerlich etwas angestie-
gen. Die Fälle betrafen, wohl wegen der
Wirtschaftsstruktur des Waldviertels,
überwiegend Kleinbetriebe und das
Gastgewerbe, aber auch weiterhin ver-
mehrt Umweltschutzprobleme.
• Wasserrecht (Anteil am Gesamtanfall
ca. 26 %). Der Anfall ist gegenüber dem
Vorjahr schwach gesunken. Auffällig ist
neben weiterhin steigendem Anteil der
Wasserkraftnutzung eine merkbare Zu-
nahme von Beschwerden (Gewässer-
verunreinigung, Änderung der Abfluß-
verhältnisse) und1 Löschungen alter
Wasserrechte. Der Anteil der Delegie-
rungen bei den Verhandlungen lag etwa
bei einem Viertel des Gesamtanfalles
und nahm zu. Die schon weiter oben
festgestellte Tendenz zu schwierigeren
Fällen mit erhöhtem Zeitaufwand trifft
besonders auf den wasserbaulichen
Sektor zu, ebenso der Umstand, daß
die Behörden fortgesetzt weitgehend
auf Überprüfungsverhandlungen ver-
zichten und die Überprüfung der Be-
scheide durch Sachverständige des
Gebietsbauamtes in kurzem Weg bean-
tragen. Diese insgesamt verwaltungs-

Probleme 1987

Die Belange der Ortsbildpflege führten
zu vermehrten Beratungen in diesem
Bereich. Die Sensibilisierung des Um-
weltbereiches hat vor allem auf dem Ge-
biet der Wasserversorgung beziehung-
weise Abwasserbeseitigung zu einem
personell kaum noch bewältigbaren Ar-
beitsumfang geführt.

Ziele 1988

Die bürgernahe und unbürokratische
Arbeitsweise der Sachverständigen
wird weiterhin im Vordergrund der Tätig-
keit stehen, wobei die Schaffung einer
Anlaufstelle in Amstetten im Jahre 1988
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- Schätzungen und Überprüfungen von
Kostenvoranschlägen. Beide werden für
Gemeinden und überwiegend im Rah-
men aufsichtsbehördlicher Verfahren
durchgeführt und sind trotz steigender
Tendenz zahlenmäßig von geringer Be-
deutung.

Probleme 1987

Probleme ergeben sich überwiegend im
Zusammenhang mit der hohen Perso-
nalbelastung, auch als Folge zusätz-
licher Agenden, vielfach aber wegen der
fortlaufend zunehmenden schwierigen
und komplexeren Einzelfälle.
Daraus resultiert sich nicht nur ein ho-
her Zeitaufwand, sondern es ergeben
sich auch hohe fachliche Ansprüche,
die zusätzliche Weiterbildung erfordern.
Die Voraussetzungen für die Weiterbil-
dung der Mitarbeiter sind bei weitem
noch nicht optimal und erfordern viel
ideellen und zeitlichen Einsatz.
Gewisse Probleme ergeben sich nach
wie vor aus der Verlegung des Parteien-
sprechtages bei allen Landesdienststel-
len auf jeweils Dienstag, besonders
deshalb, weil die zu den Sprechtagen
bei den Bezirkshauptmannschaften ein-
geteilten Mitarbeiter und jene, die beruf-
lich bei anderen Landesdienststellen zu
tun haben, zwangsläufig beim eigenen
Sprechtag ausfallen. Auch kommt es
wegen Terminproblemen bei den Be-
zirkshauptmannschaften zur Häufung
von Verhandlungen montags, beson-
ders aber mittwochs, was beim Ge-
bietsbauamt oftmals zu Schwierigkeiten
bei Personal und wirtschaftlichem Rei-
sebetrieb führt und besonders organi-
satorische Sorgfalt verlangt.

Ziele 1988

Insgesamt soll der jetzt erreichte fachli-
che Standard zumindest gewahrt blei-
ben. Demnach werden weiter Wege zu
suchen sein, die fachliche und techni-
sche Weiterbildung und deren fallweise
Spezialisierung innerhalb ihres großen
Fachgebietskreises der einzelnen Mitar-
beiter zu ermöglichen, aber auch deren
menschliche Qualitäten zu fördern, da
nur dadurch einerseits sowohl einwand-
freie Leistungen erbracht, aber auch
Bürgernähe und Serviceleistung ge-
währleistet werden können.

im Anliegen der Ortsbild- und Grün-
raumgestaltung (bei Gerinnen auch im
Rahmen wasserrechtlicher Verfahren)
konnte weiterhin mit Erfolg vertreten
werden.
• Bürgerservice. Monatliche Sprech-
tage bei den Bezirkshauptmannschaf-
ten Gmünd, Horn, Waidhofen/Thaya
und Zwettl finden wechselnde, insge-
samt aber eher geringe Inanspruch-
nahme durch die Bevölkerung. Um die
aufgewendete Zeit optimal zu nutzen,
werden die Sprechtage auch dazu be-
nutzt, bei den Bezirkshauptmannschaf-
ten anstehende Probleme zu bespre-
chen und die Vorbegutachtung von Pro-
jekten in Gewerbeverfahren und bei
Bundesbauten verwaltungsökonomisch
in kurzem Weg durchzuführen (dadurch
Verminderung des Aktenlaufes zwi-
schen den Dienststellen). Der 1987 auf-
tragsgemäß weiter jeweils Dienstag im
Amt durchgeführte verlängerte Parteien-
sprechtag wurde wiederum äußerst ge-
ring beansprucht und kann Zeit- und
Personalaufwand kaum rechtfertigen.
• Überprüfung von Landesdienststellen
nach Landesbedienstetenschutzgesetz
und -Verordnung. Bei den durch die
Landesamtsdirektion durchgeführten
Überprüfungen wird ein Sachverständi-
ger des hiesigen Amtes beigezogen.
Der Anfall war 1987 gering aber zeitauf-
wendig.
• Tätigkeit für Dritte
- Bausachverständige. Die Sachver-
ständigentätigkeit bei den Gemeinden
ist sehr bedeutend. Die Zusammenar-
beit mit den Gemeinden verläuft in weit
überwiegendem Maß einwandfrei und
störungslos. Im Rahmen dieser Ge-
meindetätigkeit werden in hohem Maß
die Interessen der Ortsbildgestaltung,
des Naturschutzes und die Baubera-
tung von Einzelpersonen wahrgenom-
men. Dadurch kann Bürgerservice in
wirksamster und unmittelbarster Form
geleistet werden.
- Raumordnung. Die Unterstützung der
Gemeinde in diesen Belangen wurde
weiter fortgesetzt, beschränkt sich aber
- fallend - auf die Anpassung verein-
fachter Flächenwidmungspläne und -
etwa gleichbleibend - auf Beratung.

Geldgebarung der
Gebietsbauämter I—IV

ökonomisch richtige Maßnahme bedeu-
tet für das Gebietsbauamt jedoch er-
höhte Personalbelastung und damit
auch hohen Reisekostenaufwand.
• Naturschutz (Anteil an Gesamtanfall
ca. 7 %). Der Arbeitsanfall ist wiederum
kräftig gestiegen, im Gesamtbild aber
noch immer eher gering. Abermals ge-
stiegen ist damit der relativ hohe Zeit-
und Reiseaufwand, der einerseits auf
der räumlich weiten Streuung der Ein-
zelfälle beruht und andererseits durch
die zur Einhaltung des im Gesetz vorge-
sehenen Entscheidungstermins kurzfri-
stig erforderlichen Erhebungen maß-
geblich mitverursacht wird.
• Bauverhandlungen für Bundesge-
bäude. Insgesamt ist 1987 der Anfall
gegenüber dem Vorjahr etwa gleich ge-
blieben. Durch Zusammenlegung mit
anderen Verhandlungen konnte der
Zeit- und Kostenaufwand in engen
Grenzen gehalten werden.

Wir tschaf ts  Verwaltung
(Anteil am Gesamtanfall ca. 10 %)

Der Anfall ist gegenüber dem Vorjahr et-
was gestiegen, im Rahmen der gesam-
ten Amtstätigkeit aber noch immer eher
gering (intern gab es merkbare Um-
schichtungen) und umfaßt vor allem:
• Grundeinlöseverfahren und Beweissi-
cherungen für die Straßenverwaltung (In
beiden Fällen starke Zunahme gegen-
über dem Vorjahr);
• Baukontrolle, Planung, Abrechnung
und Überwachung der öffentlichen Sub-
ventionen für Arbeiten am Stift Dürn-
stein, Schloß Grafenegg samt Vorberei-
tungsarbeiten für die Landesausstellung
1987 sowie Schloß Rosenburg (als Vor-
arbeit für die Landesausstellung 1990)
und Sanierung an Schloß Wildberg;
• Schätzungsgutachten in Katastro-
phenfällen (wegen der Katastrophenfälle
des Sommers 1987 stark angestiegen).

Diverses
(Anteil am Gesamtanfall etwas unter
40 %)

• Aktion „Niederösterreich schöner er-
halten - schöner gestalten“. Wie schon
in früheren Jahren wurden die Gedan-
ken dieser landesweiten Aktion von al-
len in den Bauverfahren der Gemeinden
und im Naturschutz tätigen Amtssach-
verständigen nicht nur an Ort und Stelle
wahrgenommen, sondern auch Skizzen
als Planungsgrundlagen und für erfor-
derliche Änderungen angefertigt. Die
Anzahl der privaten Beratungsfälle so-
wie die Begutachtungen im Rahmen der
Aktionen für landwirtschaftliche Vorha-
ben, Grün- und Erholungsraumgestal-
tung und für das „Schönere Gasthaus"
haben (möglicherweise durch die Tätig-
keit von BD/O) weiter abgenommen.
Die Vortragstätigkeit ist 1987 nahezu er-
loschen. Die positive Zusammenarbeit
mit Planern und Fachstellen des Landes

Ausgaben
(gerundete Schillingbeträge) GBAI GBAII GBA III GBA IV Summe

Allgemeiner Arbeitsaufwand 136.345 01.350 201.263 144.821 583.779
Dienstkraftwagenbetrieb 26.748 42.750 52.819 39.667 161.984
Ermessensausgaben (Maschinen,
Amtsausstattung) 435.476 20.058 289.416 14.447 759.397

Insgesamt 598.569 164.158 543.498 198.935 1,505.160

Einnahmen:

Kostenersätze für Leistungen für Dritte 1,613.819 1,283.430 1,063.635 1,129.544 5,090.428
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Baurecht (R/ l )

Schwerpunkte 1987

Legistik

Auf Wunsch des Landtages wurden
dessen Teilentwürfe einer Neufassung
der NÖ Bauordnung zusammengefaßt,
durch Erläuterungen und eine Gegen-
überstellung des geltenden und des
vorgesehenen Textes dieses Gesetzes
ergänzt und zur Begutachtung versandt;
die hiezu eingelangten Stellungnahmen
wurden den einzelnen Paragraphen des
Gesetzesentwurfes zugeordnet und
dem Landtage wunschgemäß vorgelegt.
Sie umfassen insgesamt mehr als
600 Seiten.

fahren. Ein Problem besonderer Art ist
immer noch die Heranziehung von Bau-
technikern zur Ausarbeitung von Beru-
fungsentscheidungen für Gemeinde-
räte.

Aufsichtsbeschwerden

Im Sinne des § 86 Abs. 1 der NÖ Ge-
meindeordnung 1973 und des Trends
zur Dezentralisierung der Landesverwal-
tung wurde die Erledigung von Auf-
sichtsbeschwerden in Bausachen so-
weit als möglich den Bezirkshaupt-
mannschaften übertragen. An der Lö-
sung der an die Volksanwaltschaft her-
angetragenen, in der Regel besonders
schwierigen Fälle, mußte sich die Abtei-
lung II/2 (ab 14. September R/1) aber
immer wieder maßgeblich beteiligen.

Musterblätter für Baugestaltung

Eine dritte Musterblattserie wurde fertig-
gestellt.

Ziele 1988

Hauptziel muß nach wie vor die Be-
schleunigung der Erledigung von
Rechtsmittel sein. Die weitere Intensi-
vierung der Schulung von Gemeindeor-
ganen wird angestrebt. Für rechtskun-
dige Bedienstete bei Bezirkshaupt-
mannschaften wird ein weiteres Bau-
und Straßenrechtsseminar vorbereitet.

Vorstellungen

1987 wurde wieder der Schwerpunkt auf
die Erledigung älterer, besonders
schwieriger Vorstellungen gelegt. Nach
wie vor wird die Aufhebung einer Beru-
fungsentscheidung regelmäßig mit prä-
zisen Anleitungen für die Forsetzung
des Verfahrens vor der Gemeindebe-
hörde verbunden, damit auch schwie-
rige baurechtliche Verfahren in mög-
lichst kurzer Zeit abgeschlossen wer-
den können. Von den 19 1987 einge-
langten Erkenntnissen des Verwal-
tungsgerichtshofes bestätigten 15 un-
sere Entscheidungen; das größte Inter-
esse fand darunter jenes über das Koh-
lekraftwerk Dürnrohr.

Statistik 1987Schulungskurse

Im Rahmen der NÖ (Landes-) Verwal-
tungsakademie wurde wieder ein zwei-
tägiges Bau- und Straßenrechtsseminar
für Juristen bei Bezirkshauptmannschaf-
ten veranstaltet.
Im Rahmen der NÖ Gemeindeverwal-
tungsschule und Kommunalakademie
wurde bei 7 Kursen für Gemeindebe-
amte an insgesamt 11 Tagen Bau- und
Straßenrecht vorgetragen und geübt.

Stellungnahmen zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen 9
Geprüfte baurechtliche Verordnungen 69
Schriftliche Rechtsauskünfte 130
Erledigte Aufsichtsbeschwerden 23
Berufungsentscheidung über Bundes-
gebäudeprojekt 1
Berufungsentscheidungen
in Strafverfahren 6
Berufungsentscheidungen in
Exekutionsverfahren 3
Berufungsenlscheidungen in
Gemeindeaufsichtsbelangen 4
Erledigte Vorstellungen 298
Gegenschriften an den
Verwaltungsgerichtshof 35
Gegenschriften an den
Verfassungsgerichtshof 7
Stellungnahmen zu Beschwerden an
die Volksanwaltschaft 23

Probleme 1987

Das Ausmaß der Beanspruchung der
rechtskundigen Mitarbeiter durch münd-
liche und telefonische Anfragen bau-
rechtlicher Art außerhalb der Parteien-
verkehrszeit ist noch immer Zentralpro-
blem der Baurechtsabteilung. Beson-
dere Bedeutung erlangte in diesem
Jahre die Entscheidung über zivilrechtli-
che Streitigkeiten, insbesondere über
Grenzstreite, als Vorfragen in Bauver-

Beratungstätigkeit

Die Anzahl der telefonischen und münd-
lichen Anfragen von Gemeinden und
Parteien ist nach wie vor groß und hat
auch 1987 wieder häufig die Einhaltung
von Terminen schriftlicher Erledigungen
beeinträchtigt.

Hochbau (GB/1)

Schwerpunkte 1987

• Im Bereich der elektronischen Daten-
verarbeitung wurde die zweite Phase
eingeleitet, in der die Erweiterung der
Gerätezahl und die Grundschulung der
Mitarbeiter zur Benutzung dieser EDV-
Geräte vorgenommen wurde.
• 1988: Erfassung von Problemberei-
chen bei der Planung und Baudurchfüh-
rung, Schaffung von Voraussetzungen,
um diese Problembereiche künftig mit
erhöhter Wahrscheinlichkeit ausschal-

bzw. die in dieser Gruppe zusammen-
gefaßten Abteilungen berühren. Vertre-
tung des Bundeslandes Niederöster-
reich bei der bautechnischen Betreuung
des Internationalen Institutes für ange-
wandte Systemanalyse im Schloß La-
xenburg;
• Teilnahme an Baubeiratssitzungen,
Arbeits- und Fachausschüssen.

Allgemeine
Angelegenheiten des
Hochbaues

• Wahrnehmung aller Koordinierungs-
aufgaben auf dem Personal-, Sach- und
Fachsektor;
• Abwicklung aller Aufgaben in der für
die Abteilung B/1-A, B/1-B, B/1-C und
B/1-D gemeinsam eingerichteten Kanz-
lei und Schreibstelle;
• Kontaktaufnahme mit allen Dienststel-
len, welche die Gruppe GB/1 selbst
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Ziele 1988

• Fertigstellung von im Bau befindli-
chen Objekten wie jene für den Bauhof
für Wildbachverbauung in Melk/Donau
und die Bundesversuchswirtschaft in
Wieselburg-Grabenegg und das Finanz-
amt in Lilienfeld;
• Baubeginn für Schwechat, Bundes-
gymnasium, und Bundesamtsgebäude
Krems;
• Baureifmachung einer Reihe von Zu-
bauten zu Gymnasien wie für Baden,
Hollabrunn, St. Pölten, Wiener Neustadt
und das Bundesinstitut für Heimerzie-
hung in Wiener Neudorf; Baureifma-
chung einer Reihe von Zubauten für Ge-
richtsgebäude wie für Korneuburg,
St. Pölten und Wiener Neustadt und für
das Arbeitsamt Baden;
• Abschluß der Planungen für Bundes-
amtsgebäude Gänserndorf und Neun-
kirchen, Zollamt Krems/Donau und
Stein/Donau, STVA BT 3 und 5.

Die Zielvorgaben sind durch die im Rah-
men des Voranschlages 1987 des Lan-
des Niederösterreich und dem Raum-
ordnungsprogramm für Gesundheitswe-
sen bestimmt.

ten zu können. Mitarbeit an Raumpro-
grammen, Wettbewerbsunterlagen und
Grundsatzplanung für Projekte in der
Landeshauptstadt. Schulung der Mitar-
beiter auf spezielle Programme (Anwen-
derbereich), Testen von Fremdprogram-
men auf Verwendbarkeit innerhalb des
Wirkungsbereiches. Erstellung von Pro-
grammen, welche speziell für den Auf-
gabenbereich der in der Gruppe GB/1
zusammengeschlossenen Abteilungen
erforderlich sind. Schwerpunkt der An-
wendung wird im Bereich der Kosten-
schätzung, indexmäßigen Aktualisie-
rung der vorhandenen Daten, Verbesse-
rung der laufenden Kontrolle der Bauko-
stenentwicklung sowie EDVmäßige Evi-
denzhaltung sein.

Bundeshochbau (B/1-B)

• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten
bundeseigener und in Bestand genom-
mener Objekte für Hochschulen und
wissenschaftliche Anstalten, Allgemeine
Berufsbildende mittlere und höhere
Schulen, Anstalten der Lehrer- und Er-
zieherbildung, Land- und Forstwirt-
schaftliche Schulen und Anstalten, Bun-
desversuchswirtschaften, Gendarmerie-
und Bundespolizeidienststellen, Straf-
vollzugsanstalten und Gerichte des öf-
fentlichen Rechtes, Finanz- und Zolläm-
ter, Bundesflüchtlingslager, bundesei-
gene Mietwohngebäude, Allgemeine
Leasing- und Sonderfinanzierungsbau-
ten.
• Die bautechnische Betreuung wird
unter Kontaktnahme der Dienststellen
der jeweils zuständigen Bundesministe-
rien bzw. der Verwaltungsdienststellen
im Amt der NÖ Landesregierung, dem
Landesschulrat für Niederösterreich,
der Finanzlandesdirektion für Wien, Nie-
derösterreich und Burgenland und dem
Präsidenten des Oberlandesgerichtes
durchgeführt.
• Die Aufgabenstellungen für die ein-
zelnen Bauvorhaben reichen von der
Bauvorbereitung, Planungsbeauftra-
gung, Ausschreibung und Auftragsver-
gabe, Bauaufsicht bis zur Abrechnung
und Übergabe der Objekte an den je-
weiligen Nutzer.
• Die Zielvorgaben sind durch den
Bundesvoranschlag und den Landes-
voranschlag - in letzterem sind die Kre-
ditmittel für Planung, Bauführung und
Bauaufsicht ausgewiesen - bestimmt.

Schwerpunkte 1987

Fortführung der im Bau stehenden Ob-
jekte, insbesondere der Schulen, der
Amtsgebäude, der Justizanstalten und
der land- und forstwirtschaftlichen
Schulen und Anstalten. Fertiggestellt
wurden u. a. die Sportanlage des Bun-
desgymnasiums und Bundesrealgym-
nasiums in Wieselburg, das Bundes-
gymnasium und Bundesrealgymnasium
in Baden, das Bundesgymnasium und
Bundesrealgymnasium in Waidhofen/
Thaya, die Bundesverwuchswirtschaften
in Fuchsenbigl und Niederweiden, das
Lehrforstgebäude in Wiener Neustadt-
Heuberg/Rosalia und das Arbeitsamt in
Amstetten.

Krankenanstalten und
Landwirtschaftlicher Hochbau
(B/1-A)

• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten
der landeseigenen Objekte für Bezirks-
hauptmannschaften, Gesundheits-, Kul-
tur- und Museumswesen sowie der
landwirtschaftlichen Bildungsangele-
genheiten;
• Organisatorische Betreuung, Planung
und Beratung von Neu-, Zu- und Um-
bauten sowie Überprüfung der wid-
mungsgemä'ßen Verwendung der vom
Land zur Verfügung gestellten Kreditmit-
tel für geförderte Bauvorhaben der Ge-
meinden und Gemeindeverbände, hier
ausschließlich von Krankenanstalten;
• Erarbeitung der technischen Beilagen
für Regierungsvorlagen landeseigener
Objekte und aus Landesmitteln geför-
derten Vorhaben der Gemeinden und
Gemeindeverbände;
• Stellung von Experten als Beratung
bei Gesetzesentwürfen bzw. -änderun-
gen;
• Stellung von Sachverständigen für
die Durchführung behördlicher Verfah-
ren nach dem Krankenanstalten- und
fallweise Sozialhilfegesetz;
• Entsendung von Mitgliedern für Prü-
fungskommissionen und Fachnormen-
ausschüsse;
• Begutachtung und Überwachung von
Planungen, Koordinierung von Pla-
nungsbeauftragten, geschäftliche und
technische Überleitung, Durchführung
von Ausschreibungen und Auftragsver-
gaben, Bauaufsicht und Koordinierung
der Fachabteilungen, Abnahme der
Bauleistungen und Abrechnungsarbei-
ten.
Der zur Erarbeitung eines Finanzie-
rungsplanes für den weiteren Ausbau
der Krankenanstalten gebildete Arbeits-
kreis hat im Jahre 1987 eine weitere
Tranche freigegeben. Die tranchen-
weise Freigabe dieser meist vier bis fünf
Jahre dauernden Bauvorhaben ist als
wirksames Instrument für eine gleich-
mäßige Arbeitsverteilung vorteilhaft.

Schulen, Kindergärten und
Landesheime (B/1-C)

Vorbereitung, Planung bzw. Betreuung
und organisatorische Abwicklung von
Neu-, Zu- und Umbauten und von Sa-
nierungsmaßnahmen bei Kindergärten,
Pflichtschulen, Landesfach- und Berufs-
schulen, Landespensionistenheimen,
Landespflegeheimen, Landesjugendhei-
men, Landesfeuerwehrschule, Sonder-
schule für körperbehinderte Kinder
„Waldschule“ in Wr. Neustadt, Säug-
lings- und Kleinkinderheim „Schweden-
stift“ in Perchtoldsdorf und Stiftungs-
häusern.
• Koordinierung der Projektabwicklung,
Begutachtung von Planvorlagen, ge-
schäftliche und technische Überleitung,
Durchführung von Ausschreibungen
und Auftragsvergaben, Bauaufsicht und
Koordinierung der Fachabteilungen, Ab-
nahme der Bauleistungen und Abrech-
nungsarbeiten;
• technische und organisatorische Be-
treuung aller im Aufgabenbereich der
Abteilung befindlichen Landesbauten
zum Zwecke der Reparaturen, Instand-
setzungen und Standardverbesserun-
gen; kleinere Um- und Zubauten sowie
bauliche Maßnahmen zur Energieein-
sparung;
• Stellung von Amtssachverständigen
für die Durchführung von Behördenver-
fahren entsprechend dem Sozialhilfege-
setz für Pensionisten- und Pflegeheime
und für Behinderteneinrichten;
• Kindergärten, Volks- und Hauptschu-
len: Bautechnische Betreuung und
Überprüfung der widmungsgemäßen
Verwendung von Landeszuschüssen
und Mitwirkung bei den Behördenver-
fahren entsprechend der NÖ Schulbau-
ordnung und dem NÖ Kindergartenge-
setz.
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krankenhäuser Mödling, Tulln; AÖ Kran-
kenhäuser Amstetten, Hainburg, Klo-
sterneuburg, Lilienfeld, Melk/Donau, Mi-
stelbach, Scheibbs, Waidhofen/Ybbs,
Wr. Neustadt; Landespflege- und Pen-
sionistenheime Baden, Hainburg, Him-
berg, Mistelbach, Retz, Raabs/Thaya;
Landesberufsschulen und Fachschulen
Groß Siegharts, Hollabrunn, Mödling,
Mistelbach; Landwirtschaftliche Fach-
schule Langenlois; Justizanstalten
Stein/Donau, Gerasdorf; kreisgerichtli-
che Gefangenenhäuser Krems/Donau,
St. Pölten, Wr. Neustadt; Tierseuche
Mödling; Bundesrealgymnasien Kloster-
neuburg, Krems/Donau; Höhere Techni-
sche Bundeslehr- und Versuchsanstalt
Waidhofen/Ybbs. Bauvorbereitende
Maßnahmen (Erhebungen, Projektierun-
gen, Ausschreibungen) wurden z. B. für
die AÖ Krankenhäuser Hollabrunn,
Mödling, Stockerau und Wr. Neustadt,
die Landespensionistenheime Wölkers-
dorf und Gloggnitz, sowie von größeren
Landes- und Bundesbauten durchge-
führt. Alle fördertechischen Anlagen so-
wie die Röntgenanlagen der Kranken-
häuser wurden neben einzelnen Bau-
vorhaben insbeonders des Landes Nie-
derösterreich durch Mitarbeiter der Ab-
teilung selbst projektiert. Darüber hin-
aus erfolgten gezielte Maßnahmen zur
Einsparung von Energie und genaue
Untersuchungen zur Schonung der Um-
welt durch Rauchgasentschwefelung,
Rauchgaswäsche, Abfallbeseitung in
Krankenhäusern usw.
• Fachliche und statistische Erhebun-
gen für das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten über
Steuerung und Regelung von Heizungs-
anlagen in Bundesschulen;
• Feststellung von Kesselschäden in
Bundesgebäuden;
• Erfassung der meldepflichtigen Kes-
selanlagen laut Dampfkesselemissions-
gesetz und Organisation der Weiterlei-
tung an das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten und die zu-
ständigen Bezirkshauptmannschaften.

• Gewerbliche Berufsschulen: Der
Schwerpunkt der Bautätigkeit lag neben
Um- und Zubauten sowie Sanierungs-
maßnahmen zur Energieeinsparung bei
der Errichtung der Landesfachschule für
Textilindustrie in Groß Siegharts, der
Landesfachschule für Kleidermacher in
Hollabrunn und der Landesberufsschule
für Maler und Tapezierer in Lilienfeld.
Diese wurden fertiggestellt und ihrer
Bestimmung übergeben, die Projekte
Landesberufsschule für Fleischer in Hol-
labrunn und Landesfachschule für
Mode- und Bekleidungstechnik in Möd-
ling werden entsprechend der Bauzeit-
planung fortgesetzt und 1988 fertigge-
stellt. In Langenlois wurde mit der Er-
richtung des ersten Bauabschnittes
eines Lehrbauhofes für die Landesbe-
rufsschule für Maurer und Betonbauer,
begonnen.
• Landespflege- und Pensionisten-
heime: Entsprechend dem Ausbaupro-
gramm wurden die Bauarbeiten für die
Landespensionistenheime Baden und
Himberg abgeschlossen und konnten
ihrer Bestimmung übergeben werden.
Zusätzlich zu den laufenden Projekten
Hainburg, Raabs und Retz wurde mit
dem Neubau des Landespflege- und
Pensionistenheimes Mistelbach und mit
dem Zubau einer Pflegeabteilung zum
Pensionistenheim Wölkersdorf begon-
nen.
• 1988: Neben der geplanten Fertig-
stellung der Landespensionistenheime
Hainburg, Retz und Raabs wird mit der
Planung einer neuen Landesberufs-
schule für die Gastgewerbe für Koch,
Kellner und Koch - Kellner und dem
Ausbau der Landesberufsschule Zi-
stersdorf begonnen.
Im Schul- und Kindergartenbereich lie-
gen die Schwerpunkte im Jahre 1988
auf der Schaffung der räumlichen Vor-
aussetzungen entsprechend der Schul-
organisationsnovelle und auf Standard-
verbesserungen mit Maßnahmen zur
Energieeinsparung.

Haustechnik (B/1-D)

• Wahrnehmung der Aufgaben und
Zielsetzungen der Wirtschaftsverwal-
tung auf dem Gebiete der Haustechnik;
• Kontaktnahme und Zusammenarbeit
mit den Dienststellen des Bundes in
mittelbarer Bundesverwaltung, insbe-
sondere mit den Bundesministerien für
wirtschaftliche Angelegenheiten und für
Justiz, mit der Bundesgebäudeverwal-
tung, der Finanzlandesdirektion für
Wien, Niederösterreich und Burgen-
land, dem Oberlandesgerichtspräsiden-
ten, der Generalpostdirektion und deren
nachgeordneten Dienststellen;
• Zusammenarbeit mit Gemeinden und
Gemeindevertreterverbänden ;
• Kontaktnahme mit sonstigen Rechts-
trägern, wie Elektrizitäts- und Energie-

versorgungsunternehmen, Vorschriften-
und Normenausschüssen usw.;
• Planung und bautechnische Betreu-
ung von haustechnischen Anlagen in
Neu-, Zu- und Umbauten, wie z. B. für
Hochschulen und wissenschaftliche An-
stalten, berufsbildende mittlere und hö-
here Schulen, Anstalten der Lehrer- und
Erzieherbildung, land- und forstwirt-
schaftliche Schulen, Bundesversuchs-
wirtschaften, land- und forstwirtschaftli-
che Bundesanstalten, Gendarmerie-
und Bundespolizeidienststellen, Straf-
vollzugsanstalten und Gerichte öffentli-
chen Rechts, Finanz- und Zollämter,
Bundesflüchtlingslager, bundeseigene
Mietwohngebäude, Arbeitsämter, Amts-
gebäude und Bezirkshauptmannschaf-
ten, Landeskrankenhäuser, gewerbliche
Landesberufsschulen, landwirtschaftli-
che Fachschulen, Landesjugendheime,
Landespensionistenheime, Landespfle-
geheime, Stiftungshäuser, Landesaus-
stellungen und Museen, niederöster-
reichische AÖ Krankenanstalten, Pflicht-
schulen, Kindergärten, landwirtschaftli-
che Berufsschulen;
• technische Gesamtplanung mit be-
sonderer Berücksichtigung der sicher-
heitstechnischen Erfordernisse der Lan-
desausstellung 1987 „Das Zeitalter Kai-
ser Franz Josefs - 2. Teil“ im Schloß
Grafenegg und der Ausstellung „Spiel-
zeug, Spiel und Spielereien“ auf der
Schallaburg. Dortselbst wurde am Um-
bau des TV-Studios für einen Graphik-
computer und an 25 TV-Produktionen
mit einem Marktwert von 1,5 Mio. Schil-
ling mitgearbeitet. Begonnen wurden
auch die Planungsarbeiten für die Lan-
desausstellung 1988 im Stift Seitenstet-
ten „Kunst und Mönchstum an der
Wiege Österreichs“ und Grobplanun-
gen bzw. Erhebungen und Vorbespre-
chungen für die Landesausstellungen
1989 in Pottenstein und 1990 auf der
Rosenburg durchgeführt.
• Technische Betreuung von Veranstal-
tungen des Landes in Zusammenarbeit
mit der Landesamtsdirektion und ande-
ren Abteilungen (Beistellung von akusti-
schen Beleuchtungsanlagen).
• Maßnahmen zur Einsparung von
Energie in Bundesbauten in Zusam-
menarbeit mit den Energiesonderbeauf-
tragten des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Angelegenheiten und in
Landes- und Gemeindebauten in Ko-
operation mit der Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft;
• Projektierung und Ausführung von öf-
fentlichen Beleuchtungsanlagen und
Elektrifizierungen.
• Der Schwerpunkt der Tätigkeit lag im
Jahre 1987 weiterhin auf dem Ausbau
der mit einem überdurchschnittlich ho-
hen Anteil an Haustechnik ausgestatte-
ten, technisch komplizierten NÖ Kran-
kenanstalten und auf Großbaustellen
des Bundes und des Landes. Beispiel-
haft werden nachstehend einige bedeu-
tende Bauvorhaben angeführt: Landes-

Statistik 1987

1987 befanden sich 910 Bauvorhaben
im Planungsstadium bzw. in der Durch-
führung beziehungweise Abrechnung.
Die geschätzten Gesamtherstellungko-
sten dieser Vorhaben betragen rund
19,34 Mrd. Schilling.
Die Baurate der 1987 abgewickelten
Vorhaben belief sich auf rund 2,08 Mrd.
Schilling.
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Schulen, Kindergärten, Landesheime
(B/1-C)

Bundeshochbau (B/1-B)

Bauvorhaben
An-
zahl

Gesamt-
kosten
(Mio. S)

Ausgaben
(Mio. S)

Schulen der Unterrichts-
verwaltung wie Bundes-
gymnasien, Bundeshan-
delsschulen 71 2.345,710 140,203

Schulen der Wissen-
schaftsverwaltung wie In-

stitute für Universitäten 8 246,000 5,580

Land- und forstwirtschaftli-
che Schulen und Anstal-
ten sowie Bauhöfe 38 671,600 48,830

Sonstige Bundesgebäude
wie Amtsgebäude, Straf-
anstalten, Wohngebäude 214 2.913,035 174,031

Leasingbauten 1 230,000 -

Planung, Bauführung und
Bauaufsicht 24,982

Insgesamt 332 6.406,345 393,626

Krankenanstalten und
landwirtschaftlicher Hochbau (B/1-A)

An-
zahl

Gesamt-
kosten

(Mio. S.)

Baurate
1987

(Mio.S.)

Kindergärten 111 295,713 172,693
Pflichtschulen 213 1.538,510 504,244

Summe Schufen und Kin-
dergärten 324 1.834,223 676,937

Gewerbliche Berufs-

schulen 17 431,007 160,943

Pflege- und Pensionisten-
heime 29 1.093,803 167,696

Instandsetzungen und
Standardverbesserung
sonstiger Landesbauten 23 65,393 28,699

Summe Landesbauten 69 1.590,203 357,338

Insgesamt 393 3.424,426 1.034,275

Haustechnik (B/1- D)

An- Gesamt- Baurate
(Angaben in Mio. S)

zahl kosten 1987

Bundesbauten 244 627,046 132,764

Landesbauten 146 728,184 175,344
Gemeindebauten 64 1.637,914 135,477

Öffentliche Beleuchtung 6 5,400 1,000

Museen und
Ausstellungen 15 9,715 4,035

Elektrifizierungen 121 5,388 -

Insgesamt 596 3.013,647 448,620

■

Bauvorhaben
An-
zahl

Gesamt-
kosten
(Mio. S)

Baurate
1987

(Mio. S)

Amtsgebäude 1 22,000 15,060

Krankenhäuser:
Rechtsträger Bundesland

NÖ 5 1.318,648 116,612

Rechtsträger Gemeinden

u. Gemeindeverbände 17 7.553,602 420,386

Landw. Fach- u. Berufs-
schulen 14 551,139 84,700

Kulturabteilung 6 51,510 11,600

Insgesamt 43 9.496,899 648,358

Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau, Almverbesserungen (B/6)

Schwerpunkte und
Aufgaben 1987

Verkehrserschließung ländlicher
Gebiete, landwirtschaftlicher
Anlagenbau

Das ländliche Wegenetz bildet die Vor-
aussetzung für eine zeitgemäße Bewirt-
schaftung der bäuerlichen Betriebe und
somit für die Pflege und Erhaltung der
Kulturlandschaft. Darüber hinaus dient
es der Gesamtwirtschaft, der Region
und dem Fremdenverkehr und steigert
die Mobilität der Arbeitskräfte. Ein auf
die Anforderungen des zu erwartenden
Verkehrs abgestimmtes, entsprechend
geplantes und ausgebautes Wegenetz
bildet die Grundlage dafür, daß der
ländliche Raum seine Aufgaben für die
gesamte Bevölkerung erfüllen kann.
Das Serviceangebot umfaßt:
• Beratung und Projektierung;
• Hilfestellung bei der Regelung der
notwendigen rechtlichen und finanziel-
len Erfordernisse;

Bauweise und eine möglichst rasche
Herstellung des landschaftlichen
Gleichgewichts Bauprinzip. Den Erfor-
dernissen eines naturnahen Bauens
wird durch die Bewahrung von Feucht-
biotopen, rasche Böschungsbegrünung
und die Anlage von weniger vollflächig
befestigten Wegen Rechnung getragen.
Schotterrasenwege, Anlagen mit Ra-
senverbundsteinen und Betonspurwege
verringern die wasserabweisende Flä-
che und setzen die Barrierewirkung für
Kleintiere herab.
Für die Wahl der Ausbauart sind die zu
erwartende Verkehrsfrequenz, die
durchschnittliche Niederschlagshöhe
und die Boden- und Geländeverhält-
nisse maßgebend.
Zusätzliche Möglichkeiten für ein opti-
males Wegenetz ergeben sich durch
Koordination von Flächenwidmung und
Flurordnung im Rahmen einer kombi-
nierten Flur- und Dorfplanung (Dorfer-
neuerung).
In Zusammenlegungsgebieten sind
jene Gemeinsamen Anlagen wie Wege,
Brücken und Gräben zu errichten, die

• Förderungsabwicklung;
• Organisation und Überwachung der
Baudurchführung unter Einsatz des Ma-
schinenparks des landeseigenen Bau-
hofes Absdorf und unter Heranziehung
von Privatfirmen;
• Vorbereitung der Inkatastrierung und
Verbücherung der Weganlagen;
• Erstellung von Fachgutachten über
die Höhe von Abschwemmungs- und
Vermurungsschäden an landwirtschaftli-
chen Wegen und von Rutschungen an
landwirtschaftlichen Kulturflächen;
• Sanierung von ländlichen Wegen und
landwirtschaftlichen Kulturflächen nach
Katastrophenschäden über den Kata-
strophenfonds;
• Durchführung und Förderung von
Maßnahmen zur Erhaltung des ländli-
chen Wegenetzes in Zusammenarbeit
mit den Wegerhaltern.
Wie jede Baumaßnahme stellt der We-
gebau einen Eingriff in das Landschafts-
bild dar. Um einen Nutzungskonflikt im
ländlichen Raum zu vermeiden, sind
eine dem Gelände angepaßte Trassen-
führung, ekie landschaftsschonende
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zur zweckmäßigen Erschließung und
Bewirtschaftung der Abfindungsgrund-
stücke notwendig sind. Außerdem wer-
den Feuchtbiotope (Retentionsbecken)
zur Regelung des Wasserhaushaltes
angelegt. Über die Abteilung B/6 wer-
den der Ausbau und die Förderung der
Gemeinsamen Anlagen abgewickelt.
Das Ausmaß der Förderungen richtet
sich nach der Leistungsfähigkeit der In-
teressenten.

Ziele 1988

Die Zielvorstellung der Abteilung be-
steht in der zeitgerechten Behandlung
und Förderung der vorliegenden An-
träge um Ausbau der äußeren und inne-
ren Verkehrserschließung sowie der
Alm- und Weideverbesserung.
Besonders vordringlich sind:
• die beschleunigte Planung und
Durchführung von Güterwegbauten, um
Streusiedlungen und Einzelgehöfte zeit-
gemäß an das übergeordnete Straßen-
netz anzuschließen;
• intensiver Ausbau eines Erhaltungs-
netzes für das ländliche Straßen- und
Wegenetz, um einen funktionsgerechten
Ausbauzustand zu erhalten;
• verstärkte Einbeziehung von Grün-
maßnahmen in die Planung und Bau-
ausführung.

Statistik 1987

1987 lagen 2.038 Anträge für 1.714 Kilo-
meter Hofaufschließungen (äußere Ver-
kehrserschließung) vor, womit 4.947
Höfe zeitgemäß erschlossen werden
sollen. Im Bereich der Wirtschaftswege
(innere Verkehrserschließung) außer-
halb von Grundzusammenlegungsver-
fahren beträgt der Antragsstand 1.412
Kilometer. Insgesamt ergibt sich daher
eine notwendige Ausbaulänge von
3.126 Kilometer. Im Bereich der Ge-
meinsamen Anlagen warten Wegpro-
jekte mit über 950 Kilometer auf die Rea-
lisierung.
Das ausgebaute Wegenetz umfaßte
zum Stichtag 31. Dezember 1987 4.771
Kilometer Güterwege und 6.970 Kilome-
ter Gemeinsame Anlagen (ausgenom-
men Erdwege).
Für eine Wegstrecke von 4.714 Kilome-
ter und für 344 Brücken wurden bisher
mit dem NÖ landwirtschaftlichen Sied-
lungsfonds Erhaltungsvereinbarungen
abgeschlossen. Im Jahre 1987 wurden
an 1.239 Kilometern Erhaltungsarbeiten
mit einem Bauvolumen von 39,6 Mio.
Schilling, davon 12,810.000 Schilling
Landesmittel, durchgeführt.

Alm- und Weideverbesserung

Neben der Bedeutung der Alpwirtschaft
für die Landwirtschaft gewinnt die damit
verbundene Landschaftspflege erhöhte
Aufmerksamkeit. Es wurden Almge-
bäude adaptiert, Dränungen und Kulti-
vierungen durchgeführt und Wasserver-
sorgungsanlagen und Alpwege geplant,
errichtet und gefördert.
Neben dem Alpwegeausbau, der im
Rahmen der ländlichen Verkehrser-
schließung erfolgt, wurden Maßnahmen
im Gesamtvolumen von 1,379.000 Schil-
ling bearbeitet und mit 460.000 Schilling
Landesmitteln gefördert.

Katastrophenschadensbehebung

Durch die Abteilung B/6 werden Schätz-
gutachten für Katastrophenschäden an
Gemeindestraßen, ländlichen Straßen
und Wegen sowie landwirtschaftlichen
Kulturflächen (Rutschungen) erstellt.
1987 konnten in Zusammenarbeit mit
den Abteilungen 11/1 und VI/12
283 Schadensfälle mit einem Gesamt-
ausmaß von 128 Mio. Schilling einer Sa-
nierung im Rahmen des Katastrophen-
fonds zugeführt werden.

Ausbauleistung und Finanzierung der Verkehrserschließung 1 987

In Arbeit
gestandene
Vorhaben

fertigge-
stellte
Weg-

strecke
km

ange-
schlos-

sene Höfe
Brücken

Gräben

km

Jahresbau-
kosten
Mio. S

Förderung

Bund

Mio. S

Land

Mio.S

Innere und äußere
Verkehrserschließung

B/6 877 217 338 22 251,6 81,3 79,7
NÖLWK 34 16 18 - - 14,8 - 9,0

Gemeinsame Anlagen
B/6 227 125 - 1 3,9 50,4 3,0 17,6

Insgesamt 1.138 358 356 23 3,9 316,8 84,3 106,3Probleme 1987

Auf Grund der wirtschaftlichen Situation
der landwirtschaftlichen Betriebe ist es
beinahe unmöglich, ländliche Wege
und Anlagen ohne Subventionen in
Form von Beihilfen und zinsverbilligten
Krediten zu errichten. Die Verringerung
des zur Verfügung stehenden Förde-
rungsmittelvolumens führt bei steigen-
den Baukosten zu immer größer wer-
denden Finanzierungsschwierigkeiten
und zu längeren Wartezeiten. Auch im
Bereich der Wegerhaltung sind ver-
stärkt Förderungsmittel erforderlich, um
die Lebensdauer der ausgebauten Stra-
ßen und Wege zu verlängern.
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Straßen- und Brückenbau (GB/2)

neuerungskonzept für die A 1 Berück-
sichtigung fand. Auf der A 2 im Ab-
schnitt Landesgrenze Wien/Nieder-
österreich bis Kilometer 10,3 mußte,
nachdem während der Tauperiode auf
dem im Jahre 1982 aufgebrachten
Dünnschichtbelag Schäden in Form von
Abplatzungen aufgetreten sind, der alte
Belag komplett erneuert werden. Um-
fangreiche Erhebungen haben ergeben,
daß infolge Abriebs auf Grund der ho-
hen Verkehrsbelastung eine unver-
gleichlich starke Verminderung der
Schichtdicke eingetreten ist und es da-
durch zu diesen Loslösungen kam.
Ein weiterer Beitrag zur Verbesserung
der Verkehrssicherheit erfolgte durch
die Errichtung des autobahneigenen
Notrufsystems auf der A 21 von der An-
schlußstelle „Alland“ bis zur Anschluß-
stelle „Brunn am Gebirge“.
Die betriebliche Erhaltung sämtlicher
Autobahnabschnitte Niederösterreichs
obliegt den 7 Autobahnmeistereien so-
wie der Straßenmeisterei Stockerau
(Straßenbauabteilung 1 Hollabrunn) für
die A22 Donauufer Autobahn und der
Autobahn- und Straßenmeisterei
Schwechat (Straßenbauabteilung 2
Tulln) für die A4 Ostautobahn. Diese
Meistereien führen neben Pflegemaß-
nahmen und dem Winterdienst auch
bauliche Instandhaltung durch und ge-
währleisten damit höchstmögliche Ver-
kehrssicherheit.

gen sind soweit abgeschlossen, daß
die Arbeiten an den weiteren 7 Brücken
einsetzen können.
Auf Grund der extremen Witterungsver-
hältnisse im und nach dem letzten Win-
ter wurde auf der A 21 Wiener Außen-
ring-Autobahn im Bereich „Alland“ (18,5
Kilometer) eine umfangreiche Hangrut-
schung ausgelöst. Nach Vorlage eines
geotechnischen Gutachtens wurde die
Böschung mittels Verflachung bzw. zu-
sätzlicher Steinstützkörper und Entwäs-
serungsmaßnahmen gesichert. Eine
größere Anzahl geringfügiger oberfläch-
licher Abgleitungen auf weiteren Auto-
bahnböschungen wurde zum größten
Teil mittels diverser ingenieurbiologi-
scher Maßnahmen saniert. Auf der A 21
wurde die Aufbringung der definitiven
bituminösen Fahrbahndecke im Ab-
schnitt Anschlußstelle „Hinterbrühl“ bis
„Brunn am Gebirge“ weitergeführt, so
daß nun insgesamt 75 % des gesamten
Deckenbelages eingebaut sind.
Eine Reduzierung des Verkehrslärmes
zum Schutze der Anrainer erfolgte ge-
mäß der derzeit geltenden Dienstanwei-
sung für die Errichtung von Lärmschutz-
maßnahmen des ehemaligen Bundes-
ministeriums für Bauten und Technik
entlang der A 1 für Bereiche der Ge-
meinden St. Christophen, St. Pölten
und St. Valentin sowie entlang der A2
für Wiener Neudorf, Bad Vöslau und
Gleißenfeld - Warth - Grimmenstein.
Somit sind entlang der Autobahnen in
Niederösterreich auf eine Länge von
fast 40 Kilometer aktive Lärmschutzein-
richtungen aufgestellt worden, deren
Kosten sich auf rund 155 Mio. Schilling
belaufen haben. Bei der Realisierung
dieser Lärmschutzmaßnahmen wird be-
sonderer Bedacht auf die Eingliederung
in die Landschaft und Anpassung an
die vorhandenen Gegebenheiten ge-
nommen. Dies geschieht nicht nur
durch die Auswahl des Materials (Erd-
damm, Holzwände, begrünbare Sy-
steme usw.), sondern auch durch Stra-
ßen- und anrainerseitige Bepflanzungs-
maßnahmen.
Wie in den vorangegangenen Jahren
wurde großes Augenmerk auf die Wah-
rung bzw. Wiederherstellung der Ver-
kehrssicherheit und Sicherung der vor-
handenen, schon zum Teil fast 30 Jahre
alten Bausubstanz der Betonfahrbahn-
decke auf der A 1 gelegt. Im Abschnitt
„Altlengbach“ Kilometer 32,2 bis Kilome-
ter 34,8 der Richtungsfahrbahn Wien
wurde die Generalsanierung in Form
eines Hocheinbaues einer Betondecke
nach Entspannen der bestehenden
Decke unter Berücksichtigung der der-
zeit gültigen Ausbaukriterien ausgeführt.
In geringem Umfang wurde die Erneue-
rung von Betondeckenfeldern und Neu-
abdichtung von Brücken durchgeführt,
wobei das ausgearbeitete Generaler-

Schwerpunkte 1987

Für den Aufgabenbereich der NÖ Stra-
ßenverwaltung begann das Jahr 1987
mit einem sehr strengen und lange an-
dauernden Winter, als dessen Folge in
einzelnen Landesteilen Frostaufbrüche
auftraten, so daß neben den hohen Ko-
sten, die der Winterdienst erforderte,
auch diese Schäden behoben werden
mußten. Zur Unterstützung dieser Maß-
nahme wurde ein Sonderprogramm im
Bereich der Landesstraßenverwaltung
genehmigt und in Angriff genommen. Im
ersten Halbjahr wurden die Straßenar-
beiten durch schlechtes Wetter er-
schwert und verzögert, während der
Herbst in dieser Hinsicht einen Aus-
gleich brachte.
Für alle Bereiche der Straßenverwaltung
ist zu sagen, daß die bestehenden
Wünsche nach Ausbaumaßnahmen aus
finanziellen Gründen nicht voll erfüllt
werden können. Die Kosten der Erhal-
tung des Straßennetzes steigen an, da
viele Fahrbahnen, die in der Zeit der
starken Bautätigkeit ausgeführt wurden,
nun alt werden und Regenerierungs-
maßnahmen dringend erfordern.
Im Bereich der Bundesstraßenverwal-
tung konnten- die im Bauprogramm ent-
haltenen Summen nicht voll umgesetzt
werden, da ein Betrag von 151,3 Mio.
Schilling nicht zugeteilt wurde.

Bundesstraßen A — Autobahnen
(Abteilung B/2-A)

Auf der A-1 Westautobahn konnten im
Sommer 1987 die erdbaulichen Arbei-
ten für die Anschlußstelle „Böheimkir-
chen“ in Angriff genommen werden, so
daß eine Verkehrsfreigabe vor Beginn
der kommenden Sommerferien erfolgen
wird.
Für den Weiterbau der A 4 Ostautobahn
im Abschnitt Fischamend, östlich der
bestehenden Anschlußstelle, konnten
für die Verlegung der Landeshaupt-
straße 166 nach lang andauernden Ver-
handlungen alle rechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden, so daß im
Frühjahr 1988 mit den Bauarbeiten für
den neuen Abschnitt dieser Landes-
hauptstraße begonnen werden kann.
Nach Abschluß dieser Maßnahme kön-
nen die Arbeiten am Autobahnbaulos
aufgenommen werden.
Zur Realisierung der Anschlußstelle
„Mödling" auf der A 2 Südautobahn
wurden im Zusammenhang mit der Ein-
lösung der erforderlichen Grundflächen
mehrere Vorgespräche zur Preisfindung
geführt, wobei ein Abschluß demnächst
zu erwarten sein wird. Alle vor dem Bau-
beginn der Erd-, Unter- und Oberbauar-
beiten durchzuführenden Vorbereitun-

Bundesstraßen S und B
(Abteilung B/2-B)

Die Erledigung der Aufgaben erfolgt
durch die Abteilung B/2-B und die NÖ
Straßenbauabteilungen mit den diesen
zugeordneten 59 Straßenmeistereien.
1987 wurde der weitere Ausbau des
Straßennetzes fortgesetzt, wobei fol-
gende für die Verkehrsabwicklung be-
sonders bedeutende Vorhaben hervor-
zuheben sind:
Auf der B 1 konnte die „Ortsdurchfahrt
Purkersdorf“ dem Verkehr übergeben
werden, wo eine seit über hundert Jah-
ren bestehende Eisenbahnkreuzung mit
der Westbahn ausgeschaltet wurde und
nunmehr eine niveaufreie Straßenunter-
führung zur Verfügung steht.
Auf der B 22 konnte mit dem Bauvorha-
ben „Ybbsitzer Höhe - Ybbsitz 1. Teil“
das schlechteste Teilstück dieser
Straße, die Abfahrt von der Grestner
Höhe nach Ybbsitz, verkehrsgerecht
ausgebaut werden.
Mit dem Baulos „Rosenburg Teil 2" auf
der B 34 wurden im Anschluß an das
Ortsgebiet zwei Eisenbahnkreuzungen
ausgeschaltet. Mit dem Ausbau der Un-
terführung der B123 unter der West-
bahn in Ennsdorf konnte endlich die oft-
malige Sperre der B 123 durch die
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Schrankenanlage (rund 8 Stunden pro
Tag geschlossen) beseitigt werden.
Als weitere wichtige Verkehrsfreigabe
sind noch der Abschnitt „Waltersdorf-
Ringelsdorf" auf der B 49 und die „Um-
fahrung Hollabrunn" im Zuge der B 303
hervorzuheben.
• Fertiggestellt wurden 1987:
S4 B 54 - Landesgrenze NÖ/Bgld.

(Verkehrsfreigabe erfolgte bereits
1986)

B 1 OD Purkersdorf einschließlich
Kreuzung B 1/B 44

B6 Brückenrampen Eichenbrunn
B 19 Umfahrung'Gollarn
B 22 Ybbsitzer Höhe - Ybbsitz I
B27 Brückenrampen Große Höllental-

brücke
B34 Rosenburg Teil 2
B 119 Kl. Gundholz - Groß Gerungs
B 123 Unterführung der B 123 unter der

Westbahn in Ennsdorf
S 33 Wildsperrzaun im Baulos Herzo-

genburg - Traismauer
• 1987 soweit fertiggestellt, daß bereits
eine Verkehrsverlagerung auf die neue
Trasse erfolgte.
B33 Schönbühel - Aggsbach Dorf
B49 Waltersdorf - Ringelsdorf
B303 Umfahrung Hollabrunn
• Weitergeführt wurden die Arbeiten
an folgenden Baulosen:
B 19 Judenau - Tulln
B20 Josefsberg - Friedenstein
B25 Kienberg - Gaming 2 B
B 25 Lunz - Stiegengraben II
B 49 Waltersdorf - Ringelsdorf
B303 Umfahrung Hollabrunn
• Neu begonnen wurden die Bauab-
schnitte:
B 1 Kreuzung B 1/B 44
B6 Unterstinkenbrunn - Hanfthal
B 9 Petronell - Bad Deutsch Alten-

burg
B21 Wollersdorf - Waldegger Hals
B 36 Böhmhöf-Zwettl Teil 2
B 60 Ebenfurt-Pottendorf
An aktiven Lärmschutzmaßnahmen sind
im Jahr 1987 an Bundesstraßen S und
B folgende Bauvorhaben weitergeführt
und fertiggestellt worden:
A 22 (S 3) Lärmschutzwände Knoten

Korneuburg
S 33 Lärmschutz Herzogenburg
B 3 Lärmschutz Krems - Mitterau
B20 Lärmschutz Wilhelmsburg
Im Jahr 1987 begonnen und im selben
Jahr fertiggestellt wurden die Lärm-
schutzanlagen:
B 17 Lärmschutzwand Vösendorf - Ro-

segger Siedlung
B 19 Lärmschutzwand Judenau
Für passive Lärmschutzmaßnahmen
(Lärmschutzfenster) wurden 1987 Bei-
tragsleistungen in der Höhe von rund
17 Mio. Schilling ausbezahlt.
Außer den verwaltungstechnischen Pro-
blemen bei der Realisierung neuer Bau-
vorhaben durch die Vielzahl an Geneh-
migungsvorschriften und Auflagen des
Bundesministeriums für wirtschaftliche
Angelegenheiten ergaben sich heuer

auch Probleme beim Bauablauf. Wegen
der besonderen Strenge und langen
Dauer des Winters konnte in den ersten
Monaten des Jahres 1987 nur auf weni-
gen Straßenbaustellen gearbeitet wer-
den. Im allgemeinen werden von Baufir-
men im Straßenbau keine Bauarbeiten
bei extremer Kälte oder Schneelage be-
gonnen oder weitergeführt, da witte-
rungsbedingt bei allen Straßenbauar-
beiten zusätzliche Kosten entstehen, die
nicht vom Auftraggeber vergütet wer-
den. Wegen dieser Umstände hat sich
der Beginn der Straßenbauarbeiten fast
bei allen Baulosen um ein bis zwei Mo-
nate verzögert, was in der Folge zu
Schwierigkeiten bei der Umsetzung der
zur Verfügung stehenden Bauraten ge-
führt hat. Außerdem erschwert die ge-
ringe Anzahl von laufenden Baumaß-
nahmen die Baudisposition erheblich
und beeinträchtigt die Möglichkeiten
der während des Jahres notwendigen
Kreditumstellungen zwischen den ein-
zelnen Kreditansätzen.
Bei den Bauvorbereitungen wird der
Liegenschaftserwerb durch die lange
Dauer von Verfahren bei den Höchstge-
richten sehr verzögert. Große Probleme
ergeben sich auch bei der Erhaltung
der Bundesstraßen, da die vom Bun-
desministerium für wirtschaftliche Ange-
legenheiten vorgegebenen Mittel nicht
ausreichen, um die für die Verkehrssi-
cherheit dringend erforderlichen In-
standsetzungs- und Erhaltungsarbeiten
durchzuführen. Da bei den Mitteln der
betrieblichen Erhaltung der Lohnanteil
eine Fixausgabe ist, wirkt sich jede
Budgetkürzung bei den bauwirksamen
Maßnahmen besonders stark aus. Eine
vorausschauende Planung der Erhal-
tungsarbeiten ist aus diesem Grund
kaum noch durchführbar.
Auf Grund der äußerst angespannten
budgetären Lage können beim weiteren
Ausbau des Bundesstraßennetzes nur
noch wenige für die Verbesserung der
Verkehrsführung unbedingt erforderli-
chen Maßnahmen verwirklicht werden.
Einer der Schwerpunkte wird in Hinkunft
der Ausbau der dem besseren An-
schluß des Waldviertels dienenden

neuen Kremserstraße B 37 von Krems
nach Gföhl, als Fortsetzung der Krem-
ser Schnellstraße S 33, sein.
Bei der baulichen und betrieblichen Er-
haltung muß in Hinkunft sichergestellt
werden, daß ein ausreichend dotierter
Sockelbetrag im Bauprogramm gebun-
den wird, um die im Gesetz enthaltenen
Aussagen hinsichtlich der Leichtigkeit,
Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs
auf Bundesstraßen weiterhin gewährlei-
sten zu können.
Im Bereich der EDV wird angestrebt, die
vom Bundesministerium für wirtschaftli-
ehe Angelegenheiten seit langem zuge-
sagte Datenträgerübermittlung des Bau-
programmes zu realisieren. Weiters sol-
len die begonnen Arbeiten an einer Lie-
genschaftsdatenbank und der Erfas-
sung des Straßennetzes zu einem Ab-
schluß gebracht werden.

Landeshaupt- und Landesstraßen
(Abteilung B/2-C)

Durch den dezentralen Aufbau der
NÖ Landesstraßenverwaltung können
die im Zusammenhang mit dem Bau
und der Erhaltung des Landesstraßen-
netzes auftretenden Aufgaben bestens
erfüllt werden.
Dieser Aufbau mit der Abteilung B/2-C
als Zentrale, den 8 NÖ Straßenbauab-
teilungen und den ihnen zugeordneten
59 Straßenmeistereien garantiert so-
wohl eine praxisgerechte Erfüllung aller
technischen Aufgaben als auch eine
bürgernahe Bewältigung der „vor Ort“
auftretenden Probleme.
Bei der Vergabe von Arbeiten wird be-
sonders auf die wirtschaftlichen Bedürf-
nisse der Klein- und Mittelbetriebe
Rücksicht genommen und zwar da-
durch, daß, zum Unterschied von der
Vorgangsweise der Bundesstraßenver-
waltung, die Aufträge nicht an einen Ge-
neralunternehmer, sondern direkt an die
jeweiligen Betriebe des Bauhaupt- und
Nebengewerbes gemäß der ÖNORM
A2050 vergeben werden. Diese Hand-
habung sichert vor allem in „Problemre-
gionen“ zahlreichen Kleinbetrieben und

Im Zuge des Aus-
baues der B 33 im
Bereich Aggsbach-
Dorf wurde die neue
Straße auf eine Län-
ge von rd. 400 m
durch Vorschüttung
in den Donaustrom
verlegt.  Durch diese
Maßnahme  konnte
ein Gastgarten mit
mächtigen Kasta-
nienbäumen erhal-
ten bleiben.  Im Orts-
gebiet wurde auch
das ursprünglich
vorhandene Gelän-
der aus gemauerten
Pfeilern und Holz-
querbalken wieder
hergestellt .
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ches „Gestaltung von Straßen und Orts-
raum“ wurde abgeschlossen, so daß
dieses für die nächste Bausaison vorlie-
gen wird. Mit Hilfe dieses Buches wird
es möglich sein, die Bedürfnisse der
Verkehrssicherheit mit ästhetischen Ge-
staltungselementen ortsbildgerecht ab-
zustimmen. Es liefert das technische
Rüstzeug, um eine bewohnerfreundliche
Gestaltung und Erhaltung der Orts-
durchfahrten in unserem Bundesland zu
verwirklichen.
Im Rahmen von Baumaßnahmen, aber
auch wegen Überalterung mußten 1987
1.283 Straßenbäume gefällt werden.
Demgegenüber hat die NÖ Straßenver-
waltung 4.883 Bäume neu gepflanzt und
damit wieder einen wichtigen Beitrag
zur Erhaltung des Landschaftsbildes ge-
leistet.

B 37 Neutrassierung: Baubeginn an
einer von insgesamt acht Brük-
ken;

B 38 „Ortsdurchfahrt Langschlag“ eine
von vier Brücken im Bau.

B123 Mit der Errichtung der Bahn-
brücke Ennsdorf wurde eine
stark frequentierte Eisenbahn-
Kreuzung ausgeschaltet.

Landes Straßenbrücken

Das mittelfristige Bauprogramm von
Landstraßenbrücken wurde mit dem
Neubau von 44 teils Teil lastbeschränk-
ten Brücken erfüllt. Davon werden be-
deutende Maßnahmen angeführt:
L4041 Triestingbrücke Teesdorf,
L5036 Baubeginn der Traisenbrücke

St. Pölten (Nordspange),
L 5247.07 Melkbrücke Oberndorf,
L 8121.01 Thayabrücke Thaya.
Auf Grund eines Übereinkommens zwi-
schen dem Land Niederösterreich und
der Errichtungsgesellschaft Marchfeld-
kanal werden Ausschreibung, Bauauf-
sicht und Abrechnung der in Nieder-
österreich liegenden Kanalbrücken
ebenfalls durch die Abteilung B/2-D
durchgeführt. Insgesamt sind 28 Neu-
bauten und 7 Umbauten von bestehen-
den Brücken erforderlich.
Von den Neubauten sind 2 fertiggestellt
und 5 Brücken in Bau.

Brückenerha l tung

Im Rahmen der Brückenerhaltung wur-
den wieder erhebliche Leistungen er-
bracht. Das technische Fachpersonal
der Abteilung und Brückenmeistereien
hat 804 Brücken und Fachfirmen und Zi-
vilingenieure haben 35 Brücken, somit
insgesamt 839 Brücken von 4.860 (ca.
17% der Gesamtzahl) zur Gewährlei-
stung der Verkehrssicherheit geprüft.
Bei folgenden Brücken wurden umfang-
reiche Instandsetzungsarbeiten bzw.
Verbreiterungen durchgeführt bzw. be-
gonnen:
• auf Autobahnbrücken insgesamt
21 Instandsetzungen und Verbreiterun-
gen:
A 1.049 Verbreiterung der Michelbach-

brücke Plosdorf
A 1.074 Verbreiterung der Pielach-

brücke Völlerndorf RFB Linz
A 1.064 Verbreiterung der Mühlbach-

brücke Spratzern
A 2.32 Instandsetzung der Untersicht

der ÖBB-Brücke Wollersdorf in
Nachtarbeit im Eigenbetrieb

• auf Bundesstraßen und Schnellstra-
ßenbrücken:
S 33.30 Donaubrücke Krems - Strom-

brücke
B 19.09 Donaubrücke Tulln Erneue-

rung von einsturzgefährdeten
Gehsteigplatten

B3.10 TalübergangPerzendorf
B 4.20 Talübergang Ravelsbach

damit vielen Arbeitnehmern die wirt-
schaftliche Existenz.
Das in Niederösterreich noch beste-
hende Schotterstraßennetz konnte um
28 Kilometer auf nunmehr 233 Kilometer
verkleinert werden. Dies entspricht
einem Anteil von nur mehr 2,2 % des
Gesamtnetzes. Da die verbleibenden
Schotterstraßen nur mehr örtliche Er-
schließungsfunktionen haben, wurde
eine Bewertung dieser Straßen durch-
geführt. Dabei ergab sich, daß etwa die
Hälfte dieser Straßen als Naturstraßen
belassen werden können. Dadurch ist
in diesen Bereichen die Erhaltung um-
weltgerecht integrierter Schotterstraßen
möglich.
Mit einer Bauleistung von 723 Kilometer
konnte der eigentlich Bedarf von 750 Ki-
lometer nahezu erreicht werden. 1987
wurden um ca. 3 % mehr Straßen in-
standgesetzt als im Jahre 1986, wobei
diese Leistung auch heuer wieder nur
durch den vermehrten Einsatz der billi-
gen Oberflächenherstellungen in Form
eines eigenen „Oberflächenprogram-
mes“ möglich war.
Diese Oberflächenherstellungen wer-
den schon seit vielen Jahren von der
NÖ Landesstraßenverwaltung angewen-
det um den vorerwähnten Bedarf zu er-
füllen Hiedurch kann aber nur der ge-
genwärtige Straßenzustand erhalten
werden. Eine Verbesserung der Ober-
bau- und Anlageverhältnisse kann mit
diesen Erhaltungsmethoden jedoch
nicht erzielt werden.
Von den zahlreichen im Jahre 1987 aus-
geführten Bauvorhaben sind nachfol-
gende Baulose wegen ihrer besonde-
ren Bedeutung hervorzuheben:
LH 27 OD Oberthern
LH 37 OD Weitersfeld IV
L 1155
LH 92 Brettl
LH 71 OD Zwettl
LH 107 Korrektion Geißeben
LH 132 OD Hainfeld
L7199 Umfahrung Klein Siegharts
Auf dem Gebiet des Lärmschutzes wur-
den 1987 681 Ansuchen um Förderung
von passiven Lärmschutzeinrichtungen
an Landeshaupt- und Landesstraßen
beabeitet. Einschließlich der noch vom
Vorjahr zu finanzierenden restlichen
Fälle wurden finanzielle Aufwendungen
in der Höhe von rund 21,5 Mio. Schilling
für das Jahr 1987 getätigt.
Infolge der finanziellen Rahmenbedin-
gungen müssen die Zielvorgaben wie in
den vergangenen Jahren auf den ge-
setzlichen Auftrag der „Erhaltung eines
verkehrssicheren Straßenzustandes“
beschränkt bleiben.
Um- und Ausbaumaßnahmen können
auch in Hinkunft nur dort vorgenommen
werden, wo ein desolater Zustand der
Straße oder gegebene Anlageverhält-
nisse diese Maßnahmen dringend erfor-
derlich machen.
Die im Vorjahr in Auftrag gegebenen Ar-
beiten für die Verfassung eines Handbu-

Brückenbau (Abteilung B/2-D)

Von der Koordinierung-Neubau wurden
Programmrichtlinien für Neubauten und
Richtlinien für die Gestaltung erstellt.
Im Bereich der Koordinierung-Erhaltung
wurde die EDV-mäßige Datenerfassung
der insgesamt 4.860 Brücken fortge-
setzt und heuer mit der abteilungsinter-
nen Kontrolle von Bauverträgen begon-
nen. Es wurden die Prüfungen und Un-
tersuchungen an der bestehenden Tull-
ner Donaubrücke koordiniert. Wegen
ungünstiger Materialeigenschaften ist in
einem Zeitraum von drei bis sechs Jah-
ren ein Neubau erforderlich. Neben den
normalen Projektierungsarbeiten hat
sich die Brückenplanung weiter intensiv
mit der guten Gestaltung von Brücken
im Rahmen des Landschafts- und Orts-
bildes befaßt.

Neubau Autobahnbrücken

• A 1 (Westautobahn): Beginn der Ar-
beiten an 2 Brücken der Anschlußstelle
Böheimkirchen;
• A 2 (Südautobahn): Beginn der Arbei-
ten der Anschlußstelle Mödling an
2 Brücken;
• A 4 (Ostautobahn): Weiterbau des
Abschnittes Fischamend - Bruck/Leitha
mit dem Beginn der Arbeiten an 2 Brük-
ken.

Bundesst raßenb  rücken

Von den in Bau befindlichen bzw. fertig-
gestellten Bundesstraßenbrücken wer-
den bedeutendere angeführt:
B 9 „Petronell-Deutsch Altenburg“,

vier Brücken fertiggestellt, zwei
befinden sich im Bau;

B 21 „Wollersdorf - Waldegger Hals“,
von insgesamt 13 Brücken sind
12 fertiggestellt, mit dem Bau der
13. Brücke wurde begonnen;

B 27 „Höllental“ Baubeginn der Hoch-
stegbrücke über die Schwarza
und von einer Lawinengalerie;
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besonders werden dabei die Wärme-
dämmungen verbessert, Dächer saniert
und die Heizanlagen erneuert und mo-
dernisiert, um Heizkosten einzusparen
und die Umwelt weniger zu belasten. So
wurde unter dem Motto „Rückzug vom
Erdöl“ zu den bereits vorhandenen
Holzhackschnitzelanlagen in den Auto-
bahnmeistereien Ybbs und Oeynhau-
sen und den Straßenmeistereien Weitra
und im Einstellgebäude Puchenstuben
noch eine derartige Anlage in Potten-
stein errichtet. In den Straßenmeiste-
reien Kirchberg/Pielach und Pöggstall
sind welche geplant. Um in Hinkunft das
Heizgut aus den notwendigen Rück-
schnitten der Bepflanzung selbst auf-
bringen zu können, wurde ein Konzept
für die Holzbewirtschaftung von Stra-
ßenböschungen zur Eigenversorgung
von Hackgutfeuerungen entwickelt und
die einzelnen Dienststellen in Form
einer Vorschrift der Straßenverwaltung
zur Realisierung dieser Überlegungen
verpflichtet. Zur Aufbereitung dieses
Heizgutes wurde eine dritte Holzhäck-
selmaschine angekauft.
Im Zuge der Erhaltung aller dieser Ob-
jekte wurden 40 kleinere Einzelmaßnah-
men getroffen. Von den größeren Bau-
maßnahmen werden die wichtigsten an-
geführt und zwar: Straßenmeistereien
Mistelbach und Pottenstein, Betriebs-
werkstätte Wr. Neustadt, Streugutlager-
hallen in Raabs, Kirchberg/Pielach,
Haag, Hollabrunn (alle Land) und die
Straßenmeistereien Weitra, Lilienfeld
und Amstetten samt Betriebswerkstätte,
Autobahngendarmeriedienststelle Alt-
lengbach, Streugutlagerhallen in
Scheibbs und Hainbuch (alle Bund).

Verkehrss icherungse inr ich tungen

Derzeit tragen bereits 354 Anlagen (Si-
gnal- und Beleuchtungsanlagen) auf
Bundes- und Landstraßen dazu bei, daß
Niederösterreich, bezogen auf das Ver-
kehrsaufkommen, die geringste Zahl an
Verkehrsunfällen aufweist. Einige wei-
tere Verkehrsbeleuchtungsanlagen wur-
den nur errichtet und dann in die Erhal-
tung der Gemeinden übergeführt. Der
Schwerpunkt der Tätigkeit lag neben
dem Neubau beim Austausch von Steu-
ergeräten. Dies ist zumeist wegen des
von der StVO 1960 bis Ende 1988 gefor-
derten Einbaues des Grünblinkens für
Fußgeher erforderlich. Ein weiterer
Schwerpunkt der Tätigkeit liegt im Aus-
bau des Verkehrsbundes Süd, wo etwa
40 Verkehrssignalanlagen zu einer Flä-
chenkoordinierung zusammenge-
schlossen werden sollen.
Weiters wurden vier stationäre Ver-
kehrsradaranlagen in Klosterneuburg,
Mold-Mörtersdorf, Enzersdorf an der Fi-
scha und Wiener Neustadt mit insge-
samt 17 Kabinen aufgestellt, die jedoch
in Zukunft durch das Bundesministe-
rium für Inneres verwaltet werden.

B 29.01a Pielachbrücke Obergrafendorf
• auf Landstraßenbrücken:
L 6188.01 Ybbsbrücke Waidhofen/Ybbs
Die Gesamtausgaben für Projektierung,
Neubau und Erhaltung betragen 352,3
Mio. Schilling. Der Anteil der Erhaltung
am Gesamtaufwand beträgt bereits
35 %.

Brückenplanung

Bei der Brückenplanung und dem Brük-
kenbau ergaben sich wieder Verzöge-
rungen durch nachträgliche Änderun-
gen der Straßenanlageverhältnisse und
Regelbreiten durch den Bund im Auto-
bahn- und Bundesstraßenbereich.
Leider ergaben sich auch Schwierigkei-
ten und ebenfalls Verzögerungen bei
der Erarbeitung von gut gestalteten
Brückenentwürfen, da es bei der Brük-
kenplanung trotz Bemühens um Kon-
sens nicht immer gelingen kann, unge-
teilte Zustimmung zu allen Entwürfen zu
erlangen.
Die langfristigen Zielvorgaben des Brük-
kenbaues-Erhaltung bzw. Sicherung der
ausreichenden Verkehrssicherheit der
Brücken und an die Erfordernisse ange-
paßter Neubau von Brücken - haben
weiterhin Gültigkeit. Dabei werden wei-
ter und in verstärktem Ausmaß Anre-
gungen und Wünsche von Bürgern und
Gemeinden und die gute Gestaltung
der Brücken beachtet werden. Der bis-
herige Erfolg der Brückenbauabteilung
bei der konsequenten Verminderung
der noch vorhandenen belastungsbe-
schränkten Brücken im niederöster-
reichischen Bundes- und Landesstra-
ßennetz wird nach Maßgabe der verfüg-
baren Mittel weiter verfolgt.
Im Bereich der Landeshauptstadt wer-
den die Maßnahmen zur Verkehrsentla-
stung des Zentrums durch die „Nord-
spange" (Traisenbrücke und zwei Mühl-
bachbrücken) weitergeführt.

Straßen- und
Autobahnhochbauten
(Abteilung B/2-E)

Die NÖ Straßenverwaltung hat etwa
120 Außenstellen, die in den Amtsge-
bäuden der NÖ Straßenabteilungen, der
Autobahndienststellen der Straßen- und
Brückenmeistereien untergebracht sind.
Dazu gehören noch die Betriebswerk-
stätten, Einstellgebäude, Streugutlager-
hallen usw. Diese so verschiedenen
Gebäude müssen den Anforderungen
an eine zeitgemäße Straßenverwaltung
angepaßt werden. Diesen Anforderun-
gen nicht mehr entsprechende Objekte
werden abverkauft oder anderen Dienst-
stellen übergeben und für die Straßen-
verwaltung neue Anlagen errichtet. Hier
wird besonders getrachtet, daß sie ins
Ortsbild passen und daher beispielge-
bend für andere Bauten sind. Die beste-
henden Bauwerke sind dauernd im be-
triebsfähigen Zustand zu erhalten. Ins-

Funk

Zur Sicherung des Verkehrs auf Nieder-
österreichs Straßen trägt auch eine be-
reits bestehende und seit Jahren gut
funktionierende Funkeinrichtung für Be-
zirkshauptmannschaften und Straßen-
verwaltung bei. Dieses Funknetz be-
steht aus 16 Relaisstationen und 1.200
Funkgeräten, die zum Teil als ortsfeste
Stationen in den einzelnen Dienstge-
bäuden und als mobile Geräte in den
Fahrzeugen eingesetzt sind. In den
Straßenmeistereien Horn und Weitra
wurde eine neue Type von Funkgeräten
eingesetzt, die erstmals Funkgespräche
über kurze Entfernungen direkt zwi-
schen 2 Geräten, ohne Zuhilfenahme
einer Relaisstelle, ermöglicht. Eine neue
Relaisstation am Laaerberg in Wien für
die Straßenmeistereien Schwechat und
Bruck ist größtenteils fertiggestellt, kann
aber auf Grund von Frequenzschwierig-
keiten noch nicht betrieben werden.

Masch inen  und Geräte

Die gegenwärtige Entwicklung in der
Straßenverwaltung vom Neubau zur Er-
haltung erfordert eine Umstrukturierung
und Einschränkung des Kfz- und Ma-
schinenparkes. Es wurden bereits Maß-
nahmen in dieser Richtung eingeleitet
und weitere Überlegungen sind im
Gange, wobei gleiche Leistung mit we-
niger Fahrzeugen und Maschinen ange-
strebt wird. Diese einschränkenden
Maßnahmen dürfen aber nicht auf Ko-
sten der Modernisierung gehen. So
wurde z. B. ein Straßenerhaltungszug
angekauft, mit dem eine Asphaltdecke
in einem Arbeitsgang komplett mit einer
Oberfläche überzogen oder auch nur
teilweie ausgebessert werden kann. Der
Ankauf moderner leistungsfähiger Bank-
ettfräsen anstatt von Gradern ist ge-
plant. Weiters wurden 4 moderne Wal-
zen angekauft und ersetzen 8 eines älte-
ren Baujahres.

Winterd ienst

Die Kosten des Winterdienstes für
1986/87 betrugen 405 Mio. Schilling.
297 Kilometer Autobahnen, 12.795 Kilo-
meter Bundes-, Landeshaupt- und Lan-
desstraßen wurden betreut und dabei
297.500 Tonnen Splitt und 37.200 Ton-
nen Salz gestreut. 1.227 Kilometer Lan-
desstraßen waren wintergesperrt. Vom
1. Jänner bis Winterende wurden
263,2 Mio. Schilling für den Winter-
dienst aufgewendet. In diesem Zeitraum
mußten 190.000 Tonnen Splitt und
26.600 Tonnen Salz gestreut werden. Es
wird weiter versucht, den Salzverbrauch
zu verringern und die umweltfreundli-
chere Feuchtsalzstreuung anzuwenden.
Im Winter 1987/88 werden bereits über
90 % aller Salzstreustrecken mit Feucht-
salz behandelt. Das 2.008 Kilometer
lange Salzstreustreckennetz (ohne
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Landesst raßen

Bei den Landesstraßen seien folgende
Planungen nur auszugsweise erwähnt:
LH 119 Detailprojekt Neustift-Inner-

manzing
LH 119 Ortsdurchfahrt Laaben
L2100 Gaaden, Sittendorfer Straße
LH 127 Ortsdurchfahrt Kaltenleutgeben
L 5036 Nordspange St. Pölten
L 7039 O rtsdurchfa hrt Droß
Alle Projekte wurden bürgernah geplant
und vor allem auf das Ortsbild, die
Grünraumgestaltung, aber auch auf die
Bedürfnisse aller Verkehrsteilnehmer
wurde Bedacht genommen.

Genere l le  Pro jek te

Bei den generellen Projekten seien aus-
zugsweise folgende erwähnt:
A 1 Westautobahn, Anschlußstelle

Oed
B 4 Horner Straße, Umfahrung Horn

West
B 6 Laaer Straße, Umfahrung Au und

Umfahrung Eichenbrunn
B19 Tullner Straße, Donaubrücke

Tulln und Südumfahrung Tulln
B 208 Eibesbrunner Straße, Verbin-

dung zwischen der A 22 und B 7
B 301 Wiener Südrandstraße, Umfah-

rung Vösendorf

Maßnahmen zur Gesta l tung des
Straßenraumes

Hier sei nur beispielhaft auf die geplan-
ten Umbaumaßnahmen auf der B 1 in
Oed und Gablitz, auf der B 18 in Hirten-
berg, auf der B 44 in Purkersdorf, auf
der B 60 in Pottendorf, auf der B 212 in
Bad Vöslau oder auf der B 303 in Göp-
fritz/Wild und Hollabrunn hingewiesen.
Die Abteilung B/2-F hat im Laufe des
Jahres 1987 folgende Projekte für statio-
näre Radarüberwachungsanlagen fertig-
gestellt, die bereits baulich realisiert
sind: Klosterneuburg (B 14 - 7 Radarka-
binen), Enzersdorf/Fischa (Kreuzung
B 10/B 60 -2  Radarkabinen) und Mold
bzw. Mörtersdorf (B 4 - 5 Radarkabi-
nen).
Das Projekt für eine Radarüberwa-
chungsanlage in Schwadorf (B 10 -
2 Radarkabinen) wurde dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten vorgelegt.
Neben kleineren Maßnahmen sind im
Zusammenhang mit der NÖ Landes-
hauptstadt Studien und Untersuchun-
gen für eine verbesserte Anbindung des
Weinviertels über Krems bzw. des Süd-
raumes Niederösterreichs nach St. Pöl-
ten in Arbeit.

Lärmschutz

Bei den aktiven Lärmschutzmaßnahmen
(Lärmschutzwand, Lärmschutzdamm)
konnten durch die Bemühungen der
NÖ Bundesstraßenverwaltung rechtzei-

die Detailprojektierungen abgeschlos-
sen und dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten zur Ge-
nehmigung übermittelt werden.

Bundesst raßen

Bei den Bundesstraßen sollen von den
insgesamt 61 in Arbeit befindlichen De-
tailprojekten nur einige wenige ange-
führt werden:
• B 4, Umfahrung Mödring: Im laufen-
den Jahr wurde mit der Detailprojektie-
rung für die Umfahrung Mödring begon-
nen, wobei auf eine besonders land-
schaftsangepaßte Trassenführung ge-
achtet wird.
• B 9, Ortsdurchfahrt Schwechat: Die
Detailprojektierung für die Umgestal-
tung des Staßenraumes, vor allem in
Hinblick auf die Anordung von Grünräu-
men, konnte nach eingehender Bürger-
beteiligung im Sommer 1987 abge-
schlossen werden. Die im Rahmen
einer Ausstellung eingegangenen Anre-
gungen seitens der Bevölkerung konn-
ten großteils in das Projekt eingearbei-
tet werden.
• B 25, Ortsdurchfahrt Wieselburg:
Ähnlich wie bei der Ortsdurchfahrt
Schwechat wurde in Wieselburg auch
eine Ausstellung mit Vorschlägen für
die Ausgestaltung der Ortsdurchfahrt
organisiert. Die Detailprojektierung
konnte im Herbst 1987 abgeschlossen
werden und an das Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten zur
Genehmigung eingereicht werden.
• B 29, Haag: Für die Verbesserung
der bestehenden B 29 ist ein Detailent-
wurf in Ausarbeitung, welcher beson-
ders deswegen zu erwähnen ist, weil
ein seltenes Biotop angetroffen wird.
Nach Begutachtung durch die Universi-
tät für Bodenkultur ist eine Sicherung
dieses Biotops im Zusammenhang mit
dem Ausbau der Bundesstraße mög-
lich. Die Neutrassierung erfolgt in die-
sem Bereich derart, daß das vorhan-
dene Biotop sogar etwas vergrößert
werden kann.
• B 33, Ortsdurchfahrt Rossatz: Für die
B 33 in Rossatz wurde vor Jahren eine
Umfahrung geplant. Auf Grund von Ge-
sprächen mit der Gemeinde und den
betroffenen Dienststellen wurde, auch
im Hinblick auf die gegebene Verkehrs-
belastung entschieden, Verbesserun-
gen am Bestand vorzunehmen.
• B217, Ortsdurchfahrt Mühldorf: Die
besonders enge Ortsdurchfahrt von
Mühldorf wird wegen ihres schlechten
Straßenzustandes in den nächsten Jah-
ren zu sanieren sein. Durch Anordnung
eines flexiblen Regelquerschnittes, wel-
cher nicht einen linearen Straßenzug in
der Ortsdurchfahrt vorsieht, soll die
Möglichkeit geschaffen werden, den
Verkehrsbedürfnissen der Fußgeher
ebenso wie der Kraftfahrer gerecht zu
werden.

Autobahnen) konnte um 106 Kilometer
auf 1.902 Kilometer reduziert werden.

L iegenschaf ts  Verwaltung

Es wurde ein EDV-Projekt für die Evi-
denthaltung von Grundstücken, betrieb-
lichen Hochbauten der Straßenverwal-
tung und Sonderanlagen in Betrieb ge-
nommen und in den Arbeitsablauf der
einzelnen Fachbereiche eingegliedert.
Gleichzeitig wurde ein Pilotprojekt über
die Liegenschaftsevidenz nach den
Richtlinien für die Verwaltung des unbe-
weglichen Bundesvermögens (RuB) er-
arbeitet und EDV-mäßig erfaßt, das die
mengen- und wertmäßigen Bestände
der Straßenverwaltung nachweist.

Straßenplanung (B/2-F)

Autobahnen

Der Schwerpunkt bei der Autobahnpro-
jektierung lag auch heuer eindeutig bei
der A4, Ostautobahn. Das Projekt zur
landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung konnte im Sommer 1987 fertigge-
stellt werden.
Gemeinsam mit der Burgenländischen
Landesregierung wurde der Detailent-
wurf für den neuen Regelquerschnitt
20,5 Meter auch im Abschnitt zwischen
der Anschlußstelle Bruck/Leitha und der
Landesgrenze NÖ/Burgenland und im
weiteren bis zur B 10 und B 50 bei Parn-
dorf begonnen.
Das Anhörungsverfahren gemäß § 4
BStG 1971 im Abschnitt westlich von
Arbesthal bis zur Anschlußstelle Bruck/
Leitha wurde durchgeführt, wobei insge-
samt 6.438 Stellungnahmen eingelangt
sind. Bemerkenswert erscheint, daß ins-
gesamt 4.974 Stellungnahmen für die
A4 und nur 1.462 Eingaben gegen die
A 4 zu verzeichnen waren.
Die rechtliche Trassenfestlegung nach
§ 4 BStG 1971 für den Abschnitt der A 4
von der Anschlußstelle Fischamend bis
vor Arbesthal konnte noch im Sommer
1987, die §-4-Verordnung ab Arbesthal
bis zur Anschlußstelle Bruck/Leitha
noch vor Jahreswechsel 1987/88 beim
Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten erwirkt werden.
Für eine verbesserte Anbindung im Be-
reich der bestehenden Anschlußstelle
Altlengbach der A 1, Westautobahn,
auch aus Richtung von und nach
St. Pölten, wurde das Detailprojekt fer-
tiggestellt und dem Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten zur
Genehmigung übermittelt. Ein ähnliches
Projekt wurde auch für die Anschluß-
stelle Amstetten-Ost an die A 1 fertigge-
stellt, wobei auch hier eine Zu- und Ab-
fahrt aus Richtung und nach Richtung
Westen geschaffen wird. Auch für die
Adaptierung der bestehenden An-
schlußstelle Melk im Hinblick auf ein di-
rekte Zufahrt zur Schallaburg konnten
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tig und in kürzes ter  Frist s chon  viele
Maßnahmen  gesetzt  we rden .  We i te re
lä rmtechn ische  Un te rsuchungen  an der
S33 K remse r  Schne l l s t r aße  in Ho l l en -
burg bei Krems sow ie  auf der B 17 Wie-
ner Neus täd te r  St raße in Vösendor f  und
auf der B21 ,  Gu tens te i ne r  Straße in
Wol lersdor f  s ind in A rbe i t .  Eine e r s tma l s
von der NÖ Bundess t raßenve rwa l t ung
in Auft rag gegebene  Umf rage  bezüg l i ch
der W i r ksamke i t  so l che r  Lä rmschu tzan -

lagen hat im Be re i ch  einer ausge füh r ten
An lage  an der B 3 in Krems - M i t te rau
e inen sehr hohen  Zu f r iedenhe i t sg rad
der Bevö l ke rung  e rgeben .
Bei den passiven Lärmschutzmaßnah-
men (Lärmschutz fenster )  wu rden  im Be-
reich der Bundess t raßen  S und B zu-
fo lge der angespann ten  Budge ts i t ua -
t ion seit Apri l  1987 ke ine we i te ren  Lärm-
messungen  mehr du rchge füh r t .
Im Be re i ch  der Lands t raßen  sind bis

Ende Dezember  1987 rund 611 An t räge
e ingegangen .  Bei 531 Ansuchen  konn-
ten bere i t s  die E rhebungen  und Lärm-
messungen  du rchge füh r t  we rden .

Ö f fen t l i chke i t sa rbe i t

Im Zusammenhang  mit der immer  w ich-
t iger we rdenden  Bürge r i n fo rma t i on  wur-
den 1987 u. a. 23 In fo rmat ionsverans ta l -
t ungen  (Auss te l l ungen ,  Projektvorste l -
l ungen  usw.)  und 30 g rößere  B roschü -
ren bzw. P resse in fo rma t i onen  zusam-
menges te l l t  und be t reu t .

Statistik 1987

Gesamtumsatz der NÖ Straßen- und
Brückenverwaltung (GB/2) im Ver-
gleich zum Vorjahr (ca. Mio. S)

Verwaltung 1986
1987 (voraus-

sichtlich)

Bundesstraßen A
(Autobahnen)
Bundesstraßen B

637,400 562,000

und S
Landeshaupt- und
Landesstraßen

1.767,523 1.535,634

inkl. Nachtrag 2.478,489 2.503,738

Insgesamt 4.883,412 4.601 ,372

Aufgewendete Kreditmittel
für den Neu-Ausbau von Bundesstraßen S und B

Die Ausgaben  Bund  1987 sind um 151,3
Mio. Sch i l l i ng  n i ed r i ge r  als die Summe
der genehmig ten  Baup rog ramme,  da
der Bund d i esen  Be i t r ag  nicht  zur Verfü-
gung ste l l te.  Für Landess t raßen  wurde
vom Land tag  für 1987 ein Nach t rag  von
100 Mio. Sch i l l i ng  bew i l l i g t .

Ausmaß der von der Gruppe GB/2
betreuten Straßennetze

Art der Straßen
gesetzt
Länge

km

davon in
Betrieb

km

hx9,9Bundesstra-
ßen A Autobahnen 330 297
Bundesstraßen S
Schnellstraßen*) 77 55
Bundesstraßen B
Bundesstraßen*) 3.085 3.014
Landeshauptstraßen — 3.353
Landesstraßen — 7.374
B 306 im Gesetz
nicht enthalten - 16

Insgesamt - 14.109

Sonderfinanzierung der S 33

Anzahl der Brücken
in Niederösterreich (insgesamt 4.860)

Bundesstraßen A 8

Autobahn-(Schnellstraßen-)-
Brücken: Brücken einschl. Ram-
penbauwerke 420 78
Überführungs- und Seitenbauwerke
für Gemeinden und Güterwege 72 14

Insgesamt 492 92
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**

Bundesstraßen B %

Für alle gern. KFG zugelassenen
Kfz geeignet 1.249 97,3
Bis 20 1 belastbar 18 1,5
Bis 16 t belastbar 12 0,9
Bis 9 1 oder weniger belastbar 4 0,3

Insgesamt 1.283 100,0

Landesstraßen LH % L %

Für alle gern. KFG zu-
gelassenen Kfz geeig-
net 953 90,1 1.389 71,8
Bis 20 1 belastbar 53 5,0 145 7,4
Bis 16 t belastbar 41 3,9 208 10,8
Bis 9 1 oder weniger
belastbar 11 1,0 193 10,0

Insgesamt 1.058 100,0 1.935 100,0

Ausbauzustand der Bundesstraßen

km %

vollausgebaut 1.586,7 51,4
entsprechend 1.142,1 37,1
staubfrei 351,5 11,4
nicht staubfrei 4,3 0,1

Insgesamt 3.084,6 100,0

Ausbauzustand der
Landeshaupt- und Landesstraßen

Netzlänge staubfrei
km km %

Landeshauptstraßen 3.353 3.348 99,9
Landesstraßen 7.374 7.146 96,9

Insgesamt 10.727 10.494 97,8

Personal der NÖ Straßenverwaltung

%
(ca.)

Zentrale 271 6,1
Autobahnaußenstellen (ABA) 73 1,7
NÖ Straßenbauabteilungen (ohne
ES II) 162 3,7
Straßen-, Brücken- und Auto-
bahnmeistereien und Zentralbe-
triebswerkstätte Wr. Neudorf 3.916 88,5

Insgesamt 4.422 100,0

■

Bauleistungen 1987
bei Landeshaupt- und Landesstraßen in Niederösterreich

erstmalig staubfrei

Entwicklung der Staubfreimachungen, Regenerierungen und des Ausbaues
an Landeshaupt- und Landesstraßen 1981—87

Kilometer

600

400

300

200

100

100

19871982 1983

Regenerierung

Um- und Ausbau

1981 1984 1985 1986

I ~ l  Staubfreimachung

I Oberflächen
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Straßenrecht(R/ 1)

Schwerpunkte 1987

Legistik

Im Sinne des Dezentralisierungskon-
zeptes der Landesregierung wurde ein
Entwurf einer Novelle zum NÖ Landes-
straßengesetz ausgearbeitet und zur
Begutachtung versandt, mit der die Zu-
ständigkeit zur Bewilligung von Landes-
straßen- und -brückenbauvorhaben den
Bezirksverwaltungsbehörden übertra-
gen werden soll.
In je einer Sammelverordnung erfolgte
die Widmung, Umlegung und Auflas-
sung von Landesstraßen (LGBI.
8500/41-19, 8500/41-20, 8500/74-0,
8500/75-0, 8500/76-0 und 8500/77-0).

Baubewilligungen nach
§ 6 Landesstraßengesetz

Die Landesstraßenverwaltung holt jetzt
nicht nur für alle größeren Straßenbau-
vorhaben, sondern auch für Brücken-
bauten Bewilligungen ein. Auch bei den
Gemeinden gewinnt der Vollzug dieser
Gesetzesbestimmung jetzt an Bedeu-
tung.

Ziele 1988

Wie im Aufgabenbereich „Baurecht“
muß der zeitgerechten Erledigung von
Anfragen und Rechtsmitteln sowie der
wirksamen Erledigung von Aufsichtsbe-
schwerden bei Wahrung der Gemeinde-
autonomie besonderes Augenmerk zu-
gewendet werden.

Prüfung von Verordnungen

Die Anzahl der zur Prüfung vorgelegten
Verordnungen, mit denen Grundflächen
dem öffentlichen Verkehr ge- und ent-
widmet wurden, hat weiter stark zuge-
nommen. Der Fortschritt in der örtlichen
Raumordnung fördert indirekt auch die
Rechtssicherheit auf diesem Gebiet.

Statistik 1987

Schriftliche Rechtsauskünfte 13
Aufsichtsbeschwerden 14
Ausnahmebewilligungen nach
dem Bundesstraßengesetz 150
Baubewilligungen für Landesstraßen
und -brücken 25
Enteignungen 2
Vorstellungen 7
Geprüfte straßenrechtliche
Verordnungen von Gemeinden 400
In Sammelverordnungen erfaßte Fälle
der Widmung, Umlegung oder Auflas-
sung von Landesstraßen(-Teilstrecken) 44
Gegenschriften an den
Verwaltungsgerichtshof 2
Gegenschrift an den
Verfassungsgerichtshof 1
Stellungnahmen zu Beschwerden
an die Volksanwaltschaft 5

Probleme 1987

Im Vollzug des Straßenrechts durch die
Gemeinden sind gleichartige Probleme
wie im Vollzug des Baurechts feststell-
bar; die Weiterbildung der Gemeindeor-
gane erscheint besonders auf diesem
Rechtsgebiet noch steigerungsbedürf-
tig.

Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten (B/8)

• Ausstellung von Einzelgenehmi-
gungsbescheid-Duplikaten;
• Genehmigung von Bauartmustern
und Verpackungen, soweit eine Er-
mächtigung durch den Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
vorliegt und die damit zusammenhän-
gende Ausnahmegenehmigung (§ 6
GGSt. im Zusammenhalt § 5 Abs. 5 7
und 9 GGSt);
• besondere Genehmigungen für Fahr-
zeuge zur Beförderung von gefährlichen
Gütern, z. B. Tankfahrzeuge (gern. § 12
GGSt);
• besondere Ausnahmegenehmigun-
gen für Fahrzeuge zur Beförderung ge-
fährlicher Güter, die den Vorschriften
nicht entsprechen (§ 14 GGSt);
• wiederkehrende und besondere
Überprüfungen. Diese Prüfungen betref-
fen die Betriebs- und Verkehrssicher-
heit und erstrecken sich auf schwere
Lastkraftwagen, Omnibusse, schwere
Anhänger, Pkw und Kombis zur entgelt-
lichen Personenbeförderung (gern.
§55, 56 KFG 1967).

• Ausnahmebewilligung hinsichtlich
der Warnvorrichtungen (§ 22 Abs. 4
KFG 1967);
• Einzelgenehmigungen für Kraftfahr-
zeuge und Anhänger (gern. §31, KFG
1967);
• Genehmigungen von Änderungen,
die nicht wesentliche technische Merk-
male der Type betreffen (gern. § 33
Abs. 3 KFG 1967);
• Erteilung von Ausnahmebedingungen
für Fahrzeuge, die nicht den gesetzli-
chen Bestimmungen entsprechen (gern.
§34 Abs. 4 KFG 1967);
• Bescheinigungen hinsichtlich der
Bauartgeschwindigkeit für Fahrzeuge
mit einer Höchstgeschwindigkeit von
10 km/h (§ 96 Abs. 3 KFG 1967);
• Ausnahmebewilligungen für nicht
zum Verkehr zugelassene Anhänger,
z. B. Baukräne (§ 104 Abs. 7 KFG 1967);
• Erteilung von Ausnahmebedingun-
gen, daß ein Fahrzeug im bisherigen
Zustand weiterverwendet werden darf
(§ 132 Abs. 4 KFG 1967);

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1987

Dieser Abteilung obliegt die Vollziehung
der technischen Angelegenheiten des
Kraftfahrgesetzes und des Gefahrengut-
Gesetzes soweit diese in die Zuständig-
keit des Landeshauptmannes fallen:

Genehmigungen, Bewilligungen,
Überprüfungen

• Bewilligungen einer abweichenden
Verwendung von Teilen oder Ausrü-
stungsgegenständen, abweichend vom
§ 5 Abs. 1 KFG zum Zweck der Erpro-
bung (§5 Abs. 5 KFG);
• Ausnahmebewilligungen hinsichtlich
der Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrah-
ler, Blaulicht usw.; darunter fällt auch
die Ausnahmebewilligung zur Führung
des Blaulichtes bei Ärzten (§ 20 Abs.
4-7 KFG 1967);



Bauen, Verkehr, Straßen

die Errichtung bzw. Sanierung regiona-
ler Prüfstellen im Bundesland Nieder-
österreich dringend notwendig.

Probleme 1987

Kraftfahrzeugprüfungen

Durch das stufenweise Inkrafttreten
strenger Abgasbestimmungen sind so-
wohl die Prüfungen als auch die Geneh-
migungen erheblich komplizierter ge-
worden. Obwohl der Gesetzgeber be-
absichtigt, in den nächsten Jahren
kleine LKW jährlich wiederkehrend be-
gutachten zu lassen und somit nicht
mehr der amtlichen wiederkehrenden
Überprüfung zu unterziehen, wird es zur
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben doch
notwendig sein, dem Bedarf an qualifi-
ziertem Fachpersonal besonderes Au-
genmerk zuzuwenden. Ab 1. Jänner
1989 müssen die amtlichen Prüfstellen
über gesetzlich vorgeschriebene Prüf-
einrichtungen und Geräte verfügen.
Diese Vorschrift ist mit den derzeitigen
Einrichtungen nicht erfüllbar.
Die im Interesse der Landesbürger ge-
wünschte Dezentralisierung muß auch
im Lichte der aufgezeigten Gegebenhei-
ten gesehen werden. Will man als Bür-
gerservice an vielen Orten eine ständig
zur Verfügung stehende amtliche Kraft-
fahrzeugsprüfmöglichkeit anbieten, so
werden zwangsläufig beträchtliche Ko-
sten für Personal und Einrichtungen an-
fallen. Eine Regionalisierung amtlicher
Prüfstellen wäre denkbar, jedoch muß
zweifellos auch in der Landeshauptstadt
eine geeignete Prüfhalle errichtet wer-
den, die den Bedarf der Landeshaupt-
stadt sowie der Umgebung befriedigen
kann.
In Anbetracht der Verlegung der Zen-
trale der Abt. B/8 in die Landeshaupt-
stadt ist wohl an eine Sanierung des be-
stehenden Amtsgebäudes in Wien 19.,
Muthgasse nicht mehr zu denken.
Umso mehr erscheint die baldige Er-
richtung einer geeigneten amtlichen
Prüfhalle in der Landeshauptstadt und

• Überprüfungen gemäß §15 GGSt.
Diese Prüfung betrifft Fahrzeuge für die
Beförderung gefährlicher Güter und er-
streckt sich auf die Beförderungssicher-
heit.
• Zustandsprüfung für Kraftwagen, die
für Übungsfahrten gemäß 122 KFG 1967
verwendet werden sollen.

Lenkerprüfungen

Mit 1. Oktober 1987 ist eine Reform der
theoretischen Lenkerprüfung in Kraft ge-
treten. Im Jahre 1988 wird eine Reform
der praktischen Lenkerprüfung erwartet.
Diese in der Öffentlichkeit sehr begrüß-
ten Maßnahmen erfordern jedoch, we-
gen des erhöhten Aufwandes, einen zu-
sätzlichen Bedarf an Lenkerprüfern. Da-
mit kein Engpaß eintritt, werden vorhan-
dene amtliche Kraftfahrzeugprüfer als
Lenkerprüfer eingeschult. Diese perso-
nelle Agendenverschiebung bewirkt
aber ein weiteres Manko an amtlichen
Kraftfahrzeugprüfern.

Gutachten

Erstellung von Amtssachverständigen-
Gutachten im Verwaltungsstrafverfah-
ren.

Technische Sachverständige

Beistellung von technischen Sachver-
ständigen für:
• Verkehrskontrollen der Gendarmerie
zur Begutachtung von Kraftfahrzeugen
hinsichtlich der Verkehrs-, Betriebs-
und Beförderungssicherheit (Gefahren-
güter);
• Typenprüfung;
• Lenkerprüfung und Fahrlehrerprüfung
(technischer Teil); '
• Beobachtungsfahrten gemäß § 69
Abs.2 KFG 1967 mit körperbehinderten
Fahrzeuglenkern und Begutachtung der
Ausgleicheinrichtung des Fahrzeuges;
• Durchführung von Prüfungsfahrten
mit Bediensteten, die in den Fahrdienst
aufgenommen werden sollen;
• Begutachtung von Fahrzeugen, die
gemäß §112 Abs.3 KFG 1967 als
Schulfahrzeug verwendet werden;
• Besichtigung der Geräte und Einrich-
tungen der Gewerbetreibenden und
Vereine, die gemäß § 57a KFG 1967 zur
wiederkehrenden Begutachtung er-
mächtigt werden sollen.
Die Schwerpunkte der Tätigkeit im be-
sonderen:
• Fs wurden 21 629 Amtshandlungen
für Genehmigungen und Bewilligungen
durchgeführt.
• 48.053 Fahrzeuge wurden wiederkeh-
rend auf ihre Betriebs- und Verkehrssi-
cherheit überprüft. Der Vorladungser-
folg für diese wiederkehrenden Über-
prüfungen hat sich gegenüber dem Vor-
jahr von 73,5 % auf 74,4 % geringfügig
geändert.
• Bei Lenker- bzw. Fahrlehrerprüfungen
wurden 45.723 Kandidaten an 2.239 Ter-
minen geprüft.
• Es wurden 17 Verkehrskontrollen mit
der Gendarmerie durchgeführt. Bei
kraftfahrtechnischen Gutachten im Ver-
waltungsstrafverfahren war ein deutli-
cher Anstieg zu verzeichnen.
• An Verwaltungsabgaben wurden
8,490.620 Schilling eingenommen.

Statistik 1987

Fahrzeugstand 1986 1987

Personen- und
Kombinationskraftwagen 546.289 564.421
Lastkraftwagen und
Omnibusse 48.150 50.255
Zugmaschinen und Sattel-
kraftfahrzeuge 130.160 131.586
Krafträder 26.891 26.735
Motorfahrräder 136.494 132.531
Anhängewagen 37.272 36.116
Einachsanhänger 44.687 49.392
Kraftfahrzeuge ohne Motor-
fahrräder 772.997 772.332
Kraftfahrzeuge und
Anhänger 969.943 991.036

■
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Verkehr (1/7)

Schwerpunkte 1987

Überwachung des
Straßenverkehrs

Die Schwerpunkte der Tätigkeit der Ab-
teilung I/7 lagen 1987 neben der termin-
gemäßen Erledigung der angefallenen
Dienststücke und der sonstigen Agen-
den auf dem Gebiet der Überwachung
des Straßenverkehrs, So wie in den ver-
gangenen Jahren wurden monatlich
Schwerpunktprogramme durchgeführt,
Standortkontrollen im Zusammenwirken
mit Amtssachverständigen für das Kraft-
fahrwesen der Abteilung B/8 zur Über-
prüfung der Beladung der Lastkraftwa-
gen und Anhänger sowie der Überprü-
fung der Verkehrs- und Betriebssicher-
heit von Kraftfahrzeugen und Anhängern
veranlaßt und wurde somit ein wesentli-
cher Beitrag für die Sicherheit des Stra-
ßenverkehrs und zur Bekämpfung von
Verkehrsunfällen geleistet.

chung abgehalten. In deren Rahmen
hielt Prof. Adolf-Eugen Bongart, Leiter
der Arbeitsstelle für verkehrspädagogi-
sche Forschung an der Universität Ber-
lin einen Vortrag zum Themenkreis
„Fahrausbildungsforschung an der
Technischen Universität Berlin".
Im Zusammenhang mit der über Auftrag
des Bundesministeriums für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr ab 1. Oktober
1987 durchgeführten Änderung der Prü-
fungsmethode für die Kraftfahrzeuggrup-
pen A und B war es erforderlich, die
Sachverständigen über die geänderte
Prüfungsdurchführung zu informieren.
Diese Informationstagung wurde von
der Abteilung im September 1987
durchgeführt.

rique Grabl und Prof. Mag. Valentin Gil-
lich. Im Rahmen des Seminars wurden
die Punkte herausgearbeitet, die für die
Beurteilung der pädagogischen Fähig-
keiten der Prüfungskandidaten wesent-
lich sind.

Ablassen von Chemikalien aus
Luftfahrzeugen

Die bereits im Jahre 1986 eingeleiteten
Gespräche über die zweckmäßigste
und umweltschonendste Handhabung
der Ausbringung von Chemikalien aus
Luftfahrzeugen zum Zwecke der Schäd-
lingsbekämpfung wurden im Jahre 1987
fortgesetzt und zum vorläufigen Ab-
schluß gebracht. Es ist nunmehr vorge-
sehen, daß bereits bei Antragstellung
auf derartige Bewilligungen der Nach-
weis über die spezielle Eignung der
Luftfahrzeuge und ihrer Zusatzeinrich-
tungen zu derartigen Einsätzen zu er-
bringen ist und die Piloten einen Schu-
lungskurs betreffend die Handhabung
der Chemikalien und die umweltscho-
nende Vorgangsweise bei der Applika-
tion besucht haben müssen. Die Ein-
satzgebiete müssen präzise abgegrenzt
werden, wobei die jeweiligen Wasser-
schongebiete besonders zu berück-
sichtigen sind. Über die Einsätze müs-
sen genaue Aufzeichnungen geführt
werden. Überdies dürfen nur Mittel ver-
wendet werden, deren Unbedenklich-
keit durch ein Attest der Pflanzenschutz-
anstalt bzw. des Umweltbundesamtes
nachgewiesen wurde.

Fahrschullehrer- und
Fahrlehrerprüfung

In Verfolgung des für 1987 gestellten
Zieles, einen besonderen Schwerpunkt
der Fahrschullehrer- und Fahrlehrerprü-
fung auf die Überprüfung der pädagogi-
schen Kenntnisse und Fähigkeiten der
Prüfungskandidaten zu legen, wurde mit
Unterstützung der NÖ Verwaltungsaka-
demie ein zweitägiges Seminar über
den pädagogischen Prüfungsteil der
Fahrschullehrer- und Fahrlehrerprüfung
für die rechtskundigen und technischen
Sachverständigen dieser Prüfung veran-
staltet. Das Seminar stand unter der Lei-
tung der namhaften Grazer Experten für
Lernpsychologie und Pädagogik Dr. En-

Verschärfte Verkehrskontrollen

Die seit August des Jahres 1985 durch-
geführten verschärften Verkehrskontrol-
len, vor allem zu den Wochenenden
und in den Nachtstunden, wurden auch
im Jahre 1987 weiterhin durchgeführt.

Aktion „Minus 10 Prozent“,
Verkehrssicherheitsrat

Die vom Kuratorium für Verkehrssicher-
heit initiierte Aktion Minus 10 Prozent,
die im wesentlichen auf Bezirksebene
zur Bildung lokaler Initiativen mit dem
Ziel einer Senkung der Unfallszahlen
durch lokale Maßnahmen führen soll,
wurde von der Abteilung weiterhin un-
terstützt.
Der vom Kuratorium für Verkehrssicher-
heit gegründete KfV-Verkehrssicher-
heitsrat, dem Vertreter aller wesentli-
chen mit dem Verkehrsgeschehen in
Österreich befaßten Behörden und Insti-
tutionen angehören, wird in seiner Ar-
beit von der Abteilung ebenfalls intensiv
unterstützt. Vertreter der Abteilung ha-
ben in den Arbeitskreisen des Ver-
kehrssicherheitsrates „Fahrzeuglenker-
Aus- und Weiterbildung“ und „Der
Mensch als Verkehrsteilnehmer" aktiv
mitgearbeitet.

Lenkerprüfung

Zur Fortbildung der Sachverständigen
für die Lenkerprüfung und zur Bespre-
chung der im Jahre 1986 bei Lenkerprü-
fungen aufgetretenen Probleme wurde
im Jänner 1987 eine Dienstbespre-

Kraftfahrzeuge 1987 —
Zunahme/Abnahme gegenüber 1986

fahrräder räder Komb.Kw. maschinen
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Besondere Schwerpunkte für 1988 sol-
len bilden:
• gezielte Aktionen zur Senkung der
Unfallszahlen
• Intensivierung der Überwachung der
Gefahrguttransporte;
• Beendigung der bereits laufenden
Umstellung der Fahrschullehrer- und
Fahrlehrerprüfung auf das erarbeitete
neue Prüfungsmodell;
• Verbesserung des praktischen Teiles
der Lenkerprüfung durch Einführung
einer Prüfungsphase im verkehrsfreien
Raum, bei der der Prüfling sich allein im
Fahrzeug befindet;
• weitere Verbesserung der Anwen-
dung der neuen Prüfungsmethode für
die Kraftfahrzeuggruppen A und B mit
dem Ziel einer möglichst einheitlichen
Handhabung der Prüfbogen durch die
Sachverständigen.

Lenkerprüfungsreform

Die Einführung der neuen Prüfungsmet-
hode mit 1. Oktober 1987 hat insofern
gewisse Probleme mit sich gebracht,
als für die Einführungsphase die Kandi-
datenhöchstzahl pro Prüfungstermin
von 25 auf 20 gesenkt wurde, da mit
einer längeren Prüfungsdauer zu rech-
nen war. Dies hat zunächst zu einer Ver-
mehrung der Prüfungstermine im Okto-
ber bis Dezember 1987 gegenüber den
Vergleichsmonaten der vorangegange-
nen Jahre geführt. Die Entwicklung der
Reprobationsquote und die durch-
schnittliche Prüfungsdauer wird beob-
achtet, und nach Abschluß der Einfüh-
rungsphase wird entschieden werden,
welche Kandidatenzahl pro Prüfungster-
min in Hinkunft angemessen sein wird.
Ebenso wird nach Abschluß der Einfüh-
rungsphase das neue Prüfungsmodell
hinsichtlich seiner Zweckmäßigkeit zu
überprüfen und erforderlichenfalls unter
Bedachtnahme auf die gemachten Er-
fahrungen zu adaptieren sein.

Probleme 1987

Autobahnbaustellen

Der Übergang der Zuständigkeit für die
Behandlung von Autobahnbaustellen
von den Bezirksverwaltungsbehörden
einerseits und (hinsichtlich der Verord-
nungskompetenz) vom Bundesministe-
rium für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr andererseits auf die Landesregie-
rung hat einen erheblichen zusätzlichen
Arbeitsanfall beim Amt der NÖ Landes-
regierung gebracht.

Flugplätze

Im Zusammenhang mit der Frage des
Lärmschutzes der bewohnten Umge-
bung von Flugplätzen ist im Jahre 1987
ein richtungsweisendes Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes auf Grund
eines in Niederösterreich anhängig ge-
wordenen Falles ergangen, welches
wertvolle Hinweise für die künftige Beur-
teilung der von Flugplätzen ausgehen-
den Lärmimmissionen gibt. Im konkre-
ten Fall wurde die Abweisung eines An-
suchens um Erteilung einer Zivilflug-
platzbewilligung durch den Landes-
hauptmann von Niederösterreich vom
Verwaltungsgerichtshof bestätigt. Hie-
bei hat sich der Verwaltungsgerichtshof
insbesondere der Auffassung der
NÖ Luftfahrtbehörde angeschlossen,
daß auch in Flugplatzbewilligungsver-
fahren die Frage der Zumutbarkeit von
Lärmeinwirkungen jedenfalls durch
einen Arzt geprüft werden muß und dem
ärztlichen Gutachten in dieser Frage
entscheidende Bedeutung zukommt.

Statistik 1987

Unfallstatistik

1986 1987 Zu-/
Abnahme

Unfälle mit
Personenschaden 6.157 5.175 -442

Verunglückte 8.493 7.970 -523
Verkehrstote 275 233 - 42
Unfälle durch

Trunkenheit 567 510 - 57

Ziele 1988

Die Abteilung wird, so wie bisher, dar-
auf bedacht sein, alle Möglichkeiten zur
Hebung der Verkehrssicherheit auch
weiterhin auszuschöpfen und die zuge-
teilten Agenden entsprechend zu füh-
ren.

■

Vermessungsangelegenheiten (B/7)

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1987

Der Abteilung B/7 sind nach Geschäfts-
einteilung die Vermessungsangelegen-
heiten übertragen worden. Aus diesen
Agenden ergeben sich nachstehende
Tätigkeiten für landes- und bundesei-
gene Liegenschaften:
• Erstellung von grundbuchfähigen Tei-
lungsplänen;
• Erstellen von Bestandsplänen für
Straßenbaumaßnahmen;
• Wiederherstellen von Grundstücks-
grenzen;
• Vorbereitung und Vergeben von ver-
messungstechnischen Arbeiten an In-
genieur-Konsulenten für Vermessungs-
wesen;
• Evidenthalten der Liegenschaften;
• Überprüfung von Anboten vermes-
sungstechnischer Arbeiten;

• Veranlassen der Grundbuchordnung;
• Erteilen von Zustimmungserklärun-
gen für die Umwandlung von Grund-
stücken in den Grenzkataster gemäß
§ 43, Abs. 6 VermG und Beurkundun-
gen gemäß § 43, Abs. 5 VermG;
• zentrales Evidenzhalten der Fest-
punkte des Bundesamtes für Eich- und
Vermessungswesen;
• Vertreten der Eigentumsinteressen im
Einvernehmen mit der verwaltenden
Dienststelle bei Einmessungen durch
Vermessungsämter und Agrarbezirks-
behörden;
• Erstellung von Lage- und Höhenauf-
nahmen;
• Erstellung von vermessungstechni-
schen Gutachten im Zuge von Behör-
denverfahren;
• Mitarbeit bei der österreichischen
Raumordnungskonferenz - Arbeits-
gruppe Plangrundlagen;

• Mitarbeit im österreichischen Nor-
menausschuß (Vermessungstechnik
und Plandarstellung);
• Durchführung sonstiger technischer
Vermessungen über Antrag von ande-
ren Abteilungen;
• Begutachtung einschlägiger Gesetz-
entwürfe;
• Koordination bei der Erstellung und
Beschaffung von Plänen und Karten in-
nerhalb der Landesverwaltung;
• Abfragen aus der Grundstücks- und
Grundbuchdatenbank;
• Durchführung fototechnischer und re-
protechnischer Arbeiten für Maßstabs-
änderung von Plänen und Karten.
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Grundbuchsangelegenheiten

In diesem Bereich lag der Schwerpunkt
auf folgenden Tätigkeiten:
• Bearbeitung von 2.732 Grundbuchs-
beschlüssen;
• Erteilung von 916 Grundabtretungs-
und Zustimmungserklärungen;
• Bearbeitung von 1.620 Anträgen um
Auszug aus der Grundstücksdaten-
bank.
Weiters war die Teilnahme an Gerichts-
terminen in Grundbuchssachen und Ta-
gessatzungen erforderlich, ebenso die
Durchführung zahlenmäßig nicht erfaß-
barer Evidenzhaltungsarbeit über den
landes- und bundeseigenen Liegen-
schaftsbesitz.

Probleme 1987

Ein Problem besteht darin, daß auf dem
Landstraßensektor Rückstände aus der
Zeit der Hochkonjunktur des Straßen-
baues vorliegen, jedoch nur beschränkt
Geldmittel für die Einmessung zur Verfü-
gung stehen.
Ebenso unterblieb nach Regulierung
durch den landwirtschaftlichen Wasser-
bau und auch teilweise durch den
Hochwasserschutzbau seitens des
Bundes die Herstellung der Grund-
buchsordnung, da dafür keine Geldmit-
tel vorhanden sind.
Im Rahmen der Amtssachverständigen-
tätigkeit wird die Refundierung eventuel-
ler Kosten der Entscheidungsbehörde
überlassen.

Vermessung

Bei der Vermessung wurde der Schwer-
punkt entsprechend der anfallenden Ar-
beiten auf die Erstellung grundbuchsfä-
higer Teilungspläne nach Korrektionen
von Landesstraßen, Bundesstraßen A,
S und B und nach Regulierungsmaß-
nahmen des öffentlichen Wassergutes
gesetzt.

Eigen-
leistung

Länge
in km

Grenzverhandlung mit
anschl. Vergabe der

Planerstellung

Länge
in km

Kreditmittel
Mio. S

Landesstraßen 21,4 293,0 15,5
Bundesstraßen
A, S und B 7,5 64,4 4,4
Wasserbau 8,0 25,8 1,2 Fotolabor

• 4.000 Archivverfilmungen,
• 172 reprotechnische Arbeiten.
Weiters wurden für Bestandspläne und
für Mappeneinpassungen Maßstabän-
derungen vorgenommen.

Ziele 1988

• Aufarbeitung der Rückstände der
Landesstraßeneinmessungen;
• Einmessen von Wasserbauvorhaben,
deren Verbücherung vor Jahren seitens
des Bundes unterblieben ist;
• Einsatz moderner Meßinstrumente
und Rechenanlagen, um die gestellten
Aufgaben rascher lösen zu können. ■

Weitere Schwerpunkte:
• 172,5 km Straßengrenzrekonstruktio-
nen;
• 56,4 km Grenzverhandlungen für
Grenzkataster und Agrarverfahren;
• 38,8 km Straßenbestandspläne für
Grundeinlösung;
• 76 Teilungspläne für Liegenschafts-
verwaltung.

Wohnbauförderung (1/6, I6a)

förderungsmäßigen Gleichstellung mit
der 1. Wohneinheit abgegangen. So
werden nunmehr je nach Familiensitua-
tion - wie oben dargestellt - 120.000
Schilling, 170.000 Schilling, 220.000
Schilling und 50.000 Schilling für jedes
weitere Kind gegeben.
Auch im Bereich der Fertigstellungsdar-
lehen („LA") des Wohnbauförderungs-
fonds des Bundeslandes Niederöster-
reich werden die Darlehensbeträge
durchschnittlich um ca. 26% erhöht;
das sind für den Bau der 1. Wohnein-
heit statt bisher 120.000 Schilling
150.000 Schilling, statt 170.000 Schilling
200.000 Schilling und statt 220.000
Schilling 270.000 Schilling. Auch hier
liegt ein Schwerpunkt bei der kinderrei-
chen Familie. Ab dem 3. Kind werden
nämlich 70.000 Schilling statt bisher
50.000 für jedes weitere Kind angebo-
ten. Für den gleichzeitigen Bau einer
2. Wohneinheit (Zweifamilienhaus) im
Bereich dieser Fertigstellungsdarlehen
werden analog dem obigen Familien-
stand 100.000 Schilling, 150.000 Schil-
ling 200.000 Schilling und 50.000 Schil-
ling für jedes weitere Kind angeboten.
Um diese erhöhten Pauschalbeträge
kann seit 1. Februar 1987 sowohl im
Wohnbauförderung 1984-Eigenheim-
als auch im Fertigstellungsdarlehensbe-

Verbesserung der
Eigenheimpauschalbeträge

Die bestehende Wohnbauförderung
1984 wurde mit einer Änderung der
NÖ Wohnungsförderungsverordnung
1985 vom 20. Jänner 1987 im Eigen-
heimbereich noch familien- und kinder-
freundlicher gestaltet.
Die Darlehenspauschalbeträge sind
durchschnittlich um 20 % für den Bau
eines Einfamilienhauses angehoben
worden. So können ledige und verheira-
tete Förderungswerber für die 1. Wohn-
einheit beim Eigenheimbau 250.000
Schilling statt bisher 220.000 Schilling,
Förderungswerber mit einem Kind oder
Jungehepaare 300.000 Schilling statt
bisher 270.000 Schilling, Jungfamilien
oder Förderungswerber mit 2 Kindern
und Behinderte 370.000 Schilling statt
bisher 320.000 Schilling erhalten. Um
den schon bisher geltenden Schwer-
punkt der Familien- und Kinderfreund-
lichkeit noch zu verstärken, wird der
Steigerungsbetrag für jedes weitere
Kind 70.000 Schilling statt bisher 50.000
Schilling betragen. Für den gleichzeiti-
gen Bau einer 2. Wohneinheit (Zweifa-
milienhaus) wird in Hinkunft auf Grund
der wesentlich geringeren Herstellungs-
kosten dieser 2. Wohneinheit von der

Schwerpunkte 1987

Veränderung der
Wohnbauförderung

In das Arbeitsübereinkommen zwischen
den beiden Regierungsparteien auf
Bundesebene vom 16. Jänner 1987
wurde die Verländerung der Wohnbau-
förderung aufgenommen. Im Detail wa-
ren und sind umfangreiche Entwürfe auf
bundesverfassungsgesetzlicher und
bundesgesetzlicher Basis mit Auswir-
kungen im finanz- und gebührenrechtli-
chen Bereich zu besprechen und Stel-
lungnahmen auszuarbeiten. Mit Novem-
ber 1987 werden auf Seminarbasis pra-
xisnahe Anregungen und Vorschläge zu
einem neuen NÖ Landeswohnungsför-
derungsgesetz, welches die derzeit gel-
tenden beiden Bundesgesetze, Wohn-
bauförderungsgesetz 1984 und Wohn-
haussanierungsgesetz, ablösen soll,
mit den mit dem Wohnbau befaßten
Zielgruppen (Gemeinnützige Woh-
nungswirtschaft, Banken und Sparkas-
sen, Ziviltechniker, Baugewerbe, Inter-
essenvertretungen usw.) diskutiert wer-
den.
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auszuarbeiten und gegebenenfalls die
Dezentralisierung auf alle Bezirksver-
waltungsbehörden bzw. bei den techni-
schen Mitarbeitern im kleinvolumigen
Bereich auf die Gebietsbauämter vorzu-
bereiten;
• im Zuge der Errichtung der NÖ Lan-
deshauptstadt St. Pölten durch Grund-
stücksankäufe bzw. durch Begutachtun-
gen hinsichtlich der Vereinbarkeit mit
den Landeseinrichtungen und Preisan-
gemessenheit entsprechende Vorsorge
für den Wohnbau zu treffen.
• im EDV-Bereich die Umstellung auf
einen Online-Betrieb im Sachgebiet
Wohnbeihilfe voranzutreiben bzw. um-
fassende Anpassungen durch das neue
NÖ Landeswohnungsförderungsgesetz
in die Wege zu leiten.

Dezentralisierung der
Wohnbauförderung

Nach dem Start der Dezentralisierung
der Wohnbauförderung am 1. Oktober
1986 in der Bezirkshauptmannschaft
Gänserndorf wurde nunmehr mit Wir-
kung 12. Oktober 1987 ein 2. Pilotpro-
jekt in der Bezirkshauptmannschaft Am-
stetten gestartet. Hier ist gleichfalls wie
bereits in der Bezirkshauptmannschaft
Gänserndorf ein Beamter der Wohnbau-
förderungsabteilung mit einem eigenen
Online-EDV-Anschluß nach Wien de-
zentral mit allen kleinvolumigen Wohn-
bauförderungsangelegenheiten befaßt.
Auch ein technischer Mitarbeiter steht
einen Tag pro Woche in der Bezirks-
hauptmannschaft Amstetten zur Verfü-
gung. Nachdem der Pilotversuch in der
Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf
die Erwartungen nicht im vollen Umfang
erfüllt hat, soll nunmehr mit diesem
2. Pilotprojekt auf Grund der wesentlich
größeren Entfernung zu Wien und des
größeren Einzugsgebietes geprüft wer-
den, ob innerhalb kurzer Zeit die Wohn-
bauförderung auf alle Bezirksverwal-
tungsbehörden in Niederösterreich de-
zentralisiert werden soll.

reich des Wohnbauförderungsfonds
des Bundeslandes Niederösterreich
eingereicht werden.

Verbesserung der großvolumigen
Althaussanierung

Im Bereich der großvolumigen Althaus-
sanierung wird die Generalsanierung
forciert und ist die Bestimmung der
höchstmöglichen angemessenen Ge-
samtbaukosten durch Einbeziehung
von Erschwernissen und Besseraus-
stattungen geändert worden.

Dorferneuerung

Die NÖ Landesregierung hat am 7. April
1987 die Richtlinien für die Sonderak-
tion „Dorferneuerung“ beschlossen. Um
die Erhaltung und Erneuerung von Or-
ten im ländlichen Raum, soweit sie Ob-
jekte betreffen, die zu mehr als 50 %
Wohnzwecken dienen, attraktiver zu ge-
stalten und um die monatliche Woh-
nungsaufwandsbelastung möglichst
niedrig zu halten, wurde im Bereich des
Wohnbauförderungsfonds des Bundes-
landes Niederösterreich eine eigene
Fondshilfe im Rahmen einer Sonderak-
tion in Kraft gesetzt.
So kann für die Sanierung eines Wohn-
hauses im Außenbereich, für die Fertig-
stellung eines nicht geförderten Wohn-
hauses und für den Neubau eines
Wohnhauses im Sinne von Baulücken-
verbauungen ein Darlehen bis zum
Höchstbetrag von 300.000 Schilling mit
einem Tilgungszeitraum von 33 Jahren
und einer Verzinsung von ca. 2 % verge-
ben werden. Die Einreichungen setzen
einen genehmigten Dorferneuerungs-
plan voraus und erfolgen ausschließlich
durch den beauftragten Planer.

Statistik 1987

Eigenheime

Insgesamt sind 5.110 Wohnbauförde-
rungsgesetz-1984-Begehren und
597 Fertigstellungsdarlehensbegehren
aus Mitteln des Wohnbauförderungs-
fonds gestellt worden. Im Rahmen der
„Sonderaktion Dorferneuerung“ wurden
37 Ansuchen eingebracht.Landeshauptstadt St. Pölten

Im NÖ Zentralraum Krems, St. Pölten,
Lilienfeld, sollen rechtzeitig für den Be-
reich Wohnbau entsprechende Grund-
stücksvorsorgen getroffen werden. Der
Wohnbauförderungsfonds des Bundes-
landes Niederösterreich wird daher auf
der einen Seite durch Ankäufe von ge-
eigneten Grundstücken in diesem
NÖ Zentralraum entsprechende Vor-
sorge treffen, andererseits sind die ge-
meinnützigen Wohnbauträger angehal-
ten worden, vor dem beabsichtigten An-
kauf solcher Grundstücke die Wohn-
bauförderung zur positiven Begutach-
tung in Kenntnis zu setzen. Ständiger
Kontakt wird mit dem Planungsmanage-
ment der Landeshauptstadt gehalten.
Im EDV-Bereich wurden die ca. 20.000
noch händisch erfaßten Eigenmitteler-
satzdarlehensförderungsfälle in das On-
line-EDV-Eigenmittelersatzdarlehens-
programm eingespeichert.

Vergabe: 6 Regierungssitzungen

Begehren WE WBF1984 Landesfonds
4.852 5.099 1,296.461.000,- 1,684.000,-

Vergabe des Wohnbauförderungsfonds des Bun-
deslandes Niederösterreich:
6 Regierungssitzungen

Begehren WE Landesfonds
422 444 90,057.000,-

Sonderbegünstigte Rückzahlung
1987

Der Bundesgesetzgeber hat am 3. Juli
1987 eine bis 31. Dezember 1988 gül-
tige begünstigte Darlehensrückzahlung
beschlossen. So kann neben den bei-
den Bundesfonds (Bundes- Wohn- und
Siedlungsfonds und Wohnhauswieder-
aufbaufonds - die vom zuständigen
Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten abgewickelt werden -)
für alle Zusicherungen des Wohnbauför-
derungsgesetzes 1954 und 1968, die
vor dem 1. Jänner 1980 erfolgt sind, ein
bis zu 50%iger Nachlaß der Darlehens-
restschuld gewährt werden.

Auf Grund des Baufortschrittes wurden
an WBF 1968- und WBF 1984-Mitteln
1.251,133.100 Schilling und an Landes-
wohnbauförderungsmitteln 14,460.800
Schilling ausbezahlt.
Im Bereich der „Sonderaktion Dorfer-
neurung" wurden für insgesamt 3 Be-
gehren 651.000 Schilling aus Mitteln
des Wohnbauförderungsfonds des
Bundeslandes Niederösterreich bewil-
ligt.
Für bereits fertiggestellte Eigenheime
wurden Annuitätenzuschüsse für auf
dem Kreditmarkt aufgenommene Darle-
hen aus Mitteln der WBF 1968 in der
Höhe von 52,366.000 Schilling angewie-
sen.

Ziele 1988

Die Hauptziele der Förderungsstelle
werden sein:
• auf breiter Basis Vorschläge und An-
regungen für das neue NÖ Landeswoh-
nungsförderungsgesetz zu diskutieren
und entsprechende Entwürfe zur not-
wendigen Beschlußfassung im
NÖ Landtag vorzubereiten;
• im Bereich der Dezentralisierung der
Wohnbauförderung die Erfahrung in der
Bezirkshauptmannschaft Amstetten
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Mehrfamilienhäuser

• Neubauten. Die NÖ Landesregierung
hat in insgesamt 9 Sitzungen für 274 An-
suchen mit 2.249 Wohnungen, 2 Ordi-
nationen, 3 Heimen sowie diversen
Nachförderungen 1,936,766.000 Schil-
ling als Darlehen der WBF 1968 bzw.
1984 und 48,751 .000 Schilling als Darle-
hen aus Mitteln des Landesfonds sowie
weiters 7,707.000 Schilling als Zinsen-
zuschüsse und 4,398.000 Schilling als
jährliche Annuitätenzuschüsse im Rah-
men des Bundessonderwohnbaupro-
grammes 1983 aus Mitteln des Wohn-
bauförderungsfonds des Bundeslandes
Niederösterreich bewilligt.
Auf Grund des Baufortschrittes wurden
an WBF 1968- bzw. WBF 1984-Darlehen
1.796,715.000 Schilling, an Darlehen
des Wohnbauförderungsfonds des
Bundeslandes Niederösterreich
179,885.000 Schilling und an Zinsenzu-
schüssen aus dem Wohnbauförde-
rungsfonds des Bundeslandes Nieder-
österreich im Rahmen des Bundesson-
derwohnbauprogrammes 1983
30,374.154 Schilling angewiesen.
Bei den bereits fertiggestellten Bauvor-
haben gelangten Annuitätenzuschüsse
in der Höhe von 202,368.000 Schilling
bzw. im Rahmen des Bundessonder-
wohnbauprogramms 1983
33,375.106,10 Schilling zur Auszahlung.
• Althaussanierung. Im großvolumigen
Bereich der Althaussanierung wurden in
5 Regierungssitzungen für 255 Ansu-
chen mit 3.604 Wohnungen, 6 Ordina-
tionen, 2 Wohnheimen und diversen
Nachförderungen aus Mitteln der Wohn-
haussanierung 149,944.000 Schilling
und aus Mitteln des Wohnbauförde-
rungsfonds des Bundeslandes Nieder-
österreich 13,833.000 Schilling als Dar-
lehen und weiters insgesamt
111,309.081 jährlicher Annuitätenzu-
schuß auf die Dauer von 10 Jahren be-
willigt.
Insgesamt gelangten an Darlehen nach
dem Wohnbauförderungsgesetz 1968
und nach der Wohnhaussanierung
56,759.000 Schilling und an Darlehen
des Wohnbauförderungsfonds des
Bundeslandes Niederösterreich
5,119.000 Schilling zur Auszahlung.
Im Rahmen der Wohnungsverbesse-
rung und Wohnhaussanierung wurden
Annuitätenzuschüsse in der Höhe von
7,907.197 Schilling freigegeben.

Eigenmittelersatzdarlehen

In 4 Regierungssitzungen wurden
2.367 Förderungswerbern der Betrag
von insgesamt 214.871.000 Schilling be-
willigt und bei 2.152 Förderungsfällen
189,319.000 Schilling ausbezahlt.

Erweiterte
Landeswohnbauförderung

• Für die sogenannten Arbeitnehmer-
förderungsdarlehen von jeweils 30.000
Schilling wurden insgesamt 77,460.000
Schilling bewilligt und 80,880.000 Schil-
ling ausbezahlt.
• Für den Ankauf von Häusern und
Wohnungen wurden insgesamt
106,200.000 Schilling bewilligt und
85,700.000 Schilling ausbezahlt. Im
Haus- und Wohnungskaufförderungs-
bereich wurden 1.113 Begehren ge-
stellt.

Wohnbeihilfe

6.341 Antragstellern wurde Wohnbei-
hilfe in der Höhe von 77,522.667 Schil-
ling bescheidmäßig zugesprochen und
insgesamt 67,255.120 Schilling ange-
wiesen.

3

Begünstigte
DarlehensrückzahlungAlthaussanierung

Insgesamt sind 12.345 Förderungsbe-
gehren gestellt worden. War schon im
Jahre 1986 nahezu ein explosionsarti-
ger Anstieg der kleinen Althaussanie-
rungsbegehren festzustellen, so setzte
sich dieser Trend im Jahre 1987 unver-
mindert fort. Wenn man bedenkt, daß
noch im Jahre 1984 insgesamt 3.454
kleine Althaussanierungsbegehren zu
verzeichnen waren, so bedeutet dies in-
nerhalb von 3 Jahren eine Vervierfa-
chung der Einreichziffern.
In 11.298 Fällen wurde bereits ein An-
nuitätenzuschuß mit einer jährlichen Ge-
samtsumme von 138,404.720 Schilling
bewilligt. Insgesamt wurden Annuitäten-
zuschüsse in der Höhe von 197,339.632
Schilling angewiesen.

Bewilligte Ansuchen Rückflüsse ÖS

Bereich Eigenheim:
285 (WFG 1954) 6,705.123,13

1.638 (WFG 1968)
1.264 (Landeswohnbau-

32,632.867,24

förderungsrecht) 22,261.357,69

Bereich Mehrfamilienhäuser
124 (WFG 1954) 2,925.793,64
431 (WFG 1968)
624 (Landeswohnbau-

42,957.796,94

förderungsrecht) 11,205.674,-
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Gesundheit, Soziales, Familie

Gemeindeärzte (VII/8)

Die Besetzung der freien Gemeindearzt-
stellen geht dem Gesetz gemäß vor sich
und ergibt derzeit keine Schwierigkei-
ten, da genügend Bewerber für den Po-
sten eines Landarztes vorhanden sind.
In der Frage der Wohn- und Ordina-
tionsraumbeschaffung für Gemeinde-
ärzte konnte nach erfolgter Auslegung
des Gesetzes durch den legistischen
Dienst beim Amt der NÖ Landesregie-
rung eine Klärung herbeigeführt werden.
Es treten keine Schwierigkeiten auf die-
sem Gebiet auf.
In finanzieller Hinsicht wurde auch
heuer wieder von der Abteilung Vor-
sorge getroffen, daß die vom Pensions-
verband für die Gemeindeärzte Nieder-
österreichs benötigten Mittel vorhanden
sind und im Budget des Landes Nieder-
österreich Berücksichtigung finden.

kenkasse, NÖ Ärztekammer und den
Abteilungen GS und R/2 - ein sehr gu-
tes ist, kann auch in den meisten Fällen
eine zufriedenstellende und den Erfor-
dernissen entsprechende Vereinbarung
bzw. Lösung herbeigeführt werden. Ge-
sagt muß aber sein, daß einer größeren
Erweiterung der Gemeindearztstellen
weder die Ärztekammer noch die Abtei-
lung VII/8 positiv gegenüberstehen
kann, da hiedurch die finanziellen Bela-
stungen beim Pensionsverband und
auch bei den Gemeinden selbst immer
höher werden.
Eine Koordinierung mit dem NÖ Raum-
ordnungsprogramm für das Gesund-
heitswesen ist nicht nur im NÖ Gemein-
deärztegesetz verankert, sondern auch
erforderlich, um eine Einheitlichkeit der
Sprengel und Standorte für praktische
Ärzte zu erzielen.

Schwerpunkte 1987

Der Schwerpunkt der Tätigkeit lag im
Rahmen der aufsichtsbehördlichen
Agenden, hauptsächlich in der Kontrolle
und Überwachung der den Gemeinden
und Sanitätsgemeinden obliegenden
Aufgaben.
Hiezu zählt insbesonders die Überprü-
fung der von den Gemeinden zu erlas-
senden Bescheide und die Beratung
hinsichtlich der Bildung oder Änderung
von Sanitätsgemeinden. Derzeit befin-
det sich die 10. Novelle zur Verordnung
über die Bildung von Sanitätsgemein-
den im Begutachtungsverfahren.
Zu beachten ist besonders, ob eine not-
wendige Planstelle der Krankenkasse
vorhanden ist und ob die Neubildung
auch mit der Standortbestimmung im
NÖ Raumordnungsprogramm überein-
stimmt.
Die Tendenz auch von kleineren Ge-
meinden aus den Gemeindeverbänden
(Sanitätsgemeinden) auszuscheiden
und eine eigene Gemeindearztstelle zu
erhalten, greift immer mehr Platz.
Da das Einvernehmen mit den diversen
Institutionen - Pensionsverband für die
Gemeindeärzte Niederösterreichs, Kran-

Statistik 1987

Von den 433 vorhandenen Gemeinde-
arztstellen in Niederösterreich sind der-
zeit 403 besetzt und 30 frei bzw. von
pensionierten Gemeindeärzten vertre-
tungsweise besetzt.

Probleme 1987

Bezüglich einer Novellierung des
NÖ Gemeindeärztegesetzes hinsicht-
lich einiger aufgetretener Mängel, insbe-
sonders aber auch die Angleichung des
Urlaubsausmaßes an die Akademiker
des öffentlichen Dienstes, werden dem-
nächst die Verhandlungen mit der Ärzte-
kammer aufgenommen.

Gesundheit (GS)

Errichtung von „DEKO-Stationen“
in den Krankenanstalten

Im Anschluß an den Reaktorunfall von
Tschernobyl haben sich verschiedene
Probleme in den NÖ Krankenanstalten
ergeben. Es fehlten Einrichtungen, die
die exakte Messung der Kontamination
von Personen und von Gegenständen
sowie deren Dekontamination erlauben.
Da eine Wiederholungsgefahr eines Un-
falles mit strahlenden Substanzen nach
wie vor besteht, wurde die Errichtung
einer „DEKO-Station" bei allen zukünfti-
gen Neubauten bzw. Zu- und Umbauten
der öffentlichen Krankenanstalten veran-
laßt. Eine Planungsunterlage für die er-
forderlichen baulichen Maßnahmen und
die Ausstattung der „DEKO-Station“
wurde erarbeitet und den Trägern der
Krankenanstalten zur Verfügung ge-
stellt.

• die Stellung von Sachverständigen
für die Durchführung behördlicher Ver-
fahren nach dem Krankenanstaltenge-
setz.

Standortfestlegung für
Computertomographen

Die Computertomographie ist eine der
modernen technischen Möglichkeiten in
der Radiologie, mit einem bildgebenden
Verfahren die Grenzen der konventio-
nellen Röntgenuntersuchungen zu über-
schreiten und Körperschnittbilder von
hoher Detailerkennbarkeit anzufertigen.
Da eine gleichzeitige Ausstattung der
größeren Krankenanstalten mit einem
Computertomographen nicht möglich
ist, hat sich der Landessanitätsrat von
Niederösterreich für einen stufenweisen
Ausbau ausgesprochen, wobei in der
ersten Ausbaustufe die Schwerpunkt-
krankenhäuser mit einem Computerto-
mographen ausgestattet werden sollen.

Krankenanstalten

Ausbau der Krankenanstalten

Der Ausbau der Krankenanstalten
wurde 1987 fortgesetzt. Es wurden bei
insgesamt 14 Bauvorhaben Planungs-
bzw. Ausführungsarbeiten durchgeführt.
Bei 5 Bauvorhaben handelt es sich um
Neubauten (Hainburg, Hollabrunn,
Horn, Stockerau und Tulln) und bei allen
anderen um Zu- bzw. Umbauten (Am-
stetten, Korneuburg, Lilienfeld, Melk, Mi-
stelbach, Mödling, Scheibbs, Waidho-
fen/Ybbs und Wiener Neustadt).
Von der Sanitätsdirektion waren regel-
mäßig folgende Angelegenheiten zu be-
sorgen:
• medizinische Beratung bei der Pla-
nung, beim Bau und bei der medizi-
nischtechnischen Ausstattung;
• die Mitwirkung in Baubeiräten für die
Ausbauvorhaben in den öffentlichen
Krankenanstalten;
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Ausbau der Kinder- und
Jugendneuropsychiatrie

Für die neuropsychiatrische Betreuung
der Kinder und Jugendlichen in Nieder-
österreich wurde folgendes Konzept er-
arbeitet, das unter Einbeziehung der
vorhandenen Ressourcen folgende Ein-
richtungen vorsieht:
• Kinderpsychiatrisches Zentrum mit
Ambulanz. Dieses Zentrum soll durch
den Ausbau der heilpädagogischen
Station Hinterbrühl geschaffen werden.
Derzeit hat die Heilpädagogische Sta-
tion Hinterbrühl den rechtlichen Status
eines Kinderheimes nach dem Jugend-
wohlfahrtgesetz. Vor allem ist die finan-
zielle Regelung des Ambulanzbetriebes
mit den Krankenkassen derzeit nicht ge-
geben. Die Krankenkassen gewähren
keine oder nur geringe freiwillige Bei-
träge. Dadurch werden zur Zeit prak-
tisch nur Sozialfälle betreut. Die notwen-
digen Verhandlungen zur Umwidmung
der Heilpädagogischen Station in ein
Ambulatorium mit angeschlossener
Pflegestation nach dem Krankenanstal-
tengesetz wurden bereits in die Wege
geleitet.
• Kinderneurologisches Zentrum mit
Ambulanz. Die Errichtung eines Kinder-
neurologischen Zentrums mit Ambulanz
ist durch Ausnutzung der freien Res-
sourcen in der Kinderabteilung des a. ö.
NÖ Landeskrankenhauses Mödling vor-
gesehen. Es sind sowohl freie Betten
als auch apparative Einrichtungen zur
Führung einer solchen Station, wie
EEG, Labor mit Möglichkeiten zur anti-
konvulsiven Blutspiegelbestimmung
und Physikotherapie bereits vorhanden.
Von großem Vorteil ist die durch die
geographische Nähe gegebene Zusam-
menarbeit mit dem Kinderpsychiatri-
schen Zentrum Hinterbrühl. Die für die
Führung des Kinderneurologischen
Zentrums erforderliche Aufstockung des
Personals wurde bereits beantragt.
• Einrichtungen für die Jugendpsy-
chiatrie. Die psychiatrische Betreuung
von Jugendlichen ist grundsätzlich in
folgende Bereiche aufzuteilen:
- Akutbehandiung von Psychosen: Die
Akutbehandlung von Psychosen und
Neurosen ist durch die beiden Landes-
krankenhäuser für Psychiatrie und Neu-
rologie Klosterneuburg und Mauer/Am-
stetten gewährleistet.
- Therapeutische Heime für mittel- und
längerfristige Behandlung: Für die mit-
tel- und längerfristige Behandlung wäre
die Schaffung von therapeutischen Hei-
men notwendig. Vordringlich wäre vor
allem die Schaffung eines Heimes für
Mädchen. Die ärztliche Betreuung
könnte aus dem Ärztestand der beiden
Landeskrankenhäuser für Psychiatrie
und Neurologie gewährleistet werden.
Noch zu prüfen wäre die rechtliche Si-
tuation einer eventuellen Finanzierung
durch die Krankenkassen.

- Schaffung von therapeutischen
Wohngemeinschaften;
- Schaffung von sozialmedizinischen
Beratungs- und Behandlungsstellen für
Kinder und Jugendliche in allen Bezir-
ken.

Dialyse-Versorgung

Wegen der fehlenden Raumreserven
konnte im a. ö. Krankenhaus Wiener
Neustadt vorerst nur eine Dialyse-Sta-
tion mit 8 (statt mit vorgesehenen 14)
Plätzen betrieben werden. Dieser Um-
stand führte in letzter Zeit zu einem Eng-
paß in der Versorgung der Dialyse-Pa-
tienten aus dem Industrieviertel, obwohl
die Station „rund um die Uhr“ in
3 Schichten betrieben wurde. Gerade
rechtzeitig gelang es, die räumlichen
Voraussetzungen zu schaffen und 6 wei-
tere Dialyse-Plätze zu installieren, wo-
durch der Engpaß behoben werden
konnte. Die Inbetriebnahme der 6 Dia-
lyse-Plätze erfolgte am 22. Oktober
1987. Mit dem Ausbau der Dialyse-Sta-
tion Wiener Neustadt kann die Versor-
gung der niederösterreichischen Dia-
lyse-Patienten als sichergestellt be-
zeichnet werden. Derzeit stehen in Nie-
derösterreich 263 Dialyse-Patienten in
Behandlung, zu deren Versorgung
52 Dialyse-Plätze zur Verfügung stehen,
und zwar in St. Pölten 18, in Amstetten
und Horn je 6, in Mistelbach 8 und in
Wiener Neustadt 14 Dialyse-Plätze.

Inbetriebnahme der
„Flughafen-Ambulanz“

Der Terroranschlag am 27. Dezember
1985 am Flughafen Wien-Schwechat hat
trotz der klaglosen medizinischen Ver-
sorgung durch Ärzte und Laien gezeigt,
daß die Versorgung von Akut- und Not-
fällen am Flughafen einer Verbesserung
bedarf, dies insbesondere in Hinblick
auf das seit 1962 erheblich gestiegene
Verkehrsaufkommen und die seither
eingetretene Erweiterung des Flugha-
fens sowie die Tatsache, daß Störungen
des Flugbetriebes, wie Terrorüberfälle
im Flugzeug selbst, auch in Hinkunft
nicht auszuschließen sind. Das Gesamt-
aufkommen an Passagieren war in den
vergangenen Jahren ständig steigend
und betrug im Jahr 1985 3,862 Mio., wo-
bei an Spitzentagen ca. 20.000 Perso-
nen abgefertigt werden. Die Zahl der
Personen, die in den verschiedenen am
Flughafen ansässigen Luftfahrtengesell-
schaften, Speditionen, Mietwagenunter-
nehmen, Geschäften usw. tätig sind,
kann mit ca. 5.000 angenommen wer-
den. Dazu kommen noch täglich ca.
300 Besucher des Flughafens und eine
nicht näher definierbare Anzahl von Ab-
holenden und Zubringern.
Auf massives Drängen seitens des Lan-
des Niederösterreich hat sich die Flug-
hafen Wien Betriebsgesellschaft
m. b. H. bereit erklärt, ein selbständiges

privates Ambulatorium („Flughafen-Am-
bulanz“) zu errichten und der Forderung
zu entsprechen, einen ärztlichen Bereit-
schaftsdienst „rund um die Uhr" zu in-
stallieren. Die „Flughafen-Ambulanz“
wurde am 1. April 1987 in Betrieb ge-
nommen.

Organisierte
Notarztdienste in
Niederösterreich

In Niederösterreich sind zwei Notarzt-
hubschrauber mit je einem Aktionsra-
dius von 60 bis 70 Kilometern im Ein-
satz, von denen einer am a. ö. Kranken-
haus Krems (Christophorus II) und einer
am a. ö. Krankenhaus Wiener Neustadt
(Christophorus III) stationiert ist. Die
Notarzthubschrauber sind ein Gemein-
schaftsprojekt des ÖAMTC, der Landes-
verbände Niederösterreich und Burgen-
land vom Österreichischen Roten Kreuz
und der Ärzte der Krankenhäuser Krems
bzw. Wiener Neustadt, Eisenstadt und
Neunkirchen, finanziell unterstützt von
der NÖ Landesregierung. 1986 wurden
von den Notarzthubschraubern 1.169
Einsätze durchgeführt.
Für den Notarztwagendienst stehen
11 Notarztwägen mit der erforderlichen
medizinischen Ausrüstung zur Verfü-
gung.
Derzeit sind Vorbereitungen für eine ge-
setzliche Regelung des integrierten Not-
arztrettungswesens in Niederösterreich
im Gange, wobei schon konkrete Maß-
nahmen in bezug auf eine flächendek-
kende Versorgung mit Notarztdiensten
aller Art ausgearbeitet werden.

Vorsorgemedizin

Mutterberatung und
SäuglingsfUrsorge

• Säuglingssterblichkeit. Im Zeitraum
Jänner bis inklusive November 1987
zeigte nach den vorläufigen Zahlen des
Statistischen Zentralamtes die Säug-
lingssterblichkeit in Niederösterreich
mit 8,9 %o (Bundesdurchschnitt 9,7 %o)
gegenüber 1986 eine deutlich rückläu-
fige Tendenz.
• Mütterberatungsstellen. Im 1. Halb-
jahr 1987 wurden in Niederösterreich in
562 Mütterberatungsstellen insgesamt
32.835 Beratungen durchgeführt. Mittels
finanzieller Zuschüsse des Landes und
Beistellung der Inneneinrichtung konn-
ten zahlreiche Gemeinden bei der Sa-
nierung und dem Neubau von Mütterbe-
ratungsstellen unterstützt werden. Da-
mit wurde die Zahl der Beratungsstel-
len, die modernen und hygienischen
Anforderungen entsprechen, wieder er-
höht.
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BM-Meconium-Test

Auch 1987 wurde diese Untersuchung
auf Erkrankung an „Mucoviscidose" fort-
gesetzt. Die frühzeitige Diagnose und
entprechende Therapie dieser Erkran-
kung mit rezessivem Erbgang bessert
die Lebenserwartung der erkrankten
Kinder beträchtlich. Durch humangeneti-
sche Beratung wird den Eltern dieser
Kinder bei weiterem Kinderwunsch Ent-
scheidungshilfe geboten.

Auftragsgemäß fand daher am 28. April
1987 unter dem Vorsitz des Sanitätsdi-
rektors von Niederösterreich mit den
Vertretern der Ärztekammer für Nieder-
österreich, der Kammer für Arbeiter und
Angestellte für Niederösterreich, der
Handelskammer für Niederösterreich,
der Landwirtschaftskammer für Nieder-
österreich, der Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte für Nieder-
österreich, der Sozialversicherungsan-
stalt der Bauern, der Sozialversiche-
rungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft, der AUVA, der beiden Gemein-
devertreterverbände sowie Vertretern
der Sanitätsrechtsabteilung und der Fi-
nanzabteilung die erste Gesprächs-
runde statt. Es wurde vorgeschlagen,
eine Arbeitsgemeinschaft zu gründen,
wobei die Mitglieder eine Beraterfunk-
tion haben und es den beteiligten Insti-
tutionen freistehen solle, einzelne in
ihren Zuständigkeitsbereich fallende
Maßnahmen gezielt finanziell zu unter-
stützen. Die Gründung eines Vereines
wurde von den Gesprächsteilnehmern
vorerst abgelehnt, jedoch zu einem spä-
teren Zeitpunkt nicht ausgeschlossen.
In Hinkunft sollen die Pensionsversiche-
rungsanstalt für Arbeiter und Ange-
stellte, die Apothekerkammer, die Versi-
cherungsanstalt öffentlicher Bedienste-
ter und der Landesschulrat für Nieder-
österreich zur Teilnahme eingeladen
werden.
Als nächster Schritt zur Verwirklichung
des Modells wurde eine „Bestandserhe-
bung“ der bereits bestehenden Einrich-
tungen durchgeführt, und es wurden
Lücken zwischen dem „Bestand" und
den Zielvorstellungen aufgedeckt. Nach
Ansicht der Teilnehmer können ge-
steckte Ziele auf dem Weg über Arbeits-
gruppen, deren Bildung angeregt
wurde, rascher erreicht werden.

NÖ Vorsorgemodell „Gesundheit
für alle“

Der Landtag von Niederösterreich hat in
seiner Sitzung vom 29. Jänner 1987 fol-
genden Resolutionsantrag des Gesund-
heitsausschusses, betreffend Einrich-
tungen zur Gesundheitsvorsorge in Nie-
derösterreich, zum Beschluß erhoben:
„Die Förderung des Gesundheitsbe-
wußtseins der Bevölkerung und der
Eigenvorsorge in diesem Bereich sind
ein wesentlicher Bestandteil der Vorsor-
gemedizin. Diese Förderung ist auf ver-
schiedene Art möglich wie etwa durch
Koordinierung verschiedener Aktivitäten
im Bereiche der Vorsorgemedizin,
durch Förderung und Erarbeitung wis-
senschaftlicher Studien und Pro-
gramme, durch Zusammenarbeit mit
einschlägigen Institutionen und durch
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit.
Für alle diese Zwecke sollte eine geeig-
nete Einrichtung zur Verfügung stehen,
die organisatorisch nach dem Muster
der Fonds und Anstalten des Landes
eingerichtet werden könnte."
Im Sinne der Resolution des Landtages
von Niederösterreich hat das für das
Gesundheitswesen zuständige Mitglied
der Landesregierung die Sanitätsdirek-
tion bereits am 21. März 1986 beauf-
tragt, zu überprüfen, inwieweit Vor-
sorgeaktionen wie „Schau auf Dich" in
Wien bzw. „Gesundheit 2.000" in Vorarl-
berg auch auf niederösterreichischem
Gebiet durchgeführt werden könnten.
Am 29. September 1986 trat zum 1 . Mal
ein Arbeitskreis zur Ausarbeitung eines
Modells für eine gezielte Vorsorgemedi-
zin in Niederösterreich zusammen. Aus-
gangspunkt für das niederöster-
reichische Vorsorgemodell war das Er-
gebnis der Weltgesundheitskonferenz
im Jahre 1977 in Alma-Ata. Mit dem
Landtagsbeschluß wurde das in seinen
Grundzügen bereits vorliegende Kon-
zept für ein Vorsorgemodell noch zu-
sätzlich unterstützt. In der Sitzung der
NÖ Landesregierung vom 17. März 1987
wurde den Mitgliedern der NÖ Landes-
regierung das Konzept des NÖ Vorsor-
gemodells „Älter werden - gesund blei-
ben" zur Information übermittelt. Gleich-
zeitig wurde vorgeschlagen, einen Ver-
ein zu gründen, dem die NÖ Landesre-
gierung, die Ärztekammer für Nieder-
österreich sowie sonstige Kammern, die
NÖ Gebietskrankenkasse, die Sozial-
versicherungsanstalt der Bauern, die
AUVA sowie die Gemeindevertreterver-
bände angehören sollten.
In der Sitzung der NÖ Landesregierung
vom 24. März 1987 wurde der Antrag
„Vorsorgemodell“ unter dem Titel „Ge-
sundheit für alle" einstimmig angenom-
men und dem für das Gesundheitswe-
sen zuständigen Mitglied der Landesre-
gierung das Mandat erteilt, mit den ge-
nannten Institutionen in Verhandlung zu
treten, um eine rasche Realisierung des
Konzeptes zu erreichen.

Krebsbekämpfung

Im Rahmen des vorsorgemedizinischen
Programmes der Landessanitätsdirek-
tion wird Frauen, die nicht aus gynäko-
logischen Gründen in NÖ Krankenan-
stalten aufgenommen wurden, Gelegen-
heit gegeben, sich einer Vorsorgeunter-
suchung auf Gebärmutterkrebs zu un-
terziehen. Diese Krebsform stellt be-
kanntlich neben Brustkrebs die häu-
figste Form bösartiger Neubildungen
bei Frauen dar. Frauen sind durch den
Krankenhausaufenthalt erfahrungsge-
mäß leichter motivierbar und stellen
eine gut erreichbare Zielgruppe für den
Arzt dar.
Die Kosten der zytologischen Untersu-
chungen der Muttermundabstriche wer-
den von der Landessanitätsdirektion ge-
tragen.

Illegaler Drogenkonsum

Drogenbeirat der
NÖ Landesregierung

Der Aufgabenbereich des Drogenbeira-
tes der NÖ Landesregierung umfaßt die
Beratung der NÖ Landesregierung und
Koordination aller ihrer Maßnahmen, die
die Vorbeugung und Verhütung des ille-
galen Drogenkonsums sowie die Erfas-
sung, Behandlung und Nachbetreuung
von Drogenabhängigen zum Ziele ha-
ben.

Seh-, Hör- und Sprachtestaktion

Die seit 1978 bestehende Seh-, Hör-
und Sprachtestaktion in niederöster-
reichischen Kindergärten für einge-
schriebene und nicht eingeschriebene
Kinder wurde festgesetzt. Im Kindergar-
tenjahr 1986/87 wurden im Rahmen des
Sehtests 13.844 Kinder untersucht. Bei
1.297 Kindern, das sind 9,37% wurden
Auffälligkeiten festgestellt. Im Rahmen
des Hörtests konnten 7.224 Kinder
überprüft und bei 727 Kindern Auffällig-
keiten festgestellt werden. Die Eltern
wurden schriftlich über die bei ihren Kin-
dern festgestellten Auffälligkeiten infor-
miert und aufgefordert, mit dem Kind
einen entsprechenden Facharzt aufzu-
suchen. Durchschnittlich kamen 69%
der Eltern dieser Aufforderung nach.

Drogenberatungsstellen

In Niederösterreich bestehen 14 Dro-
genberatungsstellen. Sie haben den
Zweck, als Anlaufstelle für Drogenge-
fährdete, Drogenkonsumenten, Drogen-
abhängige sowie deren Angehörige
und Freunde zu dienen. Das Ziel der
dort tätigen Ärzte und Sozialarbeiter ist
vor allem die Aufklärung, Vorbeugung
und Früherkennung sowie die Motivie-
rung zur Drogenabstinenz, fortlaufende
Beratung und Nachbetreuung abstinent
gewordener Personen.
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Resozialisierung und Integration

Ein besonderes Problem stellte in den
vergangenen Jahren die Nachbetreu-
ung ehemaliger Drogenabhängiger dar.
Ein Jahr Nachbehandlung in einer Dro-
genstation ist zuwenig, um die erlang-
ten Fähigkeiten zu erhalten. Es bedarf
der Übung und Stabilisierung über wei-
tere 2 Jahre. Dieses Problem konnte
durch die Anerkennung des „Grünen
Kreises", Verein zur Rehabilitation und
Integration ehemaliger Drogenabhängi-
ger, als Einrichtung gemäß § 22 SGG
durch den Herrn Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz im Juli 1986
einer Lösung zugeführt werden.

Lebensmittelhygiene,
Lebensmittelaufsicht

Die Lebensmittelkontrolle wird in Nie-
derösterreich von den Organen der Ab-
teilung S/1 des Amtes der NÖ Landes-
regierung und den Marktämtern St. Pöl-
ten und Wiener Neustadt durchgeführt.
Folgende Schwerpunktaktionen wurden
durchgeführt:
• Listerien in Lagergemüse;
• Salmonellen im Importgeflügel;
• Künstlich hautbräunend wirkende
kosmetische Mittel;
• Tartrazin in Zuckerwaren;
• Stammwürze in Importbieren.
Die radioaktive Kontamination von Le-
bensmitteln als Folge des Reaktorun-
falls von Tschernobyl war auch im
1. Halbjahr 1987 noch deutlich vorhan-
den. Bis zum Einsetzen der Grünfütte-
rung mußten daher regelmäßig Milch-
proben entnommen und geprüft wer-
den. Speisepilze bildeten ebenfalls
einen Schwerpunkt des Untersuchungs-
programmes.
Die Kontrolle von diversen Sommerfe-
sten bildete einen weiteren Schwer-
punkt der Überprüfungstätigkeit.
Das Auftreten von Listeria monocytoge-
nes in in- und ausländischem Käse und
die sich daraus ergebenden Maßnah-
men bildeten einen besonderen
Schwerpunkt der Arbeit der Lebensmit-
telkontrolle im letzten Quartal des Jah-
res 1987.

kehrs-, strahlenschutzrechtlichen, bau-
behördlichen, sanitätsbehördlichen und
anderen Verfahren - wie z. B. in Verfah-
ren betreffend Sonderabfallbeseitigung
- als Sachverständige herangezogen.
Durch die intensive Nutzung unserer
Umwelt ist im Bereich des Umweltschut-
zes auch weiterhin eine stark steigende
Tendenz bezüglich Einholung medizini-
scher Stellungnahmen und Gutachten
festzustellen.
So müssen von der Abteilung S/3 auf
dem Gebiete der Umwelthygiene lau-
fend Mindestanforderungen hinsichtlich
der Beschaffenheit des Wassers, der
Zusammensetzung der Luft sowie der
Zulässigkeit von Lärmquellen erstellt
werden, um eine Gefährdung der
menschlichen Gesundheit hintanzuhal-
ten.

• chemische-physikalische Parameter,
• toxikologische Parameter und
• bakteriologische Befunde beurteilt.
Weiters werden die Untersuchungsbe-
funde auf Richtigkeit und Wirksamkeit
der vom ärztlichen Amtssachverständi-
gen formulierten Bescheidauflagen ge-
prüft.
Derzeit ist es oft nur möglich, auf ungün-
stige Wasseruntersuchungsergebnisse
zu reagieren, zukünftig muß aber ange-
strebt werden, zu einem präventiv-medi-
zinischen Agieren zu gelangen.

Abwasserbeseitigung

Der Errichtung weiterer zentraler Ab-
wasserbeseitigungsanlagen mit biologi-
schen Reinigungsstufen kommt große
Bedeutung zu.
Zur Schonung der Wasserreserven sind
auch weitergehende Reinigungsschritte
zu fordern.
Dringend notwendig ist aus amtsärztli-
cher Sicht die Beurteilung der Untersu-
chungsergebnisse von den chemisch-
bakteriologischen Untersuchungen der
Abläufe bestimmter Einrichtungen, wie
Fabriken, Massentierhaltungen, zentra-
len Abwasserbeseitigungsanlagen, Ein-
leitungen unbehandelter Abwässer, bei
bestimmten Vorfluternutzung, wie Ent-
nahme von Bewässerungswasser, Nut-
zung als Badewasser, bei Abwasserver-
regnungsanlagen und besonders bei
Oberflächenwässern in Erholungs- und
Kurgebieten. So werden hygienische
Mißstände im Bereiche von Trinkwas-
sergewinnungsanlagen, welche ihr
Wasser aus flußnahen Uferfiltraten be-
ziehen, beseitigt. Diese laufende hygie-
nische Kontrolle muß von der Abteilung
S/3 ständig durchgeführt werden.

Öffentliche
Trinkwasserversorgungsanlagen

Bezüglich Trinkwasserversorgungsanla-
gen in Niederösterreich läßt sich fest-
stellen: industrielle und kommunale Ab-
wässer sowie die Landwirtschaft bela-
sten immer mehr die Oberflächenwäs-
ser und damit zusammenhängend auch
Grund- und Quellwässer. Während frü-
her das Augenmerk hauptsächlich auf
Krankheitserreger im Trinkwasser ge-
lenkt wurde, sind es heute unbelebte
Noxen, wie anorganische (z. B. Schwer-
metalle, Nitrat, Chlorid) oder organische
Inhaltsstoffe (z. B. chlorierte Kohlenwas-
serstoffe).
Der Beachtung von Trendanaiysen in al-
len denkmöglichen hygienischen Hin-
sichten kommt große Bedeutung zu, da
nur so rechtzeitig Abhilfemaßnahmen
gesetzt werden können und gesund-
heitliche Gefährdungen der Bevölke-
rung hintangehalten werden können.
Diese verschärften und ständig umfang-
reicheren hygienischen Kontrollen wer-
den nur durch Personalaufstockung in
den Griff zu bekommen sein.
Große Aktualität besitzt im Lande Nie-
derösterreich derzeit die Nitratbela-
stung mancher Trinkwässer. Eine um-
fangreiche Studie über die derzeitige Si-
tuation wird in Zusammenarbeit von der
Abteilung S/3, der Abteilung B/10 und
mehreren besonders betroffenen Be-
zirkshauptmannschaften in diesen Ta-
gen begonnen.
Erwähnenswert ist, daß diese Probleme
auch aus gesamteuropäischer Sicht Be-
deutung haben, so werden in den EG-
Staaten große Anstrengungen unter-
nommen, das Nitratproblem in den Griff
zu bekommen (EG-Richtlinie 80/778
vom 15. Juli 1980).
Bei den laufend durch die Abteilung S/3
durchgeführten Kontrollen der vorgeleg-
ten Wasseruntersuchungsbefunde wer-
den

Müllentsorgung

Konzepte, die zu einer Müllvermeidung
führen, müssen in der nächsten Zeit ver-
stärkt entwickelt werden. Deponieflä-
chen sind nur in begrenztem Umfang
vorhanden.
Die hygienische Kontrolle der Müllent-
sorgungsanlagen, die durch den Amts-
arzt durchgeführt wird, muß auf den
Schutz des Bodens und der Gewässer
vor Schadstoffen ausgerichtet werden.
Es sind besondere Maßnahmen vor al-
lem bei Deponien (doppelte Dichtung
der Deponiesohle, Sickerwasserentsor-
gung, Vermeidung von Geruchsbelästi-
gungen und ähnliches) notwendig. Ins-
besonders werden zum Schutze von
Brunnen (Quellen) Grundwasserson-
denuntersuchungen auf Schadstoffe in
der Nähe bestehender Deponien ver-
stärkt von der Abteilung S/3 beantragt.
Weiters wird eine Revision der Ab-
stände zu Trinkwassergewinnungsanla-
gen und Schutzgebieten bei Ortsver-
handlungen verlangt. Auf Grund der Er-

Umwelthygiene

Das Tätigkeitsgebiet der Abteilung S/3
erstreckt sich auf die Gebiete der Bo-
den-, der Trinkwasser- und Abwasser-
hygiene, der Strahlenhygiene, der Orts-,
Wohnungs- und Siedlungshygiene, der
Hygiene der Abfallbeseitigung sowie
der Hygiene der Bäder- und Saunaanla-
gen und des Heilvorkommen- und Kur-
ortwesens. Die Ärzte der Abteilung S/3
werden in wasser-, gewerbe-, Ver-
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Statistik 1987

Rechnungsabschluß der Gruppe
GS — Gesamtübersicht 1987

Tuberkulosefürsorge

In Niederösterreich stehen insgesamt
20 Tuberkulose-Untersuchungs- und
Beratungsstellen in den Bezirkshaupt-
städten und Magistraten einer Gesamt-
bevölkerung von 1,427.849 Einwohnern
zur Verfügung.
Die Aufgaben der Tuberkulosefürsorge
werden von 2 Amtsärzten und 16
Werksvertragsärzten wahrgenommen.
Vom Jänner bis Dezember 1987 wurden
229 ärztliche Begutachtungen vorge-
nommen. In 110 Fällen wurden die Be-
handlungskosten übernommen bzw.
Wirtschaftshilfe gewährt. Bei 76 Fällen
konnte auf Grund der gesetzlichen Be-
stimmungen keine Wirtschaftshilfe ge-
währt werden.

kenntnisse des Verwaltungsgerichtsho-
fes in der letzten Zeit sind Amtsärzte
verstärkt in die Bewilligungsverfahren
und in die laufenden Kontrollen einzu-
schalten.

Einnahmen

Schwangeren- und
Mutterberatung
Vorsorgemedizin, allgemeine

S 640,-

Maßnahmen S 220,-
Drogenbekämpfung S 89.801,75
Schutzimpfungen (FSME) S 118.595,-
Polioschutzimpfung S 327.640,-
Tbc-Bekämpfung S 649.440,54
Röntgenzug (Kostenbeitrag) S 14 .030 -

Insgesamt s 1,200.366,54

Ausgaben

Schwangeren- und
Mutterberatung
Vorsorgemedizin, allgemeine

s 1,815.350,23

Maßnahmen s 4,501.699,07
Drogenbekämpfung s 2,191.336,82
Schutzimpfungen s 1,042.921,78
Polioschutzimpfung s 762.915,83
Tbc-Bekämpfung s 2,246.524,86
Röntgenzug
Boltzmann-Institut Baden und

s 99.027,50

Institut Brunn/Wild s 620.000,-
Gesundheitsabteilung (BH),
Amtsbereich s 483.495,19

Insgesamt S 13,763.271,28

Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung

Auf dem Gebiete der Luftreinhaltung
und der Lärmbekämpfung werden von
der Abteilung S/3 Gutachtertätigkeiten
nicht nur bei Berufungsverhandlungen
im Rahmen von baubehördlichen, ge-
werbebehördlichen und verkehrsbe-
hördlichen Verhandlungen geleistet. Um
bei diesen Berufungsverfahren ein ein-
heitliches, den neuesten Erkenntnissen
entsprechendes Vorgehen zu gewähr-
leisten, wurden Richtlinien und Empfeh-
lungen erarbeitet.
Großflächige Belastungen der Bevölke-
rung durch Lärm oder Luftverunreinigun-
gen fordern immer wieder neue Grund-
satzgutachten, die oft österreichweit
Pioniercharakter haben.
Die medizinische Beurteilung luftverun-
reinigender Schadstoffe hat alle Noxen
unter Berücksichtigung der Summa-
tionseffekte auf den Organismus zu um-
fassen. Die pauschale Heranziehung
von Grenzwerten führt nämlich zum
Ausschöpfen bis zum „hochstzulässi-
gen Wert" auch in Fällen, bei welchen
hiefür keine Veranlassung besteht. Dies
ist abzulehnen.

Strahlenhygiene,
Katastrophe von
Tschernobyl

Die Überwachung des noch vorhande-
nen Ausmaßes der radioaktiven Bela-
stung nach der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl wurde im laufenden Jahr
auf den Sektoren Trinkwasser, Lebens-
rnittel, landwirtschaftliche Produkte, Tier-
mehl sowie bei Fischteichen im Wald-
viertel fortgesetzt und zeigte Kontamina-
tionen in nur geringem Umfang auf.
Zur Erkennung möglicher Gefahren in
der Donau durch die Einleitung von
Molke wurde sowohl das Wasser als
auch der Schlamm weiterhin kontrolliert,
auch hier waren die Werte als nicht be-
sorgniserregend zu bezeichnen.
Auf dem Sektor Klärschlammentsor-
gung kam es im laufenden Jahr zu einer
deutlichen Entspannung, es sind nur
mehr geringe Mengen an verstrahltem
Klärschlamm derzeit auf Deponien ab-
zuführen.
Die Kontrolle der Bodenschichten
zeigte, daß die Radioaktivität in den
obersten wenigen Zentimetern des Bo-
dens fixiert wurde und nicht in tiefere
Bereiche eindrang, so daß bedeutende
Belastungen des Grundwassers nicht
auftraten.

Röntgenschirmbildbus

Der Einsatz des Röntgenschirmbildbus-
ses wird in Niederösterreich als Ergän-
zung zu den stationären Röntgen-
schirmbildeinrichtungen betrieben.
In den Bezirken Wien-Umgebung,
Bruck an der Leitha, Lilienfeld, St. Pöl-
ten, Scheibbs, Melk und Zwettl wurde
der Bus gezielt eingesetzt. Weiters wur-
den in 23 Betrieben und 16 Pensioni-
stenheimen Umgebungsuntersuchun-
gen durchgeführt.
Von Jänner bis einschließlich Dezem-
ber 1987 wurden an 142 Arbeitstagen
bei einem Tagesdurchschnitt von
126 Aufnahmen insgesamt 17.752
Schirmbildaufnahmen gemacht. Bei
15.838 Personen wurden normale Be-
funde erhoben, 1.144 Personen wurden
seitens der Abteilung S/3 ersucht, ihren
Arzt aufzusuchen, und 491 Personen
wurden seitens der jeweiligen Bezirks-
hauptmannschaften zwecks abklären-
der Untersuchung vorgeladen.

Beratung und Betreuung von
Drogenmißbrauchern in den
Drogenberatungsstellen 1986

Beratungsstellen Klienten Beratungs-
gespräche

Amstetten 11 89
Melk 8 70
St. Pölten 24 156
Scheibbs - -
Gmünd 1 12
Horn 2 12
Krems 16 176
Waidhofen/Thaya 6 49
Zwettl 1 10
Neunkirchen 35 83
Wiener Neustadt 21 46
Gänserndorf 9 20
Mistelbach 25 57
Lilienfeld 10 93

Insgesamt 169 873
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Schutzimpfungen 1986 /87

Poliomyelitis 110.547
Tetanus 11-226
Diphterie-Tetanus 15.053
Diphterie-Pertussis-Tetanus 4.689
Grippe fortgeführt
Hepatitis B fortgesetzt
Frühsommermeningoencephalitis
(FSME):

Erkrankungen 24
Todesfälle

Röteln
Mädchen im präpubertären Alter, etwa 90 % des
Jahrganges nicht geschützte Wöchnerinnen
(kaum 10%) 6.382

Masern-Mumps-Impfung der Kinder
vom 14. Lebensmonat bis zum
2. Lebensjahr 5.130

Amtsärztliche
Untersuchungen
und Gutachten 517

Apothekenüberprüfungen

Öffentliche Apotheken 49
Ärztliche Hausapotheken 11
Anstaltsapotheken bzw. Medikamenten-
gebarung in Krankenanstalten 13

Anzeigen wegen Übertretung
des Suchtgiftgesetzes 89
Untersuchungen nach dem
Mutterschutzgesetz 1 .153

Jugendarbeit (1/10)

Modellprojekte

NÖ Jugendhilfezentren

Die bisher erfolgreich als Modellprojekt
geführten „NÖ Jugendhilfezentren“ wur-
den auf Grund ihrer bereits soliden Ar-
beitsbasis zu einer ständigen und selb-
ständigen Einrichtung.
Das Landesjugendreferat hat 1987 bera-
tend mitgewirkt und hat sich an der
Ausbildung der ehrenamtlichen Mitar-
beiter durch die Mitfinanzierung von
Ausbildungsseminaren beteiligt. Die
„Jugendhilfezentren“ verfügen zur Zeit
über 3 hauptamtliche Sozialarbeiter und
ca. 70 ehrenamtliche Mitarbeiter. Die
Zielgruppe für ihre Tätigkeiten sind so-
zial gefährdete Jugendliche nach den
Kriterien des § 4 des NÖ Jugendgeset-
zes.
Beim letzten Ausbildungsseminar im
Oktober konnte festgestellt werden, daß
die ehrenamtlichen Mitarbeiter mit gro-
ßem Engagement arbeiten und somit
ein bisher wenig abgedecktes Arbeits-
feld in der Jugendarbeit betreuen.

Die Preisverleihung fand am 10. Novem-
ber 1987 im NÖ Landtagssitzungssaal
in Anwesenheit des Landeshauptman-
nes, der zuständigen Landesrätin und
einer großen Anzahl von Gästen statt.

Gemeindejugend-
referenten

Für die Gemeindejugendreferenten wur-
den die Ausbildungsseminare in den
Landesvierteln fortgesetzt.
• Industrieviertel: 11. April 1987, Wiener
Neustadt;
• Waldviertel: 9. Mai 1987;
• Mostviertel: 23. Mai 1987, St. Pölten.
Zur Verwendung in Hinblick auf Kinder-
und Jugendlager (Sommer und Winter)
wurde über die Gemeinden eine Erhe-
bung über geeignete Lagerplätze durch-
geführt und den Gemeindejugendrefe-
renten zur Verfügung gestellt.
Neu eingeführt wurde die Herausgabe
einer Gemeindejugendreferenten-Zei-
tung, um die Gemeindejugendreferen-
ten über aktuelle Termine und Themen
am laufenden zu halten.
Es gibt derzeit 380 Gemeindejugendre-
ferenten in Niederösterreich. Die Ge-
meindejugendreferenten werden zu al-
len Jugendleiter-Ausbildungssemina-
ren, Veranstaltungen, Kursen usw. ein-
geladen und machen von diesem Ange-
bot regen Gebrauch und zeigen in den
Aktivitäten in ihren Gemeinden stei-
gende Tendenz.

Jugendfreundliche
Dienstleistungsbetriebe

Nach §9 des NÖ Jugendgesetzes
wurde die Aktion „Auszeichnung ju-
gendfreundlicher Dienstleistungsbe-
trieb" gestartet. 25.000 NÖ Betriebe
wurden mit dem entsprechenden Infor-
mationsmaterial versorgt und eingela-
den, sich an der Aktion zu beteiligen.
Am 13. Dezember 1987 wurde nach Ent-
scheidung der Jury bereits der erste
Dienstleistungsbetrieb ausgezeichnet.

Jugendfreundlichste
Gemeinde 1987

Auch 1987 wurde wieder die jugend-
freundlichste Gemeinde ermittelt. Dies-
bezüglich an die Gemeinden vergebene
Preise sind von den Gemeinden zweck-
gebunden für Jugendarbeit zu verwen-
den. 1987 haben ca. 200 Gemeinden an
der Aktion teilgenommen. Von der Jury
wurden folgende Siegergemeinden er-
mittelt:
• Kategorie I (bis 2.000 Einwohner):
Schrattenberg vor Bad Großpertholz
und Klausen-Leopoldsdorf;
• Kategorie II (von 2.000 bis 6.000 Ein-
wohner): Eggenburg vor Retz und Hain-
feld;
• Kategorie III (über 6.000 Einwohner):
Mödling vor Laa/Thaya - ex aequo mit
Mistelbach.
Erstmals wird heuer als Abschluß der
Aktion in der kleinsten jugendfreund-
lichsten Gemeinde ein Jugendfest ver-
anstaltet.

Jugendleiterausbildung

Die Jugendleiterausbildung wurde nach
dem Auftrag des NÖ Jugendgesetzes
mit 13 Seminaren fortgeführt.

Jugendorganisationen

1987 wurde bereits nach dem neuen
Konzept der organisierten Jugendarbeit
in Niederösterreich gearbeitet. Zugehö-
rig zum Landesbeirat für Jugend- und
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Jungautorenwettbewerb

Der 1986 ausgeschriebene Jungauto-
renwettbewerb konnte mit der Preisver-
leihung am 3. November 1987 an die
von den Jurys ausgezeichneten Preis-
träger abgeschlossen werden. Diese
fand im Rahmen einer Vorführung des
preisgekrönten Werkes der Bundesan-
stalt für Kindergartenpädagogik Mistel-
bach im NÖ Landhaus statt. Insgesamt
wurden 156 Werke eingereicht.

Im Rahmen des NÖ Jugendredewettbe-
werbes 1987 wurden innerhalb von
4 Monaten in rund 200 Einzelveranstal-
tungen mehr als 2.200 Reden gehalten.

Familienpolitik sowie zur Wahrung der
Interessen der älteren Generation
wurde ein „Unterausschuß Jugend“, be-
stehend aus 27 von der NÖ Landesre-
gierung anerkannten Jugendorganisa-
tionen, und eine „Arbeitskommission“,
bestehend aus Vertretern von 8 Jugend-
organisationen eingerichtet. Als weite-
res Gremium in diesem Konzept wurde
das NÖ Jugendforum installiert; als
Nachfolgegremium des ehemaligen
NÖ Jugendrates umfaßt es 39 NÖ Ju-
gendorganisationen, Initiativgruppen
und Kulturgruppen.
Am 30. Oktober 1987 tagte das
1. NÖ Jugendforum in St. Pölten in An-
wesenheit von 6 Landesregierungsmit-
gliedern, die sich den Jugendvertretern
zur Diskussion stellten. Der Unteraus-
schuß und die Arbeitskommission ha-
ben ihre Tätigkeit mit den Schwerpunk-
ten Jugendarbeitslosigkeit und Spielau-
tomatengesetz fortgeführt. Das Jugend-
referat fungiert als Geschäftsstelle.

Staatsbürgerliche
Erziehung

Führungen durch das Landhaus

Im Rahmen der Aktion „NÖ Jugendliche
besuchen das Landhaus" wurden ca.
1.750 Jugendliche durch das Regie-
rungsgebäude und Landhaus geführt,
wobei in den einzelnen Räumlichkeiten
entsprechende historische und staats-
bürgerliche Vorträge gehalten wurden.
Zusätzlich wurden Delegationen von
verschiedenen Organisationen und In-
stitutionen (Kammern, Künstler, Ge-
meindevertreter, Gewerkschaft usw.)
empfangen.

Kulturelle Jugendarbeit

Jugendtheater-Seminare

• „Kabarett II“ (für Fortgeschrittene)
(Sprechkabarett/Revue, Showtanz), 3.
bis 5; April 1987;
• „Das heitere Volksstück“ (zeitgemäße
Volksstücke und zeitgemäße Erarbei-
tung), 29. bis 31. Mai 1987;
• „Musiktheater“ (Song, Couplet-Thea-
terlied-Musical), 13. bis 15. November
1987;
• „Szenische Woche“ (Schwerpunkt-
thema Improvisationen), 3. bis 7. August
1987;
• NÖ Kindertheatertag (Pflichtschule),
23. Mai 1987;
• Tage des darstellenden Spiels (AHS
Spielgruppentreffen), 6. bis 7. April
1987;
• 9. NÖ Jugendtheatertage, 6. bis 9.
Oktober 1987;
• Bayerische Jugendtheatertage (Aus-
tausch), Internationale Jugendtheater-
tage in Wien, 5. bis 8. Juni 1987;
• 30. Internationale Theatertage der Ju-
gend in Bad Radkersburg, 3. Österrei-
chische Jugendtheatertage, 4. bis 8.
Juli 1987.
Alle Seminare wurden gemeinsam mit
dem Landesverband für Schulspiel, Ju-
gendspiel und Amateurtheater in der Ar-
beitsgemeinschaft Jugendtheater
durchgeführt.

Kulturfahrtenförderung

Um den NÖ Jugendgruppen den Be-
such von Kulturveranstaltungen und kul-
turellen Stätten zu erleichtern und oft
damit erst zu ermöglichen, wurden 1987
75 Kulturfahrtenförderungen zur Anwei-
sung gebracht.

Moderne Musik

Ausfallshaftungsübernahme bis zu
50.000 Schilling für das Open-Air-
Schulsschlußkonzert in Zwettl. Tatsäch-
lich wurden nach Abrechnung 20.400
Schilling angewiesen.

Junge Künstler (Junk)

1987 wurden vom Jugendreferat ge-
meinsam mit dem Bildungs- und Hei-
matwerk junge Künstler eingeladen, um
sie organisatorisch und finanziell bei
Ausstellungen und Lesungen zu unter-
stützen, um ihnen überhaupt einmal die
Möglichkeit zu bieten, vor größerem Pu-
blikum ihre Werke zu präsentieren.
Die erste gemeinsame Veranstaltung
unter dem Titel „JUNK“ fand von
27. Juni 1987 bis 5. Juli 1987 in St. Pöl-
ten statt.

Jugendtheater-Aufführungsveran-
staltungen

• NÖ Kindertheatertag in Tulln,
23. Mai 1987. Dabei nahmen 10 Kinder-
theatergruppen aus ganz Niederöster-
reich teil.
• 3. Österreichische und 9. NÖ Ju-
gendtheatertage. An dieser 2 1/2 tägi-
gen Veranstaltung (9. bis 11. Oktober)
in St. Pölten nahmen 19 Jugendtheater-
gruppen aus ganz Österreich teil - 12
davon waren aus Niederösterreich -,
zusätzlich eine ausländische Gast-
gruppe aus der Bundesrepublik
Deutschland. Die Aufführungen der ein-
zelnen Gruppen waren ausgezeichnet
durch gutes Niveau und hervorragende
Kreativität. Die jahrelangen Bemühun-
gen, die Jugendtheatergruppen mittels
geeigneter Seminare auszubilden, kom-
men weiterhin sehr stark zum Tragen.

Jungbürgerfeiern

1987 wurden 23 Jungbürgerfeiern mit
ca. 2.200 Teilnehmern durchgeführt.
Das Landesjugendreferat beteiligte sich
an der Durchführung, Mitgestaltung und
Mitfinanzierung. Eine vom Landesju-
gendreferat hergestellte, historisch-
staatsbürgerlich ausgerichtete Ton-Dia-
Schau wurde als Programmbestandteil
vorgeführt.

Jugendredewettbewerb

Der Jugendredewettbewerb 1987 wurde
in 6 Gruppen (Höhere Lehranstalten,
Mittlere Lehranstalten, Bäuerliche Ju-
gend, Werktätige Jugend, Bundesheer,
Berufsschulen) durchgeführt und er-
brachte ausgezeichnete Leistungen.
Seit Monaten wurden von Schulen, Ju-
gendorganisationen usw. Orts- und Be-
reichswettbewerbe in festlichem Rah-
men veranstaltet.

Jugendschach

8 Veranstaltungen wurden von der Ar-
beitsgemeinschaft Jugendschach orga-
nisiert und ein Schachfalter (Auflage
13.000 Stück) herausgegeben.

Jugendaustausch

Um den NÖ Jugendgruppen einen Er-
fahrungsaustausch in der Jugendarbeit
zu ermöglichen, wurden 13 nationale
und 20 internationale Jugendaustausch-
projekte gefördert.
Die seit vielen Jahren bestehenden
Austauschbeziehungen mit Ungarn und
Italien wurden nach dem Prinzip der Ge-
genseitigkeit fortgeführt. Je eine Gruppe
aus Ungarn und Italien nahmen am
Europäischen Jugendleitertreffen in
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St. Corona teil, je eine Niederöster-
reich-Gruppe besuchte Ungarn und Ita-
lien. Zwei Ungarische Delegationen
nahmen am Schachturnier in Kirchberg/
Wechsel vom 24. bis 26. Oktober 1987
teil.
Eine Jugendkulturdelegation unter der
Leitung von Frau Landesrat Prokop be-
suchte vom 9. bis 12. Juli 1987 das Ko-
mitat Veszprem (Ungarn). Bei dieser
Gelegenheit wurde von Frau Landesrat
Prokop und dem stellvertretenden Ko-
mitatsvorsitzenden ein grundsätzliches
Abkommen zum Jugendaustausch zwi-
schen Niederösterreich und dem Komi-
tat Veszprem unterzeichnet.
Am 31. Mai 1987 wurde von 3 NÖ Spiel-
mobilen mit 6 Animateuren der Kinder-
tag in Zalaegerszeg auf Einladung des
dortigen Kulturhauses sehr erfolgreich
gestaltet. Es nahmen daran 3.000 Kin-
der teil. Vom Jugendreferat wurden die
Reisekosten und die Leitung der Veran-
staltung übernommen.

Medienerziehung

Über den beim Landesjugendreferat ge-
führten Verein „Jugend und Massenme-
dien" wurden an 136 Schulen 133 Filme
vorgeführt. An den Vorführungen nah-
men 39.100 Schüler teil. Darüber hinaus
werden in Zwettl und Amstetten im
außerschulischen Bereich „Jugendfilm-
Abos“ in Zusammenarbeit mit der jewei-
ligen Stadtgemeinde und den Schulen
durchgeführt. Die Aktion trägt sich wie
im Vorjahr finanziell selbst, das Landes-
jugendreferat und die Stadtgemeinden
übernehmen nur eine Ausfallshaftung
von je 50%. Am 9. Dezember 1987
wurde der NÖ Medientag mit dem
Thema „Information durch Massenme-
dien“ veranstaltet.

gen von TV-Berichten über Veranstal-
tungen des Landesjugendreferates an-
gelegt. Ebenso besteht eine kleine
Handbibliothek, die laufend um ein-
schlägige Werke erweitert wird.

Spielmobil

Im Mai 1987 wurde das blau-gelbe
Spielmobil vom Jugendreferat einge-
richtet. Das ist ein kleiner LKW, der mit
Spielmaterialien vollgepackt ist. Er wird
jeweils von 2 Animateuren begleitet.
Das Spielmobil bietet eine breite Palette
von Spielangeboten: Kreativität (Malen,
Figuren formen und ähnliches) und das
„Miteinander“ im Spiel (Fallschirmspiel,
Kletterschlauch usw.) stehen im Mittel-
punkt.
Angefordert wird das Spielmobil von Ju-
gendorganisationen und Gemeinden.
Während dieser Saison wurden bereits
mehr als 60 Einsätze in allen Teilen Nie-
derösterreichs gefahren. Die Zahl der
Teilnehmer liegt weit über 6.000. Das
Spielmobil hat auf Grund seines „bun-
ten" Erscheinungsbildes ein außeror-
dentlich gutes Medienecho.
Im Fach Freizeitpädagogik wurde in der
Pädagogischen Akademie Baden ge-
meinsam mit Professoren und Studen-
ten eine Modellspielaktion gestaltet.

Publikationen

• Faltprospekt „Jugendschach in NÖ“;
• Broschüre „Für Dich und mich“ (Ju-
gendschutz);
• Broschüre „Mit der Jugend für die Ju-
gend“ (Jugendförderung);
• „Jugend im Medienalltag“;
• „Es gibt doch noch Chancen - Zur Si-
tuation der arbeitslosen Jugendlichen
Niederösterreichs“.

NÖ Kinderwandertag

Am 4. Oktober 1987 wurde in Seeben-
stein der 8. NÖ Kinderwandertag durch-
geführt. An der Veranstaltung nahmen
500 Kinder im Alter von 3 bis 14 Jahren
teil.

Dokumentation

Für Interessierte steht die umfangreiche
Bibliothek des Österreichischen Institu-
tes für Jugendkunde für die Jugenddo-
kumentation zur Verfügung. Damit kann
kostengünstig ein reichhaltiger, syste-
matisch zum Thema aufgebauter Litera-
turfundus genutzt werden. Im Landesju-
gendreferat wurden zu Dokumentations-
zwecken Videobänder mit Aufzeichnun-

Sport

Bei der Fußball-Bundesmeisterschaft in
St. Pölten unter vorheriger Durchfüh-
rung der Landesmeisterschaften für Po-
lytechnische Lehrgänge, errang der Ver-
treter Niederösterreichs (Großenzers-
dorf) den 5. Platz.

Computer-Camp

Vom 2. bis 28. August 1987 wurden zum
zweitenmal Computer-Camps für Ju-
gendleiter und Jugendliche in Kirch-
berg/BW. durchgeführt. Obwohl ur-
sprünglich schon 3 einwöchige Tur-
nusse geplant waren, mußte auf Grund
der unerwartet großen Nachfrage ein
weiterer Turnus in Neunagelberg durch-
geführt werden.Verkehrserziehung

Jugendfahrradturnier

An dem Fahrradturnier zur Verkehrser-
ziehung nahmen 90 Schulen mit ca.
5.000 Schülern der 5. Schulstufe teil.
Bezirksmeisterschaften wurden in allen
Bezirken Niederösterreichs durchge-
führt. Die Landesmeisterschaft fand am
17. Juni 1987 in Poysdorf statt.

Mofa-Bewerb

An dem Mofa-Bewerb beteiligten sich
40 Schulen mit 1.000 Schülern der
9- Schulstufe. Die Landesmeisterschaft
fand am 10. Juni 1987 in Gresten statt.
Bei der Bundesmeisterschaft am
23. Juni 1987 in Oberwart wurde eine
Niederösterreicherin vom Polytechni-
schen Lehrgang Schönbach Bundes-
siegerin.

In St. Pölten fand
das 1. NÖ Jugendfo-
rum statt, bei dem
sechs Regierungs-
mitglieder Jugend-
vertretern zu aktu-
ellen landespoliti-
schen Fragen Rede
und Antwort stan-
den.
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Für die Errichtung und Führung von Ju-
gend- und Schülerzeitungen haben
22 Förderungsbewerber über die Ver-
gabe von Inseraten einen finanziellen
Zuschuß von insgesamt 72.580 Schilling
erhalten.
Schließlich wurde an 4 Privatinitiativen,
die sich sozial gefährdeter Jugendlicher
annehmen, ein Forderungsbetrag von
370.000 Schilling angewiesen.

gend veranstaltet und im Bezirk Korneu-
burg ein Computer-Abendkurs von
einer Jugendorganisation durchgeführt.

Jugendförderung

1987 konnten 48 Ansuchen um eine fi-
nanzielle Unterstützung für die Errich-
tung und Ausgestaltung von Jugend-
treffs bewilligt werden, für die ein Ge-
samtbetrag von 1,549.000 Schilling zur
Auszahlung gelangte.
Zur Realisierung von modellhaften und
somit beispielgebenden Jugendaktivitä-
ten konnten 6 Jugendgruppen mit
einem Betrag von 73.500 Schilling ge-
fördert werden.

Insgesamt wurden über 100 Teilnehmer
mit den Programmen in BASIC und mit
verschiedenen Anwendprogrammen
vertraut gemacht. Ein wichtiger Ge-
sichtspunkt bei dieser Art von Bildungs-
veranstaltungen ist, daß Erwachsene
gemeinsam mit Jugendlichen und auch
von diesen lernen können. Gerade im
EDV-Bereich ist dies ein nicht zu unter-
schätzender psychologischer Aspekt.
Ebenso konnte der kritische Umgang
mit dem Medium Computer vermittelt
werden, unter anderem dadurch, daß
die Computernutzung gegenüber ande-
ren Freizeitaktivitäten relativiert wurde.
Als Ergebnis der Computer-Camps
wurde in einer NÖ Gemeinde bereits
ein Schnupperkurs für die örtliche Ju-

Sprechtag des
Landesjugendreferates

Die Erarbeitung eines neuen Konzeptes
für die Jugendsprechtage steht vor dem
Abschluß. Die Veranstaltungsreihe wird
voraussichtlich im Mai 1988 anlaufen. ■

Jugendfürsorge (VII 1/2)

merziehung stehenden Kinder und Ju-
gendlichen.
In den Heimen werden in regelmäßigen
Zeitabständen unter Mitwirkung der zu-
ständigen Heimsozialarbeiterin und des
Kinder- und Jugendpsychologischen
Beratungsdienstes Erzieherbespre-
chungen, Erziehungsberatungen und
Erziehungsverlaufskonferenzen durch-
geführt. Vornehmliche Aufgabe der mit
der Heimfürsorge betrauten Sozialarbei-
ter ist die Koordination und Kontaktver-
besserung zwischen Kind, Heim, zu-
ständiger Jugendabteilung und dem El-
ternhaus, die Vorbereitung der Entlas-
sung von Kindern und Jugendlichen
und die Vorbereitung der Vermittlung
von Kindern zu Pflegeeltern, soferne sie
sich für eine Pflegeplatzunterbringung
eignen. Für die im Rahmen der Behin-
dertenhilfe in den verschiedenen Hei-
men untergebrachten Kinder finden ge-
meinsam mit der Abteilung VII/1 Rehab-
ilitationskontrollen statt.
In den Landesjugendheimen Holla-
brunn, Hochwolkersdorf und Hinterbrühl
werden außerdem in Zusammenarbeit
mit dem Verein zur Berufsvorbereitung
von Jugendlichen Berufsvorbereitungs-
kurse für Jugendliche durchgeführt, die
ihre gesetzliche Schulpflicht erfüllt ha-
ben, aber auf Grund von Entwicklungs-
rückständen nicht unmittelbar ins Be-
rufsleben eingegliedert werden können.
Am 31. Dezember 1987 waren in den
NÖ Landesjugendheimen in Durchfüh-
rung von Erziehungsmaßnahmen (Be-
hindertenhilfe, freiwillige und gerichtli-
che Erziehungshilfe, Fürsorgeerzie-
hung) insgesamt 882 Minderjährige un-
tergebracht. Davon waren 90 Kinder
und Jugendliche aus anderen Bundes-
ländern. In Privatheimen befanden sich
zu diesem Zeitpunkt insgesamt
194 Minderjährige aus Niederösterreich.
Obwohl in Niederösterreich ein differen-

Rechtshilfe

Die Rechtshilfe, von erfahrenen Juristen
der Fachabteilung ausgeübt, erteilt den
mit den Aufgaben der Amtsvormund-
schaft und Amtssachwalterschaft täti-
gen Bediensteten in schwierigen Fällen
Rechtsauskünfte. Es werden Gutachten
verfaßt und es wird bei Wiener Gerich-
ten, Notaren und sonstigen Stellen in-
terveniert.
1987 wurden Vertretungen der Bezirks-
verwaltungsbehörden vor Wiener Ge-
richten in 239 Fällen, Interventionen für
die NÖ Bezirksverwaltungsbehörden
bei Gerichten, Notaren, Versicherungen
usw. in 70 Fällen und die Verfassung
von Schriftsätzen (Rechtsmittel, An-
träge, Behandlungen von Beschwerden
usw.) in 228 Fällen getätigt. Der Ein-
und Ausgang von Mündelgeldern (Über-
weisung von Alimenten ins Ausland und
aus dem Ausland) betrug 923.553,40
Schilling.

Schwerpunkte 1987

• Aus- und Fortbildung des „Fürsorge-
und Fachpersonals“ (Amtsvormünder
und Sozialarbeiter) der Jugendabteilun-
gen der Bezirksverwaltungsbehörden;
• fachliche Beaufsichtigung der gesam-
ten Tätigkeit der Bezirksverwaltungsbe-
hörden auf dem Gebiet der öffentlichen
Jugendwohlfahrtspflege einschließlich
der geleisteten Rechtshilfe;
• sozialpädagogische Angelegenheiten
der Heimfürsorge; Pflegekinderwesen;
Aufsicht über Privatkinderheime;
• soziale Dienste (Beratungsdienste
verschiedener Art);
• Erholungsfürsorge;
• Förderung privater Träger der Ju-
gendfürsorge.

Aus- und Fortbildung

In Zusammenarbeit mit der NÖVAK fan-
den folgende Veranstaltungen statt:
• Grundkurs für Sozialarbeiter und
Amtsvormünder (II., III. und IV. Teil einer
vierteiligen Seminarreihe);
• 3 Seminare zum Thema „Grundlagen
der Kommunikations- und Familienther-
apie";
• 2 Seminare zum Thema „Systemer
kennung, Struktur- und Interaktionsbe
obachtung“.
Daneben werden supervidierende Ar
beitskreise für Sozialarbeiter als berufs
begleitende Fortbildung und Supervi
sionsgruppen für Sozialarbeiter geführt
• Informationsblätter: An Informations
blättern wurden 2 Ausgaben „Informa
tionen für Amtsvormünder und Sozialar
beiter" mit den Schwerpunktthemen El
ternschulen und Heimsozialarbeit ver
faßt und an die Dienststellen übersen
det.

Fachaufsicht

Im Rahmen der allgemeinen Fachauf-
sicht wurden die Jugendabteilungen
der Bezirkshauptmannschaften Möd-
ling. St. Pölten und Mistelbach überprüft
und Beratungsgespräche mit 4 Berufs-
anfängern (Sozialarbeiter) geführt.

Sozialpädagogische
Angelegenheiten der
Heimfürsorge

Der Abteilung obliegen die Durchfüh-
rung der gerichtlich angeordneten Für-
sorgeerziehung (Heimeinweisung und
-entlassung) und die Vorsorge für eine
bestmögliche Förderung aller in Hei-
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ziertes und qualifiziertes Angebot an
Heimen besteht, gibt es für einige zah-
lenmäßig kleine Gruppen von Minder-
jährigen, wie z. B. schwer verhaltensge-
störte, sexuell verwahrloste oder dro-
genabhängige Minderjährige, nicht im-
mer geeignete Einrichtungen. Bei der
Unterbringung solcher Minderjähriger
ergeben sich Probleme. Es muß daher
trotz genügend vorhandener Heimplätze
in Niederösterreich vereinzelt auf Ein-
richtungen in anderen Bundesländern
ausgewichen werden.

Pflegeeltern statt. Im kommenden Jahr
sind in verschiedenen Regionen ähnli-
che Veranstaitungsreihen geplant.
Bei der Abteilung VIII/2 sind 58 Familien
vorgemerkt, die ein Pflegekind aufneh-
men möchten und 91 Familien, die sich
ein Adoptivkind wünschen.
Trotz der freien Pflegeplätze besteht ein
Defizit an geeigneten Pflegeeltern, die
bereit sind, behinderte und verhaltens-
auffällige Kinder sowie Geschwister und
Kinder mit häufigem Elternkontakt und
unsicherer Prognose bezüglich der
Dauer des Pflegeverhältnisses aufzu-
nehmen.

Förderung privater Träger der
Jugendfürsorge

An private Träger wurden für Zwecke
der Jugendfürsorge insgesamt Förde-
rungsbeiträge von 7,5 Mio. Schilling wie
folgt zur Verteilung gebracht:

Jugendherbergswerk
Jugendherbergsverband
Jugendfürsorgeverbände
Jugendverbände
Verein „Rettet das Kind“

S 1,922.000-
S 1,178.000,-
S 1,000.000-
S 1,400.000,-
o d.uuu.uuu- 3

Insgesamt S 7,500.000,-
Belag der Heime am 31. Dezember
1987

NÖ Landesjugendheime Minder-
jährige

davon aus
anderen

Bundesländern

Matzen 60 1
Pottenstein 70
Schauboden 74 4
Hinterbrühl 195 9
Reichenauerhof 85 11
Allentsteig 66 5
Korneuburg 155 34
Hollabrunn 79 18
Hochwolkersdorf 22 5
NÖ Landessäuglings-
und Kleinkinderheim
„Schwedenstift“ 49 2
Heilpädagogische Sta-
tion Hinterbrühl 27 1

Insgesamt 882 90

Aufsicht über Privatkinderheime

In Niederösterreich gibt es 5 private Ein-
richtungen (Heime bzw. Wohngemein-
schaften), denen gemäß § 18 NÖ JWG
1978 die zum Betrieb erforderliche Be-
willigung erteilt wurde. Die Einrichtun-
gen werden regelmäßig überprüft.

Dem Verein zur Berufsvorbereitung Ju-
gendlicher wurden bisher für 1987
4,640.846,39 Schilling als Verpflegungs-
kostenanteil für die in den Kursen in
Hochwolkersdorf, Hollabrunn und Hin-
terbrühl betreuten Jugendlichen be-
zahlt.

Lehrlingsbeihilfen

Lehrlingsbeihilfen wurden 1987 an
204 bedürftige Lehrlinge (110 Neu- und
94 Weiterbewilligungen) mit einem Ge-
samtbetrag von 565.750 Schilling ge-
währt.

Erholungsfürsorge

Die Ferienaktion wird für sozial- und er-
holungsbedürftige Kinder durchgeführt.
1987 nahmen insgesamt 1.037 Kinder
daran teil.
Die Schulkinder waren in 9 Heimen -
davon 4 in Niederösterreich und 5 in an-
deren Bundesländern - in 3- bis 4wö-
chigen Turnussen untergebracht. Zur
Betreuung der Kinder waren insgesamt
93 Personen eingesetzt, die als Aktions-
leiterfinnen) und Erzieher(innen) tätig
waren.
Die Sonderaktion (für vorschulpflichtige,
erziehungsschwierige und lernschwa-
che Kinder) wurden in den NÖ Landes-
jugendheimen Matzen, Allentsteig und
Reichenauerhof und im Schülerinternat
Schloß Judenau durchgeführt. Das Per-
sonal für diese Aktion wurde von den
genannten Heimen beigestellt.
Die Ausgaben der Ferienaktion betru-
gen für 24.789 Verpflegungstage
5,802.769,66 Schilling. Die Kosten wur-
den zum Teil aus Mitteln der Pfingst-
sammlung gedeckt. Das Ergebnis der
Pfingstsammlung beträgt 3,357.872,05
Schilling. An Krankenkassenzuschüs-
sen wurden 1,584.089 Schilling verrech-
net.

Soziale Dienste

• Jugendberatungsstelle. Die Jugend-
beratungsstelle dient als Auskunfts-
und Koordinationsstelle. Sie wird von
den Eltern und Jugendlichen verständli-
cherweise äußerst selten durch Vor-
sprachen in Wien, sondern sehr häufig
telefonisch in Anspruch genommen.
• Spitalfürsorge. Die Abteilung VIII/2
stellt den Vermittlungsdienst zwischen
den Wiener Spitälern und den Jugend-
abteilungen her.
• Elternschule. Die Jugendabteilungen
der Bezirkshauptmannschaften Amstet-
ten, Baden, Gänserndorf, Gmünd, Hol-
labrunn, Melk, Mistelbach, St. Pölten,
Tulln und des Magistrates Waidhofen/
Ybbs veranstalteten zum Teil gemein-
sam mit Trägern der Erwachsenenbil-
dung, 21 Elternschulen in größeren Or-
ten. Die Besucherzahlen bewegten sich
zwischen 25 und 161 Pefsonen pro Vor-
tragsabend.

Privatheime Minder-
jährige

davon aus
anderen

Bundesländern

Schülerinternat Schloß
Judenau (einschließlich
der 6 Außenwohn-
gruppen) 198 28
Mädchenwohnheim
Brunn/Gebirge 10
Mädchenfamilienheim
Wr. Neustadt 9
Zentrum Spattstraße,
Linz 1
Baumgartenberg 4

Insgesamt 222 28

Pflegekinderwesen

Schwerpunkte sind die Werbung geeig-
neter Pflegeeltern, die Information und
Fortbildung von Pflegeeltern sowie eine
gut vorbereitete Vermittlung von Pfle-
gekindern.
In der Landeshauptstadt St. Pölten fand
in der Zeit von April bis Juni 1987 in Zu-
sammenarbeit mit dem Verein NÖ Initia-
tive für das familienbedürftige Kind und
dem Bildungshaus St. Hippolyt erst-
mals ein Vorbereitungsprogramm für
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Tätigkeit des Kinder- und
Jugendpsychologischen
Beratungsdienstes

In den Regionen:
Baden, Korneuburg, Melk, St. Pölten,
Zwettl:

Beratungstage 124
Fälle 319
Befassungen 672
Gespräche mit Angehörigen 667

In den Jugendämtern:
Beratungstage 264
Beratungstage in Wien 40
Kinder 649
Befassungen 1.061
Gespräche mit Angehörigen 922

In den Jugendheimen:
Beratungstage 182
Kinder 457
Befassungen 1.515
Gespräche mit Angehörigen 187
Erzieherbesprechungen 113

In den Behindertenheimen:
Beratungstage 52
Fälle 96
Befassungen 124
Gespräche mit Angehörigen 35
Erzieherbesprechungen 38
Supervisionstermine 7

In den Kindergärten:
Beratungstage 31
Kinder 97
Befassungen 33
Gespräche mit Angehörigen 134

In den Sonderkindergärten:
Beratungstage 21
Kinder 68
Befassungen 55
Gespräche mit Angehörigen 38

In den Spezialambulanzen
(Loosdorf, Schwedenstift):

Beratungstage 9
Kinder 22
Befassungen 8
Gespräche mit Angehörigen 31

• K inder -  und Jugendpsycho log ischer
Bera tungsd iens t  (KJB) .  Der KJB übt
se ine Bera tungs tä t igke i t  in den 5 reg io -
nalen Be ra tungss te l l en  (dort  Psycho-
loge und Soz ia la rbe i te r  im Team),  den
Jugendab te i l ungen  der Bez i rkshaup t -
mannschaften, den K inder -  und Ju-
gendhe imen ,  Beh inde r tene in r i ch tun -
gen, K indergär ten  und Sonde rk i nde r -
gär ten sowie in den Spez ia l ambu lanzen
für en tw ick lungsges tö r te  K le ink inder
aus. Z i e l g ruppen  sind ra tsuchende El-
tern bei al len Fragen der E rz iehung  und
En tw i ck l ung  sowie  bei Verha l tenss tö -
rungen  ihrer K inder  und bei fami l iä ren
Konf l ik ten.  Wei ters  steht der Be ra tungs -
d iens t  Jugend l i chen  in P rob lems i tua t i o -
nen offen. Die im NÖ K inderga r tenge-
setz 1987 fes tge legte  Be i z i ehung  von
Fachpsycho logen  und Facharzt  bei der
Beg le i t ung  von I n teg ra t i onsg ruppen ,
Bera tung  der K inde rgä r tne r innen  und
Ges ta l t ung  von E l t e rnabenden  wird zu
einer s ich bere i ts  abze i chnenden  er-
höh ten  I nansp ruchnahme  des Bera-
t ungsd iens tes  füh ren .

Landesheime (XI/2)

Die He ime b ie ten  i nsgesamt  967 Pflege-
p lä tze.
Die Vo rmerkung  e ines  Aufnahmeansu-
chens  und die Au fnahmebew i l l i gung  für
e inen P f legep la tz  im P f l egehe im  erfol-
gen zent ra l  bei der Ab te i l ung .
Der bei den Pens ion i s tenhe imen  fest-
s te l l ba re  Trend - e iner  s ta rken Bedarfs-
s te i ge rung  im Be re i ch  der Pf legebetten
auf G rund  der Pf legebedürft igkeit  zum
Ze i t punk t  der He imau fnahme  - stellt an
die P f l egehe ime  s te i gende  Anforderun-
gen In tens ivp f l ege  zu le i s ten .
In al len P f l egehe imen  l iegt daher we-
sen t l i ches  Augenmerk  auf Verbesse-
rung der Auss ta t t ung ,  E insa tz  von ent-
sp rechenden  Pf legeh i l fsmi t te ln ,  Ge '

Zum Au fgabenbere i ch  der Ab te i l ung
zäh len alle Agenden  ve rwa l tungsmäß i -
ger, admin is t ra t i ve r  und ökonomische r
Art für die NÖ Landes -P f lege - ,  Pens ion i -
sten- und Jugendhe ime .
Außerdem hat die Ab te i l ung  die in Nie-
derös ter re ich  bes tehenden  pr ivaten
Pens ion i s ten -  und P f l egehe ime  im
Sinne des NÖ Soz ia lh i l fegese tzes  zu
bew i l l i gen  und zu beau fs i ch t i gen .

Schwerpunkte 1987

Pflegeheime

Das Land be t re ib t  sechs  Landes-P f lege-
he ime in Tulln, M i s te l bach ,  Wr. Neu-
stadt ,  Melk,  Wa idho fen  an der Thaya
und Hochegg .
Die P f legehe ime d ienen  der Be t reuung
von Menschen ,  die auf Grund  ihres kör-
pe r l i chen  oder ge i s t i g - see l i schen  Zu-
s tandes  nicht ims tande  s ind,  die le-
bensw ich t igen  w iede rkeh renden  Ver-
r i ch tungen  ohne f remde Hilfe zu besor-
gen.
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währleistung einer ärztlich-medizini-
schen Versorgung und pflegerischen
Betreuung durch qualifiziertes Personal.
Im Bereich der Baumaßnahmen wurde
im Jahre 1987 mit Einsatz der Bauarbei-
ten die Realisierung des Projektes
NÖ Landes-Pflege- und Pensionisten-
heim Mistelbach begonnen. Das Projekt
sieht die Zusammenfassung der beiden
bestehenden Einrichtungen Pflegeheim
und Pensionistenheim zu einer gemein-
samen Einrichtung vor und gliedert sich
in einen Pflegeteil (120 Betten), Wohn-
teil (60 Betten) und Betreuungsstation
(50 Betten).
Der Pflege-, Wohnteil und die zentralen
Einrichtungen werden in einem Neubau
untergebracht, die Betreuungsstation
im umgebauten derzeitigen Pensioni-
stenheim.
Die Baudurchführung erfolgt in drei
Bauabschnitten in einem Bauzeitraum
bis 1992.
Dieses Projekt mit veranschlagten Ge-
samtkosten von ca. 200 Mio. Schilling
wird im Wege der Regionalförderung im
Rahmen einer Sonderfinanzierung
durchgeführt.

haltsrücklage, die jedes Heim zu bilden
hat, finanziert.
Im Jahre 1987 wurden im Bereich der
NÖ Landes-Pensionistenheime fol-
gende hervorstechende Maßnahmen
durchgeführt:
• Ein Forschungsprojekt „Miteinander
leben im Heim“ wurde abgeschlossen.
Die Ergebnisse werden in den nächsten
Jahren in die praktische Arbeit einflie-
ßen.
• Im Jänner wurden für das Landes-
Pensionistenheim Gänserndorf nach
Veranstaltung einer „Galerie im Heim“
Bilder im Wert von etwa 180.000 Schil-
ling angekauft. Die Heimbewohner hat-
ten Gelegenheit, die ausgestellten Bil-
der selbst auszuwählen.
• Die im neuen Landespensionisten-
heim Hainfeld installierte hackschnitzel-
gefeuerte Heizungsanlage hat sich als
Pilotprojekt in diesem Bereich heraus-
gestellt. Die Anlage hat über die Lan-
desgrenzen hinaus reges Interesse er-
regt. Eine Exkursion von Mitgliedern
des burgenländischen Landtages und
vielfache Anfragen aus der Fachwelt zei-
gen das Interesse an dieser Heizungs-
anlage.
• Am 2. März 1987 wurde der Zu- und
Umbau des Landespensionistenheimes
Ybbs/Donau durch Vornahme der Kol-
laudierung abgeschlossen.
• Am 21. April 1987 fand im Pensioni-
stenheim Ybbs die Weihe der neuen
Anstaltskapelle statt, am 26. April wurde
dieses Heim seiner offiziellen Bestim-
mung übergeben.
• Am 4. Mai 1987 wurde das im
NÖ Landes-Pensionistenheim Amstet-
ten eingerichtete neue Heimcafe seiner
Bestimmung übergeben.
• Am 12. Juni 1987 wurde die Kollau-
dierung des Zu- und Umbaues des Pen-
sionistenheimes Baden vorgenommen.
Am 25. Mai war mit der Besiedlung die-
ses Hauses bzw. der Rückübersiedlung
der in einem Ersatzgebäude unterge-
brachten Heimbewohner begonnen
worden. Das modernisierte Heim wurde
am 7. November 1987 feierlich seiner
Bestimmung übergeben.
• Das Landespensionistenheim Ga-
ming wurde wegen sehr starker Mängel
in der Bausubstanz die mit vertretbaren
Kosten nicht mehr sanierbar waren, mit
Beschluß der NÖ Landesregierung im
Juli 1987 aufgelassen.
• Am 12. September 1987 wurde im
Pensionistenheim Retz die neue Heim-
kapelle geweiht. Die Kapelle befindet
sich im Bereich der neu eingerichteten
Pflegeabteilung. Der Zu- und Umbau
dieses Heimes wird in den ersten Mo-
naten des Jahres 1988 beendet sein.
• Am 4. Oktober 1987 wurde der sa-
nierte Mitteltrakt des Pensionistenhei-
mes Scheibbs wieder in Betrieb genom-
men. Im Zuge dieser Sanierung wurde
eine Pflegeabteilung mit 42 Betten ge-
schaffen.

• Der Zu- und Umbau des Landes-Pen-
sionistenheimes Himberg wurde soweit
abgeschlossen, daß die neue Pflegeab-
teilung Anfang Oktober in Betrieb ge-
nommen werden konnte. Nach Beendi-
gung von kleineren Ergänzungsarbeiten
wird dieses Heim offiziell seiner Bestim-
mung übergeben werden.
• Der Umbau des Landes-Pensioni-
stenheimes Raabs wurde soweit fortge-
führt, daß Ende Oktober mit der schritt-
weisen Belegung der neugeschaffenen
Zimmer begonnen werden konnte.
Nach Abschluß der geringfügigen Rest-
arbeiten (Außenanlagen) wird dieses
modernisierte und mit einer neuen Pfle-
geabteilung ausgestattete Heim seiner
Bestimmung übergeben werden. Am
25. November 1987 erfolgte die behörd-
liche Kollaudierung der Umbauarbeiten,
und am 29. November erhielt die neue
Heimkapelle im Rahmen eines Festak-
tes die kirchliche Weihe.
• Der im Herbst 1986 begonnene Zu-
bau zum Landespensionistenheim Hain-
burg wurde 1987 weitergeführt. Der Zu-
bau enthält eine Pflegeabteilung mit
37 Betten; er wird im Verlauf des Jahres
1988 bezugsfertig sein.
• Das Projekt Zu- und Umbau des Lan-
despensionistenheimes Wölkersdorf
wurde nach Abschluß der Planungsar-
beiten im September begonnen. Dieses
Projekt wird im Wege der Regionalisie-
rungsförderung finanziert.
• Für die Erweiterung der Pflegeabtei-
lung des Landespensionistenheimes
Perchtoldsdorf wurde die Planung ab-
geschlossen und dieses Projekt zur Fi-
nanzierung der Regionalisierungsförde-
rung eingereicht.
• Zusätzlich zu den umfassenden Zu-
und Umbaumaßnahmen in Pensioni-
stenheimen wurden aus Rücklagemit-
teln in weiteren 17 Pensionistenheimen
Sanierungsarbeiten an technischen An-
lagen und an Gebäuden sowie Ersatz-
anschaffungen im größeren Umfang fi-
nanziert.
• Für den Bereich der Landes-Pensio-
nistenheime wurden insgesamt 58 Re-
gierungsanträge für Auftragsvergaben
über 600.000 Schilling eingebracht.
362 Auftragsvergaben mit Vergabesum-
men zwischen 100.000 Schilling und
600.000 Schilling wurden vom zuständi-
gen politischen Referenten genehmigt.
1.306 Rechnungsanweisungen waren
die direkte Folge dieser angeführten
Leistungsvergaben.

3

Pensionistenheime

Das Land betreibt 36 Landespensioni-
stenheime in 19 Verwaltungsbezirken.
Nur in den Bezirken Horn und Zwettl be-
stehen keine Pensionistenheime son-
dern Bürgerstiftungen.
Die wesentlichen Aufgaben der Pensio-
nistenheime liegen in der Unterbringung
von Senioren aus dem regionalen Ein-
zugsbereich, die auf Grund persönlicher
Verhältnisse nicht mehr in der Lage
sind, einen eigenen Haushalt zu führen.
Derart „überwiegend rüstige Senioren“
finden Aufnahme im Wohnteil eines Hei-
mes und erhalten dort die wesentlichen
Bedürfnisse des täglichen Lebens si-
chergestellt.
Infolge der steigenden Lebenserwar-
tung, der besseren medizinischen Ver-
sorgung und der sozialen Dienste zeigt
sich seit einigen Jahren der Trend, daß <
die Senioren oftmals schon als Pflege-
fälle in ein Pensionistenheim eintreten.
Es hat sich in den Jahren eine starke
Bedarfssteigerung im Bereich der Pfle-
gebetten ergeben.
Die Folge dieser Entwicklung war die
Notwendigkeit der Verstärkung von
Dienstposten im Bereich des Pflegeper-
sonals und die Erweiterung des Pflege-
bettenstandes.
Der laufende Betrieb der Pensionisten-
heime wurde durch Festsetzung von ko-
stendeckenden Verpflegungskosten
vollständig gesichert. Die außerordentli-
chen Baumaßnahmen wurden entweder
aus Mitteln des außerordentlichen Lan-
desbudgets oder durch Sonderfinanzie-
rungen gedeckt. Notwendige Instand-
setzungsarbeiten oder Ersatzanschaf-
fungen werden aus Mitteln der Haus-

Jugendheime

Das Land führt insgesamt 11 Jugend-
heime, ein Säuglings- und Kleinkinder-
heim in Perchtoldsdorf, eine Heilpäd-
agogische Station in Hinterbrühl und
einen heilpädagogischen Kindergarten
in Perchtoldsdorf.
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Auf Grund des vorliegenden Ergebnis-
ses für ein neues Raumordnungspro-
gramm für Sozialhilfeeinrichtungen wird
es notwendig, den Anteil an Intensiv-
pflegebetten in den Pensionistenhei-
men auf rund 50 % anzuheben. Einige
Heime sind auf einen zeitgemäßen
Pflege- bzw. Wohnstandard zu bringen.
Im Bereich der Pflegeheime wird neben
den in allen Heimen notwendigen Stan-
dardanpassungen in baulicher, perso-
neller und ausstattungsmäßiger Hin-
sicht eine Generalsanierung des Pflege-
heimes Wr. Neustadt unumgänglich.

Der heilpädagogische Kindergarten
Perchtoldsdorf wird mit Kindern aus
dem niederösterreichischen Säuglings-
und Kleinkinderheim „Schwedenstift“
beschickt.

Verpflegungskosten-
angelegenheiten

Zu den Aufgaben der Abteilung zählen
auch die Einbringung von Verpflegungs-
kosten für bestimmte Sozialhilfeeinrich-
tungen und die Kostenverrechnung mit
anderen Sozialhilfeträgern, privaten Un-
terhaltspflichtigen und Sozialversiche-
rungsanstalten. Die Kostenverrechnung
und Kosteneinbringung erstreckt sich in
der Hauptsache auf die Unterbringung
von Minderjährigen im Rahmen der Für-
sorgeerziehung in NÖ Landes-Jugend-
heimen und von niederösterreichischen
Kindern in fremden Einrichtungen. Die
Kosteneinbringung bezieht sich auf den
gesetzlichen Unterhalt von Angehöri-
gen, die im Rahmen der Unterhalts-
pflicht zur teilweisen Kostentragung ver-
pflichtet werden. Ungedeckte Restko-
sten fallen als Sozialhilfeaufwand dem
Land zu.

Die Funktion der Jugendheime erstreckt
sich von der Unterbringung und Pflege
von Säuglingen und Kleinkindern, der
Betreuung, Erziehung und schulischen
Ausbildung Jugendlicher bis hin zur be-
ruflichen Ausbildung.
Im Jugendheim Hollabrunn wird eine
Mutter-Kind-Gruppe geführt. Im Jahre
1987 wurde die berufliche Ausbildung
durch die Einrichtung einer heiminter-
nen Friseurlehrwerkstätte erweitert.
Im Jugendheim Korneuburg besteht die
Möglichkeit der beruflichen Ausbildung
für männliche Jugendliche in dreizehn
Berufszweigen.
In den Jugendheimen Hochwolkersdorf,
Hollabrunn und Hinterbrühl werden Be-
rufsvorbereitungskurse für Mädchen
und Burschen geführt.
Die Jugendheime AHentsteig, „Reiche-
nauerhof“ bei Waidhofen an der Ybbs
und Hinterbrühl führen auch Sonder-
schulen für Schwerstbehinderte.
Im Jugendheim Puchberg besteht eine
Behindertenwerkstätte für männliche
Jugendliche im Rahmen einer Außen-
stelle des Behindertendorfes Sollenau.
Das Jugendheim Lunz am See ist Erho-
lungsheim für die anderen Jugend-
heime, veranstaltet in den Sommermo-
naten Ferienturnusse der Erholungsak-
tion des Landes und ist Schulungslokal
für verschiedenste Veranstaltungen zur
Beamtenschulung und Tagungen. Für
die Landes-Pflegeheime bietet dieses
Heim die einzige Möglichkeit zur Veran-
staltung der sogenannten „Pflegeheim-
urlaube“. Diese aktiv gestalteten Ur-
laubstage in Lunz bedeuten eine außer-
gewöhnliche Abwechslung zum Alltag
des Heimbetriebes und bilden seit eini-
gen Jahren einen fixen Programmpunkt
im Veranstaltungskalender der Pflege-
heime.

Statistik 1987

Gesamt-

plätze

0 Auslastung

1987 1986

Pensionistenheime
.(37) 4.790 91,2% 90,4%
Pflegeheime (6) 966 97,8 % 97,9%
Jugendheime (10) 1.041 75,9% 77,6%

Seit der 5. Novelle zum NÖ Sozialhilfe-
gesetz ist jedes private Pensionisten-
und Pflegeheim in Niederösterreich be-
willigungspflichtig. Im Jahr 1987 hat die
Abteilung XI/2 unter Beiziehung von
Amtssachverständigen insgesamt
19 Privatheime in kommissioneller Form
hinsichtlich der Erteilung der Betriebs-
bewilligung behandelt - 16 Bewilli-
gungsanträge von Heimbetreibern wur-
den positiv entschieden.
Zusätzlich wurden 3 bereits bewilligte
Privatheime hinsichtlich der Betriebsfüh-
rung und Einhaltung der Auflagen über-
prüft und 12 zukünftige Heimbetreiber
für den Bereich der Ausstattung und
Betriebsführung beraten. ■

Ziele 1988

Im Jahr 1988 werden umfassende Sa-
nierungs- und Umbauarbeiten in den
Pensionistenheimen abgeschlossen.
Folgende Projekte werden fertiggestellt:
• Baden, Zubau und Generalsanierung;
• Himberg, Zu- und Umbau;
• Scheibbs, Erweiterungen der Pflege-
abteilung;
• Raabs/Thaya, Zu- und Umbau;
• Retz, Zu- und Umbau.

Rechtliche Angelegenheiten des Gesundheitswesens (VI1/3)

• Neuformulierung und teilweise Redu-
zierung der Zulagen für neu eintretende
Spitalsärzte (dabei wurde eine Bezugs-
regelung geschaffen, die auf einer soge-
nannten 40 Stundenwoche basiert);
• Begrenzung der Nachtdienste auf 8
pro Monat. Durch diese 3 Maßnahmen
soll der sogenannten Ärzteschwemme
durch die Schaffung von ca. 120 zusätz-
lichen Ausbildungsplätzen im Laufe der
nächsten 3 Jahre begegnet werden (80
davon im Jahre 1988).
• Verbesserung des Urlaubsrechtes
der Spitalsärzte, Angleichung an die
Bestimmungen für den öffentlichen
Dienst;
• Einführung von Jubiläumsbelohnun-
gen für Spitalsärzte analog dem öffentli-
chen Dienst;
• Ermöglichung von Ausbildung an an-
deren öffentlichen Krankenanstalten mit

Sonderurlaub (bei Aufrechterhaltung
des bisherigen Dienstverhältnisses);
• Heranziehung von allen öffentlichen
Krankenanstalten, in denen die Ausbil-
dung erfolgte, bei der Berechnung der
Abfertigung, entsprechend der jeweili-
gen Ausbildungsdauer.

Krankenansta l tenf inanzierung

Bis 1. Juli 1987 mußten die Berichte
über die erprobten Finanzierungssy-
steme dem KRAZAF vorgelegt werden.
Mitarbeiter der Abteilung VII/3 waren in
verschiedenen Arbeitskreisen des
KRAZAF zur Einführung eines neuen Fi-
nanzierungssystems anstelle des bis-
herigen Betriebsabgangsdeckungssy-
stems tätig.
In Verhandlungen zum Jahresende
1987 wurde beschlossen, den KRAZAF

Schwerpunkte 1987

Krankenanstalten

Legis t isches

1987 wurde - wie im Tätigkeitsbericht
1986 angekündigt - eine Novelle zum
NÖ Spitalsärztegesetz 1975 ausgear-
beitet und dem Landtag zur Beschluß-
fassung zugeleitet. Die Novelle wurde
am 5. November 1987 beschlossen und
sieht folgende wesentliche Veränderun-
gen vor:
• Herabsetzung des sogenannten Bet-
tenschlüssels für die Einstellung eines
Turnusarztes (in Ausbildung zum prakti-
schen Arzt stehend) von bisher 20 auf
15 Spitalsbetten;
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um weitere 3 Jahre (1988-90) zu verlän-
gern.
Die Mittel des KRAZAF werden jährlich
um 2 Mrd. Schilling aufgestockt:
• 1,5 Mrd. durch Erhöhung der Höchst-
beitragsgrundlage in der Krankenversi-
cherung (ab 1. Juli 1988);
• 300 Mio. zusätzliche Mittel der Sozial-
versicherungsträger;
• 200 Mio. Verpflegskostenbeitrag (ab
1. Juli 1988).
Nach dieser Regelung sind für die nie-
derösterreichischen Spitäler ca.
220 Mio. Schilling mehr Mittel für 1988
vorgesehen.
Weitere Vorhaben:
• Schaffung eines Großgerätepools;
• Einführung des Patienten-Diagnose-
schlüssels ICD 9 der WHO (ab 1. Juli
1988);
• Abbau von ca. 2.600 Akutbetten
österreichweit, wobei nach den gegen-
wärtigen Vorstellungen des KRAZAF in
Niederösterreich 381 Akutbetten wegfal-
len sollen.

ten und Klosterneuburg wurden die Vor-
aussetzungen für die Umstellung der
Energieversorgung von Heizöl auf Erd-
gas geschaffen.
Weiters laufen die vorbereitenden Maß-
nahmen für die Ausstattung der
NÖ Landeskrankenhäuser für Psychia-
trie und Neurologie Mauer bei Amstet-
ten und Klosterneuburg mit Computer-
tomographiegeräten.

Ausbau der
Gemeindekrankenansta l ten

Der Ausbau an 17 Gemeindekranken-
häusern wurde mit einer Landesförde-
rung von rund 134 Mio. Schilling und
einer Beitragsleistung des NÖ Kranken-
anstaltensprengels von rund einem Drit-
tel dieser Summe weitergeführt. Gleich-
zeitig wurde eine weitere Ausbautran-
che in Fortsetzung des Gesamtausbau-
programmes der Spitäler in Nieder-
österreich in der Höhe von rund 147,2
Mio. Schilling vom sogenannten Spi-
talsgipfel endgültig freigegeben. Vor-
rang wurde dabei der medizinisch ge-
botenen Installierung von Computerto-
mographen an den Schwerpunktkran-
kenhäusern in Wiener Neustadt, Mistel-
bach und Horn (wegen des Neubaues)
sowie für den Raum Amstetten einge-
räumt. Aus Gründen des Umweltschut-
zes wurde ferner der Einbau sogenann-
ter Rauchgaswäschen bei bestehenden
Sonderabfallverbrennungsanlagen von
öffentlichen Krankenhäusern grundsätz-
lich freigegeben.
Von der NÖ Landesregierung wurde
eine derartige Rauchgaswäsche für das
A. ö. Krankenhaus Baden bereits formal
zugesichert. Für das A. ö. Krankenhaus
Wiener Neustadt ist die Zusicherung
derzeit im Laufen. Beim Krankenhaus
Horn wurde die vorliegende Planung
durch ein unabhängiges schweizer-
isches Krankenhausplanungsunterneh-
men überprüft. Auf Grund des Gutach-
tens wurde die Planung neu überarbei-
tet und ein Projekt ausgearbeitet, das
im Betriebsablauf optimaler erscheint
und den Vorstellungen des Nutzers
besser entspricht.

S ichers te l lung der Ansta l tsp f lege

Wegen der einseitigen Aufkündigung
des Vertrages zwischen dem Land Nie-
derösterreich und dem Land Wien über
die Bereitstellung von 200 Patientenbet-
ten aus dem Einzugsgebiet Marchegg-
Gänserndorf im Krankenhaus Wien-Ost
durch das Land Wien wurde neben der
schon im Tätigkeitsbericht 1986 erwähn-
ten Absicht nach Aufrechterhaltung die-
ses Vertrages von niederöster-
reichischer Seite eine Arbeitsgruppe
eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe hat
das Versorgungsproblem eingehend
untersucht und eine Reihe von Vor-
schlägen ausgearbeitet, die nunmehr
auf politischer Ebene weiter behandelt

und geklärt werden müßten. Der Bericht
wurde Herrn Landeshauptmannstellver-
treter Dr. Pröll und Landesrat Dr. Bre-
zovszky präsentiert. Die in Betracht
kommende Lösung hat dann in das vor
der Beschlußfassung stehende neue
NÖ Raumordnungsprogramm für das
Gesundheitswesen einzufließen.
Die Erneuerung des erwähnten Raum-
ordnungsprogrammes, an der die Abtei-
lung VII/3 maßgeblich mitgearbeitet hat,
ist vorwiegend wegen der von der KAG-
Novelle 1985 bzw. der darauf basieren-
den Novelle zum NÖ KAG 1974 verfüg-
ten Bettenhöchstzahl von 7.842 Patien-
tenbetten nötig geworden. Diese Anzahl
wird allerdings nach Vorliegen des end-
gültigen Reduktionsgebotes des
KRAZAF entsprechend zu vermindern
sein. Unabhängig davon wurde die im
Tätigkeitsbericht 1986 angekündigte Re-
duktion der Akutbetten bereits in Angriff
genommen. So wurden mittlerweile bei
9 öffentlichen Akutspitälern entspre-
chende Verfahren eingeleitet bzw. zum
Teil auch schon abgeschlossen. Diese
1. Phase der Bettenverminderung, die
noch im Laufe dieses Jahres abge-
schlossen werden wird, wird insgesamt
ca. 155 Akutbetten betreffen. Diese
Maßnahmen müssen auch unter dem
Gesichtspunkt einer optimalen Betten-
auslastung und einer wirtschaftlichen
Betriebsführung gesehen werden.
Außerdem ist der Erkenntnis, die auch
in der Koalitionsvereinbarung festgehal-
ten wurde, Rechnung zu tragen, daß die
Anstaltspflege die bei weitem teuerste
Versorgung ist und daher die Hauskran-
kenpflege und die sonstigen extramura-
len Betreuungseinrichtungen zu forcie-
ren sind. Unter diesem Gesichtspunkt
muß auch die Strukturreform in den bei-
den psychiatrischen Landeskrankenan-
stalten Mauer bei Amstetten und Klo-
sterneuburg entsprechend zielstrebig
weiterverfolgt werden.

Zuschüsse

Das Land Niederösterreich leistete zu
den Ausbauvorhaben der allgemein öf-
fentlichen Gemeindespitäler von Jänner
bis Dezember 1987 Annuitätszuschüsse
(für Zinsen und Tilgung) von 240 Mio.
Schilling und beteiligte sich am Be-
triebsabgang der allgemein öffentlichen
Gemeindespitäler mit rund 408 Mio.
Schilling.

Neu- und Zubauten in
Landeskrankenanstal ten

Der Neubau des allgemein öffentlichen
NÖ Landeskrankenhauses Tulln wird
mit Innenarbeiten und Ausschreibungen
für die Einrichtung und Geräteausstat-
tung zügig vorangetrieben. Die Inbe-
triebnahme des Neubaues ist 1989 ge-
plant. Durch die Leasing-Finanzierung
über die NÖ Landes-Hypothekenbank
wurde eine wesentliche Beschleuni-
gung in der Projektsabwicklung gegen-
über der herkömmlichen Finanzierungs-
methode erreicht.
Im allgemein öffentlichen NÖ Landes-
krankenhaus Mödling steht der Umbau
der Kinderabteilung unmittelbar vor dem
Abschluß. Ferner wurde mit der Sanie-
rung der Westfassade begonnen und
Pläne für den Neubau des Operations-
saal-Traktes sowie für größere Umbau-
arbeiten im Altgebäude erstellt, wobei
die finanzielle Abwicklung wieder im
Leasingweg erfolgen wird. Mit der
Stadtgemeinde Mödling wurden - bis-
her noch nicht erfolgreiche - Verhand-
lungen wegen eines Hubschrauberlan-
deplatzes im Krankenhausbereich ge-
führt.
Im Landeskrankenhaus Grimmenstein
und in den beiden psychiatrischen Lan-
deskrankenanstalten Mauer bei Amstet-

NÖ Krankenansta l tensprengel

Der NÖ Krankenanstaltensprengel ist
ein Gemeindeverband, der sich an den
Ausbauvorhaben und an der Betriebs-
abgangsdeckung der öffentlichen Spitä-
ler Niederösterreichs beteiligt. Seine
Geschäfte werden von der Abteilung
VII/3 geführt. Über ihn werden von den
Gemeinden Beiträge eingehoben und
den öffentlichen Spitälern entspre-
chende Akontozahlungen geleistet. Der
NÖ Krankenanstaltensprengel ist auch
die gemeinsame Abrechnungsstelle für
die Pflegegebührenersätze und Ambu-
lanzleistungen der Krankenkassen.
Besondere Aufgaben 1987:
• Neuabschluß von Unfallheilbehand-
lungsverträgen mit der AUVA für die
Krankenanstalten Amstetten, Horn,
Krems, St. Pölten, Wiener Neustadt,
Mödling und Neunkirchen, welche nur
Zuzahlungen für Ambulanzleistungen
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und Ambulanzgebühren zwischen So-
zialversicherungs- und Sozialhilfsträger
und einzelnen Krankenanstalten; Zu-
schüsse zum Betriebsabgang und den
Kosten für den Ausbau bzw. die Erwei-
terung von Krankenanstalten);
• Mitwirkung in Baubeiräten für Aus-
bauvorhaben in den öffentlichen Kran-
kenanstalten Niederösterreichs;
• Mitwirkung in den verschiedenen Ar-
beitskreisen der Arbeitsgemeinschaft
der Verwaltungsleiter (z. B. Erstellung
eines Katastrophenplanes, Betriebsver-
gleiche usw.).

Apotheken- und
Arzneimittelwesen

Auf die enorme Mehrbelastung der Ab-
teilung durch die am 1. Jänner 1985 in
Kraft getretene Apothekengesetznovelle
wurde bereits im Rahmen des Tätig-
keitsberichtes für das Jahr 1986 hing-
wiesen. Die Tendenz der Zunahme von
Anträgen auf Bewilligung von Hausapo-
theken und Filialapotheken hält weiter-
hin an, wobei auf die besondere
Schwierigkeit dieser Verfahren hinge-
wiesen wurde.

sche Überprüfungen den Haustechni-
kern der Spitäler delegiert werden. Da-
mit zusammenhängende Rechtsfragen
wurden im Rahmen von sicherheitstech-
nischen Tagungen erörtert. In Zusam-
menarbeit mit der Abteilung B/10 wurde
mit dem Aufbau einer entsprechenden
Organisation in den öffentlichen Kran-
kenhäusern begonnen. Von der Abtei-
lung B/10 wurde ein Arbeitskreis zur Er-
arbeitung eines EDV-Programmes über
die Erfassung aller medizinischen Ap-
parate und Einrichtungen zum Zwecke
der sicherheitstechnischen Überprüfun-
gen gebildet. Die Bestellung von Tech-
nischen Sicherheitsbeauftragten in den
meisten Privat-Krankenanstalten Nieder-
österreichs konnte abgeschlossen wer-
den, derzeit sind nur noch einige Privat-
Krankenanstalten ohne Technischen Si-
cherheitsbeauftragten.

Strahlenschutzmaßnahmen

Als Folge des Kernkraftwerkunfalles von
Tschernobyl wurden von der Sanitätsdi-
rektion im Einvernehmen mit der Abtei-
lung VII/3 und der Abteilung B/1-A den
öffentlichen Krankenanstalten Nieder-
österreichs im Erlaßweg Richtlinien für
Dekontaminationseinheiten (Entstrah-
lungseinrichtungen) übermittelt.
Ferner wurde ein unter dem Vorsitz der
Abteilung VII/3 stehender Arbeitskreis
gebildet, der die medizinischen, bauli-
chen sowie technischen Mindestanfor-
derungen für Schutzraumbauten in öf-
fentlichen Spitälern und die hiefür not-
wendigen Kosten zu ermitteln hatte.

Vol lzug des NÖ KAG 1974

Beim Vollzug des NÖ KAG 1974 waren
laufend Bewilligungsverfahren für öffent-
liche und private Krankenanstalten und
für einzelne Abteilungen, Institute und
Ambulatorien durchzuführen. Weiters
erfolgten Genehmigungen der Anstalts-
ordnungen, Bestellungen ärztlicher Lei-
ter und Konsiliarfachärzte, Genehmigun-
gen von Voranschlägen und Rech-
nungsabschlüssen öffentlicher Kranken-
anstalten, Festsetzung von Pflegege-
bühren usw..
In der Wirtschaftsverwaltung der öffentli-
chen Krankenanstalten waren regelmä-
ßig folgende Angelegenheiten zu besor-
gen:
• wirtschaftliche Koordination und Be-
ratung öffentlicher Krankenanstalten;
• wirtschaftliche Aufsicht über die
5 Landeskrankenanstalten (siehe stati-
stischer Teil, nur für den internen Ge-
brauch);
• Kreditverwaltung hinsichtlich des
Sachaufwandes für den laufenden Be-
trieb und der Mittel zum Ausbau der
5 Landeskrankenanstalten (siehe stati-
stischer Teil);
• Durchführung der dem NÖ Kranken-
anstaltensprengel übertragenen Aufga-
ben (Verrechnung der Pflegegebühren

beinhalten, ferner die Fixierung der Ärz-
tebeteiligung mit 25 %;
• Abschluß eines Zusatzübereinkom-
mens mit der Versicherungsanstalt des
Österreichischen Bergbaues für die
Krankenanstalten Neunkirchen, Krems
und St. Pölten über die Aufnahme in die
Sonderklasse;
• Abschluß eines Übereinkommens mit
der Versicherungsanstalt öffentlich Be-
diensteter über die Aufnahme Arbeits-
unfallverletzter in die Sonderklasse für
die Krankenanstalt Krems;
• Kündigung der Unfallbehandlungsver-
träge durch die Sozialversicherungsan-
stalt der Bauern betreffend die Kranken-
anstalten Amstetten, Horn, Neunkir-
chen, St. Pölten, Wiener Neustadt und
Mödling;
• Übereinkommen mit dem Hauptver-
band der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger über die Ambulanzge-
bühren für 1986.
Im Jahre 1987 wurde die Geschäftsfüh-
rung und Gebarung des NÖ Krankenan-
staltensprengels einer Kontrolle durch
den Rechnungshof unterzogen. Dabei
wurde vor allem die durch Personalm-
angel bedingte unzureichende Wahr-
nehmung der Aufgaben der Wirtschafts-
aufsicht bemängelt. Eine Reaktion auf
den Rechnungshof-Bericht ist erst nach
Vorliegen des schriftlichen Prüfberich-
tes möglich.
• Erstellung eines, den Buchhaltungs-
richtlinien des Landes entsprechenden
neuen Buchhaltungsprogrammes für
den NÖ Krankenanstaltensprengel;
• Erarbeitung eines EDV-Programmes
mit direkter Eingabemöglichkeit der
Buchhaltungsdaten durch die Mitarbei-
ter des NÖ Krankenanstaltensprengels.

Wir tschaf tsaufs icht

In Zusammenhang mit den Vorarbeiten
für die Genehmigung der Voranschläge
1988 war es möglich, bei den Gemein-
dekrankenanstalten durch entspre-
chend restriktives Vorgehen Einsparun-
gen von rund 33. Mio Schilling gegen-
über den Voranschlagsentwürfen zu er-
zielen.
Gebarungsüberprüfungen größeren
Ausmaßes in den öffentlichen Gemein-
dekrankenhäusern konnten wegen Per-
sonalknappheit nicht vorgenommen
werden. Gemeinsam mit dem Kranken-
haus St. Pölten wurde ein ab dem Fi-
nanzjahr 1988 verwendbares Formular
für den Voranschlag und den Rech-
nungsabschluß, das dann einheitlich zu
verwenden und sehr übersichtlich ge-
staltet ist, entwickelt.

Technischer
Sicherhei tsbeauf t ragter

Mit der Abteilung B/10 wurde ein Erlaß
erarbeitet und an die öffentlichen Kran-
kenanstalten hinausgegeben, mit dem
bestimmte Aufgaben und meßtechni-

Sanitätspersonal

• Ärztegesetz (Genehmigung von Än-
derungen der Satzung oder der Ge-
schäftsordnung, Entscheidung über Be-
rufung gegen Nichtbewilligung einer
ärztlichen Zweitrangordination, Ausbil-
dungsunterbrechungen);
• Hebammengesetz und Dentistenge-
setz (Niederlassungsbewilligung);
• Schülerbeihilfengesetz (Entscheidung
über Schul- und Heimbeihilfen für Schü-
ler an medizinisch-technischen Schu-
len);
• Krankenpflegegesetz (Entscheidun-
gen über Schulabschlüsse, Abgren-
zungsfragen usw.).

Wahlen

1987 wurde gemeinsam mit der zustän-
digen Wiener Wahlbehörde die Apothe-
kenkammerwahl für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland abgewickelt.
Im Auftrag der Verbindungsstelle mußte
eine sehr umfangreiche Erhebung für
eine Studie „Hauskrankenpflege“ mit
dem Zwecke durchgeführt werden, her-
auszufinden, welche personellen und fi-
nanziellen Auswirkungen die Einführung
der Hauskrankenpflege als Pflichtlei-
stung der Krankenkasse auf die öffentli-
che Anstaltspflege haben wird.

Rettungswesen

Auf Anregung der Ärztekammer für Nie-
derösterreich wurde mit den Vorarbei-
ten für eine flächendeckende Versor-
gung Niederösterreichs mit Notarztdien-
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sten begonnen. Es wurde zunächst der
IST-Zustand an derartigen Einrichtun-
gen, wie die beiden Notarzthubschrau-
ber und die 12 Notarztwagen, erhoben.
Ferner wurde die Notwendigkeit, je Be-
zirk mindestens einen Notarztwagen
vorzusehen, erkannt und die Erforder-
nis, daß außerdem die niedergelasse-
nen Ärzte in Form von sogenannten
Notarztbereitschaftsdiensten einbezo-
gen werden müssen. Derzeit werden
die erforderlichen legistischen Maßnah-
men vorbereitet. Allerdings ist die Frage
der Finanzierung noch offen.

kamen im Laufe des heurigen Jahres
2 weitere Fakten hinzu, die in die No-
velle Eingang finden sollten und wurden
die Legistischen Richtlinien der Landes-
amtsdirektion neu erlassen. Daher
wurde eine gänzliche Überarbeitung
des Entwurfes erforderlich.
Im Bereiche des Leichen-, Bestattungs-
und Friedhofswesens, welches Gemein-
den im eigenen Wirkungsbereich besor-
gen, waren mehrere Vorstellungen, Auf-
sichtsbeschwerden und Ersuchen der
Volksanwaltschaft über behauptete Miß-
stände bei der Verwaltung dieser Ange-
legenheit zu überprüfen. Ferner waren
einige Friedhofsordnungen zu überprü-
fen und die Errichtung von Bestattungs-
anlagen zu genehmigen.

NÖ Heilvorkommen- und
Kurortegesetz

Beim NÖ Heilvorkommen- und Kurorte-
gesetz erfolgten Anerkennungen von
Heilvorkommen und Kurorten, Genehmi-
gungen von Kurordnungen und Bewilli-
gungen von Kuranstalten.

Gesetzes- und
Verordnungsüberprüfungen

Zu 20 Gesetzes- und Verordnungsent-
würfen mußten 1987 zum Teil von der
Sache her notwendige, sehr umfangrei-
che Stellungnahmen abgegeben wer-
den.

gewertet, um Vergleichszahlen für die
wirtschaftliche Führung von Krankenan-
stalten zu erhalten, die dann die Grund-
lage für weitere Untersuchungen und
Entscheidungen bilden können.
An der Standardisierung der Einrichtun-
gen der Krankenanstalten wird gemein-
sam mit der Sanitätsdirektion gearbei-
tet.
Die Eigenständigkeit der Krankenanstal-
ten soll gefördert werden, damit sie -
möglichst frei von betriebsfremden Ein-
flüssen - die Optimierung der Kranken-
hausbetriebsführung nach betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen in verstärktem
Ausmaß vorantreiben können.
1988 soll der Ausbau des EDV-Einsat-
zes durch eigene Terminals, die in der
Abteilung installiert sind, bereits durch-
geführt sein. Durch die Einführung des
ICD 9-Diagnoseschlüssels ab 1. Juli
1988 ist es notwendig, das Statistikwe-
sen der öffentlichen Spitäler umzustel-
len. Die Vorbereitungen dafür sind ge-
meinsam mit den Verwaltungsdirekto-
ren der öffentlichen Krankenanstalten in
die Wege zu leiten.
Die im neuen Raumordnungsprogramm
für das Gesundheitswesen und in der
ab 1988 gültigen KRAZAF-Vereinbarung
geforderten Bettenreduzierungen sind
an den allgemein öffentlichen Kranken-
anstalten Niederösterreichs im Zusam-
menhang mit der Realisierung des wei-
teren Ausbauvorhabens fortzusetzen.
Die von der NÖ Landesregierung am
15. Juli 1986 beschlossenen Wünsche
des Landes Niederösterreich an den
Bund aut dem Gebiet des Gesundheits-
wesens, nämlich unter anderem Zusam-
menarbeit zwischen den Schwerpunkt-
skrankenhäusern Niederösterreichs
und den Universitäten in der Ausbil-
dung und Forschung, die Schaffung
einer universitären Einrichtung am
Schwerpunktkrankenhaus in St. Pölten
für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie
(auch seitens Wiener Neustadt liegen
entsprechende Wünsche vor) und die
Schaffung von Einrichtungen zur effi-
zienteren Gestaltung der arbeitsmedizi-
nischen Betreuung der Arbeitnehmer in
Form von arbeitsmedizinischen Zentren
sind durch Verhandlungen mit den zu-
ständigen Bundesministerien in Angriff
zu nehmen und soweit als möglich zu
realisieren.
Die Strukturbereinigung der beiden
psychiatrischen Landeskrankenanstal-
ten Mauer und Klosterneuburg ist ziel-
strebig weiterzuführen.
Für die ausständigen Privat-Krankenan-
stalten Niederösterreichs müssen noch
einige Technische Sicherheitsbeauf-
tragte bestellt werden; entsprechende
Verfahren sind fortzusetzen und abzu-
schließen.

Lebensmittelrecht

Ein sehr starker Arbeitsanfall ergibt sich
beim Vollzug des Lebensmittelgesetzes
1975 und den lebensmittelrechtlichen
Nebengesetzen. Hier fällt vor allem die
Behandlung von Berufungsakten in
Strafsachen schwer ins Gewicht. Auch
bei diesen Berufungsverfahren und den
anderen Strafsachen sind die Beru-
fungswerber zumeist durch Rechtsan-
wälte vertreten, was wieder sehr um-
fangreiche Beweisaufnahmen und
äußerst gründliche Berufungsentschei-
dungen im Hinblick auf die Spruchpra-
xis des Verwaltungsgerichtshofes erfor-
derlich macht.

Epidemiebekämpfung

Auf Grund der gemeinsam mit der Sani-
tätsdirektion hinaugegebenen Weisung
an die Bezirksverwaltungsbehörden,
von den periodischen Rattenbekämp-
fungen abzusehen und statt dessen mit
gezielten Maßnahmen auf Mülldepo-
nien, im Bereiche von Kanälen und Ab-
wasserbeseitigungsanlagen, Schlächte-
reien und ähnlichen Betrieben und Lo-
kalitäten gegen die Rattenplage vorzu-
gehen, sind sowohl die Berufungen in
Strafsachen als auch die Beschwerden
von der Bevölkerung über die behörd-
lich angeordneten Rattenvertilgungen
merklich zurückgegangen.
Nach der Verhängung von Berufsverbo-
ten wegen der Feststellung einer an-
steckenden Krankheit im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950 mußten viele An-
träge auf Vergütung für Verdienstent-
gang bzw. auf Ersatz durch Bekämp-
fungsmaßnahmen vernichtete Gegen-
stände behandelt werden.

Leichen- und Bestattungswesen

Der im Tätigkeitsbericht 1986 erwähnte
Entwurf einer Novelle zum Leichen- und
Bestattungsgesetz 1978 konnte noch
nicht als Regierungsvorlage dem Land-
tag zugeleitet werden, da im Zuge des
Begutachtungsverfahrens zu einigen
Bestimmungen zu divergierende Stel-
lungnahmen eingelangten. Außerdem

Normerlaßbereinigung

Die von der Landesamtsdirektion gefor-
derte Bereinigung der seit 1945 von der
Abteilung hinausgegebenen Erlässe
normativen Inhalts bzw. die Überarbei-
tung dieser Erlässe als Vorschriften
konnte im Laufe des Jahres 1987 abge-
schlossen werden.

„Gesundheit für alle“

An dem federführend durch die Landes-
sanitätsdirektion über Mitwirkung der
Akademie für höhere Fortbildung in der
Krankenpflege in Mödling und des Lei-
ters des Hygieneinstitutes Universitäts-
professor Flamm ausgearbeiteten Kon-
zept für Vorsorgemedizin in Nieder-
österreich wurde wirksam mitgearbeitet.

Ziele 1988

Das Gesamtausbau- und Finanzie-
rungskonzept bet allgemein öffentlichen
Krankenanstalten in Niederösterreich
wird weitergeführt.
Die nunmehr vorliegenden Ergebnisse
der Kostenstellenrechnung werden aus-
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Statistik 1987 Förderung der Niederlassung von
Ärzten

Krankenanstalten

Krankenanstalten

Gesamtgebarungsumfang sämtlicher 27 öffentli-

Neuzusicherungen für
Zinsenzuschüsse 74
Gesamtzahl der bisher abgege-
benen Zinsenzusicherungen 803

eher Krankenanstalten in Niederösterreich:
veranschlagt für 1986 S 5.047.451.000,-

Gesamte Forderungssumme
1986 S 4,647.502,19

Der Landtagsbeschluß über eine Novel-
lierung des NÖ Leichen- und Bestat-
tungsgesetzes 1978 ist herbeizuführen.
Ein Entwurf für ein Notarztdienstgesetz
in Form einer Novelle zum NÖ Gemein-
derettungsdienstgesetz, ist zu erarbei-
ten und - wenn möglich - noch 1988
dem Landtag zur Beschlußfassung zu-
zuleiten.

veranschlagt für 1987 S 5.542.740.000,—
Betriebsabgänge insgesamt:
veranschlagt für 1986 S 2.226,296.000,—
veranschlagt für 1987 S 2.488,912.000,—

Soziale Verwaltung (VII/ 1)

landesweiten Verbänden NÖ Hilfswerk,
Volkswerk NÖ und der Caritas eine fi-
nanzielle Förderung. Zur teilweisen Ab-
deckung der Einsätze haben die betreu-
ten Personen einen ihrem Einkommen
angemessenen Beitrag zu leisten.
Einige Krankenkassen, Gemeinden, pri-
vate Spender und die Aktion „Senioren-
hilfe“ gewähren Zuschüsse.

Fami l ienhi l fe

Von Familienhilfe spricht man, wenn es
notwendig wird, eine Betreuungsper-
son, die sonst im familiären Bereich die
Kinder oder den pfegegebedürftigen
Menschen versorgt, für einen begrenz-
ten Zeitraum zu ersetzen. Die Familien-
hilfe ist mittels Vertrag zwischen dem
Land NÖ und der Caritas geregelt. Das
bedeutet, daß ein großer Teil der Kosten
durch einen Beitrag des Landes abge-
deckt wird. Die Familien selbst leisten
ebenfalls einen Beitrag. Dabei wird vor
allem berücksichtigt, wieviele Personen
mit dem Familieneinkommen versorgt
werden müssen.

Essenzus te l ld iens te

In Ergänzung zu den sozialmedizini-
schen und sozialen Betreuungsdien-
sten wird betagten, behinderten oder
kranken Menschen, die nicht mehr in
der Lage sind, sich selbst eine warme
Mahlzeit zuzubereiten, Hilfe zum Bezug
von Essen angeboten.
Zu diesem Zweck fördert das Land Es-
senzustelldienste, die von Gemeinden
oder gemeinnützigen Vereinen durchge-
führt werden. Für die Herstellkosten
müssen die Hilfeempfänger selbst auf-
kommen.

Erho lungsak t ion  für betagte
Menschen

Betagten Menschen wird Hilfestellung
zur Teilnahme an Gruppenurlauben an-
geboten.

Durch die von den Fachkräften und
Nachbarschaftshelfern geleistete häusli-
che Pflege sollen auch die Krankenhäu-
ser sowie die Pensionisten- und Pflege-
heime entlastet und eine Ergänzung
dazu geschaffen werden. Ältere, somit
auf stationäre Versorgung angewiesene
Menschen, sollen die Möglichkeit erhal-
ten, auch dann, wenn sie pflegebedürf-
tig sind, in ihrer vertrauten Umgebung
verbleiben zu können.
Als Fachkräfte dieses Betreuungsdien-
stes stehen Diplomkrankenschwestern
bzw. -pfleger, Alten- sowie Familienhel-
ferinnen und Heimhelfer stundenweise
im Einsatz, welche durch ein vielfaches
an Nachbarschaftshelfern in ihrer Tätig-
keit unterstützt werden. Der Einsatz der
Fachkräfte sowie die Mobilisierung und
Vermittlung der Nachbarschaftshelfer
erfolgt allerdings nicht durch das Land,
sondern durch die freie Wohlfahrts-
pflege, wodurch den Hilfeempfängern -
ähnlich wie bei der freien Arztwahl - er-
möglicht wird, zwischen den Organisa-
tionen unter den gleichen Bedingungen
zu wählen. Als Rechtsträger der freien
Wohlfahrtspflege sind in erster Linie vier
Wohlfahrtsorganisationen, und zwar
das NÖ Hilfswerk, die Volkshilfe NÖ,
die Garitas der Diözese St. Pölten und
die Caritas der Erzdiözese Wien vorge-
sehen. Daneben unterhalten noch vier
Gemeinden gemeindeeigene Hauskran-
kenpflegefachdienste. Außerdem beste-
hen fünf Sozialhilfevereine die ebenfalls
den Hauskrankenpflegefachdienst be-
sorgen. Die Alten- und Heimhilfe wird
von den genannten Wohlfahrtsträgern
und von gemeinnützigen Vereinen wahr-
genommen. In allen politischen Bezir-
ken Niederösterreichs werden sowohl
Hauskrankenpflegefachdienste als auch
Alten- und Heimhilfe angeboten. Die
Planung und Koordinierung dieser Dien-
ste wird von der Sozialabteilung des
Amtes der NÖ Landesregierung vorge-
nommen.
Das Land Niederösterreich gewährt zur
Durchführung der sozialmedizinischen
und sozialen Betreuungsdienste den

Soziale Dienste

Von den sozialen Diensten fördert das
Land Niederösterreich unter anderem
• die sozialmedizinischen und sozialen
Betreuungsdienste,
• die Familienhilfe,
• die Essenzustelldienste im Rahmen
der Aktion „Essen auf Rädern“ und
• die Erholungsaktion für betagte Men-
schen.

Schwerpunkte 1987

Sozia lmediz in ische und soziale
Bet reuungsd iens te

Zur Unterstützung der familiär-häusli-
chen Pflege sowie in Ergänzung zu den
nachbarschaftlichen Hilfen wurden für
die sozialmedizinischen und sozialen
Betreuungsdienste Einsatzstellen ein-
gerichtet. Von diesen Einsatzstellen aus
sind Fachkräfte der mobilen Kranken-,
Alten- und Familienpflege tätig, wo
durch die Zusammenarbeit von ange-
stellten Fachkräften und freiwilligen
Nachbarschaftshelfern neben professio-
neller Hauskrankenpflege, Hilfe bei der
Haushaltsführung sowie Hilfe bei einfa-
chen Handreichungen angeboten wird.
Dadurch wird den pflegebedürftigen
Menschen die Möglichkeit geboten,
auch dann zu Hause betreut zu werden,
wenn die Familie und die spontane
nachbarschaftliche Hilfsbereitschaft be-
reits überfordert oder hiezu nicht in der
Lage ist. Weiters geben diese Dienste
Gelegenheit gesellschaftlichen Isola-
tionserscheinungen auf psychosozialer
Basis zu begegnen, bieten unterstüt-
zende rehabilitative Maßnahmen, diäte-
tische und medikamentöse Beratung
bzw. Versorgung sowie pflegerische
Anleitung Familienangehöriger an, füh-
ren allgemein zugängliche präventivme-
dizinische Kurse durch und dienen als
Drehscheibe zu anderen sozialen Dien-
sten wie etwa „Essen auf Rädern“ und
Sozialämtern.
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Der Sinn dieser Aktion liegt darin, Kom-
munikationsprobleme einzelner sowie
Isolationserscheinungen zumindest vor-
übergehend zu bekämpfen. Damit sol-
len vorwiegend jene älteren Menschen
angesprochen werden, die nicht mehr
allein verreisen können oder wollen.
Vom Land Niederösterreich werden Se-
niorengruppenurlaube, die einerseits
von Gemeinden und andererseits ge-
meinnützigen Vereinen oder Senioren-
verbänden durchgeführt werden, in
Form eines Zuschusses pro Urlaubsak-
tion und Person gefördert.

Hilfe für behinderte
Menschen

Schwerpunkte 1987

Aufgabe der Abteilung VII/1 ist es, be-
hinderte Niederösterreicher wegen ihrer
körperlichen, geistigen oder psychi-
schen Leiden oder Gebrechen in das
Erwerbsleben oder in die soziale Um-
welt einzugliedern; ferner ihre berufliche
oder soziale Stellung zu erleichtern
oder zu festigen.
Aus dieser Zielvorgabe ergeben sich
folgende schwerpunktartige Tätigkeits-
bereiche:
• Gewährung von Hilfe für behinderte
Menschen;
• Rehabilitationsarbeit;
• Förderung des Umdenkprozesses
der Gesellschaft zugunsten der behin-
derten Menschen;
• Überprüfung von geschützten Ar-
beitsplätzen;
• nachgehende Betreuung für Behin-
derte im Rahmen der persönlichen
Hilfe;
• ca. 50 Vertragsänderungen hinsicht-
lich Art, Umfang der Betreuung und der
Höhe der Verpflegskosten;
• Aufsicht über die Rehabilitationsein-
richtungen freier Wohlfahrtsträger (ca.
1.870 Niederösterreicher in Heimen und
Tagesheimstätten);
• 15 Bewilligungsverfahren für Behin-
derteneinrichtungen;
• 42 Rehabilitationsberatungen in den
einzelnen Einrichtungen über weiter zu
treffende Maßnahmen;
• Beratung des Personals der Rehabili-
tationseinrichtungen und Erstellung von
Rehabilitationsplänen für die einzelnen
Behinderten in Heimen durch einen
Psychologen, Fachärzte für Psychiatrie
bzw. eine Heilpädagogin und eine So-
zialarbeiterin;
• 35 Teambesprechungen mit anderen
Rehabilitationsträgern (Landesinvaliden-
amt, Pensionsversicherungsanstalt,
Krankenkassen, Allgemeine Unfallversi-
cherungsanstalt usw.) zur Koordinie-
rung der einzelnen Leistungen;
• Organisation von Sprechtagen für
hör- und sprachbehinderte Kinder bei
den Bezirksverwaltungsbehörden;

• Organisation der jährlichen Sommer-
sprachheilkurse, Aufnahmen, Kurskon-
trollen (3wöchige Unterbringung von ca.
323 Kindern an 5 verschiedenen Kursor-
ten);
• Organisation einer Urlaubsaktion für
behinderte Kinder und Jugendliche in
der Waldschule (ca. 38 Kinder und Ju-
gendliche);
• Organisation eines Sportfestes für
ca. 650 geistig Behinderte in Krems;
• Planung und Organisation von Erwei-
terungen und Neuerrichtungen von Be-
hinderteneinrichtungen: Psychosoziales
Zentrum Schillern, Geschützte Werk-
stätte Wr. Neustadt, Wohnheim Zwettl,
Wohnheim Oberrohrbach, Wohnheim
Ternitz, Tagesheimstätte Tulln, Tages-
heimstätte Haag;
• Informationstagung im Rahmen der
NÖ Verwaltungsakademie für Sozialab-
teilungsleiter;
• Entscheidungen über Anträge auf
Hilfe für Behinderte in erster und letzter
Instanz;
• Ausstellung des Sozialpasses;
• 75 Berufungsentscheidungen in An-
gelegenheiten des Kostenbeitrages;
• 3 Gegenschriften.

sonen in Pensionistenheime und psych-
iatrische Krankenhäuser, Transfer von
jüngeren Behinderten von Pensionisten-
heimen und psychiatrischen Kranken-
häusern in eigene Heime für Behin-
derte;
• Einrichtung eines Ausbildungslehr-
ganges für Behindertenbetreuer;
• Ausbau von Sammeltransporten von
Behinderten in Heimen nach Hause;
• Koordinierung und Ausbau eines Net-
zes von ambulanten Therapieeinrichtun-
gen für die Früherkennung und Frühbe-
handlung;
• Einrichtung über Frühförderdienste
(z. B. für blinde Kinder);
• Ausbau der Sachwalterschaft in Nie-
derösterreich;
• Intensivierung der Kontakte mit den
Sozialarbeitern der Sozialabteilungen
der Bezirksverwaltungsbehörden.

Hilfe zum
Lebensunterhalt und
Hilfe in besonderen
Lebenslagen

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeit im Bereich der Hilfe zum
Lebensunterhalt (Abschnitt II des NÖ
Sozialhilfegesetzes) und der Hilfe in be-
sonderen Lebenslagen (Abschnitt IV
des NÖ Sozialhilfegesetzes) ergibt sich
aus der Forderung des NÖ Sozialhilfe-
gesetzes, jenen Menschen die Führung
eines menschenwürdigen Lebens zu er-
möglichen, die dazu der Hilfe der Ge-
meinschaft bedürfen.
Aufgabe der Hilfe zum Lebensunterhalt
ist es, einen Mindeststandard sicherzu-
stellen. Der Mindeststandard wird als
jenes Einkommensniveau interpretiert,
das auf die Dauer nicht mehr unter-
schritten werden kann, ohne daß die
Deckung des existenznotwendigen Be-
darfes gefährdet würde. Der Mindest-
standard grenzt jenen Einkommensbe-
reich ab, in dem zwar noch sehr dürftige
Verhältnisse herrschen, aber doch eine
bescheidene Teilhabe an der modernen
Zeit gewährt und damit der „soziale An-
schluß" möglich wird.
Aufgabe der Hilfe in besonderen Le-
benslagen ist es, Leistungen für Perso-
nen zu erbringen, die zur Bewältigung
von außergewöhnlichen Schwierigkei-
ten in ihren persönlichen, familiären,
wirtschaftlichen oder sozialen Verhält-
nissen der Sozialhilfe bedürfen. Hilfe in
besonderen Lebenslagen besteht in der
Gewährung der Pflege und Blindenbei-
hilfe und insbesonders in Hilfe zur Be-
schaffung und Beibehaltung des Wohn-
raumes und Hilfe zum Aufbau und Si-
cherung der wirtschaftlichen Lebens-
grundlage (§§30 und 31 NÖ SHG).
Diese letzte Form der Hilfeleistung be-
steht in der Gewährung nicht rückzahl-

Probleme 1987

• Probleme bei der Früherkennung und
Frühbehandlung von Behinderten;
• Koordinationsschwierigkeiten auf
Grund immer mehr werdender Rehabili-
tationsträger (z. B. Nationalfonds, Lan-
desinvalidenamt) sowie der in immer
mehr Gesetzen verankerten finanziellen
Möglichkeiten für Behinderte;
• Koordinationsschwierigkeiten mit den
einzelnen Behindertenverbänden und
Vereinen;
• vermehrte Schwierigkeiten der Unter-
bringung Behinderter auf Arbeitsplät-
zen;
• vermehrter Bedarf an Wohnheimplät-
zen für Behinderte.

Ziele 1988

• Endausbau des Netzes von Einrich-
tungen der beruflichen Eingliederung
und Beschäftigungstherapie für geistig
Behinderte - zumindest 1 Tagesheim-
stätte in jedem Bezirk Niederösterreichs
sowie 1 Internat in jedem Viertel Nieder-
österreichs;
• Errichtung von Wohnnestern, Wohn-
heimen und anderen Wohnmöglichkei-
ten für geistig behinderte Menschen;
• Errichtung von Plätzen für pflegebe-
dürftige oder schwer verhaltensgestörte
jüngere Behinderte;
• Intensivierung der nachgehenden Be-
treuung;
• Unterbringung von jüngeren geistig
Behinderten in dafür geeigneten Ein-
richtungen mit spezieller Betreuung,
Vermeidung der Einweisung dieser Per-
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Zahl der Arbeitssuchenden ständig und
die Arbeitsämter sind vielfach nicht in
der Lage, Personen, die schon lange
Zeit arbeitslos sind - insbesondere So-
zialhilfeempfänger-, am Arbeitsmarkt
zu vermitteln. Da die Arbeitsämter
außerdem in erster Linie bemüht sind,
die Personen, welche in einem Lei-
stungsbezug stehen (ALG usw.), zu ver-
mitteln, besteht für bei Arbeitsämtern
vorgemerkte Sozialhilfeempfänger we-
nig Chance auf einen Arbeitsplatz bzw.
wird ihre tatsächliche Arbeitswilligkeit
häufig vom Arbeitsamt zuwenig kontrol-
liert. Die Sozialämter sind daher
gezwungen, zwecks Prüfung der tat-
sächlichen „Arbeitswilligkeit“ eines So-
zialhilfebeziehers, neben dem Arbeits-
amt tätig zu werden und eine Vermitt-
lung des Sozialhilfebeziehers am Ar-
beitsmarkt zu versuchen.
• Am Land gibt es ebenso wie im städ-
tischen Gebiet fast keine billigen Woh-
nungen. Selbst wenn Mietbeihilfe ge-
währt wird, sind die Betriebskosten für
Bezieher von Mindesteinkommen nicht
erschwinglich. Außerdem sind viele Fa-
milien, die Einfamilienhäuser fast aus-
schließlich mit Fremdkapital finanziert
haben, bei Verlust des Arbeitsplatzes
bzw. nach einer Scheidung nicht mehr
in der Lage, die vereinbarten Raten ein-
zuhalten oder für die Betriebskosten
aufzukommen. Immer mehr Personen,
die über ein zwar weit über dem Sozial-
hilferichtsatz liegendes Einkommen ver-
dienen, verfügen infolge Lohnexekution
nunmehr über ein unter dem jeweiligen
Sozialhilferichtsatz liegendes Einkom-
men zur Bestreitung der Lebenskosten.
Um Delogierung bzw. Abschaltung des
Strombezuges zu vermeiden, muß die-
sem Personenkreis, der zwar keinen
Anspruch auf eine laufende Unterstüt-
zung hat, des öfteren - um soziale Här-
ten (Kleinkinder usw.) zu vermeiden -
eine einmalige Aushilfe bzw. ein Darle-
hen gewährt werden.

• Verschiebung der demographischen
Alterslastquote: In Niederösterreich
sind derzeit schon 21 % der Gesamtbe-
völkerung über 60 Jahre alt. Diese Ent-
wicklung bedingt ein ständiges Anstei-
gen der Pflegegeld- und Blindenbeihil-
fenbezieher und natürlich auch einen
vermehrten Bedarf an Pflegebetten in
Heimen. Immer mehr Personen, die in
Altersheime eintreten, bedürfen bereits
der Pflege und sind infolge der erhöh-
ten VK-Kosten nicht mehr in der Lage,
für die Kosten der Unterbringung selbst
aufzukommen. Es muß daher geprüft
werden, ob der Sozialhilfeaufwand von
den unterhaltspflichtigen Angehörigen
einbringlich gemacht werden kann bzw.
auf vorhandenen Grundbesitz sicherge-
stellt werden. Die Frage des Regresses
bei den unterhaltspflichtigen Angehöri-
gen und vor allem die Einkommenser-
mittlung (= Bemessungsgrundlage)
wurden von den einzelnen BVB’s viel-
fach unterschiedlich behandelt. Um eine
möglichst einheitliche Vorgangsweise,
vor allem bei der Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage zu erzielen, hat die
Fachabteilung detaillierte Richtlinien er-
lassen, die sich weitgehend an der herr-
schenden Spruchpraxis in Zivilrechtssa-
chen orientieren.
• 1987 hat sich - bedingt durch die
schlechte wirtschaftliche Lage und die
angespannte Situation am Arbeitsmarkt
- die Anzahl der Anträge auf Gewäh-
rung von Darlehen gemäß §§ 30 und 31
NÖ SHG weithin erhöht. Anbetrachts
der Höhe der dafür im Budget vorgese-
henen Mittel und der Vielzahl der An-
tragsteller, die auf Grund ihrer finanziel-
len Lage gar nicht in der Lage sind, Dar-
lehensrückzahlungen zu tätigen, erga-
ben sich Schwierigkeiten bei der Ver-
gabe.

barer Beihilfen und Darlehen. Für Lei-
stungen der Hilfe zum Lebensunterhalt,
der Krankenhilfe und Pflege in Heimen
ist gemäß §§ 41 ff Kostenersatz zu lei-
sten, und zwar vom Empfänger der
Hilfe, vom Erben des Hilfesuchenden
oder von unterhaltspflichtigen Angehöri-
gen. Der Kostenersatz kommt vor allem
bei Empfängern der geschlossenen So-
zialhilfe (Heimunterbringung) zum Tra-
gen.
• Entscheidung über Anträge auf Ertei-
lung der Altersnachsicht (Pflegegeld) in
erster und letzter Instanz;
• Berufungsentscheidungen in allen
Angelegenheiten des Abschnittes II und
IV des NÖ Sozialhilfegesetzes;
• Administration der im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung des Landes
(§§ 30, 31 und 34) gewährten Darlehen
und Beihilfen;
• Abschluß von Verträgen mit Rechts-
trägern von Einrichtungen für psychisch
Kranke und sozialgeschädigte Men-
schen über Art, Umfang der Betreuung
und die Höhe der Verpflegungskosten;
• Organisation neuer Einrichtungen zur
Eingliederung von Obdachlosen bzw.
Beschäftigungslosen in das Erwerbsle-
ben;
• Koordinierung der Einweisungen in
das „Frauenhaus" in Mödling bzw.
St. Pölten, in das Heim der „Emmausge-
meinschaft" in St. Pölten bzw. des Hei-
mes des Vereines „Menschen in Not" in
Wr. Neustadt und in die „Mutter-Kind-
Wohnungen" in Herzogenburg und Neu-
lengbach.
• Im Rahmen der Verwaltungsakade-
mie wurden Arbeitstagungen (Schulung
und Information für Sozialabteilungslei-
ter bzw. deren Stellvertreter und Sozial-
arbeiter) abgehalten.
• Im Rahmen der Fachaufsicht wurde in
verschiedenen Sozialämtern Einschau
gehalten.

Probleme 1987

• Eine ständig steigende Zahl von ar-
beitslosen Personen, die Anspruch auf
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe
haben, benötigen trotzdem eine Unter-
stützung aus Sozialhilfemitteln. Entwe-
der weil sie bis zur Auszahlung der er-
sten Arbeitslosenunterstützung eine
Überbrückungshilfe benötigen oder weil
das Arbeitslosengeld bzw. die Not-
standshilfe unter dem jeweiligen Sozial-
hilferichtsatz liegt. Durch die Auszah-
lung der Arbeitslosenunterstützung
über EDV und Abschaffung einer Kassa
bei den Arbeitsämtern werden immer
mehr Personen hilfsbedürftig, so daß
die Sozialämter die Arbeitslosengelder
bevorschussen müssen und sich mit
den Arbeitsämtern bzw. den Hilfeemp-
fängern bezüglich der Rückzahlung der
bevorschußten Beträge auseinanderset-
zen müssen. Als Folge der Konjunktur-
einbrüche der letzten Jahre steigt die

Rege Beteiligung
gab es Ende Mai
beim 2. NÖ Sport-
und Spieltest für Be-
hinderte in Krems.
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Ziele 1988

• Schulungen der Bediensteten der So-
zialabteilungen sind für 1988 geplant.
Dabei soll speziell auf die durch die No-
velle zum NÖ SHG (§ 42 Abs. 4, § 42a,
§44 NÖ SHG) entstandenen Neuerun-
gen und die dabei in der Praxis ge-
machten Erfahrungen eingegangen wer-
den und versucht werden, eine einheitli-
che Vorgangsweise zu erzielen.
• Anpassung der Geldleistungen in der
Sozialhilfe an die jeweiligen Lohn- und
Preisverhältnisse durch Änderung der
Verordnung über Sozialhilfen.
• Die gestiegene Lebenserwartung und
die derzeitige Arbeitsmarktsituation be-
wirken eine überdurchschnittliche Zu-
nahme an Sozialfällen. Um trotz der nur
beschränkt zur Verfügung stehenden
Mittel den sozialen Standard zu halten,
muß im einzelnen Förderungsfall in zu-
nehmendem Maße die Familie mit ein-
bezogen werden, um damit das Be-
wußtsein zu stärken, daß jeder für seine
unmittelbaren Angehörigen zunächst
selbst sorgen muß und darüber hinaus
die Eigenverantwortung gezielt zu he-
ben. Desweiteren muß geachtet wer-
den, das soziale Engagement gegen-
über in Not geratenen Menschen ganz
allgemein zu heben.

Allgemeine Sozial- und
Familienberatungsstellen

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeit in diesem Bereich umfaßt
die organisatorische Betreuung der Be-
ratungsstellen des Landes und die Gel-
tendmachung der vom Bund für die Be-
ratung zu leistenden Forderungsbe-
träge. Durch diesen sozialen Dienst soll
der Bevölkerung kostenlose, anonyme
Beratung in Angelegenheiten der So-
zialhilfe und Familienberatung im Sinne
des Familienberatungsförderungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 80/74, geboten werden.

Probleme 1987

Die Gründe für die geringen Besuchs-
zahlen in den Beratungsstellen sind ei-
nerseits in der Nähe der Beratungsstel-
len des Großraumes Wien zu suchen,
da viele Niederösterreicher die Anony-
mität der städtischen Beratungsstellen
bevorzugen, andererseits, in der man-
gelnden Werbetätigkeit für Familienbe-
ratungsstellen durch den Rechtsträger.
Da die Kosten für eine Werbekampagne
nicht wie beispielsweise die Kosten der
Supervision für Familienberater vom
Bundesministerium für Finanzen refun-
diert werden, sah sich das Land Nieder-
österreich nicht in der Lage, mangels
vorhandener Budgetmittel eine solche
im großen Stil durchzuführen. Trotz

einer verbesserten Ausgestaltung der
Räumlichkeiten der Beratungsstellen
auf Kosten des Rechtsträgers konnte
eine Frequenzsteigerung nicht erreicht
werden.

des gebildeten Verwaltungsausschus-
ses finanzielle Hilfe gewährt.
Mit den Interessenvertretungen der Op-
fer (Opferverbände) werden laufend
enge Kontakte gepflegt, was sich we-
gen des so erzielten Informationsgewin-
nes bei der Administration von Anträ-
gen als äußerst wertvoll erweist.
Unter Bedachtnahme auf die gegebene
Gesetzeslage sind die Zielvorgaben
konstant und darauf beschränkt, den in
Rede stehenden Personen die entspre-
chenden Hilfeleistungen, Unterstützun-
gen usw. zu gewähren.

Ziele 1988

• Weiterführung der Informationstätig-
keit zur Bekanntmachung von Aufga-
benbereich und Standorten der Bera-
tungsstellen.
• In einer Sozialberatungsstation wurde
versuchsweise zur Steigerung der Fre-
quenz ein Werbeprospekt aufgelegt.
Falls diese Aktion erfolgreich verläuft,
ist geplant, 1988 vermehrt Werbeaktio-
nen einfacher Art durchzuführen.

Arbeitsrecht und
Dienstnehmerschutz

Schwerpunkte 1987

Die Tätigkeit im Bereich dieses Sachge-
bietes umfaßt in der Hauptsache die
Fällung von Berufsentscheidungen im
Bereich des Arbeitnehmerschutzes und
angrenzender Rechtsbereiche wie z. B.
Kinder- und Jugendschutzgesetz oder
Verfahren nach dem Bauarbeiter-Ur-
laubsgesetz. Weiters sind Verfahren zur
Erteilung von Betriebsbewilligungen ge-
mäß § 27 des Arbeitnehmerschutzge-
setzes abzuführen, aber auch Belange
des Werktagsladenschlusses sowie der
Sonn- und Feiertagsruhe und Verfahren
nach dem Invalideneinstellungsgesetz
umfassen den Aufgabenbereich.

Psychosoziale Betreuung

Im Einzugsbereich der beiden Landes-
krankenhäuser wurde ein flächendek-
kendes Netz von Beratungsstellen ge-
schaffen. Im Bereich des Landeskran-
kenhauses Mauer muß nun noch die
Beratung durch die Fachärzte des Lan-
deskrankenhauses forciert werden, je
nach den vorhandenen finanziellen Mit-
teln sollen auch weitere Übergangswoh-
nungen bzw. Heime errichtet werden.

Sozialhilfebeirat

1987 wurde im Hinblick auf die Überein-
stimmung beider politischen Fraktionen
nur eine Sitzung mit dem Themenkreis
„Budget 1988" und Richtsatzerhöhung
für 1988 abgehalten. Der Unterausschuß
des Sozialhilfebeirates für „Einsparung"
tagte zweimal.

Probleme 1987

Offenbar auf Grund der derzeitigen Wirt-
schaftslage, ist das Ausmaß der Verfah-
ren erheblich angestiegen, wodurch na-
turgemäß immer mehr Schwierigkeiten
rechtlicher Art auftreten. Intensive Kon-
taktaufnahmen mit den Strafbehörden
erster Instanz sind notwendig, weil ei-
nerseits sehr hohe Strafen beantragt
werden und andererseits eine ausrei-
chende Erfahrung mit der verhältnismä-
ßig neuen Gesetzesmaterie nicht vor-
handen ist. Besondere Aufgaben und
Probleme ergeben sich nach dem Ar-
beitsruhegesetz, das mit 1. Juli 1984 in
Kraft getreten ist. Eine wichtige Aufgabe
fällt in diesem Zusammenhang dem
Landeshauptmann zu, indem er Verord-
nungen regionaler und außergewöhnli-
cher Art zu erlassen hat, die mit 1. Jän-
ner 1988 in Kraft treten müssen. Dar-
über hinaus ergibt sich aus dieser Neu-
regelung eine Vielzahl von Problemen,
insbesondere im Hinblick auf die rich-
tige Auslegung des Gesetzes und der
auf Grund dieses Gesetzes seitens des
Bundesministers bereits erlassenen
umfangreichen Verordnungen. Viele
sich daraus ergebende Probleme kön-
nen nur in eingehenden Diskussionen
mit den in Betracht kommenden Interes-

Opferfürsorge

Die Vollziehung des Opferfürsorgege-
setzes wird im Rahmen der mittelbaren
Bundesverwaltung wahrgenommen.
Der Aufgabenbereich umfaßt die Durch-
führung des Verfahrens auf Feststellung
von Anspruchsberechtigungen nach
diesem Gesetz (Opfer des Kampfes um
ein freies demokratisches Österreich
oder der politischen Verfolgung bzw.
Hinterbliebene nach solchen Personen,
Zuerkennung von Hilfen bzw. Entschädi-
gungsmaßnahmen und die Rentenfür-
sorge).
Vier Bedienstete sind vom Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung in die NÖ
Rentenkommission berufen (je zwei Mit-
glieder bzw. Stellvertreter).
Dem im Opferfürsorgeabgabengesetz
(Landesverwaltung) umschriebenen Per-
sonenkreis wird nach den Beschlüssen
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derösterreich und Burgenland statt, in
denen mit den anderen Rehabilitations-
trägern über Anträge auf Pkw-Zu-
schüsse bzw. über geschützte Arbeits-
plätze entschieden wurde.
• Berufungsentscheidungen. 75 Beru-
fungsentscheidungen in Angelegenhei-
ten Behindertenhilfe und 3 Gegenschrif-
ten an den Verwaltungsgerichtshof.

Hilfe zum Lebensunterhalt und
Hilfe in besonderen Lebenslagen

• 33 Berufungsentscheidungen.
• Hilfe zur Schaffung einer wirtschaft-
lichen Lebensgrundlage. In 9 Fällen
wurden unverzinsliche, langfristige Dar-
lehen in der Höhe von 779.000 Schilling
gewährt. In 12 Fällen wurden einmalige
Beihilfen in der Höhe von 191.781,73
Schilling gewährt. 28 Anträge wurden
negativ erledigt.
• Hilfe für Familien. In 43 Fällen wur-
den unverzinsliche, langfristige Darle-
hen in der Höhe von 4,121 .245,05 Schil-
ling gewährt. In 25 Fällen wurden ein-
malige Beihilfen in der Höhe von
449.419,26 Schilling gewährt. 102 An-
träge wurden negativ behandelt.
• Hilfe für betagte Menschen. In 2 Fäl-
len wurden unverzinsliche, langfristige
Darlehen in der Höhe von 45.000 Schil-
ling gewährt. In 6 Fällen wurden einma-
lige Beihilfen in der Höhe von 98.878
Schilling gewährt. 5 Anträge wurden ne-
gativ behandelt.
• Erholungsaktion für betagte Men-
schen. 71 Gemeinden und 10 Vereine
erhielten für Veranstaltungen mit 9.140
Teilnehmern 3,2 Mio. Schilling Landes-
förderung.
• Blindenbeihilfe und Hilfe für Taub-
blinde. 17 Berufungsentscheidungen.
• Hilfe für pflegebedürftige Men-
schen. 38 Berufungsentscheidungen.
• Altersnachsicht. In 62 Fällen wurde
die Altersnachsicht erteilt, wodurch in
vielen Fällen die Unterbringung in
einem Heim verhindert werden konnte.
In 35 Fällen konnte die Altersnachsicht
nicht erteilt werden.
• Kostentragung. 75 Berufungsent-
scheidungen.
• Krankenhilfe. 11 Berufungsentschei-
dungen.
• Entscheidungen gemäß Artikel 7 der
Ländervereinbarung über den Kostener-
satz in den Angelegenheiten der Sozial-
hilfe: In 3 Streitfällen wurde ein Be-
scheid erlassen.

• Orthopädische Versorgung. Aus die-
sem Titel erhielten 736 Personen Lei-
stungen wie Hörgeräte, Fahrstühle, Pro-
thesen, Kostenzuschüsse für PKW, Stüt-
zapparate usw.
• Ersatz für Fahrtkosten. Im Zusam-
menhang mit der Hilfe zur Erziehung
und Schulbildung wurden für 318 behin-
derte Kinder und Jugendliche Fahrtko-
stenzuschüsse gewährt. Zusätzlich wur-
den noch 52 behinderten Menschen die
unvermeidlichen Fahrtkosten ersetzt,
die diesen im Zusammenhang mit den
übrigen gewährten Hilfen erwachsen
sind.
• Hilfe zur Erziehung und Schulbil-
dung. Internatsmäßige Hilfe erhielten
493 Behinderte; Externe Hilfe erhielten
145 Behinderte, und Hausunterricht er-
hielten 40 behinderte Kinder und Ju-
gendliche.
• Hilfe zur beruflichen Eingliederung.
Internatsmäßig untergebracht waren
475 Behinderte; Extern untergebracht
waren 465 Behinderte.
• Lebensunterhalt. In 20 Fällen wurde
zusätzlich Hilfe zum Lebensunterhalt
(§ 20) gewährt.
• Hilfe durch geschützte Arbeit.
Durch Landeszuschüsse wurden
948 Arbeitsplätze für Behinderte gesi-
chert.
• Hilfe durch Unterbringung in geeig-
neten Einrichtungen. Unter diesem Be-
griff sind 6 Fälle bekannt.
• Beschäftigungstherapie. 480 Behin-
derte erhielten Beschäftigungstherapie
zur Erhaltung und Weiterentwicklung
ihrer Fähigkeiten.
• Sonderhilfe. In 18 besonders berück-
sichtigungswürdigen Fällen wurden als
Sofortmaßnahme finanzielle Unterstüt-
zungen (Sonderhilfen) gewährt.
• Urlaubsaktion des Landes in der
Waldschule Wr. Neustadt für 38 behin-
derte Kinder und Jugendliche.
• Sprechtage/Rehabilitation. An
30 Sprechtagen wurden 463 sprach-
und hörbehinderte Kinder begutachtet
und die Angehörigen beraten; 5 Kurs-
kontrollen erfolgten. Bei 37 Rehabilita-
tionskontrollen wurden 370 Behinderte
in Rehabilitationseinrichtungen begut-
achtet, beraten und einer weiteren indi-
viduellen Rehabilitationsmaßnahme zu-
geführt.
• Heimbesuche. 98 Heimbesuche
durch die Sozialarbeiterin der Abtei-
lung VII/1 mit bedarfsweise einem Psy-
chologen, Heilpädagogen und Facharzt
für Psychiatrie und Neurologie. Sie
dienten der Beratung des Heimperso-
nals zur Förderung behinderter Kinder.
• Hausbesuche. 12 Hausbesuche wur-
den im Rahmen der Behindertenservi-
cestelle durch die Sozialarbeiterin
durchgeführt.
• Fachtagungen. Vertreter der Gruppe
nahmen an 16 Fachtagungen über Re-
habilitation und Sozialarbeit teil. Es fan-
den 35 gemeinsame Teamsitzungen
beim Landesinvalidenamt für Wien, Nie-

senvertretungen und dem Sozialmini-
ster geklärt und einer Lösung zugeführt
werden.

Ziele 1988

Die Verfahren im Bereich des Arbeit-
nehmerschutzes und zwar sowohl Beru-
fungsverfahren in Strafangelegenheiten
als auch Bewilligungsverfahren gemäß
§ 27 des Arbeitnehmerschutzgesetzes
nehmen ständig zu. Um diese Aufgaben
gewissenhaft wahrnehmen zu können,
wird eine gesteigerte Außendiensttätig-
keit vonnöten sein, d. h., daß Beru-
fungsverhandlungen an Ort und Stelle
durchzuführen sind, ebenso wie die er-
wähnten Bewilligungsverfahren. Die hie-
sige Zentralstelle hat die Wahrnehmung
gemacht, daß die rechtliche Beurteilung
der Strafsachen in der ersten Instanz
oftmals abweichend erfolgt. Um eine
einheitliche Vorgangsweise im Sinne
„Gleiches Recht für alle“ zu schaffen,
wird es erforderlich sein, einen umfas-
senden Erfahrungsaustausch herbeifüh-
ren, denn nur so kann eine einheitliche
rechtliche Beurteilung aller auftretenden
Probleme und Fragen herbeigeführt
werden.

Statistik 1987

Sozialmedizinische und soziale
Beratungsdienste:
Einsatzstellen 120
Personal 1.025

Fachkräfte 206
registrierte Nachbarschaftshelfer 819

Betreute (monatlich) 2.194
Einsatzstunden (monatlich) 33.000
Landesförderung (Jahr) S 33,500.000
Familienhilfe:
Familienhelferinnen 15
Fälle (monatlich) 54
Einsatzstunden (monatlich) 2.600
Landesaufwand (Jahr) S 4,500.000

Essenzustelldienste

65 Gemeinden und 40 Vereine erhielten
7,5 Mio. Schilling Landesförderung. Es
kamen 1,1 Mio. Portionen zur Vertei-
lung.

Behindertenhilfe

• Heilbehandlung. Medizinische Heil-
behandlung erhielten 60 Personen, eine
logopädische Behandlung in dreiwö-
chentlichen Kursen 323 Kinder. In Am-
bulatorien wurden 796 Behinderte be-
handelt.

Familienberatungsstellen des
Landes Niederösterreich

Es wurden 2.013 Beratungen durchge-
führt.
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Opferfürsorge

• 1987 wurden 1 Amtsbescheinigung
und 5 Opferausweise neu ausgestellt.
Mit Stichtag 31. Dezember 1987 waren
597 Amtsbescheinigungsinhaber sowie
942 Opferausweisinhaber, die in Nie-
derösterreich wohnhaft sind, vermerkt.
• Mit Stichtag 31. Dezember 1987 stan-
den 338 Personen in Bezug von Renten
nach dem Opferfürsorgegesetz. Von
diesen Rentenbeziehern sind 145 Per-
sonen selbst Opfer und 192 Personen
Hinterbliebene nach Opfern.
• Aus dem Ertrag der Opferfürsorgeab-
gabe wurden 732 einmalige Beihilfen
sowie 3 Ausbildungsbeihilfen gewährt.
• 1987 wurden ferner 42 Sterbegelder,
11 Gebührnisse für das Sterbeviertel-
jahr sowie 1 Abfertigung gemäß § 38
KOVG 1957 sowie 1 einmalige Entschä-
digung für Freiheitsbeschränkung ge-
währt.

Verrechnung

w Die Arbeiten der Verrechnung bezogen
sich auf die ständige Ausgaben- und
Einnahmenverrechnung für:

1987 wurden an Träger der freien Wohl-
fahrtspflege für deren Aktivitäten am So- ‘
zialhilfesektor Förderungsbeiträge im
Gesamtausmaß von 2,232.866,44 Schil-
ling überwiesen.
Durch die Tätigkeit dieser privaten Trä-
ger gelangt ein großer Personenkreis in
den Genuß sozialer Einrichtungen, die
zwar das SHG vorsieht, die von der Be-
hörde allein jedoch ohne Hilfe von
außenstehenden Organisationen nicht
verwirklicht werden könnte.

Subventionen

4.700 Dauerunterstützte
930 Pflegekinder

8.750 Hilfsbedürftige in Pensionisten-, Pflege- und
Jugendheimen

2.890 Hilfsbedürftige in psychiatrischen und allge-
meinen Krankenanstalten

5.305 Behinderte (inkl. Teilnehmer an Sommer-
sprachheilkursen und der Fälle ortho-
pädischer Versorgung)

5.805 Pflegegeldbezieher
2.980 Blinde (davon 1.820 Vollblinde)
sowie für sonstige Sozialhilfe- und Wohlfahrtsmaß-
nahmen einschließlich Hilfen für Kriegsopfer und
Geschädigte (OFG)

In der Zeit vom 1. Jänner 1987 bis
31. Dezember 1987 wurden im ordentli-
chen Voranschlag gebarungsmäßig ge-
tätigt:

Ausgaben S 1.833,138.000,-
Einnahmen S 1,243,688.000,-

Arbeitsrecht und
Dienstnehmerschutz

Allgemeine Dienstnehmerschutzverordnung 2
Arbeitnehmerschutzgesetz 34
Arbeitszeitgesetz 41
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 2
Invalideneinstellungsgesetz 26
Kinder- und Jugendbeschäftigungsgesetz 12
Berufsausbildungsgesetz
Sonn- und Feiertagsruhegesetz 2
Ladenschlußgesetz 3
Arbeitsinspektionsgesetz 8
Mutterschutzgesetz 1
Gesetz über die Nachtarbeit der Frauen 1
Arbeitsmarktförderungsgesetz 1
Arbeitsruhegesetz 32
Ausländerbeschäftigungsgesetz 1
Heimarbeitergesetz 2
Bewilligungsverfahren gemäß § 27 Arbeit-
nehmerschutzgesetz 24

Sozialförderung (1/10)

Zusammenfassend ergibt dies allein bei
der Notstandsbeihilfe 1.198 Ansuchen
mit einer Gesamtsumme von
9,170.643,59 Schilling.
Aus Mitteln der Arbeitnehmerförderung
wurden somit 1987 insgesamt 7.048 An-
suchen erledigt. Hierfür wurde eine For-
derungssumme von 27,771.264,59 be-
willigt.
Ziel der Arbeitnehmerförderung bleibt
weiterhin, Hilfestellung für wirtschaftlich
schwächergestellte unselbständig Er-
werbstätige in Niederösterreich anzu-
bieten.

chen mit einem Betrag von 11,510.500
Schilling bewilligt.
Bei den Notstandsbeihilfen wurden
811 Ansuchen mit einem Gesamtbeihil-
fenbetrag von 8,731 .006,34 Schilling po-
sitiv begutachtet.
Darüber hinaus wurden 346 Anträge um
Zinsendienstübernahme für Kontoüber-
ziehungen (Arbeitnehmer, deren Arbeit-
geber in Insolvenzverfahren verwickelt
sind), mit einer Summe von 173.637,25
Schilling bewilligt. 1 Antrag mit 14.000
Schilling für Unwetterschäden und
40 Anträge mit 252.000 Schilling für Wei-
terbildung und Ersatz der Kosten für
den Besuch von Berufsschulen wurden
ebenfalls gefördert.

Arbeitnehmerförderung

Der Schwerpunkt dieser Förderung war
wie bisher in der Förderung von 3 Per-
sonengruppen gelegen - Lehrlinge, die
außerhalb ihres Wohnsitzes einen Beruf
erlernen müssen; Personen, die sich
berufsspezifisch weiterbilden wollen
(Standortausgleichsförderung), und Ar-
beitnehmer, die unverschuldet in Not-
lage geraten sind.
1987 wurden 2.646 Ansuchen um
Standortausgleichsförderung mit
7,090.121 Schilling in 10 Sitzungen be-
willigt.
An Zuschüssen zu den Verpflegungsko-
sten für Lehrlinge wurden 3.204 Ansu-
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Seniorenförderung

Auf Grund des NÖ Seniorengesetzes
und im Rahmen der Aktion „Älter wer-
den - jung bleiben“ wurden 1987 fol-
gende Aktivitäten gesetzt:
• 18 Bezirksseniorentage in 12 Bezir-
ken;
• 3 Multiplikatorenseminare „Tanzen
mit Senioren“;
• 4 Multiplikatorenseminare „Sport mit
Senioren";
• 30 Führungen von Seniorengruppen
durch das NÖ Landhaus;
• 1 Schiffsreise für Nachbarschaftshel-
fer am 2. September 1987;
• 1 NÖ Senioren-Wallfahrt am 27. Sep-
tember 1987;
• 45 musikalische Abende;
• Förderung von Seniorenorganisatio-
nen;
• Herausgabe von 2 Informationsschrif-
ten für Senioren (Auflage je 380.000
Exemplare);
• Urlaubsaktion: 9.306 Urlaubsgut-
scheine über je 500 Schilling kamen
den Senioren zugute.
Darüber hinaus stellte das Land Nieder-
österreich im Rahmen des NÖ Senio-
rengesetzes 3,300.000 Schilling zur Ver-
fügung.
Die Ziele für das Jahr 1988 bestehen im
wesentlichen in
• der verstärkten Förderung der Aktivi-
täten der Seniorenorganisationen;
• der Schulung von Seniorenklublei-
tern;
• verstärkten Kontakten von Jung und
Alt;
• der Hebung des Bewußtseins der Se-
nioren zur gegenseitigen Unterstützung:
Senioren helfen Senioren.

Gemeinnütziges
Wohnungswesen

Unter Berücksichtigung der wirtschaftli-
chen Situation auf dem Bausektor
konnte sich die aufsichtsbehördliche
Tätigkeit 1987 nicht nur auf das Durchar-
beiten der vom Österreichischen Ver-
band Gemeinnütziger Bauvereinigun-
gen - Revisionsverband vorgelegten
Prüfungsberichte beschränken, sondern
mußte - uni allenfalls präventiv wirken
zu können - schon teilweise auf den
Prüfungsbeginn, aber auf alle Fälle auf
die Schlußbesprechungen ausgedehnt
werden.
Im Hinblick auf die Rentabilität, Wirt-
schaftlichkeit und Effektivität auf den
Gebieten der Bautätigkeit, Bauverwal-
tung und Hausverwaltung mußte daher
die prüfende und beratende Tätigkeit
weiter verstärkt werden.
Hingewiesen wird, daß auch für die Ver-
gabe von Wohnbauförderungsmitteln
(§ 19 Abs. 4 WFG 1984) die Tätigkeit der
Aufsichtsbehörde besonders bedeut-
sam ist.

18,7% zwischen 41 und 65 Jahre alt.
55,9 % Wochenpendler stehen 44,1 %
Tagespendlern gegenüber.

Familiäre Verhältnisse der Antragsteller %

Verein „Jugend und
Arbeit“

Der Verein zur Schaffung vorübergehen-
der Beschäftigungsmöglichkeiten für
Jugendliche, kurz „Jugend und Arbeit“,
der sich im Vorjahr konstituiert hat, hat
seine Tätigkeit, für Jugendliche Be-
schäftigungsmöglichkeiten zu finden,
fortgesetzt. Bis Ende Dezember 1987
erhielten vom Verein insgesamt
215 Dienstnehmer ein Beschäftigungs-
verhältnis. Aus Mitteln der Arbeitneh-
merförderung wurden 1987 insgesamt
7 Mio. Schilling an den Verein angewie-
sen.

Alleinstehende ohne Kinder 54,4
Ehepaare ohne Kinder 8,2
Familien mit 1 Kind 13,1
Familien mit 2 Kindern 16,4
Familien mit 3 Kindern 5,7
Familien mit 4 und mehr Kindern 2,2

Das Ziel für 1988 ist es, durch weitere
intensive Information den Kreis der för-
derungswürdigen Antragsteller zu ver-
größern und diese Transferleistung dem
geänderten Lohn- und Preisniveau an-
zupassen.

Hausstandsgründung

Um jungen Menschen die erstmalige
eigene Hausstandsgründung in Nieder-
österreich zu erleichtern bzw. möglich
zu machen, wurde das NÖ Hausstands-
gründungsgesetz 1979 geschaffen und
immer wieder den wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Gegebenheiten an-
gepaßt.
Auf Grund des Hausstandsgründungs-
gesetzes 1979 wurden 1987 1.676 An-
träge mit einem Betrag von 16,888.002
Schilling als Zinsenzuschüsse und
1 .737 Anträge mit einem Betrag von
8,685.000 Schilling als Kinderzuschüsse
bewilligt.
Insgesamt wurde in 5 Sitzungen an Zin-
sen- und Kinderzuschüssen ein Betrag
von 25,573.002 Schilling bewilligt. 2.363
Anträge wurden 1987 eingebracht.
Ziel dieser Förderungsart bleibt weiter-
hin, eine Hilfe für die oft finanziell
schwierige Situation der Hausstands-
gründung anzubieten und sie perma-
nent auf ihre den wechselnden Anforde-
rungen entsprechende Wirkung zu
überprüfen.

Familienförderung

Bei der Vollziehung des NÖ Familienge-
setzes lagen im Jahre 1987 die Schwer-
punkte in folgenden Tätigkeitsberei-
chen:
• NÖ Familienpaß (mit Unfallversiche-
rung gegen Unfälle im Haushalt, Initiati-
ven zur gemeinsamen Freizeitgestal-
tung usw.). 2.433 NÖ Familien besitzen
bereits den NÖ Familienpaß.
• NÖ Familienurlaubsaktion. An
228 NÖ Familien wurden Urlaubszu-
schüsse mit einem Gesamtbetrag von
393.850 Schilling angewiesen.
• Hilfe für berufstätige Mütter bei der
Kleinkinderbetreuung (Aktion Tages-
mütter). Insgesamt wurden den Wohl-
fahrtsorganisationen, die Hilfe für be-
rufstätige Mütter bei der Kleinkinderbe-
treuung anbieten, Förderungsmittel in
der Höhe von 2,769.500 Schilling zur
Verfügung gestellt.
• Zuschuß zu den Beförderungsko-
sten der Kinder zum Kindergarten.
Das Land Niederösterreich hat an El-
terngemeinschaften und Gemeinden
Zuschüsse in der Gesamthöhe von
14,500.000 Schilling überwiesen.
• „Verwaltungsfonds zur Hilfe für NÖ
Familien“. Es wurden an 345 in Not ge-
ratene NÖ Familien nicht rückzahlbare
Beihilfen im Gesamtbeträge von
3,527.094,90 Schilling und an 10 Fami-
lien Darlehen im Gesamtbetrag von
250.000 Schilling angewiesen.
• Förderung von Organisationen und
Privatinitiativen im Rahmen des NÖ
Familiengesetzes: An 39 Förderungs-
werber wurde ein Gesamtbetrag von
1.249.752,11 Schilling ausbezahlt.
Der NÖ Familiensonntag wurde am
14. Juni 1987 im Schloßgelände Grafe-
negg veranstaltet und war mit ungefähr
6.000 Besuchern ein großer Erfolg.
Wichtigstes Ziel bleibt es weiterhin, das
NÖ Familiengesetz möglichst umfas-
send in die Praxis umzusetzen und
auch in anderen Rechtsbereichen fami-
lienfreundliche Regelungen zu errei-
chen.

NÖ Pendlerhilfe

1987 wurden 5.163 Anträge um Gewäh-
rung der NÖ Pendlerhilfe eingebracht.
Von diesen konnten 3.881 Anträge be-
willigt und eine Summe von 8,372.094
Schilling ausbezahlt werden.
Im Juli 1987 konnte für den letzten ab-
gelaufenen Berechnungszeitraum (Juli
1986 bis Juni 1987) statistisch Bilanz
gezogen werden.
Von den ausbezahlten Geldern gingen
35,6 % in das Mostviertel, 41,9 % in das
Waldviertel, 11,3% in das Industrievier-
tel und 11,2% in das Weinviertel. Die
durchschnittliche jährliche Pendlerhilfe
steigerte sich von 2.014 Schilling auf
2.074 Schilling pro Person.
Mit 64,3% stellen die 16—30jährigen
Pendler den Hauptanteil. 17% der
Pendler sind zwischen 31 und 40 Jahre,
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So wurden 1987 16 Prüfungsberichte
durchgearbeitet. Bedienstete der Abtei-
lung haben an 15 Schlußbesprechun-
gen und an 12 Generalversammlungen
teilgenommen. Diese Tätigkeit, die zur
Feststellung der allfälligen Förderungs-
würdigkeit eines gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmens unbedingt notwen-
dig ist, um eine Gefährdung der nach
den Förderungsgesetzen zu vergeben-
den Mittel zu verhindern und gegen Un-
zukömmlichkeiten präventiv zu wirken,
wird auch in Zukunft weiter intensiviert
werden müssen. Drei Aufsichtsbe-
schwerden, bei denen die Beschwerde-
führer auf den Zivilrechtsweg hätten ver-
wiesen werden müssen, konnten durch

die vermittelnde Tätigkeit der Abtei-
lung 1/10 im gütlichen Wege geregelt
werden.
Am Verbandstag 1987 haben zwei Ver-
treter der Aufsichtsbehörde teilgenom-
men.

des Unterausschusses Jugend sowie
der Arbeitskommission gegeben. Die
Sitzungen betrafen grundsätzliche Über-
legungen über ihre Arbeitsweise, die
Vorbereitung des ersten Jugendforums
in St. Pölten sowie eine Information
über das Donaufestival 1988.
In der zweiten Sitzung des Landesbeira-
tes wurde beschlossen, für Senioren
ebenfalls ein eigenes Beratungsgre-
mium, den Unterausschuß Senioren, zu
schaffen. Darüber hinaus hatte sich der
Beirat erstmalig mit Anträgen des Unter-
ausschusses Jugend und mit einer Re-
solution des Katholischen Familienver-
bandes der Diözese St. Pölten betref-
fend die Benachteiligung der Familie zu
befassen. ■

Landesbeirat

1987 wurden 2 Sitzungen des Landes-
beirates für Jugend- und Familienpolitik
sowie zur Wahrung der Interessen der
älteren Generation abgehalten. In der
ersten wurde ein erster Erfahrungsbe-
richt über die Aufnahme der Tätigkeit

3

Sozialversicherung (VI/6, VII/2)

Schwerpunkte 1987

Die Zuständigkeiten der Abteilungen
VI/6 (Landwirtschaftliche Sozialversiche-
rung) und VII/2 (Nichtlandwirtschaftliche
Sozialversicherung) liegen nach wie vor
in der Rechtsprechung in den Verwal-
tungssachen der Sozialversicherung als
zweite (weitaus überwiegend auch
letzte) Instanz. Die genannten Abteilun-
gen haben keine Budgetmittel zu ver-
walten.
Im Rahmen der Rechtsprechung zeigte
sich im abgelaufenen Jahr ein deutli-
ches Ansteigen der Zahl von Einsprü-
chen gegen die Vorschreibung von Bei-
tragszuschlägen nach § 113 ASVG, was
auf ein vermehrtes Auftreten von Melde-
verletzungen schließen läßt.
Besonders umfangreich war auch heuer
wieder die Zahl legistischer Änderun-
gen, die im Bereich der Sozialversiche-
rung und den damit verbundenen
Rechtsgebieten (vor allem Arbeitsrecht)
beschlossen wurden bzw. in absehba-
rer Zeit erlassen werden sollen.

Es waren Stellungnahmen zu folgenden
Gesetzesentwürfen abzugeben:
• Änderung des Landarbeitergesetzes
1984;
• Sozialversicherungs-Änderungsge-
setz 1987 (enthaltend eine 43. ASVG-,
12. GSVG- und 6. FSVG-Novelle);
• Änderung des Ärztegesetzes und des
ASVG;
• Bundeseinigungsamts-Geschäftsord-
nung und Schlichtungsstellen-Ge-
schäftsordnung;
• Arbeits- und Sozialgerichtsanpas-
sungsgesetz;
• 44. Novelle zum ASVG;
• 11. Novelle zum BSVG;
• 13. Novelle zum GSVG;
• 2. Novelle zum Betriebshilfegesetz;
• Bundesbehindertengesetz;
• Änderung des NÖ Landwirtschaftsge-
setzes.
Des weiteren wurde im Monat Oktober
1987 - in Ergänzung zum Entwurf einer
44. ASVG-Novelle - die sogenannte
„Pensionsreform" zur Stellungnahme
übermittelt. Diese soll vor allem wesent-
liche Neuerungen hinsichtlich des Pen-
sionsbemessungszeitraumes und der
Ersatzzeitanrechnung sowie eine umfas-
sende Neuregelung der Ruhensbestim-
mungen bringen.

Im Zusammenhang mit der geplanten
Neuregelung des Pensionsrechtes ist
es in den letzten Monaten des Jahres
auch zu einer verstärkten persönlichen
Beratung von auskunftssuchenden Bür-
gern gekommen.
In der Rechtsprechung ergab sich auch
1987 eine Reihe von Problemfällen vor
allem in Beitragsstreitigkeiten, in denen
Vorfragen aus dem weiten Feld des Ar-
beitsrechtes - insbesondere die Ausle-
gung von Kollektivverträgen - zu lösen
waren.
Die am 24. und 25. September 1987 in
Graz abgehaltene Expertenkonferenz
der Leiter der Sozialversicherungsabtei-
lungen bei den Ämtern der Landesre-
gierung bot Gelegenheit zu einem
fruchtbaren Erfahrungsaustausch und
es gelang dabei auch, verschiedene
Problemlösungen zu erarbeiten.

Ziele 1988

Die Zielvorgabe der Abteilungen VI/6
und VII/2 kann - wie schon bisher - nur
darin bestehen, die anfallenden Rechts-
mittelfälle richtig und möglichst rasch zu
entscheiden. Im abgelaufenen Jahr
wurde diese Zielvorgabe jedenfalls er-
füllt: Obwohl der Arbeitsanfall 1987 ge-
genüber dem Vorjahr um rund 13 % ge-
stiegen ist, konnten Rückstände vermie-
den werden. ■
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Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Abbautechnik Sachverständige BD 58 8 88 2523 Ansteckende Krankheiten S/2 53110 2912
Abfall Sonderabfall behördl. Apotheken VII/3 53 110 2747

Angelegenheiten R/3 58 8 88 2226 Apotheken tierärztliche VI/2 53110 2892
Abfall Sonderabfall technische Arbeitnehmerförderung 1/10 53110 3294

Angelegenheiten B/9 58 8 88 2229 Arbeitnehmerschutz Betriebsbe-

Abfallbeseitigung; med. willigungen VII/1 53 476 241
Angelegenheiten S/3 53 110 2912 Arbeitnehmerschutz Landesbedienstete l/AV 53110 2241

Abfallwirtschaft (allgemein) R/3 58 8 88 2226 Arbeitnehmerschutz Landesbed.

Abfallwirtschaft Gemeindeaufsicht 11/1 53 110 2383 Überprüfung LAD 53 110 2012
Abfallwirtschaft techn. Angelegenheiten B/9 58 8 88 2229 Arbeitsaufsicht Land- und
Abgaben in Gemeinden 11/1 53 110 2383 Forstwirtschaft VI/10 53 110 2827
Abgaben Gebührengesetz l/AV 53 110 2241 Arbeitslosenversicherung VII/2 53 110 2763
Abgaben Kommissionsgebühren l/AV 53110 2241 Arbeitsrecht VII/1 53 476 241
Abgaben Landesabgabenamt IV/1 53110 2441 Arbeitsrecht Landarbeiter VI/4 53 110 2988
Abgaben Opferfürsorgeabgabe VII/1 53 476 241 Arbeitsruhe VII/1 53 476 241
Abgaben Verwaltungsabgaben l/AV 53 110 2241 Archiv III/3 53 110 2044
Abgaben Überwachungsgebühren l/AV 53110 2241 Artenschutz Sachverständige BD 58 8 88 2523
Absdorf Bauhof Verwaltung B/6 72 46 11 224 Artenschutzübereinkommen (ohne
Abwasserbeseitigung ; medizinische Sachverständ.) II/3 53 458 238

Angelegenheiten S/3 53 110 2912 Artenschutzgesetz; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Abwasserbeseitigung von Arzneimittel; medizinische

Einzelgehöften B/3-C 58 8 88 2406 Angelegenheiten S/2 53 110 2912
Abwasserbeseitigung von Gemeinden B/3-C 58 8 88 2406 Arzneimittelgesetz; rechtliche
Abwasserbeseitigung von Verbänden B/3-C 58 8 88 2406 Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
Abwasserbeseitigung von Ärzte; Spitalsärzte VII/3 53 110 2747

Genossenschaften B/3-C 58 8 88 2406 ASVG VII/2 53 110 2763
Abwasserreinigungsanlagen Aufbereitungsanlagen von Trinkwasser B/3-C 58 8 88 2406

betrieblicher Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406 Aufschließungsbeiträge;
Abwassertechnik Sachverständige B/9 58 8 88 2229 Gemeindeaufsicht R/1 58 8 88 2228
Adel; Aufhebung; Strafverfahren I/2 53 110 3252 Aufsicht; Gemeinden 11/1 53 110 2383
Adoptionsvermittlung VIII/2 53 476 286 Aufsicht Gemeindeverbände
Agrarbezirksbehörde Personalangele- (Generalklausel) 11/1 53 110 2383

genheiten l/P-A 53 110 2041 Aufsicht; Lebensmittel S/2 53 110 2912
Agrardienst Fachprüfung VI/3 53110 2988 Aufsicht; Pflegekinderheime VIII/2 53 476 286
Agrarische Operationen Gemeinsame Aufsicht; private Pensionistenheime IX/2 53 476 277

Anlagen; Bau B/6 72 46 11 224 Aufsicht; private Pflegeheime IX/2 53 476 277
Agrarrechtliche Angelegenheiten VI/4 53110 2988 Aufsicht; private Pflegeplätze VII/1 53 476 241
Akademische Grade; Strafverfahren I/2 53110 3252 Aufsicht; sanitäre; Kurorte;
Alarm- und Warndienst VI/9 53110 3252 Heilvorkommen S/3 53 110 2912
Allgemeine Schreibstelle LAD 53110 2136 Aufsicht; Sozialhilfeeinrichtungen VII/1 53 476 241
Almverbesserungen technische Aufsicht; Wasserleitungsverbände II/5 58 8 88 2595

Angelegenheiten B/6 72 46 11 224 Aufzugsordnung R/1 58 8 88 2228
Almwege; techn. Angelegenheiten B/6 72 46 11 224 Aufzugstechnik; Anlagen B/1-D 58 8 88 2183
Alternativenergieheizungen Förderung VI/12 53110 2976 Aufzüge Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Ältere Generation Landesbeirat 1/10 53 110 3294 Ausbildungsbeihilfen V/2 53 482 116
Althaussanierung l/6a 58 8 88 2853 Ausfuhr von Tieren und tierischen
Altölgesetz V/1 53 110 2714 Produkten VI/2 53 110 2892
Amt d. LReg. ohne GB/2 Personalan- Ausgleiche; Insolvenzrecht I/8 53 110 2191

gelegenheiten l/P-A 53 110 2041 Ausländerbeschäftigungsgesetz i/2 53 110 3252
Amtsbibliothek III/4 53110 2847 Ausländergrundverkehr VI/4 53 110 2988
Amtsbücherei III/4 53110 2847 Ausländische Vertretungsbehörden;
Amtsdruckerei l/AV 53110 2241 Erhebungen I/2 53 110 3252
Amtsgebäude; Planung Errichtung B/1-A 58 8 88 2184 Ausmerzentschädigungen VI/2 53 110 2892
Amtsgebäude; Verwaltung l/AV 53 110 2241 Aussiedlungen aus
Amtshaftung l/AV 53110 2241 hochwassergefährd. Gebieten VI/12 53 110 2976
Amtshaftungsausgleichsfonds 11/1 53110 2383 Ausspielungen I/2 53110 3252
Amtshilfe; Vertretungsbehörden I/2 53 110 3252 Ausstellungen III/2 53 110 3115
Amtsinspektorat LAD 53 110 2012 Auszeichnungen l/AV 53 110 2241
Amtstierärztlicher Dienst; fachl. Aufsicht VI/2 53 110 2892 Autobahnen Bau Erhaltung B/2-A 58 8 88 2882
Amtsverschwiegenheit Entbindung LAD 53 110 2012 Außenhandelsgesetz V/1 53110 2714
Amtsvormundschaft VIII/2 53 476 286
Änderung von Namen II/6 53110 2523 Bachregulierungen; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Anlagenbau landw. Angelegenheiten; Bäder; Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406

Förderung B/6 72 46 11 224 Bäderanlagen; medizin.
Anstalten Personalangelegenheiten l/P-B 53 110 2041 Angelegenheiten S/3 53 110 2912
Anstaltsfürsorge; finanzielle Bäderhygiene; rechtliche

Angelegenheiten IX/2 53 476 277 Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Bädertechnik B/10 58 8 88 2228
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz VII/1 53 476 241
Baubeiräte; Evidenz LAD 53110 2012
Bäuerliche Gästezimmer Förderung VI/12 53110 2976
Bauern-Sozialversicherung VI/6 53 110 2763
Baugewerbe; Konzessionsprüfungen BD 58 8 88 2523
Baugrundgeologie Sachverständige BD 58 8 88 2523
Baugrundkataster
Baugründe; Verwaltung Übertragung;

BD 58 8 88 2523

Familien R/3 58 8 88 2226
Baugründe; Zusicherung an junge

Familien R/2 58 8 88 2230
Bauhof Absdorf; Verwaltung B/6 72 46 11 224
Bauhof Plosdorf Flußbauhof B/3-A 58 8 88 2402
Bauland; Liegenschaftsbewertung B/4 58 8 88 2524
Baulandeignung Sachverständige BD 58 8 88 2523
Baurecht R/1 58 8 88 2228
Baustoffprüfung Straßenverwaltung B/2 58 8 88 2870
Baustoffzulassung B/4 58 8 88 2524
Bautechnik; Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Bauten; Hochbau
Bauvereinigungen; Wohnbauförderung;

GB/1 58 8 88 2180

allgemein I/6 58 8 88 2853
Bauvereinigungen; SPÖ;

Wohnbauförderung
Bauvereinigungen; Gemeinnützigkeit;

I/6 58 8 88 2853

allgemein
Bauvereinigungen; SPÖ;

1/10 53 110 3294

Gemeinnützigkeit 1/10 53 110 3294
Bauwirtschaft Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Bauwirtschaft; allgemeine BD 58 8 88 2523
Beamte Personalangelegenheiten
Beamte; Gemeindewachen

l/P-ABC 53110 2041

Dienstprüfung
Beaufsichtigung der Schüler;

I/2 53 110 3252

Kostenzuschüsse VIII/1 53110 3236

Bebauungspläne; rechtliche
Angelegenheiten R/1 58 8 88 2228

Bebauungsplan Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Beglaubigungen Überbeglaubigungen l/AV 53110 2241
Begutachtung von Rechtsvorschriften LAD 53110 2012
Behindertenhilfe (Abschnitt III NÖ SHG) VII/1 53 476 241
Behördenorganisation LAD 53 110 2012
Beleuchtung öffentliche B/1-D 58 8 88 2183
Beleuchtungstechnik Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Beratung; psychosoziale (allgemein) VII/1 53 476 241
Beratung; psychosoziale LKH Mauer
Beratung; psychosoziale LKH

VII/1 53 476 241

Klosterneuburg VII/1 53 476 241
Beratungsstelle

Bergbehördl. Verfahren; Vertretung d.

LAD 53110 2012

Landes BD 58 8 88 2523
Bergführer I/4 53 110 2599
Berufsausbildungsgesetz
Berufsbildende mittlere und höhere

V/1 53110 2714

Schulen V/3 53 482 115
Berufsschulbaufonds V/3 53 482 115
Berufsschulen
Berufsschulen ; Landesberufsschulen

V/3 53 482 115

Hochbau B/1-C 58 8 88 2182
Berufsschulen Lehrer
Berufsschulen land- und forstwirt-

V/3 53 482 115

schaftliche
Berufsschulrat gewerbliche

VI/5 53 110 2955

Personalangelegenh. l/P-A 53 110 2041
Beschaffungsangelegenheiten l/AV 53 110 2241
Beschäftigung Ausländer- I/2 53110 3252
Besoldung l/P-ABC 53 110 2041

Angelegenheit Abt. Telefon

Bestattungswesen; rechtliche
Angelegenheiten VII/3 53110 2747

Bestattungswesen; medizinische
Angelegenheiten S/2 53110 2912

Betriebliche Abwasserreinigung;
Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406

Betriebserweiterungen V/2 53 482 116
Betriebsaktionenverbotsgesetz V/1 53 110 2714
Betriebsbewilligungen; Arbeitneh-

merschutz VII/1 53 476 241
Betriebshelferdienst VI/12 53 110 2976
Betriebsneugründungen V/2 53 482 116
Betriebszeitengesetz; Sonn- und

Feiertags- V/1 53 110 2714
Bewertung landw. genutzter

Liegenschaften B/4 58 8 88 2524
Bewertung von Liegenschaften im

Bauland B/4 58 8 88 2524
Bewässerungen landwirtschaftliche;

Wasserbau B/3-B 58 8 88 2402
Bezirksforstinspektionen Aufsicht VI/11 53 110 2963
Bezirkshauptmannschaften;

Personalangelegenheiten l/P-A 53110 2041
Bezirkskommission; Geschworne und

Schöffen I/2 53 110 3252
Bezügegesetz l/P-A 53110 2041
Bezüge; Gemeinderat; Gemeinden 11/1 53 110 2383
Bibliothek (Amtsbibliothek) III/4 53 110 2847
Bienenzuchtgesetz VI/4 53 110 2988
Bildende Kunst zeitgenössische III/2 53 110 3115
Bildstelle (Landesbildstelle) VIII/1 53 110 3236
Bildungsangelegenheiten

landwirtschaftliche VI/5 53 110 ' 2955
Binnenschiffahrt 111/1 58 8 88 2375
Blitzschutzanlagen Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Blitzschutzanlagen; Konzessions-

prüfungen BD 58 8 88 2523
Bodenbeschaffung l/6a 58 8 88 2853
Bodenprüfung; Straßenverwaltung B/2 58 8 88 2870
Bodenreform; soweit die LReg.

zuständig ist VI/3 53 110 2988
Bordelle; Prostitutionsgesetz I/2 53 110 3252
Brandschutztechnik; Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Brücken; Planung Bau Erhaltung B/2-D 58 8 88 2875
Brückenbau Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Brückendienst Personalangele-

genheiten l/P-C 53 110 2041
Brückenverwaltung GB/2 58 8 88 2870
Buchbinderei l/AV 53110 2241
Bücherei (Amtsbibliothek) III/4 53 110 2847
Büchereiwesen III/2 53110 3115
Buchhaltung IV/1 53 110 2441
Buchmachergewerbe I/2 53110 3252
Bundesbauten; Hochbau B/1-B 58 8 88 2181
Bundesgebäudeverwaltung l/AV 53 110 2241
Bundesheerangelegenheiten l/AV 53110 2241
Bundespräsidentenwahl I/3 53110 2523
Bundesstatistikgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252 | 4
Bundesstempelmarken l/AV 53110 2241
Bundesstraßen A Bau Erhaltung B/2-A 58 8 88 2882
Bundesstraßen B Bau Erhaltung B/2-B 58 8 88 2873
Bundesstraßen S Bau Erhaltung B/2-B 58 8 88 2873
Bundesstraßen; rechtliche

Angelegenheiten R/1 58 8 88 2228
Bundesverwaltungsakademie Beirat LAD 53110 2012
Burgenkundliche Sammlung

(Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Büromaterial Materialamt l/AV 53 110 2241
Buschenschank V/1 53 110 2714
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Buswartehäuschen; Gesta l tung und
Förderung BD 58 8 88 2523

Campingp lä tze V/4 53 482 117

Dampfkesse l -Emiss ionsgesetz 1/5 58 8 88 2502

Dampfkesse lüberwachungsorgane B/5 58 8 88 2541

Dampfkesse lwesen;  recht l iche
Angelegenhei ten 1/5 58 8 88 2502

Dampfkesse lwesen  ; Sachverständige B/5 58 8 88 2541

Datenschutz ohne Strafverfahren LAD 53110 2012

Datenschutz Strafverfahren 1/2 53 110 3252

Datenverarbeitung LAD 53110 2012

Demoskop ie LAD 53 110 2012

Denkmalpf lege 111/2 53110 3115

Denkmalschutz 111/2 53110 3115

Dent isten;  recht l iche Angelegenhei ten VII/3 53 110 2747

Depo tgebäude  ohne Herreng.  9
kulturel le Ang. 111/2 53 110 3115

Devisengesetz;  Strafverfahren 1/2 53 110 3252
Diebstah lsmeldungen LAD 53110 2012
Dienstbekle idung l/AV 53 110 2241

Dienste;  soziale VII/1 53 476 241
Dienstfreistel lungen Gewerkschaft l/AV 53110 2241
Dienstkraftwagenbetr ieb B/8 37 35 01 73
Dienstnehmerhaftung l/AV 53 110 2241
Dienstnehmerschutz

Landesbedienstete l/AV 53 110 2241
Dienstnehmerschutz Landesbed.

Überprüfung LAD 53 110 2012
Dienstnehmervertretung l/AV 53 110 2241
Dienstpostenplan l /P-ABC 53110 2041
Dienstprüfungen l/P-B 53110 2041
Dienstprüfungen Straßenpersonal B/2 58 8 88 2870
Dienstprüfungen technische BD 58 8 88 2523
Dienstrecht l /P-ABC 53 110 2041
Dienstrecht Berufsschul lehrer V/3 53 482 115
Dienstrecht;  Geme inden 11/1 53 110 2383
Dienstrecht Lehrer Pf l ichtschulen

al lgemeinb. VIII/1 53 110 3236
Diens twohnungen l/AV 53110 2241
Diszipl inarangelegenheiten LAD 53110 2012
Direktvermarktung landw. Produkte

Förderung VI/12 53110 2976
Diskr iminierung; rass ische;

Strafverfahren I/2 53110 3252
Dokumentat ion R/2 58 8 88 2230
Dorferneuerung R/2 58 8 88 2230
Dorfhelfer innen VI/12 53110 2976
Drogen ;  mediz in ische Angelegenhei ten S/2 53110 2912
Drogenbeirat S/2 53110 2241
Druckerei l/AV 53 110 2241
Druckrohr le i tungsbau Sachverständige B/5 58 8 88 2541

ECO PLUS Gesel lschaftsantei le V/2 53 482 116
EDV LAD 53110 2012

. EGVG; Art. IX Abs. 1 Z. 4 6 7;
1 Strafverfahren I/2 53 110 3252

Ehrengaben l/AV 53 110 2241
Ehrenzeichen l/AV 53110 2241
Ehrungen l/AV 53110 2241
Eichwesen;  Strafverfahren I/2 53110 3252
Einfuhr von Tieren und t ier ischen

Produkten VI/2 53110 2892
Ein igungskommiss ionen;  Ernennung VI/4 53110 2988
Einsatzopferfonds VI/9 53110 3252
Einspruchsrecht  der L-Bürger und

Gemeinden I/3 53110 2523
Einzelabwasserbesei t igung B/3-C 58 8 88 2406

Abt. TelefonAngelegenheit

Eisenbahnbau Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Eisenbahnwesen;  rechtl.

Angelegenhei ten l/7 53110 2917
Elektrif izierungen Förderung VI/12 53 110 2976
Elektrifizierung öffentl iche B/1-D 58 8 88 2183
Elektrizitätswesen I/5 58 8 88 2502
Elektrizitätswirtschaft; Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Elektroinstal lat ion; An lagen B/1-D 58 8 88 2183
Elektroinstallation  ; Konzess ions-

prüfungen BD 58 8 88 2523
Elektronik Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Elektrotechnik; Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Elektrotechnikgesetz I/5 58 8 88 2502
Emiss ionen;  Dampfkesse l ;  rechtl .

Angelegenhei ten I/5 58 8 88 2502
Emiss ionsmessungen B/10 58 8 88 2228
Energierecht I/5 58 8 88 2502
Energiewirtschaft Geschäftsstel le BD 58 8 88 2523
Energiewirtschaftsrecht I/5 58 8 88 2502
Entb indung von der

Amtsverschwiegenhei t LAD 53110 2012
Entgeltfortzahlung VII/2 53 110 2763
Entsendung von Vertretern des Landes LAD 53 110 2012
Entwässerungen landwirtschaft l iche;

Wasserbau B/3-B 58 8 88 2402
Epidemiebekämpfung;  med.

Angelegenhei ten S/2 53110 2912
Epidemiebekämpfung;  recht l iche

Angelegenhei ten VII/3 53 110 2747
Erhebungen für Vertretungsbehörden I/2 53 110 3252
Erholungsfürsorge Ferienakt ion VIII/2 53 476 286
Ernährungswesen Sachverständige S/1 53 110 2912
Ersatzansprüche an Bedienstete;

Verzicht l/AV 53110 2241
Erschl ießung; Hei lbäder  und

Hei lvorkommen B/3-C 58 8 88 2406
Erschütterungsschutz; techn.

Angelegenhei ten B/10 58 8 88 2228
Erwachsenenbi ldung III/2 53 110 3115
Erzieher; Studienbeihi l fen IX/2 53 476 277

Erziehungsaufsicht VIII/2 53 476 286

Erziehungsberatung VIII/2 53 476 286

Erziehungshilfe VIII/2 53 476 286

Eutergesundheits-  und -kontrol ld ienst VI/2 53 110 2892
Evidenz; Gemeindewachen I/2 53 110 3252
Evidenz; Liegenschaften Bund Land B/7 53 110 2733

Evidenz; Vereine auf Gewinn ger ichtete I/2 53 110 3252
Exekut ionsangelegenheiten I/8 53 110 2191

Fachkräfte in der Sozialhi l fe VII/1 53 476 241
Fachprüfung für Agrardienst VI/3 53 110 2988

Fachschulen land- und forstwirt-
schaft l iche VI/5 53 110 2955

Fahrschulen I/7 53110 2917

Fahrtkostenzuschuß l/P-C 53110 2041

Fahrtkostenzuschüsse Schulk inder VIII/1 53 110 3236

Famil ienberatungsstel len  ;med.Ang. S/1 53 110 2912

Famil ienberatungsstel len rechtl .  Ang. VII/1 53 476 241

Famil ienförderung; Famil ienhi l fe;
Verwaltungsfonds 1/10 53110 3294

Famil ienförderung (al lgemein) 1/10 53110 3294

Famil ien; junge; Verwaltung von
Baugründen R/3 58 8 88 2226

Famil ien; junge; Zus icherung von
Baugründen R/2 58 8 88 2230

Famil ienforschung III/3 53 110 2044

Famil iengesetz 1/10 53 110 3294

Familienhilfe Verwal tungsfonds 1/10 53110 3294

Famil ienlastenausgleich; Strafverfahren I/2 53110 3252
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Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Familienpolitik Landesbeirat 1/10 53 110 3294 Förderung gewerbliche Wirtschaft V/2 53 482 116
Feiertags- Wochenendruhe; Förderung Grünraumgestaltung BD 58 8 88 2523

Arbeitnehmer VII/1 53 476 241 Förderung Güterwege B/6 72 46 11 224
Ferienaktion Erholungsfürsorge VIII/2 53 476 286 Förderung Hausstandsgründungen 1/10 53 110 3294
Fernsehangelegenheiten (ohne Förderung Heilbäder; Erschließung B/3-C 58 8 88 2406

Kabelfernsehen) VIII/3 53 110 3252 Förderung Heilvorkommen;
Fernwärmeförderung BD 58 8 88 2523 Erschließung B/3-C 58 8 88 2406
Feuerbeschau VI/9 53 110 3252 Förderung Hochwasserschutz-
Feuerlöschanlagen; Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406 maßnahmen B/3-A 58 8 88 2402
Feuerpolizei rechtliche Förderung Hoferschließung B/6 72 46 11 224

Angelegenheiten VI/9 53110 3252 Förderung Innovationen V/2 53 482 116
Feuerwehrangelegenheiten VI/9 53 110 3252 Förderung Investitionen Umweltschutz R/3 58 8 88 2226
Feuerwehrgerät; Förderung VI/9 53110 3252 Förderung Jugendfürsorgeverbände VIII/2 53 476 286
Feuerwehrregister VI/9 53 110 3252 Förderung Jugendherbergen
Feuerwehrschule Verwaltung VI/9 53 110 3252 Jugendverbände VIII/2 53 476 286
Filmangelegenheiten VIII/3 53 110 3252 Förderung Kultur III/2 53 110 3115
Finanzangelegenheiten IV/1 53110 2441 Förderung kulturtechnische
Finanzangelegenheiten d. Maßnahmen B/3-B 58 8 88 2402

Landwirtschaftskammer VI/12 53 110 2976 Förderung Kunst III/2 53 110 3115
Finanzkontrollausschußberichte LAD 53 110 2012 Förderung Künstler zeitgenössische III/2 53110 3115
Finanzsonderaktion für Gemeinden IV/1 53 110 2441 Förderung Landwirtschaft VI/12 53 110 2976
Fischereiangelegenheiten VI/4 53110 2988 Förderung landw. Anlagenbau B/6 72 46 11 224
Fischereiwirtschaft; Sachverständige VI/11 53110 2963 Förderung landwirtschaftliche
Flächenwidmungspläne; rechtl. Wohnbauförderung VI/12 53 110 2976

Angelegenheiten R/1 58 8 88 2228 Förderung Maschinenringe VI/12 53 110 2976
Flächenwidmungspläne; techn. Förderung Ortsbildpflege BD 58 8 88 2523

Angelegenheiten R/2 58 8 88 2230 Förderung Produktionsalternativen VI/12 53 110 2976
Fleischhauereibetriebe - Förderung Raumordnungsmaßnahmen R/3 58 8 88 2226

Hygienekontrollen VI/2 53110 2892 Förderung Schutzräume VI/9 53 110 3252
Fleischuntersuchung Schlachttierun- Förderung Siedlungswasserwirtschaft B/3-0 58 8 88 2406

tersuchung VI/2 53 110 2892 Förderung soziale Dienste VII/1 53 476 241
Fleischuntersuchung; veterinärmed. Förderung Telefonanschlüsse VI/12 53 110 2976

Angelegenheiten VI/2 53 110 2892 Förderung Tierzucht VI/4 53 110 2988
Flüchtlingswesen VI/9 53 110 3252 Förderung überbetriebl.
Flugplätze; rechtl. Angelegenheiten I/7 53 110 2917 Zusammenarbeit; landw. VI/12 53110 2976
Flurverfassung VI/3 53110 2988 Förderung Verkehrserschließung ländl.
Flüssiggaslagerung Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Gebiete B/6 72 46 11 224
Flüssigkeiten brennbare Lagerung Förderung Volksbüchereiwesen III/2 53 110 3115

Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Förderung Wasserversorgung B/3-C 58 8 88 2406
Flußbauhof Plosdorf B/3-A 58 8 88 2402 Förderung Weideverbesserung B/6 72 46 11 224
Flußregulierungen; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402 Förderung Weinwirtschaft VI/5 53110 2955
Flußverkehrsrecht 111/1 58 8 88 2375 Förderung Wildbachverbauung B/3-A 58 8 88 2402
Fondsangelegenheiten ; privatrechtl. II/4 53110 3144 Förderung Wirtschaft gewerbliche V/2 53 482 116
Forderungen Einbringung I/8 53 110 2191 Förderung Wissenschaft III/2 53110 3115
Fördertechnik Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Förderung Wohnbau; Eigenheime l/6a 58 8 88 2853
Förderung Abwasserbeseitigung B/3-C 58 8 88 2406 Förderung Wohnbau Landwirtschaft VI/12 53 110 2976
Förderung Alm- und Förderung Wohnbau

Weideverbesserungen B/6 72 46 11 224 Bauvereinigungen; allgemein I/6 58 8 88 2853
Förderung Almwege B/6 72 46 11 224 Förderung Wohnbau SPÖ-
Förderung Alternativenergieheizungen VI/12 53 110 2976 Bauvereinigungen I/6 58 8 88 2853
Förderung bäuerliche Gästezimmer VI/12 53 110 2976 Förderung Wohnbau Gemeinden;
Förderung betriebl. Abwasserbe- allgemein I/6 58 8 88 2853

seitigung B/3-C 58 8 88 2406 Förderung Wohnbau SPÖ-Gemeinden I/6 58 8 88 2853
Förderung Buswartehäuschen BD 58 8 88 2523 Formulare Materialamt l/AV 53 110 2241
Förderung Direktvermarktung landw. Forstgärten Landesforstgärten VI/11 53 110 2963

Produkte VI/12 53 110 2976 Forstliche Raumplanung VI/11 53 110 2963
Förderung Einzelabwasser- Forstorgane der BezVBeh. fachl.

beseitigungsanlagen B/3-C 58 8 88 2406 Aufsicht VI/11 53110 2963
Förderung Elektrifizierungen VI/12 53 110 2976 Forstrecht VI/4 53110 2988
Förderung Erwachsenenbildung III/2 53 110 3115 Forststraßenbauhof; Verwaltung VI/11 53110 2963
Förderung Familien 1/10 53 110 3294 Forsttechnische Angelegenheiten VI/11 53110 2963
Förderung Familienhilfe Forstwirtschaft Förderung VI/11 53 110 2963

Verwaltungsfonds 1/10 53 110 3294 Forstwirtschaft Sachverständige VI/11 53 110 2963
Förderung Fernwärme BD 58 8 88 2523 Fotografie künstlerische III/2 53110 3115
Förderung Feuerlöschanlagen B/3-C 58 8 88 2406 Freie Wohlfahrtspflege; Beziehungen,
Forderung Feuerwehrgerät VI/9 53 110 3252 Förderung VII/1 53 476 241
Förderung Forstwirtschaft VI/11 53 110 2963 Freie Wohlfahrtspflege; soziale Dienste VII/1 53 476 241
Förderung gemeinsame Anlagen B/6 72 46 11 224 Freizeithygiene S/1 53110 2912
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Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Fremdenverkehrsangelegenhei ten V/4 53 482 117 Gemeinnützigkei t ;  SPÖ
53 110Fremdenverkehrsförderungsfonds V/4 53 482 117 Bauverein igungen 1/10 3294

Funkeinr ichtungen der Gemeinsame An lagen Agrar.
B/6 72 46 11Straßenverwaltung B/2-E 58 8 88 2876 Operat ionen;  Bau 224

Fürsorgeerziehung VIII/2 53 476 286 Gendarmer ieangelegenhei ten LAD 53 110 2012

Fürsorge Kriegsopfer VII/1 53 476 241 Genossenschaf ten Abwasserbe-
B/3-C 58 8 88Fürsorgepersonal  und Fachpersonal sei t igung; Bau 2406

Fortb i ldung VIII/2 53 476 286 Genossenschaf ten Wasserversorgung,
B/3-GFürsorge Säugl inge 8/1 53 110 2912 Bau 58 8 88 2406

Futtermittelgesetz VI/4 53 110 2988 Geohydro log ie B/3-D 58 8 88 3178

Gartenbauangelegenhei ten VI/5 53 110 2955 Geolog ischer  Dienst BD 58 8 88 2523

Gasangelegenhei ten I/5 58 8 88 2502 Gericht;  Vertretung des Landes vor I/8 53 110 2191

Gasanlagen Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Geschäftsstel le für Energiewirtschaft BD 58 8 88 2523

Gasinstal lat ion; An lagen B/1-D 58 8 88 2183 Geschichts forschung III/3 53 110 2044

Gasinstal lat ion; Konzessionsprüfungen BD 58 8 88 2523 Geschworne Vertrauenspers.
53 110 3252Gassicherhei tsgesetz I/5 58 8 88 2502 Bez i rkskommiss ionen I/2

Gästezimmer Bäuer l iche Förderung VI/12 53 110 2976 Gesellschaftsantei le (allg.) IV/1 53 110 2441

Gasversorgung;  recht l iche Gesel lschaftsantei le
V/2 53 482 116Angelegenhei ten i/5 58 8 88 2502 Betr iebsansiedlung

Gebietsbauämter BD 58 8 88 2523 Gesel lschaftsantei le ECO PLUS

Gebietsbauämter  Personalangele- GesmbH V/2 53 482 116

genhei ten l/P-C 53 110 2041 Gesellschaftsantei le Fremdenverkehr V/4 53 482 117

Gebäude  Museen ohne Herrengasse 9 Gesel lschaftsantei le Gewerb l iche

Depots III/2 53 110 3115 Wirtschaft V/2 53 482 116

Gebäudeverwal tung l/AV 53 110 2241 Gesellschaftsantei le Standortberatung V/2 53 482 116

Gebührengesetz l/AV 53 110 2241 Gesellschaftsantei le Verkehrsverbund R/2 58 8 88 2230

Geburts tage Ehrengaben l/AV 53110 2241 Gesetzblatt LAD 53 110 2012

Gedenkstät ten III/2 53110 3115 Gestal tung Buswar tehäuschen BD 58 8 88 2523

Gefährdete Arten Tiere und Pflanzen Geste inskunde techn. Sachverständige BD 58 8 88 2523

Strafverf. I/2 53 110 3252 Gesundenuntersuchungen S/1 53 110 2912

Gefahrenguttransporte;  bes. Gen. Gesundhei tspf lege S/1 53 110 2912

Fahrz. u. Anh. B/8 37 35 01 73 Gesundhei tswesen;  mediz in ische

Gefahrenguttransporte;  e ingesch.  bes. Angelegenhei ten S/1 53 110 2912

Zulassung B/2 58 8 88 2870 Gesundhei tswesen;  recht l iche
Gefahrenguttransporte;  rechtl. Angelegenhei ten VII/3 53 110 2747

Angelegenhei ten I/7 53 110 2917 Gesundhei tswesen;  Sicherhei tstechnik B/10 58 8 88 2228

Gefahrenguttransporte;  Verpackungen B/8 37 35 01 73 Gewässeraufsicht ;  recht l iche
2375Gehal tsvorschüsse l/P-C 53110 2041 Angelegenhei ten 111/1 58 8 88

Geist ige Landesverteidigung I/2 53110 3252 Gewässeraufsicht ;  technische

Geldaushi l fen l/P-C 53 110 2041 Angelegenhei ten B/9 58 8 88 2229

Gemeindeangelegenhei ten 11/1 53110 2383 Gewässergüteuntersuchungen;
Gemeindeärzte VII/8 53110 2599 technische Angelegenhei ten B/10 58 8 88 2228
Gemeindeaufs icht  in Bausachen R/1 58 8 88 2228 Gewässerregul ierungen; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Gemeindeaufs icht  in Gemeinde- Gewässerschutz Sachverständige B/9 58 8 88 2229

Straßenangel. R/1 58 8 88 2228 Gewerbeangelegenhei ten V/1 53 110 2714
Gemeinden ;  Wohnbauförderung; Gewerbetechnik;  Sachverständige B/5 58 8 88 2541

al lgemein I/6 58 8 88 2853 Gewerbl iche Berufsschulen V/3 53 482 115
Gemeinden;  SPÖ-Gemeinden Gewerbl icher Berufsschulrat

Wohnbauförderung I/6 58 8 88 2853 Personalang. l/P-A 53 110 2041
Gemeinden ;  Abwasserbese i t igung; Gewerbl icher Rechtsschutz V/1 53 110 2714

Bau B/3-C 58 8 88 2406 Gewerbl iche Sozialversicherung VII/2 53 110 2763
Gemeinden;  Landesf inanzsonderakt ion IV/1 53110 2441 Glückspie l I/2 53110 3252
Gemeinden  Wasserversorgung;  Bau B/3-C 58 8 88 2406 Grade; akademische;  Strafverfahren I/2 53110 3252
Gemeindesani tätsdienst ;  med. Grenzgewässer B/3-A 58 8 88 2402

Angelegenhei ten S/1 53 110 2912 Großräumige Siedlungswasser-
Gemeindesani tätsdienst ;  rechtl. wirtschaft; Bau B/3-G 58 8 88 2406

VII/3 53 110 2747 Grundbücher  vor 1880 53 110 2044III/3
Gemeindestraßen techn. Grundbuchssachen I/8 53 110 2191

Angelegenhei ten B/2-C 58 8 88 2877 Grunderwerb R/3 58 8 88 2226
Gemeindeverbände 11/1 53110 2383 Grundlagenforschung;  geo log ische BD 58 8 88 2523
Gemeindewachebeamte;  Prüfung I/2 53110 3252 Grundlagenforschung;  Raumordnung R/2 58 8 88 2230
Gemeindewachen I/2 53 110 3252 Grundlagenforschung;  wasserwir t -
Gemeindewappen  Heraldik III/3 53110 2044 schaft l iche B/9 58 8 88 2229
Gemeinnütz ige Vereinig. Grundstücke im Bauland;  Bewertung B/4 58 8 88 2524

Wohnbauförderung;  a l lgemein I/6 58 8 88 2853 Grundverkehr VI/4 53 110 2988
Gemeinnütz ige Vereinig. SPÖ; Grünraumgestal tung; Förderung BD 58 8 88 2523

Wohnbauförderung I/6 58 8 88 2853 Güterwege; technische
Gemeinnützigkeit ;  Bauverein igungen Angelegenhei ten;  Förderung B/6 72 46 11 224

(al lgemein) 1/10 53110 3294 Güterwege;  Kol laudierung VI/3 53 110 2988
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Hafen- und Ländeneinrichtungen;
Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402

Haftung der Dienstnehmer l/AV 53110 2241
Hauptschulen VIII/1 53 110 3236
Hausbesorger VII/1 53 476 241
Hausstandsgründungen Förderung 1/10 53 110 3294
Haustechnik; Bauten B/1-D 58 8 88 2183
Hebammen; rechtliche

Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
Hebezeuge Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Heeresgebühren l/AV 53110 2241
Heilbäder; Erschließung B/3-C 58 8 88 2406
Heilquellenschutz Sachverständige BD 58 8 88 2523
Heilvorkommen; Erschließung B/3-C 58 8 88 2406
Heilvorkommen; rechtliche

Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Heilvorkommen; sanitäre Aufsicht S/3 53 110 2912
Heimfürsorge VIII/2 53 476 286
Heizungen Alternativenergie Förderung VI/12 53 110 2976
Heizungsanlagen Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Heizungstechnik; Anlagen B/1-D 58 8 88 2183
Hochbau GB/1 58 8 88 2180
Hochbau; Bundesbauten B/1-B 58 8 88 2181
Hochbau; Entwicklung; Forschung B/1-A 58 8 88 2184
Hochbau; Haustechnik B/1-D 58 8 88 2183
Hochbau; Kindergärten; öffent.

Pflichtschulen B/1-C 58 8 88 2182
Hochbau; Straßenverwaltung B/2-E 58 8 88 2876
Hochwasserschutz; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Hochzeitsjubiläen l/AV 53110 2241
Hoferschließung; techn. Angelegenh.;

Förderung B/6 72 46 11 224
Höhlenschutz (ohne Sachverständige) II/3 53 458 238
Höhlenschutz Sachverständige BD 58 8 88 2523
Hydrogeologie Sachverständige BD 58 8 88 2523
Hydrographie B/3-D 58 8 88 3178
Hydrologie B/3-D 58 8 88 3178
Hypothekenbank NÖ (allgemein) IV/1 53 110 2441
Hypothekenbank NÖ, Organe LAD 53110 2012

Immissionsschutz; technische
Angelegenheiten B/10 58 8 88 2228

Ingenieur; Führung d. Standesbez.;
Strafverf. I/2 53 110 3252

Ingenieurkammerwesen BD 58 8 88 2523
Ingenieurkammerwesen ; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Initiativrecht Landesbürger und

Gemeinden I/3 53 110 2523
Innerer Dienst LAD 53 110 2012
Innovationsförderung V/2 53 482 116
Insolvenzrecht I/8 53 110 2191
Institut für Landeskunde III/3 53110 2044
Invalideneinstellungsgesetz VII/1 53 476 241
Investitionsförderung V/2 53 482 116
Isotopentechnik B/10 58 8 88 2228

Jagdrechtsangelegenheiten VI/4 53 110 2988
Jagdwirtschaft Sachverständige VI/11 53 110 2963
Jubiläen; Ehrengaben l/AV 53 110 2241
Jugendförderung 1/10 53 110 3294
Jugendfürsorge VIII/2 53 476 286
Jugendfürsorgeverbände Förderung VIII/2 53 476 286
Jugendgerichtshilfe VIII/2 53 476 286
Jugendheime; Landes- IX/2 53 476 277
Jugendherbergen Förderung VIII/2 53 476 286
Jugendhilfsfonds; Pfingstsammlung VIII/2 53 476 286
Jugendpolitik Landesbeirat 1/10 53 110 3294
Jugendpsycholog. Beratungsdienst VIII/2 53 476 286

Angelegenheit Abt. Telefon

Jugendreferat 1/10 53 110 3294
Jugendschutz I/2 53 110 3252
Jugendverbände Förderung VIII/2 53 476 286

Kabelfernsehen I/9 53 110 2181
Kanalgebühren 11/1 53 110 2383
Kanzleiaufsicht LAD 53 110 2012
Kanzleimaterial Materialamt l/AV 53110 2241
Kapitänsprüfungen 111/1 58 8 88 2375
Kartensammlung (Landesbibliothek) III/4 53 110 2847
Katastrophendienst Alarmierung und

Koordination VI/9 53110 3252
Katastrophenschäden VI/12 53110 2976
Katastrophenschäden; Straßen

Gemeinde Privatstr. Bewert. B/6 72 46 11 224
Katastrophenschäden; Iw. Flächen

Anlag. Bewert. B/6 72 46 11 224
Katastrophenschutz (allgemein) VI/9 53 110 3252
Katastrophenschutz; medizinische

Angelegenheiten S/2 53 110 3252
Kaufmännische Berufsschulen V/3 53 482 115
Kindergartenangelegenheiten VIII/6 53 110 3236
Kindergarten; Bau B/1-C 58 8 88 2182
Kindergarten; Landhaus l/AV 53 110 2241
Kindergarten; Personalangelegenheiten l/P-B 53 110 2041
Kinderpsycholog. Beratungsdienst VIII/2 53 476 286
Kinderspielplatzgesetz R/1 58 8 88 2228
Kinos VIII/3 53110 3252
Kirchen Kultusangelegenheiten II/4 53 110 3144
Klimatechnik; Anlagen B/1-D 58 8 88 2183
Kollaudierung von Güterwegen VI/3 53 110 2988
Kommissionsgebühren l/AV 53110 2241
Konkurse; Insolvenzrecht I/8 53110 2191
Konsumentenschutzgesetz IV/2 53 458 264
Kontrolleinrichtungen Prüfberichte LAD 53 110 2012
Konzessionsprüfungen Baugewerbe BD 58 8 88 2523
Konzessionsprüfungen

Blitzschutzanlage BD 58 8 88 2523
Konzessionsprüfungen Elektro-

installation BD 58 8 88 2523
Konzessionsprüfungen Gasinstallation BD 58 8 88 2523
Konzessionsprüfungen Wasserleitungs-

installation BD 58 8 88 2523
Koordinationsdienst LAD 53 110 2012
Kopierstelle l/AV 53 110 2241
Kraftfahrlinien I/7 53 110 2917
Kraftfahrwesen (allgemein) I/7 53 110 2917
Kraftfahrwesen; Ausnahmege-

nehmigung B/8 37 35 01 73
Kraftfahrwesen; Ausrüstung B/8 37 35 01 73
Kraftfahrwesen; Bauart B/8 37 35 01 73
Kraftfahrwesen; Bew. f. nicht zugelas.

Anhänger B/8 37 35 01 73
Kraftfahrwesen; Einzelgenehmigung B/8 37 35 01 73
Kraftfahrwesen; Routengenehmigung B/2 58 8 88 2870
Kraftfahrwesen; Transportgen. f.

überschw. Fahrz.
Kraftfahrzeugangelegenheiten

Sachverständige

B/2

B/8

58 8 88

37 35 01

2870

73
Kraftfahrzeugangelegenheiten

technische B/8 37 35 01 73
Kraftfahrzeugüberprüfungen B/8 37 35 01 73
Krane Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Krankenanstalten; medizinische

Angelegenheiten S/1 53 110 2912
Krankenanstalten; Planung, Errichtung B/1-A 58 8 88 2184
Krankenanstalten; rechtliche

Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
Krankenanstalten ; Sicherheitstechnik B/10 58 8 88 2228
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Krankenanstalten; Strahlenschutz 1/5 58 8 88 2502 Landeslehrer land- und forstwirt-

Krankenanstalten; Verwaltung VII/3 53 110 2747 schaftliche Schulen I/P-B 53 110 2041

Krankenpflegeschulen; medizin.
Angelegenheiten S/1 53110 2912

Landeslehrer Pflichtschulen
allgemeinbildende VIII/1 53 110 3236

Krankenversicherung VII/2 53 110 2763 Landesmuseum III/2 58 110 3115

Krankheiten ansteckende; med. Landespensionistenheime IX/2 53 476 277

Angelegenheiten S/2 53 110 2912 Landespensionistenheime; Errichtung B/1-C 58 8 88 2182

Krankheiten; rechtliche Landespflegeheime IX/2 53 476 277

Angelegenheiten VII/3 53110 2747 Landessanitätsrat S/1 53 110 2912

Kriegsgräber I/3 53110 2523 Landessanitätsrat Bestellung S/1 53 110 2912

Kriegsopfer; Fürsorge VII/1 53 476 241 Landessäuglingsheime IX/2 53 476 277

Küche Landhaus l/AV 53110 2241 Landesschulrat Personalangele-

Kulturelle Angelegenheiten III/2 53 110 3115 genheiten l/P-A 53 110 2041

Kulturflächen landwirtschaftliche VI/4 53 110 2988 Landesstraßen Bau Erhaltung

Kulturschilling (ohne Erträgnisse für Verwaltung B/2-0 58 8 88 2877

Sport) III/2 53 110 3115 Landesstraßen; rechtliche

Kulturschilling (Erträgnisse für Angelegenheiten R/1 58 8 88 2228

Sportzwecke) I/4 53 110 2599 Landesverfassung LAD 53 110 2012

Kulturtechnische Maßnahmen; Landesvermögen; Verwaltung IV/1 53 110 2441

Wasserbau B/3-B 58 8 88 2402 Landesverteidigung geistige I/2 53 110 3252

Kultusangelegenheiten II/4 53 110 3144 Landesverteidigung militärische l/AV 53 110 2241

Kundmachung von Rechtsvorschriften LAD 53 110 2012 Landesverteidigung umfassende l/AV 53110 2241

Kunst; kulturelle Angelegenheiten III/2 53110 3115 Landesverteidigung wirtschaftliche I/2 53 110 3252

Künstler zeitgenössische; Förderung III/2 53110 3115 Landesverteidigung zivile VI/9 53 110 3252

Kurorte; rechtliche Angelegenheiten VII/3 53 110 2747 Landesvertreter Entsendung LAD 53110 2012
Kurorte; sanitäre Aufsicht S/3 53110 2912 Landeswappen Schutz l/AV 53 110 2241

Landeswarnzentrale VI/9 53 110 3252
Ladenschluß VII/1 53 476 241 Landes-Wasserwirtschaftsfonds NÖ B/3-C 58 8 88 2406
Lagerstättenkunde Sachverständige BD 58 8 88 2523 Landhauskindergarten l/AV 53 110 2241
Land- und Forstwirtschaftsinspektion VI/10 53110 2827 Landhausküche l/AV 53 110 2241
Landarbeiterkammer finanzielle Landschaftsschutz (ohne

Angelegenheiten VI/12 53 110 2976 Sachverständige) II/3 53 458 238
Landarbeiterkammer rechtliche Landschaftsschutz; Sachverständige BD 58 8 88 2523

Angelegenheiten VI/4 53 110 2988 Landtagswahl I/3 53 110 2523
Landarbeitsrecht; rechtl. Landwirtschaft Sachverständige B/4 58 8 88 2524

Angelegenheiten VI/4 53 110 2988 Landw. Anlagenbau B/6 72 46 11 224
Landesabgabenamt IV/1 53110 2441 Landw. Berufsschulen VI/5 53 110 2955
Landesagrarsenat; administrative Landw. Berufsschulen; Planung

Angeleg. VI/3 53 110 2988 Errichtung B/1-A 58 8 88 2184
Landesagrarsenat; Sachverständige VI/3 53 110 2988 Landw. Berufsschulen; Planung
Landesanstalten Personalangele- Errichtung B/1-C 58 8 88 2182

genheiten l/P-B 53110 2041 Landw. Bewässerungen; Wasserbau B/3-B 58 8 88 . 2402
Landesarchiv III/3 53 110 2044 Landw. Bildungsangelegenheiten VI/5 53 110 2955
Landesausstellungen III/2 53 110 3115 Landw. Entwässerungen; Wasserbau B/3-B 58 8 88 2402
Landesbediensteten-Schutzgesetz l/AV 53 110 2241 Landw. Fachschulen VI/5 53 110 2955
Landesbediensteten-Schutzgesetz; Landw. Fachschulen; Planung

Überprüfung LAD 53110 2012 Errichtung B/1-A 58 8 88 2184
Landesbeirat Jugend- Familien ältere Landw. Fachschulen; Planung

Generation 1/10 53 110 3294 Errichtung B/1-C 58 8 88 2182
Landesbibliothek III/4 53110 2847 Landw. Kulturflächen VI/4 53 110 2988
Landesbildstelle VIII/1 53110 3236 Landw. Produkte Qualitätsklassen VI/5 53 110 2955
Landesbuchhaltung IV/1 53110 2441 Landw. Produkte Direktvermarktung
Landesbürgerevidenzen I/3 53 110 2523 Förderung VI/12 53 110 2976
Landesbürgerschaft I/3 53 110 2523 Landw. Siedlungsfonds VI/12 53 110 2976
Landesfeuerwehrschule Verwaltung VI/9 53110 3252 Landw. Siedlungswesen VI/12 53 110 2976
Landesfinanzsonderaktion für Landw. Sozialversicherung VI/6 53 110 2763

. Gemeinden IV/1 53 110 2441 Landw. Studienförderung VI/5 53 110 2955
4 1 Landesforstgärten VI/11 53 110 2963 R/A 70 AP 1 1 224

Landesgesetzblatt Abonnements I/9 53110 2181 Landw. Wohnbaufonds VI/12 53 110 2976
Landesgesetzblatt Bezug von Stücken l/AV 53110 2241 Landw. Wohnbauförderung VI/12 53 110 2976
Landesgesetzblatt Verlautbarung LAD 53 110 2012 Landwirtschaftsförderung VI/12 53 110 2976
Landeshypothekenbank (allgemein) IV/1 53 110 2441 Landwirtschaftskammer; finanz.
Landes-Hypothekenbank; Organe LAD 53110 2012 Angelegenheiten VI/12 53 110 2976
Landesjugendheime IX/2 53 476 277 Landwirtschaftskammer; rechtl.
Landesjugendreferat 1/10 53110 3294 Angelegenheiten VI/4 53 110 2988
Landeskindergarten; Errichtung B/1-C 58 8 88 2182 Lärmbekämpfung med. Angelegenh. S/3 53 110 2912
Landeskrankenanstalten; Verwaltung VII/3 53110 2747 Lärmmessung B/10 58 8 88 2228
Landeskunde Institut III/3 53 110 2044 Lärmschutz; technische
Landeslehrer Berufsschulen V/3 53 482 115 Angelegenheiten B/10 58 8 88 2228
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Lärmschutz an Bundes- und Mühlengesetz VI/4 53 110 2988
Landesstraßen B/2-F 58 8 88 2872 Mülibeseitigung; medizinische

Lebensmittelaufsicht S/1 53 110 2912 Angelegenh. S/3 53 110 2912
Lebensmittelangelegenheiten ; Müllgebühren 11/1 53110 2383

rechtliche Angelegenheiten VII/3 53 110 2747 Munitionstechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Lebensmittelhygiene S/1 53 110 2912 Museale Angelegenheiten III/2 53110 3115
Legistik LAD 53 110 2012 Musealgebäude (ohne Herrengasse 9) III/2 53 110 3115
Lehrer; Berufsschulen V/3 53 482 115 Musik, kulturelle Angelegenheiten lil/2 53110 3115
Lehrer; land- und forstw. Schulen l/P-B 53 110 2041 Musik zeitgenössische III/2 53 110 3115
Lehrer; Pflichtschulen Musikschulen lil/2 53110 3115

allgemeinbildende VIII/1 53110 3236 Mutterberatung; medizinische
Lehrforstamt Ottenstein VI/11 53 110 2963 Angelegenheiten S/1 53 110 2912
Lehrlingsbeihilfen VIII/2 53 476 286 Mutterberatung; rechtliche
Lehrpläne; land- und forstw. Schulen VI/5 53 110 2955 Angelegenheiten VIII/2 53 476 286
Leichenwesen; medizinische Mutterschutz VII/1 53 476 241

Angelegenheiten
Leichenwesen; rechtliche

S/2 53110 2912
Nahrungsmittelkontrolle; Lebensmit-

Angelegenheiten VII/3 53110 2747 telaufsicht S/1 53 110 2912
Lenkerprüfungen I/7 53110 2917 Nahrungsmittelkontrolle; rechtl.
Lichtpausen l/AV 53 110 2241 Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
Lichtspieltheater VIII/3 53 110 3252 Namensänderung II/6 53 110 2523
Lichttechnik Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Namensfestsetzung II/6 53110 2523
Liegenschaften Bund Land Evidenz B/7 53 110 2733 Naßbaggerungen Sachverständige B/9 58 8 88 2229
Liegenschaftsbewertung; Bauland B/4 58 8 88 2524 Nationalratswahl I/3 53110 2523
Liegenschaftsbewertung; Nationalsoz. Gedankengut; Verbreit.;

landwirtschaftliche B/4 58 8 88 2524 Strafv. I/2 53110 3252
Liegenschaftsverwaltung l/AV 53110 2241 Naturschutz (ohne Sachverständige) II/3 53 458 238
Liegenschaftsverwaltung Autobahnen B/2-A 58 8 88 2882 Naturschutz; Sachverständige BD 58 8 88 2523
Liegenschaftsverwaltung Natürliche Heilvorkommen;

Straßenverwaltung B/2-E 58 8 88 2876 Erschließung B/3-C 58 8 88 2406
Literatur zeitgenössische III/2 53 110 3115 Natürliche Heilvorkommen; rechtliche
Löschanlagen; Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406 Angelegenheiten VII/3 53 110 2747
Luftbildstelle BD 58 8 88 2523 Normenwesen BD 58 8 88 2523
Luftfahrt; rechtliche Angelegenheiten I/7 53110 2917 Notstandsmaßnahmen VI/12 53 110 2976
Luftfahrt; technische Angelegenheiten
Luftreinhaltung; medizinische

B/10 58 8 88 2228 NÖVAK LAD 53 110 2012

Angelegenheiten S/3 53 110 2912 Obereinigungskommission VI/4 53 110 2988
Luftreinhaltung; rechtliche Oberflächenhydrologie B/3-D 58 8 88 3178

Angelegenheiten R/3 58 8 88 2226 Obstbauangelegenheiten VI/5 53110 2955
Luftreinhaltung; technische Öffentliche Pflichtschulen; Errichtung B/1-C 58 8 88 2182

Angelegenheiten B/10 58 8 88 2228 Öffentliches Wassergut; Verwaltung 111/1 58 8 88 2375
Lüftungstechnik; Anlagen B/1-D 58 8 88 2183 Öffentlichkeitsarbeit des Inneren
LWZ VI/9 53110 3252 Dienstes LAD 53 110 2012

Öle; Altölgesetz V/1 53 110 2714
Marchfeldkanal B/9 58 8 88 2229 ÖNORMEN BD 58 8 88 2523
Maschinenbau Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Opferfürsorgeabgabe; Verwaltung VII/1 53 476 241
Maschinenringe Förderung VI/12 53110 2976 Orden l/AV 53 110 2241
Massenbewegungen Sachverständige BD 58 8 88 2523 Organhaftpflicht l/AV 53 110 2241
Maß- und Eichgesetz; Strafverfahren I/2 53 110 3252 Organisation der Behörden LAD 53 110 2012
Materialamt l/AV 53 110 2241 Organstrafverfügungen; Verzeichnisse I/2 53110 3252
Matrikenwesen II/6 53110 2523 Örtliche Raumordnung; BebpL;
Medikamente; medizinische Sachverständige B/4 58 8 88 2524

Angelegenheiten S/2 53 110 2912 Örtliche Raumordnung; Flwpl.; techn.
Medikamente; rechtl. Angelegenheiten VII/3 53 110 2747 Angelegenheiten R/2 58 8 88 2230
Medikamente; tierärztliche VI/2 53 110 2892 Örtliche Raumordnung; rechtliche Ang. R/1 58 8 88 2228
Medizinische Anlagen; Strahlenschutz I/5 58 8 88 2502 Ortsbildgutachten Sachverständige BD 58 8 88 2523
Medizinische Sachverständige S/2 53 110 2912 Ortsbildpflege; Förderung BD 58 8 88 2523
Mehrphasenbuchhaltung IV/1 53 110 2441 Ortsbildschutz; rechtliche
Meßanstalten öffentliche V/1 53 110 2714 Angelegenheiten R/1 58 8 88 2594
Mietrechtsgesetz 1/10 53 110 3294
Mikrofilmstelle l/AV 53 110 2241 Parteienvertretung; unbefugte;
Miichuntersuchung VI/2 53 110 2892 Strafverfahren I/2 53 110 3252
Militärische Landesverteidigung l/AV 53 110 2241 Pendlerhilfe 1/10 53 110 3294
Militärische Sondernutzung Pensionistenheime; Landes- IX/2 53 476 277

Straßengrund B/2 58 8 88 2870 Pensionistenheime; Landes-;
Mindestpflanzabstände VI/4 53 110 2988 Errichtung B/1-0 58 8 88 2182
Mineralöllagerung Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Pensionistenheime; med.

2912Mineralölordnung R/1 58 8 88 2228 Angelegenheiten S/2 53110
Moorbäder; Erschließung B/3-C 58 8 88 2406 Pensionistenheime; private; Aufsicht IX/2 53 476 277

183
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Angelegenheit Abt. Telefon

Radioaktivität; Schutz S/3 53 110 2912
Radioaktivität; Strahlenschutz; techn.

Ang. B/10 58 8 88 2228
Radioaktivität; Überwachung VI/9 53110 3252
Rauchfänge; Kehrfristen VI/9 53 110 3252
Raumordnung GR 58 8 88 2225
Raumordnung; örtliche; rechtliche

Angelegenheiten R/1 58 8 88 2228
Raumordnung; technische

Angelegenheiten R/2 58 8 88 2230
Raumordnung; überörtliche; rechtliche

Angelegenheiten R/1 58 8 88 2594
Raumordnungsmaßnahmen; Förderung R/3 58 8 88 2226
Raumplanung; forstliche VI/11 53 110 2963
Rechnungsabschluß IV/1 53 110 2441
Rechnungshofangelegenheiten LAD 53 110 2012
Rechnungswesen IV/1 53 110 2441
Rechtsanwaltsordnung; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Rechtsbüro I/8 53110 2191
Rechtsschutz gewerblicher V/1 53110 2714
Rechtsvorschriften; Kundmachung LAD 53 110 2012
Regulierungen von Gewässern;

Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Reinhaltung; Luft S/3 53 110 2912
Reisegebühren l/P-C 53 110 2041

Religionsgesellschaften ; Aufsicht II/4 53 110 3144
Rettungswesen; medizinische

Angelegenheiten S/1 53 110 2912
Rettungswesen; rechtliche

Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Rohrbau; Druckrohrbau

Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Rohrleitungsangelegenheiten V/1 53 110 2714
Rohstofforschung BD 58 8 88 2523
Rohstoffwirtschaft Sachverständige BD 58 8 88 2523
Rollfähren; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Röntgentechnik B/10 58 8 88 2228
Routengenehmigung B/2 58 8 88 2870
Rundfunkangelegenheiten VIII/3 53 110 3252

Saatgutangelegenheiten VI/4 53 110 2988
Sachverständige Abbautechnik BD 58 8 88 2523
Sachverständige Abwassertechnik B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Alm- und

Weideverbesserungen B/6 72 46 11 224
Sachverständige Artenschutz BD 58 8 88 2523
Sachverständige Aufzüge B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Bäder med.

Angelegenh. S/3 53110 2912
Sachverständige Bädertechnik B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Baugrundgeologie BD 58 8 88 2523
Sachverständige Baulandeignung BD 58 8 88 2523
Sachverständige Bautechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Bauwirtschaft B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Bebauungsplan B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Beleuchtungstechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Blitzschutzanlagen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Brandschutztechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Brückenbau B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Dampfkesselwesen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Druckrohrleitungsbau B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Eisenbahnbau B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Elektrizitätswirtschaft B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Elektronik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Elektrotechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Ernährungswesen S/1 53 110 2912
Sachverständige Erschütterungsschutz B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Fischereiwirtschaft VI/11 53 110 2963

Angelegenheit Abt. Telefon

Pensionistenheime private; Bewilligung IX/2 53 476 277
Pensionsangelegenheiten l/P-B 53110 2041
Pensionsversicherung VI1/2 53110 2763
Personalangelegenheiten l/P-ABC 53110 2041
Personalangelegenheiten; Lehrer

Berufsschulen V/3 53 482 115
Personalangeiegenheiten GB/2 l/P-C 53 110 2041
Personalangelegenheiten Lehrer a.

Pflichtsch. VIII/1 53 110 3236
Personalstand; Gemeindewachen I/2 53 110 3252
Personalvertretungsangelegenheiten l/AV 53 110 2241
Personalvertretungsrecht Gemeinden 11/1 53110 2383
Personenstandsangelegenheiten II/6 53 110 2523
Pfingstsammlung Jugendhilfsfonds VIII/2 53 476 286
Pflanzenzuchtangelegenheiten VI/4 53110 2988
Pflegeaufsicht VIII/2 53 476 286
Pflegebewilligung VIII/2 53 476 286
Pflegeheime; Landes- IX/2 53 476 277
Pflegeheime; medizinische

Angelegenheiten S/2 53 110 2912
Pflegeheime; private; Aufsicht IX/2 53 476 277
Pflegeheime; private; Bewilligung IX/2 53 476 277
Pflegekinderheime Bewilligung Aufsicht VIII/2 53 476 286
Pflegeplätze; private Aufsicht VII/1 53 476 241
Pflegeplätze; private Bewilligung VII/1 53 476 241
Pflichtschulen allgemeinbildende VIII/1 53 110 3236
Pflichtschulen Errichtung B/1-C 58 8 88 2182
Pipelinebau Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Pittental Unteres; Wasserlei-

tungsverband II/5 58 8 88 2595
Planung von Bundes- und

Landesstraßen' B/2-F 58 8 88 2872
Planungsorgan; wasserwirtschaftliches B/9 58 8 88 2229
Plasmapherese VII/3 53 110 2747
Plosdorf Flußbauhof B/3-A 58 8 88 2402
Polizeiangelegenheiten I/2 53 110 3252
Polytechnische Lehrgänge VIII/1 53 110 3236
Porträtsammlung (Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Postabfertigung LAD 53110 2012
Postübernahme LAD 53110 2012
Postzustellung Ausland l/AV 53 110 2241
Preisrechtliche Angelegenheiten IV/2 53 458 264
Pressedienst I/9 53 110 2181
Private Pensionistenheime; Aufsicht IX/2 53 476 277
Private Pflegeheime; Aufsicht IX/2 53 476 277
Privatzimmervermietung V/1 53110 2714
Produkte landwirtschaftliche;

Qualitätsklassen VI/5 53 110 2955
Produktionsalternativen, Förderung VI/12 53110 2976
Produktsicherheitsgesetz IV/2 53 458 264
Prostitutionsgesetz I/2 53 110 3252
Protokoll LAD 53 110 2012
Prüfberichte der Kontrolleinrichtungen LAD 53 110 2012
Prüfung; Gemeindewachebeamte I/2 53110 3252
Punzierungsgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Psychosoziale Beratung (allgemein) VII/1 53 476 241

__  Psychosoziale Beratung; LKH Mauer VII/1 53 476 241
hB  Psychosoziale Beratung; LKH

Klosterneuburg VII/1 53 476 241
Pyrotechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524

Qualitätsklassen landwirtschaftliche
Produkte VI/5 53110 2955

Qualitätsklassenkontrolle S/1 53110 2912

Radaranlagen Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Radioaktivität; rechtl. Angelegenheiten I/5 58 8 88 2502
Radioaktivität; rechtl. Ang. f. med.

Anlagen I/5 58 8 88 2502
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Abt. TelefonAngelegenheit Angelegenheit Abt. Telefon

Sachverständige tierärztliche VI/2 53 110 2892
Sachverständige Toranlagen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Umweltgeologie BD 58 8 88 2523
Sachverständige Umweltschutz B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Umweltschutz med.

Angelegenheiten S/3 53110 2912
Sachverständige Verkehrserschließung

ländl. Geb. B/6 72 46 11 224
Sachverständige Verkehrstechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Vermessungswesen B/7 53 110 2733
Sachverständige veterinärmedizinische VI/2 53 110 2892
Sachverständige Waffentechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Wärmetechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Wasserbau B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Wasserkraftanlagen B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Wasserversorgung B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Zivilschutzbauten B/4 58 8 88 2524
Sammlungswesen I/2 53110 3252
Sanitäre Aufsicht Kurorte

Heilvorkommen S/3 53110 2912
Sanitärinstallation; Anlagen B/1-D 58 8 88 2183
Sanitätsdienst Gemeinden VII/3 53 110 2747
Sanitätsdienst; Gemeinden med. Ang. GS 53110 2906
Sanitätsgemeinden VII/8 53 110 2599
Sanitätsrat Landes- S/1 53 110 2906
Sanitätsrat Landes-; Mitglieder S/1 53 110 2912
Sanitätssammelstellen VI/9 53110 3252
Sanitätswesen; medizinische

Angelegenheiten GS 53 110 2906
Sanitätswesen; rechtliche

Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Säuglingsfürsorge S/1 53 110 2912
Säuglingsheime IX/2 53 476 277
Sauna; Bäderhygiene; medizin. Ang. S/3 53 110 2912
Sauna; Bäderhygiene; rechtl. Ang. VII/3 53 110 2747
Schadenersatzrecht I/8 53110 2191
Schallaburg III/2 53 110 3115
Schießtechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Schiffahrt Sachverständige B/9 58 8 88 2229
Schiffahrtsrecht 111/1 58 8 88 2375
Schiffsführerprüfungen 111/1 58 8 88 2375
Schischulen I/4 53110 2599
Schlachttieruntersuchung Fleischun-

tersuchung VI/2 53 110 2892
Schleusen; Wasserbau B/3-A 58 8 88 2402
Schlepplifte; rechtl. Angelegenheiten V/1 53 110 2714
Schlepplifte Sachverständige B/5 58 8 88 2541
Schöffen Vertrauenspers. Bezirkskom-

missionen I/2 53110 3252
Schreibstelle Allgemeine LAD 53 110 2012
Schrottlenkungsgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Schul- und Kindergartenfonds VIII/1 53110 3236
Schulbauordnung VIII/1 53110 3236
Schulbeihilfen für landwirtsch.

Fachschulen VI/5 53110 2955
Schulbuchangelegenheiten land- und

forstw. VI/5 53 110 2955 1 4
Schulen allgemeinbildende

Pflichtschulen VIII/1 53 110 3236
Schulen berufsbildende mittlere und

höhere V/3 53 482 115
Schulen Errichtung B/1-C 58 8 88 2182
Schulen gewerbliche V/3 53 482 115
Schulen gewerbliche; Personalang.

ohne Lehrer l/P-B 53 110 2041
Schulen kaufmännische V/3 53 482 115
Schulen land- und forstwirtschaftliche VI/5 53110 2955
Schulen land- und forstw. Personalang. l/P-B 53110 2041

Sachverständige Flächenwidmungsplan R/2 58 8 88 2230
Sachverständige Flüssiggaslagerung B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Flüssigkeiten brennb.

Lagerung B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Fördertechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Forstwirtschaft VI/11 53 110 2963
Sachverständige Gasanlagen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige gemeinsame Anlagen,

Agrar. Oper. B/6 72 46 11 224
Sachverständige Gesteinskunde

technische BD 58 8 88 2523
Sachverständige Gewässergüteun-

tersuchung B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Gewässerschutz B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Gewerbetechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Güterwegebau B/6 72 46 11 224
Sachverständige Hebezeuge B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Heilquellenschutz BD 58 8 88 2523
Sachverständige Heizungsanlagen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Höhlenschutz BD 58 8 88 2523
Sachverständige Hydrogeologie BD 58 8 88 2523
Sachverständige Isotopentechnik B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Jagdwirtschaft VI/11 53 110 2963
Sachverständige Kraftfahrwesen B/8 37 35 01 73
Sachverständige Krane B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Lagerstättenkunde BD 58 8 88 2523
Sachverständige Landesagrarsenat VI/3 53110 2988
Sachverständige Landschaftsschutz BD 58 8 88 2523
Sachverständige Landwirtschaft B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Lichttechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Liegenschafts-

bewertung Bauland B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Liegenschafts-

bewertung landw. B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Luftfahrt B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Luftreinhaltung B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Lärmschutz B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Maschinenbau B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Massenbewegungen BD 58 8 88 2523
Sachverständige Medizinische S/2 53110 2912
Sachverständige Mineralöllagerung B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Munitionstechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Naßbaggerungen B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Naturschutz BD 58 8 88 2523
Sachverständige Ortsbild BD 58 8 88 2523
Sachverständige Pipelinebau B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Pyrotechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Radaranlagen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Raumordnung R/2 58 8 88 2230
Sachverständige Rohstoffwirtschaft BD 58 8 88 2523
Sachverständige Röntgentechnik B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Saunaanlagen med.

Angelegenh. B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Schießtechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Schiffahrt B/9 58 8 88 2229
Sachverständige Schlepplifte B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Schutzraumbauten B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Seilbahnen B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Sicherheitstechn.

Gesundheit B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Sprengerschütterung BD 58 8 88 2523
Sachverständige Sprengmitteltechnik B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Sprengtechnik BD 58 8 88 2523
Sachverständige Starkstromtechnik B/5 58 8 88 2541
Sachverständige Steinbruchgeologie BD 58 8 88 2523
Sachverständige Strahlenschutz B/10 58 8 88 2228
Sachverständige Straßenbau B/4 58 8 88 2524
Sachverständige Straßen- u.

Tunnelbaugeologie BD 58 8 88 2523
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Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Schulen Lehrer Pflichtschulen Starkstromwegerecht I/5 58 8 88 2502

allgemeinb. VIII/1 53110 3236 Statistik R/2 58 8 88 2230

Schulen Sonderschule Wr. Neustadt VIII/1 53 110 3236 Statistik; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Schülerbeaufsichtigung Steinbruchgeologie Sachverständige BD 58 8 88 2523

Kostenzuschüsse VIII/1 53110 3236 Stempelmarkenverschleiß l/AV 53 110 2241

Schülerbeihilfen für allgbild. Stiftungsangelegenheiten H/4 53 110 3144

Pflichtschulen VIII/1 53 110 3236 Stipendien (für Südtiroler) Vlll/1 53 110 3236

Schülerbus VIII/1 53 110 3236 Stipendien landwirtschaftliche VI/5 53 110 2955

Schulkinder Fahrtkostenzuschüsse VIII/1 53 110 3236 Strafrecht I/8 53 110 2191

Schulkinderfürsorge VIII/2 53 476 286 Strafvollzugskommission;
53110 3252Schutzraumbauten Sachverständige B/4 58 8 88 2524 Vertrauenspersonen I/2

Schutzräume Förderung VI/9 53 110 3252 Strahlenschutz; Gewerbe V/1 53 110 2714

Schutzwasserbau B/3-A 58 8 88 2402 Strahlenschutz; medizinische
Schwangerenberatung S/1 53 110 2912 Angelegenheiten S/3 53 110 .2912

Schweinegesundheitsdienst VI/2 53110 2892 Strahlenschutz; rechtliche
58 8 88Seenverkehrsrecht 111/1 58 8 88 2375 Angelegenheiten I/5 2502

Seilbahnen; rechtl. Angelegenheiten I/7 53110 2917 Strahlenschutz; rechtl. Ang. für med.
I/5Seilbahnen Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Anlagen 58 8 88 2502

Senioren Landesbeirat 1/10 53 110 3294 Strahlenschutz; technische
Seniorengesetz 1/10 53 110 3294 Angelegenheiten B/10 58 8 88 2228
Sessellifte; rechtl. Angelegenheiten I/7 53 110 2917 Strahlenschutz; Überwachung VI/9 53 110 3252
Sicherheitstechnik; Gesundheitswesen B/10 58 8 88 2228 Straßenbau Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Siedlungsangelegenheiten; Straßenbauabteilungen GB/2 58 8 88 2870

landwirtschaftliche VI/12 53110 2976 Straßen- und Tunnelbaugeologie
Siedlungsangelegenheiten; nichtland- Sachverständige BD 58 8 88 2523

wirtschaftliche I/6 58 8 88 2853 Straßenpersonal B/2 58 8 88 2870
Siedlungswasserwirtschaft; Straßenpolizei I/7 53110 2917

großräumige B/3-C 58 8 88 2406 Straßenrecht R/1 58 8 88 2228
Siedlungswasserwirtschaft; Wasserbau B/3-C 58 8 88 2406 Straßenverwaltung GB/2 58 8 88 2870
Sonderabfallgesetz; behördl. Straßenverwaltung Funkeinrichtung B/2-E 58 8 88 2876

Angelegenheiten R/3 58 8 88 2226 Straßenverwaltung Hochbauten
Sonderabfall; technische Planung Bau Erh. B/2-E 58 8 88 2876
Angelegenheiten B/9 58 8 88 2229 Straßenverwaltung Liegenschverw.
Sonderschulen VIII/1 53 110 3236 Autobahnen B/2-A 58 8 88 2882
Sonderschulen Errichtung B/1-C 58 8 88 2182 Straßenverwaltung Liegenschverw.
Sonderschule Wr. Neustadt VIII/1 53110 3236 nichtöff. Gut B/2-E 58 8 88 2876
Sonn- und Feiertagsbetriebszei- Straßenverwaltung Maschinen Geräte

tengesetz V/1 53110 2714 Kfz B/2-E 58 8 88 2876
Sonn- und Feiertagsruhe VII/1 53 476 241 Straßenverwaltung Personalangele-
Sozialarbeiter Fortbildung VIII/2 53 476 286 genheiten l/P-C 53 110 2041
Soziale Dienste VII/1 53 476 241 Straßenverwaltung Planung B/2-F 58 8 88 2872
Soziale Verwaltung VII/1 53 476 241 Straßenverwaltung Verkehrssiche-
Sozialhilfe VII/1 53 476 241 rungseinricht. B/2-E 58 8 88 2876
Sozialhilfe Fachkräfte VII/1 53 476 241 Straßenverwaltung Winterdienst B/2-E 58 8 88 2876
Sozialhilfebeirat VII/1 53 476 241 Stromversorgung; rechtliche
Sozialhilfeeinrichtungen ; Aufsicht VII/1 53 476 241 Angelegenheiten I/5 58 8 88 2502
Sozialhilfeeinrichtungen; Bewilligung VII/1 53 476 241 Strukturverbesserungs- und
Sozialhilfeeinrichtungen ; Sicherstellung VII/1 53 476 241 Wirtschaftsförderungsfonds V/2 53 482 116
Sozialversicherung ; landwirtschaftliche VI/6 53 110 2763 Studienbeihilfen Erzieher IX/2 53 476 277
Sozialversicherung; nichtlandwirt- Studienförderung (Schülerbeihilfen) VIII/1 53 110 3236

schaftliche VII/2 53110 2763 Studienförderung landwirtschaftliche VI/5 53110 2955
Sparkassenaufsicht IV/2 53 458 264 Suchtgiftgesetz VII/3 53110 2747
Sparkassenregister IV/2 53 458 264 Südbahngemeinden; Wasserlei-
Spielautomaten VIII/3 53 110 3252 tungsverband II/5 58 8 88 2595
Spitalsärzte VII/3 53 110 2747
Spitäler; medizinische Angelegenheiten GS 53110 2906 Tagesmütter; Pflegebewilligung VIII/2 53 476 286

i Spitäler; rechtliche Angelegenheiten VII/3 53110 2747 Talsperrenaufsicht B/3-A 58 8 88 2402
I Spitäler des Landes; Verwaltung VII/3 53 110 2747 Tanzschulen VIII/3 53 110 3252

Sportangelegenheiten I/4 53 110 2599 Telefonanschlüsse Förderung VI/12 53 110 2976
Sportschilling I/4 53 110 2599 Telegrafenwege-Leitungsrechte I/5 58 8 88 2502
Sprengerschütterung Sachverständige BD 58 8 88 2523 Ternitz und Umgebung Wasserlei-
Sprengmitteltechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524 tungsverband 11/5 58 8 88 2595
Sprengtechnik Sachverständige BD 58 8 88 2523 Tierärztekammer; rechtliche
Staatsbürgerschaft I/3 53 110 2523 Angelegenheiten VI/4 53 110 2988
Staatsverträge Kundmachung LAD 53110 2012 Tierärztliche Angelegenheiten VI/2 53 110 2892
Stadterneuerung l/6a 58 8 88 2853 Tierärztliche Hausapotheken VI/2 53110 2892
Standesämter II/6 53110 2523 Tierbeschaufonds VI/2 53 110 2892
Standortberatung; Betriebsansiedlung V/2 53 482 116 Tiergesundheitsdienste VI/2 53 110 2892
Starkstromtechnik; Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Tierimpfungen VI/2 53110 2892
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Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Tierkörperbeseitigung; rechtl. Vereinspatent 1852; Bewilligung I/2 53110 3252
Angelegenheiten VI/4 53 110 2988 Verfassungsdienst LAD 53110 2012

Tierkörperbeseitigung; veterinärmed. Verhütung ansteckender Krankheiten S/2 53110 2912
Angelegenheiten VI/2 53 110 2892 Verkehrserschließung ländlicher

Tierpässe VI/2 53 110 2892 Gebiete B/6 72 46 11 224
Tierschutzangelegenheiten I/2 53 110 3252 Verkehrserschließung ländl. Gebiete;
Tierschutzangelegenheiten ; Prüfung VI/3 53110 2988

veterinärmed. VI/2 53110 2892 Verkehrsrecht Schiffahrt 111/1 58 8 88 2375
Tierseuchenbekämpfung; rechtl. Angel. VI/4 53 110 2988 Verkehrstechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Tierseuchenbekämpfung; veterinärmed. Verkehrsverbund ; Gesellschaftsanteile R/2 58 8 88 2230

Angelegenheiten VI/2 53 110 2892 Verkehrswesen I/7 53 110 2917
Tiertransporte Verladebeschau VI/2 53 110 2892 Verlautbarung von Rechtsvorschriften LAD 53110 2012
Tierversuche; rechtl. Angelegenheiten VI/4 53 110 2988 Vermessungsangelegenheiten B/7 53110 2733
Tierversuche; veterinärmed. Vermessungsgesetz; Strafverfahren I/2 53 110 3252

Angelegenheiten VI/2 53 110 2892 Vermögen des Landes; Verwaltung IV/1 53 110 2441
Tierversuchsgesetz; Strafverfahren I/2 53 110 3252 Vermögensrechnung IV/1 53 110 2441
Tierzucht rechtl. Angelegenheiten VI/4 53110 2988 Verpflegskostenangelegenheiten;
Tierzucht; veterinärmed. Landesjugendheim IX/2 53 476 277

Angelegenheiten VI/2 53110 2892 Verrechnung IV/1 53 110 2441
Tierzuchtförderung VI/4 53 110 2988 Versorgung Trinkwasser; med.
Titel akademische; Strafverfahren I/2 53110 3252 Angelegenheiten S/3 53 110 2912
Topographische Sammlung Vertragsbedienstete l/P-ABC 53 110 2041

(Landesbibliothek) III/4 53 110 2847 Vertragsrecht I/8 53110 2191
Toranlagen Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Vertrauenspersonen; Geschworne und
Totalisateurgewerbe I/2 53 110 3252 Schöffen I/2 53110 3252
Transportangelegenheiten B/2 58 8 88 2870 Vertrauenspersonen; Strafvollzug I/2 53 110 3252
Triestingtalgemeinden; Wasserlei- Vertreter des Landes; Entsendung LAD 53110 2012

tungsverband II/5 58 8 88 2595 Vertretung des Landes vor Gerichten I/8 53 110 2191
Trinkwasserversorgung S/3 53 110 2912 Vertretungsbehörden; Erhebungen I/2 53 110 3252
Tuberkulosebekämpfung; medizinische Verwaltung des öffentlichen

Angelegenheiten S/3 53 110 2912 Wassergutes 111/1 58 8 88 2375
Tuberkulosebekämpfung; rechtliche Verwaltungsabgaben l/AV 53110 2241

Angelegenheiten VII/3 53 110 2747 Verwaltungsakademie; NÖVAK LAD 53110 2012
Tuberkulosehilfe S/3 53110 2912 Verwaltungsakademie des Bundes;

Beirat LAD 53 110 2012
Uberbeglaubigungen l/AV 53 110 2241 Verwaltungsfonds Hilfe für Familien 1/10 53110 3294
Überbetriebliche Zusammenarbeit Verwaltungsreform LAD 53110 2012

landw. Ford. VI/12 53110 2976 Verwaltungsvereinfachungsvorschläge LAD 53 110 2012
Überörtliche Raumordnung R/2 58 8 88 2230 Verwaltungsverfahren LAD 53 110 2012
Übertragung von Baugründen an junge Veterinärangelegenheiten; rechtliche VI/4 53 110 2988

Familien R/3 58 8 88 2226 Veterinärangelegenheiten;
Überwachungsgebühren l/AV 53110 2241 veterinärmed. VI/2 53 110 2892
Umfassende Landesverteidigung ULV l/AV 53110 2241 Video künstlerisches III/2 53 110 3115
Umweltgeologie Sachverständige BD 58 8 88 2523 Videovorführungen öffentliche VIII/3 53 110 3252
Umweltschutz GR 58 8 88 2225 Viehwirtschaftsgesetz VI/4 53110 2988
Umweltschutz; Förderung von Volksabstimmungen I/3 53 110 2523

Investitionen R/3 58 8 88 2226 Volksbefragungen I/3 53 110 2523
Umweltschutz; medizinische Volksbegehren I/3 53 110 2523

Angelegenheiten S/3 53 110 2912 Volksbildung 111/2 53 110 3115
Umweltschutz; rechtliche Volksbüchereiwesen III/2 53 110 3115

Angelegenheiten R/3 58 8 88 2226 Volksschulen VIII/1 53 110 3236
Umweltschutz; technische Volkszählung R/2 58 8 88 2230

Angelegenheiten B/10 58 8 88 2228 Voranschlag IV/1 53 110 2441
Umweltschutz; wirtschaftliche Vorflutbeschaffung; Wasserbau B/3-B 58 8 88 2402

Angelegenheiten R/3 58 8 88 2226 Vorsorgemedizin S/1 53 110 2912
Unfallversicherung VII/2 53 110 2763
Universitätsorganisationsg.; Wachkörper; Gemeinden I/2 53110 3252

Strafverfahren I/2 53 110 3252 Waffentechnik Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Unteres Pittental; Wasserlei- Wäganstalten öffentliche V/1 53 110 2714

tungsverband II/5 58 8 88 2595 Wahlen; Bundespräsident I/3 53 110 2523
Unterhaltssachwalterschaft VIII/2 53 476 286 Wahlen; Gemeinden 11/1 53 110 2383
Unterhaltsvorschußgesetz VIII/2 53 476 286 Wahlen; Gemeindepersonalvertretung 11/1 53 110 2383

Wahlen; Landtag I/3 53 110 2523
Veranstaltungen VIII/3 53 110 3252 Wahlen; Nationalrat I/3 53 110 2523
Verbindungsstelle der Bundesländer LAD 53 110 2012 Wählerevidenz I/3 53110 2523
Verbände Abwasserbeseitigung; Bau B/3-C 58 8 88 2406 Waldschule (Wr. Neustadt) VIII/1 53 110 3236
Verbände Wasserversorgung; Bau B/3-C 58 8 88 2406 Wappen des Landes; Schutz l/AV 53 110 2241
Vereine; auf Gewinn gerichtete; Wappenverleihungen; Gemeinden 11/1 53 110 2383

Evidenz I/2 53110 3252 Wappen; Gemeinden; Heraldik III/3 53 110 2044
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Warenkennzeichnung V/1 53 110 2714 Wildbachverbauung B/3-A 58 8 88 2402

Wärmetechnik Sachverständige B/5 58 8 88 2541 Winkelschreiberei; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Warn- und Alarmdienst VI/9 53 110 3252 Winterdienst B/2-E 58 8 88 2876
Waschmittelgesetz Kennzeichnung V/1 53 110 2714 Wirtschaftliche Landesverteidigung I/2 53110 3252
Waschmittelgesetz rechtl. Ang. VII/3 53110 2747 Wirtschaftsförderung V/2 53 482 116
Waschmittelgesetz Überwachung S/1 53110 2912 Wirtschaftsförderungs- u.
Washingtoner Artenschutzüber. (CITES) Strukturverb.fonds V/2 53 482 116

ohne SV II/3 53 458 238 Wirtschaftspolitik V/2 53 482 116
Wasseraufbereitungsanlagen; Bau B/3-C 58 8 88 2406 Wirtschaftstreuhänder Berufsordnung V/1 53 110 2714
Wasserbau; ohne B/3-B Wildbachv. Wirtschaftswegebau; techn. Ang.;

und Hydrologie GB/3 58 8 88 2407 Förderung B/6 72 46 11 224
Wasserbau; B/3-B Wildbachverbauung GB/3 58 8 88 2407 Wissenschaft Förderung III/2 53110 3115
Wasserbau; Hydrologie B/3-D 58 8 88 3178 Wochenend- Feiertagsruhe;
Wasserbau; Sachverständige B/9 58 8 88 2229 Arbeitnehmer VII/1 53 476 241
Wasserbau; Vorflutbeschaffung B/3-B 58 8 88 2402 Wohlfahrtspflege freie; soziale Dienste VII/1 53 476 241
Wasserbeseitigung; med. Wohlfahrtspflege freie; Beziehungen VII/1 53 476 241

Angelegenheiten S/3 53110 2912 Wohnbauförderung; Bauvereinigungen
Wasserbewirtschaftung B/9 58 8 88 2229 allgemein I/6 58 8 88 2853
Wasserbuch 111/1 58 8 88 2375 Wohnbauförderung; SPÖ-
Wassergebühren 11/1 53 110 2383 Bauvereinigungen I/6 58 8 88 2853
Wassergenossenschaften 111/1 58 8 88 2375 Wohnbauförderung; Eigenheime l/6a 58 8 88 2853
Wassergut öffentliches; Verwaltung 111/1 58 8 88 2375 Wohnbauförderung; Gemeinden
Wasserinstallation Anlagen B/1-D 58 8 88 2183 allgemein I/6 58 8 88 2853
Wasserinstallation Konzessions- Wohnbauförderung; SPÖ-Gemeinden I/6 58 8 88 2853

Prüfungen BD 58 8 88 2523 Wohnbauförderung ; landwirtschaftliche VI/12 53 110 2976
Wasserkraftanlagen Sachverständige B/9 58 8 88 2229 Wohnbauten; techn. Überpr. allgemein I/6 58 8 88 2853
Wasserleitungsordnungen 111/1 58 8 88 2375 Wohnbauten; techn. Überpr.;
Wasserleitungsverbände; Aufsicht II/5 58 8 88 2595 SPÖ-Gemeinden I/6 58 8 88 2853
Wasserrecht 111/1 58 8 88 2375 Wohnbeihilfen allgemein I/6 58 8 88 2853
Wasserstandsnachrichtendienst B/3-D 58 8 88 3178 Wohnbeihilfen; SPÖ-Gemeinden u.
Wasserverbände; rechtliche Bauvereinig. I/6 58 8 88 2853

Angelegenheiten 111/1 58 8 88 2375 Wohnhaussanierung l/6a 58 8 88 2853
Wasserverbände; Schutzwasserbau B/3-A 58 8 88 2402 Wohnungsgemeinnützigkeit allgemein 1/10 53110 3294
Wasserversorgung; Gemeinden; Bau B/3-C 58 8 88 2406 Wohnungsgemeinnützigkeit; SPÖ
Wasserversorgung; Genossenschaften; Bauvereinigungen 1/10 53 110 3294

Bau B/3-C 58 8 88 2406 Wr. Neustadt; Landessonderschule
Wasserversorgung; Sachverständige B/9 58 8 88 2229 (Waldschule) VIII/1 53 110 3236
Wasserversorgung; Verbände; Bau B/3-C 58 8 88 2406
Wasserverunreinigung; Untersuchung B/10 58 8 88 2228
Wasserwirtschaft; Siedlungen B/3-C 58 8 88 2406
Wasserwirtschaftliche Grundlagen-

forschung B/9 58 8 88 2229 Zahlungsverkehr IV/1 53 110 2441
Wasserwirtschaftliches Planungsorgan B/9 58 8 88 2229 Zeitgenössische Künstler; Förderung III/2 53 110 3115
Wasserwirtschaftsfonds B/3-C 58 8 88 2406 Zeitschriften (Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Wasserwirtschaftsfonds Landes- NÖ B/3-C 58 8 88 2406 Zentralregistratur LAD 53 110 2012
Wegebau landwirtschaftlicher B/6 72 46 11 224 Zivildienst l/AV 53 110 2241
Wehren B/3-A 58 8 88 2402 Zivile Landesverteidigung VI/9 53 110 3252
Weideverbesserung techn. Ang.; Zivilrechtliche Angelegenheiten I/8 53 110 2191

Förderung B/6 72 46 11 224 Zivilschutz VI/9 53 110 3252
Weinbauangelegenheiten VI/5 53 110 2955 Zivilschutzbauten Sachverständige B/4 58 8 88 2524
Weinbaukomission VI/5 53110 2955 Ziviltechnikergesetz; Strafverfahren I/2 53 110 3252
Weingesetz VI/5 53 110 2955 Ziviltechnikerwesen ohne Strafverfahren BD 58 8 88 2523
Weinkontrolle S/1 53 110 2912 Zulassung; Baustoffe; Bauteile;
Weinwirtschaft; Förderung VI/5 53 110 2955 Bauweisen B/4 58 8 88 2524
Werkstätten l/AV 53110 2241 Zusicherung von Baugründen an junge
Wertausspielungen I/2 53110 3252 Familien R/2 58 8 88 2230

_ Wiener Neustädter Kanal; Verwaltung Zustellgesetz LAD 53110 2012
Instandh. B/3-A 58 8 88 2402 Zustellungen Ausland l/AV 53 110 2241
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